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Die facettenhafte Zuordnung einzelner Aspekte der Bündnispolitik der KPD/SED 
war notwendig, um wenigstens die Grundzüge theoretischer und praktischer Pro- 
bleme einer Politik parat zu haben, die, wie gerade die Bündnispolitik, immer auch 
durch die reale Bewegung vermittelt ist und durch sie modifiziert wird. Die Zu- 
ordnung war gleichermaßen notwendig, um schon durch die Formulierung von 
Hintergrundmaterial möglichen Mißverständnissen entgegenzutreten. Die Kritik 
an der Bündnispolitik, so wie sie hier formuliert wird, richtet sich nicht gegen die 
Notwendigkeit für eine möglichst breite Basis und für die Schaffung von politi- 
schen Formen der Annäherung an eine antikapitalistische Umwälzung zu kämpfen, 
sondern gegen den theoretischen Gehalt der Bündniskonzeption. Will man sich bei 
der Kritik der Bündnispolitik nicht in relativ disparaten Einzelheiten verlieren, dann 
ist es notwendig, systematisch die Entwicklungsfaktoren der Volksfront als interna- 
tionale Strategie mit den jeweils aktuellen Erfordernissen zu verbinden. In diesem 
Zusammenhang ist noch einmal an den VII. Weltkongress zu erinnern. Die dort von 
Dimitroff formulierte Identität des nationalen Klassenkampfes mit dem Kampf der 
Sowjetunion um ihre Weiterexistenz gipfelte in der Formel von der Sowjetunion als 
dem Vaterland aller Werktätigen. Die spezifische Entwicklung der Koexistenztheorie 
vom Leninschen Begriff der Koexistenz als “eines Kodex von zwischenstaatlichen 
Verkehrsformen, um die Beziehungen zu den kapitalistischen Staaten zum eigenen 
Vorteil zu etablieren” (141), zur Stalinschen Konzeption, die auf der These beruhte, 


141) Schmiederer, U., Die sowjetische Theorie der friedlichen Koexistenz, Frankfurt 1968, 
Ss. 13 
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“die sozialistische Umgestaltung bedürfe nicht nur nicht der Hilfe durch revolutio- 
näre Aktionen außerhalb ihrer Grenzen, sondern sei mit Notwendigkeit darauf ver- 
wiesen, unabhängig von der internationalen Situation die Transformation zur soziali- 
stischen Gesellschaft allein in Rußland zu erreichen” (142), veränderte das Ver- 
ständnis des proletarischen Internationalismus in entscheidender Weise. Involvierte 
der Internationalismusbegriff von Lenin noch die Gleichrangigkeit aller Teile der 
kommunistischen Weltbewegung, “Lenin, dessen Imperialismustheorie die Grund- 
lage einer Strategie gewesen war, die Revolution im agrarisch bestimmten, feudal 
verfassten Russland zu führen, hatte diese als ersten Schritt und auslösendes Ereig- 
nis des gesamten europäischen Revolutionsprozesses gedacht. Dieser Auffassung 
ordnete sich in der Phase des Kriegskommunismus die sowjetische Außenpolitik 
unter.” (143), so wurde er in der Stalin-Theorie vom Sozialismus in einem Lande 
so uminterpretiert: “Ein guter Internationalist ist, wer vorbehaltlos, ohne zu zö- 
gern, ohne Bedingungen zu stellen, bereit ist, die UdSSR zu unterstützen.” (144) 
Diese Reduktion auf die Unterstützungsfunktion hatte die Volksfrontkonzeption 
vor dem Kriege zu leisten,und es ist wohl so, daß ihr diese Funktion, wenn auch 
modifiziert, nach dem Kriege zukam. 


Die Sowjetunion bedurfte nach dem Il. Weltkrieg einer langen Atempause, um ihre 
ökonomische Energie ganz auf die Rekonstruktion ihrer vom Faschismus verwü- 
steten Wirtschaft zu lenken. Dies dürfte der eigentliche Grund gewesen sein, warum 
Stalin erklärte, daß er nicht daran zweifele, “daß die Möglichkeiten friedlicher Zu- 
sammenarbeit (mit den kapitalistischen Staaten, C.M.) weit davon entfernt sind,ge- 
ringer zu werden, sondern sich sogar noch vergrößern können.” (145) Dieser Opti- 
mismus gründet sich auf zwei Elemente sowjetischer Außenpolitik. Zum einen war 
durch das Entstehen des sogenannten sozialistischen Lagers und das Potsdamer Ab- 
kommen eine Verbreiterung des machtpolitischen Spielraums der Sowjetunion ge- 
geben, zum anderen verhinderten wenigstens vorläufig starke demokratische und 
Volksfrontbewegungen in den kapitalistischen Hauptländern eine mögliche Aggres- 
sionspolitik gegen die Sowjetunion. 


Wenn man zugleich davon ausgehen muß, daß zumindest ideologisch eine Identi- 
tät des internationalen Klassenkampfes mit den politischen Interessen der Sowjet- 
union konstruiert worden war, dann hatten die demokratischen, strategisch an der 
Bündnispolitik orientierten Bewegungen in den kapitalistischen Ländern vor allem 
die Aufgabe,einen Krieg gegen die SU zu verhindern. Überdies war es dann gleich- 
gültig, wie und unter welchen Umständen jeweils revolutionäre Prozesse ausgelöst 
wurden, wenn nur die Sowjetunion in der Verfolgung ihrer Interessen dabei Posi- 
tionsgewinne verbuchen konnte. Von hier aus gesehen war es für die Sowjetunion 
legitim, durch “territoriale Expansion und durch Revolutionen von oben (146) in 
den eroberten Gebieten ihren Einflußbereich zu vergrößern” (147); und es war 
142) ebenda, S. 17 

143) Schmiederer, a.a.O., S. 12 


144) Stalin, Die internationale Lage und die Verteidigung der UdSSR, in: Werke, Bd.10, 8.45 
145) Stalin, in: Neue Welt, Heft 8, Berlin 1946, S. 4, 8 40 


146) Stalin, Der Marxismus und die Fragen der Sprachwissenschaft, Berlin 1957, 8.58 f 
147) Schmiederer, 2.2.0., S. 20 
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gleichermaßen legitim, die internationale kommunistische Bewegung auf eine 
Volksfrontpolitik zu verpflichten für die der Sozialismus erst ein langfristiges 
Etappenziel ist. Diese Auffassung vom proletarischen Internationalismus sowie die 
mit ihr verbundene Koexistenztheorie muß man vor Augen haben, wenn man den 
konkreten Widersprüchen der Bündnispolitik der KPD auf die Spur kommen will. 
Der Zusammenhang zwischen den Interessen der Nationalen Arbeiterklassen und 
der Sowjetunion stellte sich durch das Schlüsseltheorem vom Beginn der Il. Etappe 
der allgemeinen Krise des internationalen Kapitalismus her. Da diese Krise sich 
durch den Abfall eines Teils der Welt vom Kapitalismus begründet, wird es für den 
Kapitalismus immer schwerer sich von seinen ökonomischen und politischen Kri- 
sen zu erholen. Dem Machtzuwachs der Sowjetunion entspricht ein Machtverlust 
der kapitalistischen Länder; dieser wiegt umso schwerer, weil eine tief greifende 
Krise auf kurz oder lang ausbrechen muß. Um aber gegenüber den einzigen, die in 
dieser Krise etwas zu verlieren haben, gewappnet zu sein, ist die Volksfront von- 
nöten, denn die Kapitalisten könnten sowohl nach außen wie nach innen versu- 
chen, noch einmal das Blatt der Geschichte zu ihren Gunsten zu wenden. Dies ist 
grob vereinfacht die Grundthese der Sowjettheorie. Darauf baut schließlich auch 
die “Zwei-Lager-Theorie” auf, die den Antagonismus von Lohnarbeit und Kapital 
hinter den Antagonismus der Systeme zurücktreten läßt; denn die innerökonomi- 
sche Krise des Kapitals ist durch die Verschärfung der allgemeinen Krise oder durch 
den Beginn der II. Etappe der allgemeinen Krise mit bewirkt. Die objektive Funk- 
tion der Sowjettheorie bestand also darin, eine Entwicklung zu prognostizieren ‚die 
es den westlichen Arbeiterbewegungen zur Existenzfrage macht, demokratische Po- 
sitionen auszubauen, um für die entscheidende Situation gerüstet zu sein. Schon 
Vargas Kritik an dieser Analyse macht deutlich, wie realitätsfern sie war. 


Diese schematische Analyse konnte nur entstehen, wenn sie auf der Basis von Er- 
satzkategorien der marxistischen Analyse verfaßt wurde, wenn sie also nicht mehr 
kritisch die reale Bewegung reproduzieren sollte, sondern apologetisch den Interes- 
sen der Sowjetunion Ausdruck geben sollte. 


Faßt man die einzelnen Faktoren der Bündnispolitik zusammen, so entsteht folgen- 
des Bild: 


1. Die aus der Niederlage der westlichen Revolutionen in den zwanziger Jahren re- 
sultierende Krise der kommunistischen Bewegung konstituierte die “Theorie vom 
Sozialismus in einem Lande”. Nach einer Phase linkssektiererischer Politik, die end- 
gültig an dem Sieg des Faschismus scheiterte, entstand dann die Volksfront- und 
Bündnispolitik “aus dem Bedürfnis einen Block wirksamer internationaler Bündnisse 
um die Sowjetunion zu formieren.” (148) Die Schaffung dieses Blocks sollte zu- 


gleich die Funktion haben, den Faschismus national und international einzudäm- 
men. 


2. Stärker als dies vor dem Kriege möglich war, kam der Volksfront ab 1945 eine 


148) Die Notwendigkeit des Kommunismus, Die Plattform von “Il Manifesto”, Internationale 
Marxistische Diskussion, These 18, Berlin 1971, S. 20 


Doppelfunktion zu. Einerseits sollte sie nach wie vor der Sowjetunion zum eige- 
nen Schutz dienen, andererseits aber “eine reale politische Beziehung zu den Mas- 
sen und ihren politischen Bedürfnissen wiederfinden.” (149) 


3. Die Theorie vom Entstehen zweier Lager, dessen einer Teil unweigerlich den Be- 
dingungen einer Vertiefung der allgemeinen Krise des Kapitalismus ausgesetzt war 
und dessen Kriegsgelüste deshalb nicht auszuschließen waren, verschob den natio- 
nalen Klassenkampf endgültig auf die internationale Ebene, und zwar in der Weise, 
daß alle Arbeiterparteien konstitutiv an die politischen Schritte der Sowjetunion 
gebunden waren. Ob sich, da die Perspektive der Revolution noch impliziert war, 
Revolutionen von oben oder von unten durchsetzen ließen, hing davon ab, wie 
jeweils spezifisch die Macht der Sowjetunion mit der nationalen Basismacht kom- 
biniert war. 


4. Der Erfolg der friedlichen Koexistenzpolitik der Sowjetunion manifestierte sich 
insbesondere im Potsdamer Abkommen. Es beinhaltete die Chance, eine interna- 
tionale friedliche Entwicklung einzuleiten und damit die objektive Möglichkeit, 
die besonders reaktionären Fraktionen der internationalen Bourgeoisie auszuschal- 
ten. Diese Möglichkeit konnte aber nur Realität werden, sofern es durch Bündnisse 
aller nicht-monopolistischen Klassen und Schichten gelang, “allmählich das Gleich- 
gewicht der bürgerlichen politischen Kräfte zu zerstören” und Spannungen zu er- 


zeugen, die sich nicht mehr auf rein reformistische Zielsetzungen reduzieren le- 
ßen.” (150) 


5. In diesen Zusammenhang ordnet sich die Politik der KPD ein. In Deutschland 
galt es überhaupt erst einmal die bürgerlich demokratische Revolution zu vollen- 
den, den besonders Krassen Widerspruch zwischen aggressiven faschistischen Mo- 
nopolen und Volk bewußt zu machen und im demokratischen Rekonstruktions- 
prozess die objektiv begründete Bündnismöglichkeit voll auszuschöpfen. 


Da der Angelpunkt dieser Strategie die Theorie von der II. Etappe der allgemeinen 
Krise, verbunden mit der Imperialismustheorie ist, ist es notwendig, die Kritik an 
ihr “aufzuhängen”. Die Theorie ist nämlich auf anschauliche Weise paradox. De 
facto ist die Periode der II. Etappe der allgemeinen Krise spätestens ab den frühen 
50er Jahren eine Phase beispielloser Expansion des Kapitalismus als Weltsystem. 
Diese Tatsache ist zu offensichtlich, als daß sie heute weggeleugnet werden kann. 
So wird sie denn in der Mitte der 50er Jahre in der neueren Theorie des staats- 
monopolistischen Kapitalismus in kritischer Absetzung von den Prognosen stali- 
nistischer Ökonomie reflektiert. Beispielhaft dürften hier die Bücher von Heininger 
und Gündel sein. (151) In dem Maße wie sich die Krisenprognose als unzutreffend 
erwies, mulste die sozialistische Ökonomie nach Ursachen für die langanhaltende 


149) ebenda 

150) ebenda, These 8, S. 17 

151) Gündel, R., Zum relativ hohen Wachstumstempo der westdeutschen Industrieproduktion 
im Verlauf des Aufschwungs von 1950/57, in: Probleme der politischen Ökonomie, Bd.3, 


Berlin 1960, Heininger, H., Der Nachkriegszyklus der westdeutschen Wirtschaft 1945 
-1950, Berlin 1959 


Prosperität suchen; dies implizierte, wie später gezeigt werden soll, auch eine Ver- 
lagerung des Begründungszusammenhangs der Volksfrontpolitik, die sich heute we- 
niger an der allgemeinen Krise des Kapitalismus festmacht als vielmehr an den 
immanenten und äußeren Bedingungen des kapitalistischen Reproduktionsprozes- 
ses. Die Korrekturen, die in der Theorie vom staatsmonopolistischen Kapitalismus 
an den Analysen der Nachkriegsentwicklung vorgenommen worden sind, können 
als Eingeständnis in den willkürlichen Charakter der stalinistischen Ökonomie ge- 
wertet werden; zugleich macht der Zeitpunkt, an dem sie vorgenommen worden 
sind deutlich, wie sehr die Polit-Ökonomie mit dem Namen Stalins verbunden ge- 
wesen ist. (152) 


Die stalinistische Polit-Ökonomie wurde, dies war die These, auf der Basis von Er- 
satzkategorien der marxistischen Analyse verfasst. 


— An die Stelle der Analyse der konkreten Weltmarktsituation nach dem II. 
Weltkrieg trat das Theorem von der II. Etappe der allgemeinen Krise. (153) 


— An die Stelle der immer noch aus dem Widerspruch von Lohnarbeit und 
Kapital resultierenden nationalen und internationalen Widerspruchsentwick- 
lung trat die vordergründig politisch motivierte Auffassung vom eıst fried- 
lichen und dann wieder nicht friedlichen Kampf zweier Systeme, dem sich 
die nationalen Arbeiterparteien unterzuordnen haben. 


— An die Stelle einer Klassenanalyse, die sich nur aus dem objektiven Entwick- 
lungsgrad jeweils nationaler Kapitale ableiten läßt, trat sowohl in der Vor- 
kriegszeit wie auch nach 1945 die Auffassung vom Gegensatz zwischen Volk 
und Monopolen. 


— An die Stelle einer materialistisch fundierten Perspektive traten Perspektiven 
jeweils friedlich-demokratischer und nicht-friedlicher faschistoider Entwick- 
lungen. Der Friede wurde zum ausschließlich moralischen Postulat, ohne noch 


zu klären, wie sich der Kampf für den Frieden mit dem Klassenkampf vermit- 
telt. 


Was den nationalen Klassenkampf der KPD anbelangte, so war ihr Bezugspunkt zur 
Herstellung einer friedlich-demokratischen Bündnispolitik das Potsdamer Abkom- 
men. Daß es unterlaufen wurde liegt an der friedensfeindlichen Politik rechter US- 
Kreise; und in dem Maße, wie es unterlaufen wurde, intendierten die westlichen Alli- 
ierten, so die Geschichtsschreibung der SED, eine Kolonisierungspolitik. 


Das Potsdamer Abkommen kann aber nicht als solide Grundlage, als innen- und 
außenpolitische Absicherung der Bündnispolitik gewertet werden. Abgesehen da- 
von, daß Bündnispolitik immer nur dann erfolgreich sein kann, wenn sie dem Ent- 
wicklungsgrad der Produktionsverhältnisse entspricht, belastete das Potsdamer Ab- 


152) siehe dazu: Wirth, M., a.a.0., 5.42 
153) Zum Problem der Periodisierung der kapitalistischen Entwicklung siehe auch: 


Altvater, Blanke, Neusüß, Kapitalistischer Weltmarkt und Weltwährungskrise, in: Proble- 
me des Klassenkampfs, Heft 1, Nov. 1971, S. 20/21 


kommen die Politik der KPD mit einer beträchtlichen Hypothek. Auf der Potsda- 
mer Konferenz akzeptierte die Sowjetunion die Aufteilung Deutschlands in Ein- 
flußsphären jeweils unterschiedlicher Systeme. Damit war, wenn auch nicht mit 
Notwendigkeit, eine mögliche Spaltung Deutschlands gegeben. Es bestand also we- 
nigstens die Gefahr, daß sich analog einer Zuspitzung der Gegensätze zwischen den 
Alliierten die Politik der KPD nur unter dem Schutz der sowjetischen Besatzungs- 
macht positiv entwickeln konnte. Zweitens mußte die “klassenunspezifische Ver- 
treibung der deutschen Bevölkerung aus dem Gebiet jenseits der Oder-Neiße” Millio- 
nen Arbeiter und Bauen latent in den Gegensatz zu einer Partei bringen, die in der 
Sowjetunion ihren “Freund und Helfer” sah. (154) Drittens mußte das ausgespro- 
chen harte Vorgehen der Sowjetunion in der Reparationsfrage das Vertrauen der 
durch die Bündnispolitik angesprochenen Schichten und Klassen in die Politik der 
KPD untergraben. “Die sowjetischen Demontagen erschwerten den Kampf kommu- 
nistischer Betriebsräte gegen die von den Westalliierten bis in das Jahr 1950 fortge- 
setzte Demontagepolitik.” (155) Hiermit sind nur einzelne Punkte angesprochen,die 
das Urteil der SED-Geschichtsschreibung über das Potsdamer Abkommen 1realtivie- 
ren. Wenn nämlich der Ausgangspunkt einer erfolgreichen Bündnispolitik an den un- 
mittelbaren Lebensbedürfnissen der Arbeiter, Bauern und kleinen Unternehmen zu 
bestimmen ist, dann mußte eine gegen die unmittelbaren Lebensbedürfnisse gerich- 
tete Besatzungspolitik sich negativ auf die KPD auswirken. 


“Es wurde ihr vorgeworfen, daß sie sich opportunistisch gegenüber der Sowjetunion 
verhalte. Vor allem ältere Arbeiter, die in der Weimarer Republik den Aufbau der 
UdSSR durch regelmäßige Geldspenden unterstützt hatten ..... verlangten jetzt von 
der KPD eine entschiedenere Interessenvertretung des deutschen Proletariats.” (156) 


An diesem Punkt konnte u.a. die einheitsfeindliche Politik Kurt Schumachers an- 
setzen, wenn er die Politik der KPD mit der der Sowjetunion identifizierte: “Wir 
deutschen Sozialdemokraten sind nicht britisch, nicht französisch und nicht ameri- 
kanisch. Wir sind die Vertreter des deutschen arbeitenden Volkes und damit der 


deutschen Nation... . Im Sinne der deutschen Politik ist die kommunistische Par- 
tei überflüssig.” (157) 


Wenn man also das Potsdamer Abkommen nicht einfach als eine solide Grundlage 
einer antifaschistisch-demokratischen Politik begreifen kann, sondern nur als Kom- 
promißprodukt, dann resultiert sein Stellenwert nicht allein aus vertraglichen Ziel- 
setzungen, sondern aus der Tatsache, daß es sich dabei um einen zeitlich begrenzten 
Kompromiß prinzipiell unterschiedlicher Systeme handelt; es konnte dann nur so- 
lange als politische Absicherung einer friedlichen Koexistenzpolitik begriffen wer- 
den, wie es den Interessen der Beteiligten entsprach. 


Badstübner/Thomas stellen in diesem Zusammenhang die These auf, daß das Pots- 
damer Abkommen die Entwicklung in Deutschland nicht in eine volksdemokrati- 


154) Schmidt/Fichter, a.a.O., S. 86 
155) ebenda, S. 87 

156) ebenda, S. 90 

157) Schumacher, a.a.O., S. 7 
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sche oder bürgerlich-demokratische Richtung präjudiziert habe und daß die einzi- 
gen, die durch diese Beschlüsse etwas verloren hätten, die deutsche Monopolbour- 
geoisie gewesen sei; ihre These leitet sich dabei von vertraglich fixierten Rechtspo- 
sitionen ab. Sie übersehen dabei aber, daß es einen Dissens in der Interpretation 
des Potsdamer Abkommens gegeben hat, daß z. B., wie auch der US-Historiker 
Gimbel ausführt, die USA Deutschland als ein Feindstaat besetzt hatten und kei- 
neswegs in erster Linie ein Interesse an einer Demokratisierung Deutschlands ge- 
habt haben. Die Politik der Militärregierung zeigt deutlich den “Vorrang der Inter- 
essen gegenüber den Idealen.” (158) 


Die konkrete Besatzungspolitik hat denn auch sehr schnell die Unterschiede im 
Vorgehen der einzelnen Besatzungsmächte deutlich gemacht. Die Einflußnahme 
auf die parteipolitische und gewerkschaftliche Entwicklung in Deutschland, die 
in erster Linie auf die Verhinderung der basisorientierten Einheitsfront und auf 
Bündnistendenzen hinzielte, kann als anschauliches Beispiel dafür gewertet werden. 


In Deutschland selbst sind die Unterschiede im Vorgehen der Besatzungsmächte 
nicht erst seit Beginn des Kalten Krieges sichtbar geworden, sondern sie zeichnen 
sich in allen wichtigen Fragen schon sehr früh ab. 


Diese Tatsache muß auch gegen die von Badstübner/Thomas angewendete These 
gesetzt werden, daß sich erst über einen Rechtsruck in der US-Bourgeoisie unter- 
schiedliche politische Konzeptionen der Alliierten durchgesetzt hätten. Erst da- 
durch, daß eine besonders aggressive Abteilung der US-Bourgeoisie die politische 
Führung in den USA übernommen habe, sei die gemeinsame politische Basis in 
der Deutschlandpolitik untergraben worden. Auch wenn nicht zu bestreiten ist, 
daß sich mit dem Beginn des Kalten Krieges die Differenzen klar herausgearbeitet 
haben, so darf doch nicht übersehen werden, daß die USA von Anfang an in West- 
deutschland “den Sozialismus verhindern und dem Kommunismus zuvorkommen 
wollten.” (159) Dieses Interesse hat auch im Potsdamer Abkommen seinen Aus- 
druck gefunden. “Mit ihrer Zustimmung zum $& 12 des Potsdamer Abkommens, 
der die Dezentralisierung des deutschen Wirtschaftslebens vorsah, mit dem Ziel der 
Vernichtung der bestehenden übermäßigen Konzentration der Wirtschaftskraft.... 
verzichtete die UdSSR formell auf die Durchsetzung ihrer eigenen Sozialisierungs- 
vorstellungen.” (160) 


Eine Verleugnung dieser Tatsache kann nur dadurch verursacht sein, daß die SED- 
Geschichtsschreibung dem Potsdamer Abkommen apologetisch einen Erfolg der 
friedlichen Koexistenzpolitik abgewinnen muß. In anderer Hinsicht ist die Inter- 
pretation des Unterlaufens des Potsdamer Abkommens noch problematischer. Da- 
durch, daß eine besonders aggressive Kapitalfraktion die Aufkündigung der fried- 
lichen Koexistenzpolitik verursacht habe, wird indirekt unterstellt, daß eine andere 
friedlichere Abteilung in Fortführung der Roosevelt-Politik durchaus die Gewähr 
für eine antifaschistische Demokratisierungspolitik in Deutschland geboten hätte. 
158) Gimbel, a.a.O., S. 306 


159) Gimbel, a.a.0., S. 13 
160) Schmicht/Fichter, a.a.O., S. 86 


Diese Auffassung unterschlägt die Frage danach, wie und warum sich die Eindäm- 
mungspolitik der USA durchsetzen mußte. Das bestimmende Interesse der USA 
an einer Rekonstruktion des Weltmarktes unter ihrer Führung, das zuerst in dem 
Abkommen von Bretton Woods seinen Ausdruck findet, die Probleme, die sich durch 
die Umstellung von Kriegs- auf Friedensproduktion ergaben (161), insbesondere die 
innerökonomischen Konsequenzen für den US-Kapitalismus, diese Momente müs- 
sen zuvörderst untersucht werden, bevor aus dem Herrschaftsanspruch von Bour- 
geoisieteilen ein politischer Rechtsruck allein abgeleitet wird. Erst nach einer sol- 
chen Analyse ließe sich klären, wodurch die Aufkündigung der Koexistenzpolitik 
Rooseveltscher Prägung objektiv begründet ist. Der Verzicht auf die Analyse und 
die nur aus der Frontstellung zur UdSSR begründete Machtpolitik der USA hat 
die KPD in ihrer Agitation bis an den Rand der Unglaubwürdigkeit gebracht. In 
dem Maße wie sich ihr Kampf um die Herstellung einer antifaschistischen Bünd- 
nispolitik mit der Agitation für die deutsche Einheit verband, bezeichnete sie die 
Politik der westlichen Alliierten als Kolonisierungspraxis. Dadurch entging ihr, ob- 
wohl gewisse Praktiken durchaus mit kolonialistischen Methoden vergleichbar wa- 
ren, daß die Alliierten ein differenziertes Herrschaftsinstrumentarium anwandten, 
das dem schließlichen Zweck der Restauration eines funktionstüchtigen, hochent- 
wickelten Kapitalismus diente, das also gegenüber der deutschen Bourgeoisie von 
einer Kolonisierungspolitik keine Rede sein konnte. Selbst wenn Konkurrenzde- 
montagen und speziell das Ruhrstatut gegen die Interessen der deutschen Bourgeoi- 
sie gerichtet waren, hätte, indem die Restauration des Kapitalismus in Deutschland 
als Prozess innerhalb internationaler Konstellationen betrachtet worden wäre, eine 
materialistische Analyse zu dem Ergebnis führen müssen, daß keine Kolonialisierung, 
sondern die Restauration stattfand. Allein die Herstellung eines Zusammenhanges 
zwischen den ökonomischen Interessen der USA und ihren politischen Praktiken in 
Deutschland hätte gezeigt, daß die USA an Deutschland als an einem Investitionsge- 
biet und Absatzmarkt interessiert gewesen waren; und nur ein ökonomisch entwick- 
lungsfähiges kapitalistisches System in Deutschland hätte diesem Interesse entspre- 
chen können. Gerade um dieses Ziel zu erreichen haben sich die USA z.B. gegen die 
Teilungspläne Frankreichs durchgesetzt. (162) 


Abgesehen von der ökonomischen Unhaltbarkeit der Kolonisierungsthese enthielt 
sie die Gefahr, daß sie politisch auf die Rolle der Sowjetunion in der SBZ zurück- 
schlagen konnte. Die Agitation gegen die sogenannte Kolonisierung Westdeutsch- 
lands wurde während der Auseinandersetzungen um den Marshallplan aktuell. Ul- 
bricht sprach von einem Plan “der Zerreißung Deutschlands und der nationalen Ver- 
sklavung Westdeutschlands”. (163) Zum gleichen Zeitpunkt betrug der Anteil der 
SAG’s (bei den SAG’s handelte es sich um Sozialistische Aktiengesellschaften, die 
aus Reparationsgründen im Besitz der UdSSR waren) an der industriellen Gesamt- 


161) Earkins, Kapitalistische Planung und Nachkriegsexpansion, in: Horrowitz, Big Business 
und Kalter Krieg, Berlin 1969 

152) Frankfurter Rundschau vom 3.1.72, Frankreich wollte Rheinstaat 
siehe auch: 
Gimbel, a.a.0.,S. 13 £ 

163) Ulbricht, in: Der deutsche Zweijahresplan 1949/50, Berlin 1948, S. 10 
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produktion der SBZ rund 22 %. (164) Allein der Hinweis auf diesen enorm hohen 
Anteil der Sowjetunion an der Gesamtproduktion der SBZ dürfte die Kolonisie- 
rungsthese in ein anderes Licht rücken. “Die SAG-Betriebe waren Fremdkörper im 
deutschen Wirtschaftsgefüge, weil sie ausschließlich von den Sowjets geleitet wur- 
den und außerhalb aller deutschen Rechtsbeziehungen standen .... Die in den 
SAG’s verarbeiteten Rohstoffe wurden jedoch überwiegend aus deutschem Besitz 
genommen.” Gniffke beschreibt noch die Praxis sowjetischer Handelsgesellschaf- 
ten in der SBZ. “Die bekannteste und bei der Bevölkerung bestgehaßteste war die 
Rasno-Export. Sie nutzte die Not der Bevölkerung nach Kräften aus und holte aus 
ihr heraus, was herauszuholen war. Sie übernahm Gold und Silber ... . sie bezahlte 
in Zigaretten zu Schwarzmaıktpreisen.” (165) 


Es darf als sicher angenommen werden, daß die antikommunistischen Sozialdemo- 
kraten die Besatzungspraktiken der Sowjetunion nach Kräften bemüht haben, wenn 
die KPD mit ihrer Kolonisierungsthese gegen die Zustimmung zum Marshallplan 
kämpfte. Bei den innergewerkschaftlichen Auseinandersetzungen um die Zustim- 
mung zum Marshallplan wies die KPD zu Recht auf die aus dem ERP resultierende 
Spaltung Deutschlands hin. Die Gewerkschaftsführer begründeten ihre Zustimmung 
zum Marshaliplan mit dem Hinweis auf das Elend der Arbeiter. “Wenn wir uns die- 
sen Notstand, der einen unerträglichen Grad angenommen hat, vergegenwärtigen, so 
finden wir: Es erwächst daraus für jeden einzelnen von uns sowie auch für die Füh- 
rer der Gesamtheit die Verpflichtung, nichts zu unterlassen, was geeignet ist, uns 
von diesem unerträglichen Elend zu befreien. Unsere Wirtschaft muß um jeden 
Preis — Koste es, was es wolle — wieder in Gang gesetzt werden.” (166) 


Es ist zu vermuten, daß diese Zustimmung umso leichter fiel, je weniger viele Arbei- 
ter und Gewerkschafter in der sowjetischen Besatzungszone eine Alternative sahen. 
Es ist daher auch kein Zufall, daß mit der “Zustimmung der Gewerkschaften zum 
Marshallplan sich die Auseinandersetzungen mit der kommunistischen Opposition 
verschärften und ihren Charakter änderten ... . Der traditionelle Antikommunis- 
mus der Gewerkschaftsführung, der unmittelbar nach dem Kriege an Bedeutung 
verloren hatte, lebte im Rahmen des Kalten Krieges mit der Zurückdrängung des 
Einflusses der Mitgliedschaft und der bewußten Absetzung von der Entwicklung in 
der SBZ/DDR ... wieder auf.” (167) Die Niederlage der kommunistischen Gewerk- 
schafter im Kampf um die Ablehnung des Marshallplans ist ein Beispiel dafür, daß 
die unmatenalistische Kolonisierungsthese, die durch die reale Entwicklung schon 
bald für jeden Arbeiter sichtbar widerlegt wurde, der antikommunistischen Agita- 
tion Tür und Tor öffnete; sie trug mit dazu bei, daß die KPD innerhalb der Arbei- 
terschaft zunehmend an Basis verlor. 


164) Weber, H., Von der SBZ zur DDR 1945-1968, Hannover 1966, S. 46 
siehe auch: 
Neues Deutschland, vom 8. Aug. 1958 
165) Gniffke, a.a.0., S. 199, $. 201 
166) Protokoli des außerordentlichen Bundeskongresses des DGB für die britisch besetzte Zone 


vom 16.-18. 6. 1948 in Recklinghausen, S. 38 in: Blunck, a.a.O., S. 96 
167) Bilunck, a.2.0., S. 97/98 


Die Niederlage der Bündnispolitik in der Marshallplanfrage ist begleitet von einer 
Reihe anderer Niederlagen. Auf dem Höhepunkt der Massenmobilisierung im Jahre 
1947, als es unter anderem um die Sozialisierung der Schlüsselindustrien ging, ver- 
zichtete die KPD auf den Generaktreik mit der Begründung, daß er als “falsche, 
schlechtweg antikapitalistische Aufgabenstellung nur dazu führe, die Bündnismög- 
lichkeiten der KPD einzuengen, sie in die Isolierung und breite kleinbürgerliche und 
bürgerliche Kreise erneut in die Verstrickung reaktionärer Politik treibe.” (168) Ein 
erfolgreicher Generalstreik hätte aber die Position gegenüber den reformistischen 
Hinhaltetaktiken der SPD verbessert und damit zugleich die Bündnismöglichkeiten 
der KPD. Dies, weil sie über einen konkreten Kampf vermittelt gewesen wären. An- 
dererseits beweist nachgerade der Erfolg der SPD und CDU in den kleinbürgerlichen 
und bürgerlichen Kreisen, daß eine aus bündnispolitischen Rücksichten motivierte 
Abwiegelungstaktik nicht immer die Chancen einer Einheitsfront verbessert. Nicht 
zuletzt der Verzicht auf ein offensives Vorgehen der KPD hat dann dazu beigetra- 
gen, daß die Sozialisierungsanträge der KPD im Landtag von Nordrhein-Westfalen 
mit den Stimmen der SPD und CDU niedergestimmt wurden. (169) 


Schmidt/Fichter sind, indem sie sich auf die Kämpfe um den Marshallplan und auf 
die Frage der Überführung der Schlüsselindustrien beziehen, der Ansicht, daß die 
Niederlage der KPD nicht ohne die sowjetische Deutschlandpolitik erklärbar ist. 
(170) 


Dem ist zuzustimmen; aber es muß hinzugefügt werden, daß die KPD aufgrund 
ihrer klassenanalytischen Grundlagen nicht in der Lage gewesen ist, selbst über eine 


eigene Analyse der objektiven Bedingungen des Reproduktionsprozesses die Ent- 
wicklung einzuschätzen. 


Die klassenspezifische Begründung ihrer antifaschistisch-demokratischen Bündnis- 
politik, die Einschätzung des Potsdamer Abkommens, beides beruhte nicht auf 
einer selbständigen konkreten Kapitalismusanalyse. Mit ihrem Verzicht darauf, bei 
bloßer Berufung auf ihre Brüsseler und Berner Beschlüsse, hat sie sich dem Gang der 
Entwicklung des Rekonstruktionsprozesses ausgeliefert, ohne noch über ein Instru- 
mentarium zu verfügen, das ihr die dem Rekonstruktionsprozess kohärente Klassen- 
bewegung erschloss. Der anfangs durch den Kriegs- und Faschismusschock bewirk- 
ten Einheitswilligkeit wurde durch die Formierung der alten kapitalistischen Kräfte 
mehr und mehr der Boden entzogen, bis es schließlich der Politik der SPD und der 
Gewerkschaften gelang, die KPD zu isolieren. Diesem reformistischen Ziel hatte die 
KPD nichts entgegenzusetzen; von der Hilflosigkeit gegenüber der realen Bewegung 
zeugt auch die moralistische, falsche Kritik an Kurt Schumacher, dem man nur Ver- 
rat vorzuwerfen wußte, ohne noch zu klären, durch welche objektiven Faktoren 
begünstigt, Schumacher die Einheitsfront und die Bündnispolitik verhindern konnte. 


168) Badstübner, Die Restauration in Westdeutschland, Berlin 1965, S. 47 
169) Schmidt/Fichter, a.a.0.,S. 88 
170) ebenda 
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III. Theoretische Neuorientierung und Bündnispolitik der DKP 


Vorbemerkung: 


Der bisherige Gang der Darstellung hat die Bündnispolitik vornehmlich im Zusam- 
menhang der wechselnden historischen Bedingungen untersucht. Es zeigte sich, daß 
die theoretischen Grundlagen der Bündnispolitik einen relativ untergeordneten Stel- 
lenwert hatten, während gleichzeitig die praktisch politische Funktion der Bündnis- 
politik zur Abwehr des Faschismus und des Nachkriegsimperialismus im Vorder- 
grund stand. Eine diese Arbeit tragende Hypothese ist dadurch bestimmt, daß die 
Politik der KPD immer die Spur sowjetischer Interessen aufwies und daß alle wich- 
tigen Modifikationen in der Theorie und Praxis der KPD letztlich von der KPdSU 
initiiert worden sind. Auch wenn man nicht behaupten kann, daß die Niederlage der 
KPD im Rekonstruktionsprozess des deutschen Kapitalismus verursacht ist, so ist 
sie doch nicht ohne die Deutschlandpolitik der SU zu verstehen. In der Zeit nach 
Gründung der BRD führte die KPD einen verzweifelten Existenzkampf, der pro- 
grammatisch hauptsächlich ein Kampf gegen das Roll-back, gegen die Wiederaufrü- 
stung, also ein Kampf für den Frieden war. Diese Phase kommunistischer Politik, die 
mit dem KPD-Verbot endete, wird hier nicht untersucht. Für die Zwecke dieser Ar- 
bei kommt es primär darauf an, das Verhältnis zwischen theoretischer Begründung 

der Bündnispolitik und historischer Praxis herauszuarbeiten. Die Initiative zur theo- 
retischen und praktischen Veränderung der Politik ist nach der Gründung der Bun- 
desrepublik völlig auf die sozialistischen Staaten, insbesondere auf die Sowjetunion, 
übergegangen. So stellt denn erst der XX. Parteitag der KPdSU die Weichen für neue 
strategische Konzeptionen, die im Nachvollzug von allen kommunistischen Parteien 
Westeuropas durchfahren wurden. Es ist also zu untersuchen, wie seit dem XX. Par- 
teitag Theorie und Praxis modifiziert wurden, wie sich diese Modifikationen bis 
heute durchsetzen und inwieweit auch und gerade die Bündnispolitik der DKP da- 
von bestimmt ist. 


Die Bedeutung des XX. Parteitages der KPdSU 


Der XX. Parteitag stellt für Teile der kommunistischen Weltbewegung den Sünden- 
fall, den Biss in den Apfel des Revisionismus dar. “Der XX. Parteitag der KPdSU 
war der erste Schritt der Führer der KPdSU auf dem Wege zum Revisionismus.’’ 
(171) An diese chinesische Auffassung hängen sich auch Organisationen wie die 
sogenannte “KPD” (AO-Westberlin). 


Diese Studentenorganisation meint: “Nach dem Tode Stalins gelang es der Clique 
um Chruschtschow ihre revisionistischen Ansichten zum Programm der KPdSU zu 
erheben; (auf dem berüchtigten Parteitag der KPdSU)” (172) Die dogmatische Wei- 
gerung vor der historischen Tatsachen entsprechenden Einsicht, daß es sich bei dem 
XX. Parteitag keineswegs um ein Verlassen der allgemeinen theoretischen und prak- 


171) Die Polemik über die Generallinie der internationalen kommunistischen Bewegung, in: 
Ursprung und Entwicklung der Differenzen zwischen der Führung der KPdSU und uns, 
Kommentar zum Offenen Brief des ZK der KPdSU, von der Redaktion der RenminRibao 
und der Zeitschrift Honqui, 6. Sept. 1963, S. 67 


172) “Rote Fahne”, Nr. 21, Jg. 71, Zeitung der sogenannten “KPD” (vormals “A.O.”), Ber- 
lin 1971, 8.13 
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tischen Grundzüge der kommunistischen Bewegung handelt, sondern um ihre kon- 
sekutive Fortentwicklung, hat eine Verzerrung der “Revisionsmuskritik” in der 
Weise verursacht, daß ihr der Begriff für eine kritische Reflexion auf die Geschichte 
der internationalen Arbeiterbewegung verloren gegangen ist. Sie ist auch mit dafür 
verantwortlich, daß die Kritik an der KPD/DKP in Deutschland nie ihre sektiereri- 
schen Züge verloren hat. 


Einer die historische Kontinuität überschauenden Analyse kommt daher die Aufga- 
be zu, in der Frage des XX. Parteitages, den Zusammenhang zwischen der stalinisti- 
schen Strategie und der dem XX. Parteitag folgenden herzustellen. Die einschnei- 
denden Veränderungen dieses Parteitages beziehen sich auf vier Punkte. Es wird ver- 
kündet: 


— Kriege sind vermeidbar 


—  Wesentliches Ziel der sowjetischen Politik ist daher die Herstellung der fried- 
lichen Koexistenz zwischen dem kapitalistischen und dem sozialistischen Welt- 
system 


— Der Aufbau des Sozialismus geht auf unterschiedlichem Wege, entsprechend 
den nationalen Besonderheiten in den einzelnen Ländern vor sich. 


— Auch ein friedlicher parlamentarischer Weg zum Sozialismus ist möglich; es 
besteht für einzelne Länder durchaus die Möglichkeit eines friedlichen Über- 
gangs zum Sozialismus. (173) 


Der Hintergrund auf dem diese neuen Thesen formuliert wurden ist in der Ge- 
schichtsschreibung der SED “vor allem dadurch gekennzeichnet, daß sich die Sow- 
jetunion und die volksdemokratischen Staaten zu einem festen sozialistischen Bünd- 
nis zusammengeschlossen hatten.” (174) Zugleich “schwoll in allen Teilen der Erde 
die internationale Befreiungsbewegung an und unterminierte die Grundfesten des 
imperialistischen Kolonialsystems.” (174) (175) Allerdings war es in den imperiali- 
stischen Ländern gelungen “die revolutionäre und demokratische Bewegung zurück- 
zudrängen.” (176) Ein neues Moment in der so gekennzeichneten politischen Lage 
war durch “einschneidende Veränderungen auf militärtechnischem Gebiet” (177) 
gesetzt. Unter der Bedingung der thermonuklearen Bedrohung der gesamten Welt 
entwickelte die KPdSU “eine prinzipiell neue These zur marxistisch-leninistischen 
Theorie über den Krieg.” (178) Kernstück des XX. Parteitages ist daher “die schöp- 
ferische Weiterentwicklung der Leninschen Lehre von der friedlichen Koexistenz 
zwischen Staaten unterschiedlicher Gesellschaftsordnung.”’ (179) Von dieser schöp- 
ferischen Weiterentwicklung hängen nicht unwesentlich die Modifikationen in der 
173) Neues Deutschland vom 19. Febr. 1956 sichc auch: 

Weber, H., a.a.O., S. 104 
174) GDAB, Bd. 8., Berlin 1966, S. 11 
175) ebenda 
176) ebenda 
177) ebenda 


178) Gromyko, Die friedliche Kocxistenz — der leninistische Kurs der Außenpolitik der SU, 
Berlin 1962, S. 56 
179) GDAB,a.a.0.,S. 13 
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neuen Strategiebestimmung ab. Indem die KPdSU vom “Hauptwiderspruch unse- 
rer Epoche”, dem antagonistischen Gegensatz von Kapitalismus und Sozialismus 
ausging, implizierte die “Zwei-Lager-Theorie” seit dem XX. Parteitag als zusätz- 
liches Moment die Alternative: “Friedliche Koexistenz von Staaten unterschied- 
licher Gesellschaftsordnung oder ein atomarer Krieg, so lautete nunmehr die Fra- 
ge.” (180) 


Mit dieser Alternative wird ein durch die technologische Entwicklung entstande- 
ner Sachzwang zum Sperriegel kriegerischer Entladung des “Grundwiderspruchs 
unserer Epoche”. Nur dadurch, daß überhaupt der historisch konkrete Grundwi- 
derspruch von Kapital und Arbeit, als durch das prozessierende Kapitalverhältnis 
gesetzt, in der Sowjettheorie seit langem durch die Zwei-Lager-Theorie abgelöst 
war, konnte es möglich werden, daß “die Frage von Krieg und Frieden aus dem 
Zusammenhang des internationalen Klassenkampfes gelöst und unter der macht- 
politischen Abschreckungsperspektive gesehen wird.” (181) Im Unterschied zu Sta- 
lin, der immer die Möglichkeit kriegerischer Auseinandersetzungen angenommen 
hat und der der Ansicht war, daß in dem Maße, wie sich die antagonistischen Sy- 
steme diametral entwickeln würden, der Klassenkampf verschärfen würde (182), 
konzipierte die neue außenpolitische Generallinie Prinzipien der friedlichen Ko- 
existenz, die als “das allgemeine Völkerrecht in Aktion, das zur Hauptnorm ge- 
worden ist”, angesehen wurde, wodurch “Gewaltanwendung ausgeschlossen” wird, 
besonders dann, wenn “die UdSSR und die USA in einer einheitlichen Front für die 
Interessen des allgemeinen Friedens eintreten.” (183) 


Da friedliche Koexistenz als Sachzwang objektiv gegeben ist, verlagert sich die Ebene 
des politischen Kampfes der Systeme auf die ökonomische Entwicklung. “Fried- 
liche Koexistenz bedeutet Kontakte, ständige Zusammenarbeit bei der Lösung inter- 
nationaler Probleme, Wettbewerb um die beste Befriedigung der Bedürfnisse der 
Menschen und auch eine bestimmte gegenseitige Hilfe durch den Handel und die 
Ausnutzung der Vorteile der internationalen Arbeitsteilung.” (184) Der friedliche 
Wettbewerb wird zum Krieg mit anderen Mitteln. Diese Auffassung wird bestätigt 
durch die Erwartung Chruschtschows, daß “wenn die VR China zu einem mächti- 
gen Industriestaat geworden ist, wenn alle sozialistischen Länder zusammen mehr 
als die Hälfte der Industrieproduktion erzeugen werden, dann wird sich die inter- 
nationale Situation grundlegend ändern.” (185) 


Chruschtschow nimmt also an, daß in absehbarer Zeit die volle Überlegenheit des 
Sozialismus gegenüber dem Kapitalismus auf dem Gebiet der Produktivkräfte sicht- 
bar werden muß. Einstweilen entsprach aber die internationale Lage nicht den Prin- 


180) ebenda 

181) Schmiederer, a.a.O., S. 29 

182) GDAB, Bd. 8, a.a.0., S. 18 

183) Gromyko, a.a.0., S. 233, S. 255 

184) ebenda, S. 230 siehe auch: 
Schmiederer, a.a.O., S. 32/33 

185) Chruschtschow, Referat auf dem XX. Parteitag, In: Weit ohne Waffen, — Welt ohne 
Krieg — , Berlin 61, S. 5 
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zipien der friedlichen Koexistenz. In seinem Rechenschaftsbericht auf dem XX. 
Parteitag charakterisiert Chruschtschow die ökonomische Lage des Kapitalismus als 
bestimmt 1. durch die Militarisierung der Wirtschaft und das Wettrüsten; 2, durch 
eine verstärkte wirtschaftliche Expansion der führenden kapitalistischen Länder; 
3. durch die Erneuerung des fixen Kapitals, 4. durch die verschärfte Ausbeutung 
der Arbeiterklasse und durch die Senkung des Reallohns der Werktätigen. (186) 
Damit nimmt er einen durch diese Faktoren bestimmten und deshalb noch pros- 
perierenden Kapitalismus zur Kenntnis, der zwar objektiv nach wie vor gefährlich 
ist, der andererseits aber durch die Existenz eines gefestigten sozialistischen Lagers 
und durch die permanente Gefahr eines atomaren Krieges in seine Schranken gewie- 
sen werden kann. 


Friedliche Koexistenz herrscht sich dem Kapital als ein Gesetz auf, zumal dann, 
wenn sich eine internationale Einheitsfront aller friedliebenden Kräfte entwickelt, 
die auch den Kampf der nationalen Arbeiterklassen für den Frieden und die Demo- 
kratie einbegreift. Diese so gesetzte Einheitsfront ist auch der beste Garant für eine 
“Revolution auf evolutionärem Wege” (187), die durch eine breite Bündnispolitik 
Stück für Stück erfolgreich sein kann. Die SED bekräftigt zugleich diese neue Kon- 
zeption. “Kraft der Existenz des Weltsystems des Sozialismus sind die Möglichkei- 
ten gegeben, den Sieg des Friedens und der Demokratie, sowie des sozialen Fort- 
schritts in allen Ländern, in denen die Massen danach streben, über die Kräfte des 
Krieges und der Reaktion herbeizuführen.’ (188) Der Kampf für den Frieden wird 
mit dem Kampf für den Sozialismus identisch. Diese Akzentverlagerung in der inter- 
nationalen und nationalen Strategie der kommunistischen Arbeiterbewegung mußte 
eine Welle von theoretischen Neuorientierungsversuchen auslösen, zumal in einer 
Polit-Ökonomie, die sich bislang in einer undifferenzierten und pauschalen Beschwö- 
rung des Niedergangs des Kapitalismus erschöpfte. Aus diesem Grunde ist die eigent- 
liche Bedeutung des XX. Parteitages für die Zwecke dieser Darstellung am besten in 
der Analyse der ihm folgenden theoretischen Arbeiten darzustellen. 


Die neuere Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus 


a) Aspekte des Nachkriegsaufschwungs 


Der XX. Parteitag forderte neue Anstrengungen auf dem Gebiet der politischen 
Ökonomie der kapitalistischen Länder. Es wurde festgestellt: “Wir bleiben beim 
Studium der gegenwärtigen Etappe des Kapitalismus zurück, wir befassen uns nicht 
mit dem gründlichen Studium der Tatsachen und Zahlen .... wir geben keine tief- 
gründige Analyse im Leben anderer Länder.” (189) Als Beispiel für die Neuorien- 


186) Chruschtschow, Rechenschaftsbericht des ZK der KPdSU, in: der XX. Parteitag der 
KPdSU, Düsseldorf 1956, S. 11 siche auch: 
Petrowski, in: Probleme des Klassenkampfs, Heft 1 Nov. 71, Berlin, S. 142 

187) Schmiederer, a.a.O., S. 58 

188) Dokumente der SED, Beschlüsse und Erklärung des ZK sowie seines Polit-Büros und 
seines Sekretariats, Bd. IV, Berlin 1958, S. 43-48, sowie 
GDAB, Bd. 8, a.a.0., S. 437 

189) Mikojan, Den Leninismus in die Tat umsetzen, In: Rechenschaftsbericht des ZK der 
KPdSU, a.a.O., S. 270 
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tierung der Fragestellung in der Mitte der 50er Jahre wertet M. Wirth die Dis- 
kussionen auf der Konferenz zum Thema “Wirtschaft und Wirtschaftswissenschaf- 
ten in Westdeutschland”, die im Januar 1956 an der Berliner Humboldt-Universität 
stattfand. (190) Dieser Abschnitt verfolgt nicht den Zweck der Darstellung der 
Entstehung und Entwicklung der Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus. 


Es soll nur gezeigt werden, wie die im vorigen Abschnitt gezeigten Einschätzungen 
der Nachkriegsentwicklung korrigiert werden. 


Die Stoßrichtung dieser Diskussion verlief in zwei Richtungen: es sollte versucht 
werden, die “theoretische Form für neue Erscheinungen, zu denen die Klassiker 
unserer Wissenschaft noch nichts sagen konnten”, zu finden; andererseits ging die 
Diskussion in die Richtung, den Begriff des staatsmonopolistischen Kapitalismus 
mit einem neuen Inhalt zu füllen: ‘Doch, was unsere Kollegen in erster Linie unter- 
suchen müßten, ..... wie der den westdeutschen Monopolen vollkommen unterge- 
ordnete Bonner Staatsapparat im Interesse der Monopole wirkt, wie die westdeut- 
schen Konzerne und Trusts den Bonner Staatsapparat zur Sicherung ihrer Maximal- 
profite und zu Festigung ihrer Herrschaft benutzen.” (191) Gegenüber den früheren 
wissenschaftlichen Arbeiten sollte also festgestellt werden, wie “nicht der Einfluß 
der Monopole an sich, sondern die Auswirkungen dieses Einflusses auf die staat- 
liche Politik und damit auf den Reproduktionsprozess wirken.” (192) 


Naturgemäß entstanden zunächst Arbeiten, die sich mit den Ursachen des langan- 
haltenden Wachstums der kapitalistischen Weltwirtschaft, speziell aber mit den Auf- 
schwungsfaktoren des BRD-Kapitalismus befassen. Allen Arbeiten kommt es darauf 
an, neben der Darstellung der relativ günstigen materiellen Grundlage für einen öko- 
nomischen Aufschwung nach dem II. Weltkrieg, die Funktion staatlicher Maßnah- 
men darzustellen. “Die Monopole benutzten den ihnen untergeordneten Staats- 
apparat in immer stärkerem Maße dazu, die Wirtschaft zu regulieren und sich Höchst- 
profite zu sichern.” (193) Die politischen und ökonomischen Bedingungen, in de- 
ren Rahmen sich die Entwicklung des Aufschwungs bewegt, werden mit dem Datum 
der Gründung der Bundesrepublik zunehmend selbständig von der deutschen Mono- 
polbourgeoisie reguliert. Hervorstechend ist, daß “als Ausdruck der IH. Etappe der 
allgemeinen Krise” (194) und den damit verbundenen verschärften Widersprüchen 
ein “höherer Grad der Verschmelzung von Monopolen und Staat” (195) hergestellt 
wird. Die Funktion der Verschmelzung ist die Schaffung günstiger Bedingungen für 
einen konjunkturellen Aufschwung auf Kosten des Volkes. Staatliche Maßnahmen 
sind im einzelnen: Umverteilungen auf dem Wege steuerlicher Maßnahmen, insbe- 


190) Wirth, M. a.a.O., S. 43 siehe auch: 
Wirtschaft und Wirtschaftswissenschaften in Westdeutschland, Protokoll des Instituts für 
Wirtschaftswissenschaften der DAdW zu Berlin vom 26.-29.1.1956, Schriften der DAdW 
Nr. 5 Berlin 1956 

191) ebenda, S. 16 

192) Wirth, a.a.O., S. 44 

193) Heininger, a.a.O., S. 260 

194) Imperialismus Heute, Der staatsmonopolistische Kapitalismus in Westdeutschland, Heraus- 
geber: Institut für Gesellschaftswissenschaften beim ZK der SED, Berlin 1967, S. 90 
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sondere für den Zweck von Investitionsfinanzierungen; Förderung der Konzentra- 
tion und Zentralisation; Förderung des Exports; Einrichtung von für die Reproduk- 
tion und Akkumulation relevanten Staatsbetrieben; Disziplinierung der Arbeiter- 
klasse u.a.m. Die Abteilung für Agitation und Propaganda beim ZK der SED faßt 
die Nachkriegsentwicklung wie folgt zusammen: 


— Hauptmerkmal unserer Epoche ist der Übergang vom Kapitalismus zum So- 
zialismus im Weltmaßstab . . .. Dieser Prozess hat zur Herausbildung des so- 
zialistischen Weltsystems geführt. (196) 

— Den miteinander im Kampf stehenden gesellschaftlichen Systemen entspre- 
chen zwei Entwicklungslinien der internationalen Entwicklung. Während das 
sozialistische Weltsystem ständig Fortschritte macht, nimmt die allgemeine 
Krise des Kapitalismus ständig zu. 


— Die Nachkriegskonjunktur ist auf folgende Faktoren zurückzuführen: 1. Die 
Zerstörungen des II. Weltkrieges riefen eine große Nachfrage nach neuen Pro- 
duktionsmitteln und notwendigen Konsumgütern hervor. 2. Massenhafte In- 
vestitionen wurden notwendig, weil im Gegensatz zum ]. Weltkrieg keine 
nennenswerten Erneuerungen der Produktionsanlagen vorgenommen wurden. 
Die Investitionskonjunktur wurde durch die nach dem II. Weltkrieg einsetzen- 
de Umwälzung der Produktionstechnik wesentlich gefördert. 3. Die Imperiali- 
sten betrieben und betreiben eine umfassende Militarisierung der Volkswirt- 
schaft, die in Friedenszeiten noch nie in einem solchen Umfang wie nach dem 
II. Weltkrieg durchgeführt wurde. 4. Die ungleichmäßige Entwicklung des Ka- 
pitalismus ist von großer Bedeutung. Dabei spielt die Tatsache, daß West- 
deutschland zur Hauptbasis der imperialistischen Aggressionspläne ausgebaut 
wurde, eine besondere Rolle. Die Lage ist dadurch gekennzeichnet, daß die 
allgemeine Krisenhaftigkeit des Systems zu verschärfter Aufrüstung, zu Kapi- 
tal- und Warenexport und zur verschärften Ausbeutung der Arbeiterklasse 
führt; denn die Herrschaftsfunktionen des Systems werden von der aggressiv- 
sten imperialistischen Gruppe gesteuert. 


Der letzte Aspekt hatte in der damaligen Diskussion über den staatsmonopolisti- 
schen Kapitalismus einen gewissen Vorrang. Die Verschmelzung von Staat und 
Monopolen zu einem einheitlichen Mechanismus wird als besonders charakteri- 
stische Erscheinung im Zusammenhang mit einer “umfassenden und unmittelbaren 
Militarisierung der Wirtschaft”’ gesehen. (197) 


b) Grundzüge der Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus 


Wenn man davon ausgehen muß, daß die Entwicklung der Theorie des staatsmono- 
polistischen Kapitalismus eine längere Periode umfasst und daß man im eigentli- 
chen Sinne von einer Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus erst ab Mitte 
der 60er Jahre sprechen kann (197 a), dann erfordert die Ausarbeitung dieses Ent- 
196) Konjunktur, Krise, Krieg, in: Einheit, 13. Jg., Heft 12, Berlin 1958,8. 1794/95 
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wicklungsprozesses eine Anstrengung, die im Rahmen dieser Arbeit nicht erfüllt 
werden kann. Überdies kann man auch nicht von einer in sich abgeschlossenen 
Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus sprechen. Da also die einzelnen 
Arbeiten in ihren Aussagen differieren, z. B., da “Imperialismus der BRD” gegen- 
über “Imperialismus heute” differenziertere Aussagen macht, müßten diese Unter- 
schiede in einem gesonderten Arbeitsschritt dargestellt werden. 


Innerhalb der Diskussion über die Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus 
wird die entscheidende Wende “durch die These von der Einbeziehung des Staates 
in den Reproduktionsprozess” (198) bewirkt. Die Bedeutung dieser These wird 
hier nur soweit verfolgt, wie sie mit in den Begründungszusammenhang der Bünd- 
nispolitik der KPD/DKP impliziert ist. Bei der folgenden Darstellung der Theorie 
des staatsmonopolistischen Kapitalismus wird also von allen Detailproblemen abge- 
sehen; es wird nur versucht, die Grundzusammenhänge darzustellen. 


Nachdem die Geschichte der kapitalistischen Entwicklung das Stadium des Kon- 
kurrenzkapitalismus und des Monopolkapitalismus durchlaufen hat, eröffnet sie 
eine neue, die letzte Phase: die des staatsmonopolistischen Kapitalismus. Ihre Cha- 
rakteristika sind: 


1. Der Staat ist mit den Monopolen zu einem einheitlichen Funktionsmechanismus 
zusammengewachsen. (199) 

2. Die ökonomische Tätigkeit des Staates umfasst alle Bereiche der Wirtschaft. (200) 
3. Der staatsmonopolistische Kapitalismus ist internationalisiert. 

4. Die ökonomische Funktion des Staates ist immanenter Faktor des Reproduk- 
tionsprozesses. 

5. Es setzt sich eine gewisse Veränderung der Wirkungsweise ökonomischer Gesetze 
durch. Dadurch verändert sich gleichzeitig der Bewegungsablauf der kapitalistischen 
Widersprüche. 

6. Alle Seiten des gesellschaftlichen Lebens werden vom staatsmonopolistischen Ka- 
pitalismus durchdrungen. 


Allen Analysen, die den staatsmonopolistischen Kapitalismus als Verschmelzung der 
Macht der Monopole mit der des Staates zu einem einheitlichen Funktionsmecha- 
nismus beschreiben, ist als theoretischer Ausgangspunkt ein spezifischer Monopol- 
begriff gemeinsam. “Die wichtigste ökonomische Erscheinung des Imperialismus ist 
bekanntlich das Monopol, worunter man jene aus dem Konzentrations- und Zen- 
tralisationsprozess gesetzmäßig hervorgewachsene Organisationsform versteht, die 
in dem jeweils von ihr beherrschten Bereich die freie Konkurrenz ausschaltet und 
sie durch die Kombinierung, Koordinierung und Regulierung der die Profitrate be- 
einflussenden Faktoren ersetzt.” (201) 


Große Kapitale schalten danach alle “anderen Träger des Wirtschaftsleben aus” und 
drängen zum politischen Monopol, d.h. zur autoritären Herrschaft dieser großkapi-, 
198) ebenda, S. 273 

199) Imperialismus Heute, a.a.0.,S. 141 

200) ebenda 

201) ebenda, S. 758 


2 Probleme des Klassenkampfs 5/6 17 


talistischen Gruppe. (202) Diese mit ökonomischer und außerökonomischer Ge- 
walt kombinierten Veränderungen setzen zugleich ein neues Ausbeutungsverhältnis, 
“das den Rahmen des eigenen Kapitals bei weitem übersteigt”. (203) Das neue Aus- 
beutungsverhältnis “führte im Laufe der 50-iger Jahre zu einer qualitativ neuen Stu- 
fe der imperialistischen Entwicklung.” (204) Die Vergesellschaftung der Produktion 
unter kapitalistischen Bedingungen, im Zusammenhang mit der Existenz des soziali- 
stischen Weltsystems betrachtet, ergibt folgende Momente: 


202) 
203) 
204) 
205) 


206) 
207) 
208) 


209) 
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Der Kapitalismus ist nicht mehr in der Lage “sich auf der Basis der ihm eige- 
nen Gesetze zu regulieren.” (205) Die Zuspitzung des Widerspruchs von ge- 
sellschaftlicher Produktion und privater Aneignung ist also insbesondere da- 
durch charakterisiert, daß die “Bedingungen der Auftechterhaltung des Sy- 
stems als Ganzes —also die vom Staat zu sichernden Formen der Organisa- 
tion der Gesamtgesellschaft—, immer mehr zu unmittelbaren Voraussetzun- 
gen auch der privaten Profiterwirtschaftung werden.” (206) Dies ist so, weil 
“unter den gegebenen historischen Entwicklungsbedingungen ... . ökonomi- 
sche und auch politische Schwierigkeiten für einzelne Monopole Gefahren 
für die gesamte Volkswirtschaft und nicht zuletzt Gefahren für den Bestand 
der kapitalistischen Gesellschaftsordnung” (207) bedeuten, wenn nicht über 
den Staat die Produktion abgestützt wird. 

Zeigt schon die Begründung der Notwendigkeit staatsmonopolistischer Regu- 
lierung die Überlebtheit des Systems an, so wird dies vollends offensichtlich, 
wenn die imperialistische Bewältigung der wissenschaftlich-technischen Revo- 
lution betrachtet wird. Deren Erfordernisse bewirken “tiefgreifende struktu- 
relle Veränderungen.” (208) Hervorstechend ist, daß die wissenschaftlich-tech- 
nische Revolution den Monopolsierungsprozess “über den privatmonopoh- 
stischen Rahmen hinaustreibt und zu einem ständigen Zusammenwirken und 
dauerhafter Verflechtung mit dem Staat” führt. (209) 

Kapitalistische Regulierung und Planung hat also die doppelte Funktion, einer- 
seits die überlebten Produktionsverhältnisse abzustützen, andererseits die 
Produktivkräfte weiterzutreiben. Dies kann nur über die Veränderung staat- 
licher Funktionen hergestellt werden. Selbst die größten und mächtigsten 
Monopole sind nicht fähig “im gesamtgesellschaftlichen Maßstab die Erforder- 
nisse der Produktivkräfte und des gesellschaftlichen Arbeitsprozesses mit den 
Erfordernissen der Profitproduktion in Einklang zu bringen, langfristig-strate- 
gische Ziele zu setzen, die sich sowohl aus den inneren ökonomischen Bedürf- 


ebenda, S. 791 

Heininger, Hess, Die Aktualität der Leninschen Iinperialismusanalyse, Berlin 1970,5.43 
Imperialismus, Heute, a.a.0., S. 99 

“Kommunist”, Theoretisches Organ “Kommunistischer Bund/ML” Westberlin, Einschät- 
zung des westdeutschen Imperialismus und Aufgaben der Kommunisten, Teil II, Heft 
4/5, Dezember 1971,8S. 104 
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Zieschang, Zu einigen theoretischen Problemen des staatsmonopolistischen Kapitalismus 
in: Probleme der Politischen Ökonomie, Berlin 1957, Bd. 1,S. 33 

Der Imperiahsmus der BRD, Herausgeber: Institut für Gesellschaftswissenschaften beim 
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nissen der hochgradig vergesellschafteten kapitalistischen Produktion ergeben, 
als auch die politischen Bestrebungen der imperialistischen Staaten gegenüber 
der übrigen Welt, insbesondere der sozialistischen, zum Ausdruck zu brin- 
gen.” (210) 

— Da der kapitalistische Staat die Aufgabe hat, “als politisches Herrschaftsin- 
strument der Monopolbourgeoisie deren gesamten Reproduktionsprozess im 
Kampf der Klassen auch durch Übernahme direkter ökonomischer Funktio- 
nen zu sichern”, (211) kommt ihm im einzelnen die Aufgabe zu: die wissen- 
schaftlich-technische Revolution auf dem Wege der Verbesserung der Wirt- 
schaftsstruktur, durch Subventionen, durch die Übernahme kostspieliger tech- 
nologischer Entwicklungen, durch Rüstungsprogramme u.a.m. zu steuern; an- 
dererseits muß er durch umfassende Regulierung der gesamten Volkswirtschaft 
Monopolprofite, d.h. Höchstprofite sichern, denn nur durch die Realisierung 
von Höchstprofiten ist das System in der Lage, sich zu reproduzieren. 


Da in der Theorie vom staatsmonopolistischen Kapitalismus “die staatsmonopolisti- 
schen Maßnahmen” nicht mehr nur eine Ergänzung oder eine nachträgliche Korrek- 
tur einzelner Folgen kapitalistischer Widersprüche sind (212), — es handelt sich bei 
ihnen darum, “in allen Phasen des Reproduktionsprozesses möglichst günstige Ver- 
wertungsbedingungen” (213) zu schaffen —, analysiert sie den Funktionsmechanis- 
mus staatlicher Regulierung unter dem Aspekt von Planung. Logischerweise ent- 
steht dadurch die Frage nach der Funktion des Wertgesetzes. Die Theorie vom 
siaatsmonopolistischen Kapitalismus beantwortet die Frage damit, “daß die spon- 
tane Regulierung des kapitalistischen Verwertungsprozesses immer weniger durch 
das Werigesetz gewährleistet ist.” (214) Diese Antwort hält sich nicht lange an der 
Frage auf, ob monopolkapitalistische Regulierung nicht selbst eine Funktion des 

spontan wirkenden Wertgesetzes ist und ob nicht das Wertgesetz sich immer durch 
seine “Verletzung”’ durchsetzt. Anders als in der Marx’schen Theorie, in der “die 
Wissenschaft eben darin besteht, zu entwickeln, wie sich das Wertgesetz durchsetzt” 
(215), in der somit begrifflich zu entfalten wäre, wie und warum Planung innerhalb 
der Grenzen des Wertgesetzes funktioniert, verselbständigt die Theorie vom staats- 
monopolistischen Kapitalismus Planung und Wertgesetz gegen einander und kommt 
zu der Schlußfoigerung, daß das “Nebeneinander und der Zusammenstoß von Wert- 
gesetz und staatsmonopolistischer Regulierung Ausgangspunkt neuer Formen der 
Spontanität und Anarchie, von Disproportionen, Widersprüchen und Krisenerschei- 
nungen sind.” (216) 


Einerseits durchbricht also die staatsmonopolistische Regulierung den “naturwüch- 


210) Heininger, Hess, Die Aktualität... ,a.a.0.,S. 87 

211) Imperialismus der BRD, a.2.0., S. 247 

212) ebenda, S. 331 

213) ebenda 

214) ebenda 
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sigen Preis- und Profitmechanismus” (217), — dies zum Zwecke der Realisierung des 
Monopolprofits —, andererseits verschärft sich gerade auch durch den Einbau von 
Planungsfunktionen der Widerspruch von gesellschaftlicher Produktion und priva- 
ter Aneignung; denn die Ursachen sind gesetzt, nicht durch das Bedürfnis nach ge- 
sellschaftlicher Beherrschung ökonomischer Prozesse, sondern durch die Überlebt- 
heit des Systems, durch seine Dysfunktionalität, sowie durch seine daraus resul- 
tierende Tendenz zur Gewalt. Zum einen wird die Dysfunktionalität des imperiali- 
stischen Systems gegenüber dem sozialistischen Weltsystem in der Frage der zyk- 
lischen Entwicklung evident. Während im Sozialismus durch ausgewogene und nicht- 
antagonistische Planung die zyklische Krise ausgeschaltet ist, geht der Imperialis- 
mus immer noch seinen zyklischen Gang. Unter dem Einfluß des sozialistischen 
Weltsystems und der Monopolisierung hat sich allerdings der Charakter der Krisen 
geändert. “Der Einfluß des Sozialismus auf die Entfaltung der Krisen und des Kri- 
senzyklus, die Veränderungen im Wirken der Krisengesetze durch den staatsmono- 
polistischen Kapitalismus, die Rolle der wissenschaftlich-technischen Revolution 
für die Verwertungsbedingungen des Kapitals, die Investitionstätigkeit, die Entwick- 
lung der Märkte, etc., die Umschlagsbedingungen des fixen Kapitals, die heutigen 
ökonomischen Beziehungen zwischen Produktion und Markt, der Einfluß des staats- 
monopolistischen Kapitalismus auf das Verhältnis zwischen Abteilung I und Abtei- 
lung I im gesellschaftlichen Reproduktionsprozess, der Einfluss der Internationali- 
sierung der Wirtschaft und der Militarisierung, die Entfaltung und zeitweilige Lösung 
der inneren Widersprüche des modernen Kapitalismus und schließlich der vorhande- 
ne und mögliche Kampf der Arbeiter und übrigen Werktätigen auf die Krisen und 
den Krisenzyklus” — diesen Erscheinungen ist der moderne Imperialismus ausge- 
setzt. (218) In “Imperialismus der BRD” wird entgegen den Aussagen von ‘“Impe- 
rialismus heute” festgestellt, daß der Zyklus wieder ausgeprägtere Formen annimmt. 
Um dieser Erscheinungen Herr zu werden, bedarf es eines Lenkungsmechanismus, 
der die durch das Wertgesetz gegebene Spontanität einschränkt. (219) Auf dem We- 
ge des zunehmenden Erkennens und Ausnutzens der ökonomischen Widersprüche, 
bedient sich die herrschende Klasse eines Instrumentariums, das die Krise auf die 
Dauer des Zyklus verlagert, damit Dauer und Erscheinungsform der Krise verän- 


dert, das allerdings auch die Labilität des Systems erhöht, aber deren akuten Aus- 
bruch abflacht. (220) 


Dieses Instrumentarium wird im Staatsapparat bereitgestellt. Die Struktur des 
staatsmonopolistischen Lenkungsmechanismus, so wie sie in der Theorie des staats- 
monopolistischen Kapitalismus betrachtet wird, kann hier nicht dargestellt werden. 
(221) Nur punktuell betrachtet, wirkt der staatliche Lenkungsmechanismus auf 


_ die Steuerung des Kapitalmarktes und des Kreditwesens (221) 
_ den Staatshaushalt (Auftragserteilungen, Warenkäufe, Subventionen, Stimu- 
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lierung der Nachfrage etc.) (222) 
—- Die Steuerpolitik und die damit gegebenen Umverteilungsfunktionen. (223) 
— die Lohnpolitik u.a.m. 


Dies zu dem Zweck, unter den o.a. Bedingungen, die Profitinteressen der mächtig- 
sten Monopole zu befriedigen, d.h., um an die Stelle der im Konkurrenzkapitalis- 
mus spontan regulierten Durchschnittsprofitrate bewußt die Monopolprofitrate her- 
zustellen. (224) 


Diese sogenannte Durchbrechung der Schranken des Privatkapitals, die den Monopo- 
len durch die ihnen dienende staatliche Politik Akkumulationsquellen verschafft, 
läßt ein neues Verhältnis von Ökonomie und Politik entstehen. Die Regulierungs- 
funktion des Staates macht jede ökonomische Frage zur politischen, sowie umge- 
kehrt jede politische zur ökonomischen. Einerseits ist der Staat “das Instrument, 
das die Grundlagen der monopolkapitalistischen Ordnung sichert, den Monopolen 
neue Quellen des Profits erschließt, ihre Expansionspolitik durchzusetzen versucht 
und die Volksmassen von der Entscheidung über die Politik fernhält” (225), ande- 
rerseits artikulieren die mächtigsten Monopole ihre Interessen im Staatsapparat im 
Kampf gegeneinander, — die ökonomische Konkurrenz reproduziert sich auf der 
Ebene des Staatsapparates als Einflußkampf auf die Wirtschaftspolitik. (226) 


Da die grundlegenden Widersprüche in der Theorie vom staatsmonopolistischen Ka- 
pitalismus nicht als aufgehoben betrachtet werden, sondern als sich auf qualitativ 
neuer Stufe reproduzierend, — und zwar in der Form der gesellschaftlichen Ausbeu- 
tung durch den den Monopolen vollkommen untergeordneten Staat —, äußern sich 
in ihrer Sicht alle systemimmanenten Widersprüche primär als politische. Die spezifi- 
sche Verflechtung von Ökonomie und Politik konstituiert daher einen Primat der 
Politik. “Die grundlegende Ursache und Haupttriebkraft des Übergangs zum staats- 
monopolistischen Kapitalismus ..... ist die Bewegung des Grundwiderspruchs des 
Kapitalismus in ihrer spezifischen Verflechtung mit den Wechselbeziehungen von 
Ökonomie und Politik im letzten Stadium des Kapitalismus; es ist das objektiv be- 
stimmte Streben der Monopolbourgeoisie höhere und stabilere Profite durch neue 
Formen ihrer Aneignung zu sichern, um die schnelle Entwicklung der Produktiv- 
kräfte für sich nutzbar zu machen und die daraus resultierenden Kräfte vorrangig 
auf die innere und äußere Befestigung des Profitsystems als Ganzes (Hervorhebung, 
C.M.) zu konzentrieren.” (227) Die Sicherung des Systems erfordert zugleich die 
relative Selbständigkeit des Staates vor einzelnen Profitinteressen. Nur dadurch, daß 
der Staat das mehr oder weniger gleiche Interesse der größten Monopole verfolgt, 
ist er fähig, seine Regulierungsfunktionen wahrzunehmen. Der Vergesellschaftung 
der Produktion, die sich in der umfassenden Monopolisierung darstellt, entspricht 
der Vergesellschaftung des Staates, die sich in seiner Regulierungsfunktion äußert. 
222) ebenda, S. 43 
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Der vergesellschaftete Charakter des Staates ist aber reaktionärer Natur. “Die in 
den Händen des Staates konzentrierten, immer größer werdenden ökonomischen 
Mittel und seine Maßnahmen sind ihrem Inhalt nach zwar kapitalistisch, besser ge- 
sagt monopolistisch, aber ihre Form als öffentliche Mittel und Maßnahmen, die ge- 
genüber der privaten Form des Eigentums an Produktionsmitteln eine relative Selb- 
ständigkeit besitzen und über die die Privatmonopole folglich zunächst nur mittel- 
bar verfügen, machen die ökonomischen und gesellschaftlichen Positionen der Mo- 
nopolbourgeoisie in gewisser Hinsicht labiler und anfälliger.” (228) An diese für 
die Theorie vom staatsmonopolistischen Kapitalismus zentrale Aussage ist die 
Schlußfolgerung geknüpft, daß der reaktionäre Inhalt des Staates, selbst nur noch 
als Herrschaftsverhältnis betrachtet, durch einen nicht reaktionären, wenn nicht 
proletarischen, so doch antimonopolistischen Inhalt ersetzt werden kann, und daß 
die Formen staatlicher Maßnahmen den gesellschaftlichen Interessen der anti-mono- 
polistischen Klassen und Schichten nutzbar gemacht werden können. Diese Schluß- 
folgerung ist innerhalb der Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus logisch, 
wenn man berücksichtigt, wie sie die Grenzen staatlicher Regulierung im Monopol- 
kapitalismus analysiert und wie sie die Notwendigkeit einer sozialistischen Alterna- 
tive dazu begründet. ‘“Spätkapitalismus ohne Perspektive” (229) definiert drei Ur- 


sachenkomplexe, die am Beispiel der Bundesrepublik letztlich die Grenzen staatli- 
cher Regulierung bestimmen. 


1. Die Phase des extensiven Wachstums schlägt um in eine intensive. Die für die 
extensive Phase bestimmenden Faktoren hören auf zu wirken, Dies zwingt die 
Bourgeoisie, sich ein Instrumentarium zu verschaffen, das für die Steuerung einer 
intensiven Wachstumsphase geeignet ist. (230) 

2. Die wissenschaftlich-technische Revolution bewirkt unter kapitalistischen Be- 
dingungen emsthafte strukturelle Schwierigkeiten. Zum Beispiel verschärft sich die 
Substitutionskonkurrenz; Bildung, Wissenschaft und Forschung befinden sich in 
einem unentwickelten Zustand. Letzteres verursacht Wachstumsverluste. 


3. Schließlich behindert die wachsende Militarisierung die Entwicklung der Volks- 
wirtschaft. 


Das Zusammenwirken dieser Ursachenkomplexe führt zu dem Ergebnis, daß “der 
Übergang zur Phase intensiven Wachstums nicht nur eine zwangsläufige Folge der 
aufgetretenen Wachstumshemmnisse ist, sondern auch bewußt angesteuertes Ergeb- 
nis der Politik der Monopole.”’ (231) Diese Politik wiederum dient der Ausplünde- 
rung des Volkes; sie stelit die Mobilisierung des staatlichen ökonomischen Poten- 
tials für die Verwertungsinteressen der Monopole dar. Die Grenzen der staatlichen 
Regulierung liegen also in dem Herischaftsinteresse der Bourgeoisie begründet; es 
ist jedesmal nur das bornierte monopolkapitalistische Interesse am eigenen Über- 
leben, das die widerspruchsfreie Planung verhindert, das im Zuge der wissenschaft- 
228) ebenda, $. 689 
229) Spätkapitalismus ohne Perspektive, Tendenzen und Widersprüche des westdeutschen Kapi- 
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lich-technischen Revolution dem technologischen Fortschritt seinen reaktionären 
Charakter aufzwingt und durch Vergeudung gesellschaftlicher Produktivkraft die 
Wachstumsfaktoren hemmt. Deshalb kann die staatsmonopolistische Regulierung 
keine neuen Entfaltungsmöglichkeiten schaffen. “So sehr der Übergang des staats- 
monopolistischen Kapitalismus zu neuen Methoden der Leitung und Lenkung der 
Wirtschaft seinem Inhalt nach der Sicherung der Monopolinteressen dient, so sehr 
sind dessen Formen zugleich Zeugnis für die über die Grenzen der kapitalistischen 
Produktionsweise hinausdrängende Natur der modernen Produktivkräfte. Dieser 
Widerspruch, der die zunehmende Labilität der kapitalistischen Produktionsweise 
zum Ausdruck bringt, äußert sich seinerseits in einer Reihe von einzelnen Wider- 
sprüchen, die der Wirksamkeit der neuen Formen der staatsmonopolistischen Re- 
gulierung enge Grenzen setzen.” (232) 


Diese Reduktion der staatlichen Regulierung auf die technische Steuerung der Öko- 
nomie, deren kapitalistischer Rahmen ihrer weiteren Entfaltung hinderlich ist, läuft 
auf die Forderung hinaus, sozialistische Rahmenbedingungen zu schaffen. In diesem 
Sinne erfolgt denn auch die Begründung der Notwendigkeit des Sozialismus. Zu- 
gleich ist die Taktik der Träger sozialistischer Interessen durch diesen Begründungs- 
zusammenhang bestimmt. 


c. Die Begründung der Bündnispolitik in der Theorie des staatsmonopolistischen Ka- 
pitalismus. 


Regulierung und gesellschaftliche Ausbeutung bezeichnen in der Theorie vom staats- 
monopolistischen Kapitalismus zwei Seiten derselben Sache. Der Begriff der Regu- 
lierung umfaßt die Technik, die Mittel gesellschaftlicher Ausbeutung; gesellschaft- 
liche Ausbeutung ist das Ziel. Die umfassende Anwendung dieser Technik setzt 
überhaupt eine qualitativ neue Stufe der Ausbeutung. Was die Arbeiterklasse anbe- 
langt, so wird das qualitativ Neue darin evident, daß “selbst die nominelle Überein- 
stimmung zwischen Wert und Lohn immer weniger zur Deckung der Reproduktions- 
bedürfnisse des arbeitenden Menschen ausreicht.” (233); denn die Bedingungen der 
Reproduktion der Arbeitskraft haben sich heute entscheidend geändert: “Sie blei- 
ben hinter den wachsenden und qualitativ neuen Bedürfnissen zurück.” (234) 


Zur Bewältigung der wissenschaftlich-technischen Revolution verteilt der Staat einen 
immer mehr wachsenden Teil des Nationaleinkommens zu ungunsten der Arbeiter- 
klasse um. Es liegt zugleich im Wesen der gesellschaftlichen Ausbeutung, daß von ihr 
alle nicht-monopolistischen Klassen und Schichten betroffen werden. Die “Schicht” 
der wissenschaftlich-technischen Intelligenz, die Beamten, der Mittelstand, die Bau- 
ern und die nicht-monopolistische Bourgeoisie unterliegen, wenn auch nicht glei- 
chen, so doch ähnlichen Ausbeutungsbedingungen, Ihre objektive sozialökonomi- 
sche Stellung im System des staatsmonopolistischen Kapitalismus wird, in Anwen- 
dung der Kategorie der gesellschaftlichen Ausbeutung,als grundlegend antagonistisch 


232) cbenda, S. 117 
233) Imperialismus der BRD, a.a.0,, S, 557 
234) cbenda, S, 389 


23 


gonismus von Volk und Monopolen und ein damit das Begriffspaar Lohnarbeit 
und Kapital überlagemdes neues Verhältnis, dessen Bewegungsform durch die Struk- 
tur des staatsmonopolistischen Ausbeutungsmechanismus bestimmt ist. Die politi- 
sche Bedeutung der Verlagerung des Widerspruchs von Lohnarbeit und Kapital auf 
den Widerspruch von Monopolen und Volk besteht darin, daß in Übereinstimmung 
mit der auf die Volksfront ausgerichteten Bündnispolitik der Arbeiterklasse eine ob- 
jektive Interessenidentität mit allen anderen nicht-monopolistischen Teilen des Vol- 
kes plausibel gemacht wird. (235) Das entscheidende Moment an der durch den Be- 
griff der gesellschaftlichen Ausbeutung definierten objektiven Interessenidentität 
aller nicht-monopolistischen Klassen und Schichten beruht auf einer Analyse, die 
Bündnispolitik nicht etwa nur durch äußerliche Notwendigkeiten als strategisch 
wichtig erachtet, z.B. durch Kriegsgefahr oder durch starke Faschisierungstenden- 
zen, sondern die aus der immanenten Struktur des Kapitalismus, aus seinem Pro- 
duktions- und Reproduktionsprozess, heraus eine dem Anspruch nach polit-ökono- 
misch fundierte materielle Basis für diese Interessenidentität ableitet. Der schein- 
bare Widerspruch, der dadurch entstehen könnte, daß einmal behauptet wird, die 
Theorie der DKP sei von der Taktik abgeleitet, und daß andererseits ausgeführt 
wird, die Theorie begründet die Taktik, löst sich dadurch auf, daß die Bündnis- 
politik historisch immer schon vorgegeben ist und daß darauf aufbauend, immer 
differenzierter versucht wird, diese auch polit-ökonomisch zu fundieren. 


Die Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus schließt von der jeweils un- 
terschiedlichen Lage der einzelnen Klassen und Schichten auf letztlich gleiche Inter- 
essen. Die wissenschaftlich-technische Intelligenz kommt in der Theorie des staats- 
monopolistischen Kapitalismus der Lage der Arbeiterklasse noch am nächsten. “Der 
entscheidenden sozialen Grundlage nach gibt es zwischen der Arbeiterklasse und der 
Mehrheit der Intelligenz keine Unterschiede,” (236) auch wenn die Intelligenz im 
Gegensatz zur Arbeiterklasse ““schöpferisch” arbeitet und besonders hoch bezahlt 
wird. “Ein wichtiger Ausdruck des Widerspruchs zwischen Monopolkapitalismus 
und der wissenschaftlich-technischen Intelligenz ist die Unterordnung der Wissen- 
schaft unter die Bedürfnisse der Kriegspolitik und der Aufrüstung.” (237) Dieser 
Gegensatz verschärft sich noch durch die wissenschaftlich-technische Revolution, 
so daß die objektiv ausgebeutete Intelligenz aufgrund ihrer “humanistischen Ideale” 
ihren Weg zur Arbeiterklasse finden kann und muß. Der Mittelstand wird unter zwei 
Aspekten in einen Gegensatz zur Monopolbourgeoisie gebracht. Zum einen sind die 
mittelständischen Betriebe qua Ausbeutung durch “Preisdiktate, Liefer- und Absatz- 
preise in den Klauen der Monopolbourgeoisie. Der verschärfte Konkurrenzkampf, 
die wachsende Verschuldung und Abhängigkeit vom Großkapital, Preistreiberei und 
Finanzpolitik vergrößem die Existenzunsicherheit der Mittelschichten.” (238) 
Zum anderen tritt neben die direkte Abhängigkeit die mittelstandsfeindliche Um- 
verteilungspolitik des Staates, In diesem Zusammenhang findet auch die ““Zwei- 


235) Wirth, a.a.0., S. 89, Anmerkung 138 
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Fraktionen-Theorie” wieder ihre Anwendung. Es liegt nämlich “im Wesen des Mo- 
nopolprofits, daß er die Bourgeoisie in zwei Gruppen trennt, von denen die eine, 
die zahlenmäßig kleinere, aber kapitalmäßig mächtigere, aufgrund ihrer ökonomi- 
schen Machtpositionen den Profit der anderen einengt.” (239) Entsprechend der 
sozial-ökonomischen Lage des Mittelstandes muß die Politik einer kommunistischen 
Arbeiterpartei darauf ausgerichtet sein, den mittelständischen Schichten auch den 
politischen Gegensatz zur Monopolbourgeoisie bewußt zu machen, denn sonst be- 
steht die Gefahr, daß sie der neofaschistischen Demagogie anheimfallen. Dies gilt 
auch für die Bauern. Deren spezifische ökonomische Gegensätze zur Monopolbour- 
geoisie bestehen in: extrem niedrigen Erzeugerpreisen, hohen Kreditkosten, Mono- 
polpreisen für Maschinen, Chemikalien etc., sinkenden Einkünften und wachsenden 


Absatzschwierigkeiten, die sich noch durch die Integration in die EWG verschärfen 
werden.” (240) 


In der Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus dient also eine bestimmte 
Interpretation des “allgemeinen Gesetzes der Akkumulation des Kapitals” (241) 
zur Konstruktion des Antagonismus von Volk und Monopolen. Darin erschöpft sie 
sich allerdings nicht, denn die ambivalente Analyse der Regulierungsfunktionen des 
Staates läßt neben der ausbeuterischen Regulierung die Möglichkeit ihrer veränder- 
baren Funktion offen. So erfolgt die Begründung der Notwendigkeit des Sozialismus 
1. dadurch, daß der staatsmonopolistische Kapitalismus unfähig ist, “die planmäßige 
Regulierung der gesellschaftlichen Entwicklung durch und für die gesamte Gesell- 
schaft zu entwickeln. “Das kapitalistische Eigentum, die Konzentration der Ent- 
scheidungsgewalt in den Händen einer Minderheit von Ausbeutern ist vielmehr 
Hemmnis einer fortschrittlichen Regulierung. 2. dadurch, daß der Kapitalismus nicht 
fähig ist, die wissenschaftlich technische Revolution voranzutreiben, ohne dabei die 
Menschen zu verstümmeln und sie allen Gefährdungen wie Krieg, Krise u.a.m. auszu- 
setzen; 3. dadurch, daß er eine Demokratisierung der Gesellschaft mit Notwendig- 
keit verhindert und 4. dadurch, daß er unfähig ist, die Revolution der Produktivkräf- 
te zum Wohle der arbeitenden Menschen einzusetzen. (242) 


Möglich wird der Sozialismus aber nur durch ein Zwischenstadium, in dem die staat- 
liche Regulierung Schritt für Schritt den monopolkapitalistischen Inhalt der Gesell- 
schaft beseitigt. “Je mehr es der Arbeiterklasse gelingt, die Macht der Monopole ein- 
zuschränken und Einfluß auf diesen Regulierungsmechanismus zu gewinnen, um so 
eher ist sie in der Lage, sich schon unter kapitalistischen Bedingungen einen größeren 
Anteil am Reichtum zu erkämpfen.’ (243) Der Kampf in dieser Phase orientiert 
sich auf die Einflußnahme auf staatliche Dispositionen und damit auf eine sukzessive 
Verschiebung der Machtverhältnisse. Danach hat der Regulierungsbegriff' der Theorie 
des staatsmonopolistischen Kapitalismus zwei Dimensionen. Einerseits kann er als 
monopolkapitalistische Regulierung und damit als reaktionäre verstanden werden. 
Andererseits als sukzessiv immer sozialistischer werdende Steuerung gesellschaftli- 
239) ebenda, S. 47 

240) ebenda, S. 50 

241) ebenda 


242) Imperialismus der BRD, 2.2.0, S. 548/549 
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cher Prozesse. Diese Regulierung kann schließlich die technisch unvollkommene 
und moralisch negative Praxis des Kapitalismus ablösen und allen antimonopolisti- 
schen Schichten und Klassen einen erweiterten Raum ihrer gesellschaftlichen Repro- 
duktion sichern. 


Die Klassenanalyse der DKP/SEW als Begründung der Bündnispolitik 


Der logische Ausgangspunkt der Klassenanalyse der DKP/SEW ist der Akkumula- 
tionsprozess der staatsmonopolistischen Kapitalismus. “Der staatsmonopolistische 
Kapitalismus verstärkt den mit der Akkumulation des Kapitals verbundenen Pirole- 
tarisierungsprozess.” (244) Es ist aber gerade die Veränderung in den Akkumula- 
tionsbedingungen, — es ist die qualitativ neue, die gesellschaftliche Ausbeutung —, 
die in ihrer Wirkung auf das Volk gravierende Strukturveränderungen nach sich 
zieht. In ihrer Konsequenz ruinieren die “staatsmonopolistischen Maßnahmen die 
einfachen Warenproduzenten, die Bauern und Handwerker, die Kleinhändler sowie 
die kleinere und mittlere Bourgeoisie; sie erhöhen andererseits die Ausbeutung des 
Proletariats.” (245) Wohlgemerkt, es sind die Maßnahmen, die ruinieren; es ist nicht 
in erster Linie der kapitalistische Akkumulationsprozess als letztlich naturwüchsiger 
Prozess. 


Erst von dieser bestimmten Definition des Charakters der staatsmonopolistischen 
Ausbeutung wird auf die besondere Struktur der Klassen und Schichten unter heu- 
tigen Bedingungen geschlossen. Als hervorstechendstes Merkmal wird dann die Pro- 
jetarisierungstendenz beschrieben. “Je mehr staatsmonopolistische Maßnahmen zur 
Erhöhung des Profiis und der Kapitalakkumulation wirksam werden, umso stärker 
wird die Proletarisierung in der kapitalistischen Gesellschaft beschleunigt. Die staats- 
monopolistischen Versuche zur Regulierung der Gesellschaftsstruktur können die 
Grundstruktur der kapitalistischen Gesellschaft und den Klassenkampf nicht aufhe- 
ben. Sie Können einen gewissen Einfluß auf Formen und Tempo der Proletarisierung 
ausüben, aber das schließliche Resultat wird die weitere Proletarisierung sein, die 
Vertiefung des Widerspruchs zwischen Lohnarbeit und Kapital, zwischen staats- 
monopolistischer Öligarchie und Volk.” (246) Ergebnis der durch die neue Quali- 
tät der staatsmonopolistischen Ausbeutung gesetzten Proletarisierung ist die “neue, 
höhere Qualität” in der sozialökonomischen Struktur in Westdeutschland. (247) 


Hiervon ausgehend ergibt die Struktur der BRD-Gesellschaft quantitativ folgendes 
Bild: 


— Der staatsmonopolistische Ausbeutungsmechanismus, im Zusammenhang mit 
der Konzentration und Zentralisation betrachtet, produziert eine Klassen- 
struktur, deren Extreme auf der einen Seite 2,4 % Bourgeoisieanteile, auf der 
anderen Seite über 80 % Werktätige ausmachen. (248) Während die ungefähr 
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80 % Anteile ausschließlich oder nahezu ausschließlich vom Verkauf ihrer 
Ware Arbeitskraft leben müssen, sind die restlichen 20 % Bauern, Handwerker, 
Freischaffende, — also die “früheren Mittelschichten”” (249) und, quantitativ 
fast nicht mehr meßbar, die Finanzoligarchie. (250) 

— Die Bourgeoisie im engen Sinne besteht aus 0,02 % der Bevölkerung. Das ist 
die Finanzoligarchie. Im erweiterten Sinne besteht sie aus 2,4 %. Zu diesen 
2,4 % werden die Managerspitzen und die Spitzenpolitiker gezählt. 

_ Die Werktätigen, das sind die unselbständig Beschäftigten, die Arbeiter, die 
Angestellten und die Beamten. Davon sind 58 % Arbeiter, 42 % Beamte und 
Angestellte. (251) 


Während die “Bestimmung der Klassenposition der Bourgeoisie und der nunmehr 
ausgebeuteten Mittelschichten relativ einfach ist” (252), richtet die DKP-Klassen- 
analyse ihr Hauptaugenmerk auf die Strukturveränderungen innerhalb der Arbei- 
terklasse, beziehungsweise innerhalb der Werktätigen. Der oftmals synonymen Ver- 
wendung des Begriffs Arbeiterklasse und des Begriffs Werktätige entspricht folgende 
Definition: “Die Arbeiterklasse in der BRD umfaßt jene Erwerbstätigen und ihre 
Angehörigen, die keine Produktionsmittel besitzen und deren ausschließliche oder 
vorwiegende Einkommensquelle der Verkauf ihrer Arbeitskraft gegen Lehn oder 
Gehalt ist, deren Mehrarbeit durch individuelle oder kollektive Kapitalisten oder den 
kapitalistischen Staat angeeignet wird und direkt oder indirekt die Quelle des Pro- 
fits der Kapitalisten ist, deren soziale Existenz durch Unsicherheit gekennzeichnet 
ist und die hinsichtlich der Funktions- und Qualitätsgliederung der Arbeit (im jewei- 
ligen Bereich) untere und mittlere Funktionen, also vorwiegend ausführende Funk- 
tionen ausüben und deren sozialer Übergang in die Gegenklasse, als relevanter Pro- 
zess, nicht stattfindet oder nicht möglich ist. Das sind in der BRD die Arbeiter und 
die unteren und die mittleren Angestellten und Beamten. Das sind etwa 75 % der 
Erwerbstätigen der BRD.” (253) Da in dieser Definition der gesamte Problemzu- 
sammenhang der DKP-Klassenanalyse umrissen ist, kann sie als Ausgangspunkt für 
die weitere Darstellung verwandt werden, Sie umfaßt fast alle relevanten Aspekte 
der Klassenanalyse, d.h. die Polarisierung, die Bedeutung der produktiven und un- 
produktiven Arbeit, die soziale Mobilität; sie gibt Hinweise auf die einzelnen Ab- 
teilungen der Arbeiterklasse und nicht zuletzt durch die angeführte Tifferenz zwi- 
schen 75 % und 80 % benennt sie indirekt das Problem der Randschichten der Ar- 
beiterklasse. Diese Aspekte ordnen sich ein in die Frage nach den sozialen Stnuktur- 
veränderungen der letzten 20 Jahre, Sie ‘sind das Ergebnis der staatsmonopolisti- 


-249) Jung, H., Zur Diskussion um den Inhalt des Begriffs Arbeiterklasse und zu Strukturver- 
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schen Ausbeutung unter den Bedingungen der wissenschaftlich-technischen Revo- 
lution.” (254) Als auffällig wird benannt, daß die Arbeiterschaft im engeren Sinne 
zwar absolut gewachsen ist, jedoch relativ gesunken ist. (255) “Besonders schnell 
sarık die Zahl der Landarbeiter.’’ (256) Andererseits wird ein rasches Steigen der 
Angestelltenzahlen beobachtet. “Allein gegenüber 1950 hat sich die Zahl der An- 
gestellten und die der Beamten mehr als verdoppelt.” (257) Die auffälligen und 
für die politische Praxis sehr relevanten Strukturveränderungen innerhalb der Ar- 
beiterklasse sind Ausdruck davon, daß “einerseits die Einführung modemer auto- 
matischer Produktionsanlagen eine Ingenieur- und Technikerqualifikation vom 
Überwachung- und Wartungspersonal erfordern, sowie davon, daß die Bereiche 
Forschung, Entwicklung, Konstruktion, Vorbereitung und Organisation des Ferti- 
gungsablaufes an Bedeutung gewinnen,” (258) daß sich also überhaupt das Ver- 
hältnis von unmittelbar materieller Tätigkeit zur geistigen Arbeit verschiebt, ande- 
serseits indizieren sie die zunehmende Bedeutung des Dienstleistungssektors für den 
kapitalistischen Reproduktionsprozess. (259) Neben der groben und nicht für alle 
Fälle zutreffenden Unterscheidung von Angestellten und Arbeitern aufgrund der 
Art ihrer Tätigkeit (materielle oder vorwiegend geistige), sieht die DKP-Klassenana- 
Iyse tichtigerweise nur einen juristischen Unterschied zwischen Arbeitern und Ange- 
steliten in der Beschäftigungsstruktur, d.h., sie geht davon aus, daß die überwiegen- 
de Mehrheit der Angestellten Lohnarbeiter sind, deren soziale Basis und deren pro- 
duktive und indirekt produktive Funktion zunehmend mehr den typischen Bedin- 
gungen der Ausbeutung unterworfen sind. Damit ist, entgegen der bürgerlichen So- 
ziologie, die von einem Schwinden des Proletariats spricht, deutlich gemacht, daß 
im Gegenteil die entscheidende Tendenz des modemen Kapitalismus die Ausdeh- 
nung der Lohnarbeit ist, (260), ungeachtet der durch den Produktions- und Repro- 


duktionsprozess gesetzien Besonderheiten der einzelnen Kategorien der Arbeiter- 
klasse. 


Die Ausdehnung der Lohnarbeit betrifft alle Kategorien der Arbeiterklasse. ‘Die 

Bestimmung der Lohnarbeit vom Standpunkt der Verwertung des Kapitals, unab- 

hängig von seiner Anlagesphäre, als produktive Arbeit verweist auf das Verhältnis, 

daß die Aneignung von (unbezahlter) Mehrarbeit die Quelle des Profits ist.” (261) 

Jung schlußfoigert, daß dementsprechend die Bestimmung der Arbeiterklasse nicht 

auf den “Begriff der produktiven und unproduktiven Arbeit zurückgeführt werden 

kann’”. (262) Die Analyse der Arbeiterklasse im Produktions- und Reproduktions- 

prozess kann, entsprechend der jeweils produktiven und unproduktiven Funktion, 

daher nur Aufschluß geben über “die einzelnen Abteilungen der Arbeiterklasse” 
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oder über die “Direktheit und Vermitteltheit des Ausbeutungsverhältnisses.’ (263) 


Diese meines Erachtens richtige Einschätzung der Relevanz produktiver und 
unproduktiver Arbeiter für die Klassenanalyse wird durch den Ansatz von Justina 
Marx untermauert. Sie geht davon aus, daß sich “mit der wachsenden Vergesell- 
schaftung der Produktion der Begriff der produktiven Arbeit verändert.” (264) Die 
Marx‘sche Bestimmung der produktiven Arbeit und ihres Trägers, des produktiven 
Arbeiters, nach der “mit dem kooperativen Charakter des Arbeitsprozesses sich 
selbst notwendig der Begriff der produktiven Arbeit und ihres Trägers, des produk- 
tiven Arbeiters, erweitert”, “Um produktiv zu arbeiten, ist es nun nicht mehr nötig, 
selbst Hand anzulegen; es genügt, Organ des Gesamtarbeiters zu sein, irgendeine sei- 
ner Unterfunktionen zu vollziehen.” (265), führt bei ihr zu einem Begriff des ge- 
sellschaftlichen Gesamtarbeiters, dessen Haupttendenz nicht auf die Trennung der 
einzelnen Arbeiterkategorien, sondern auf ihre objektive Annäherung hinzielt. 


Die Problematik bei Jung und anderen DKP-Theoretikern kommt dadurch hinein, 
daß er, trotz der anerkannten objektiven Annäherung einer der wichtigsten Arbei- 
terkategorien, — der wissenschaftlich-technischen Intelligenz —, an die Lage der Ar- 
beiterklasse, ihre klassenspezifische Rolle auf die Bündnisfrage reduziert. Obwohl er 
davon ausgeht, daß der “größte Teil der Intelligenz heute in lohnabhängiger Position 
steht” (266), stellt er fest, daß der Typ der Arbeit, geistig qualifiziert zu sein, Beson- 
derheiten gegenüber der Arbeiterklasse setzt. Unter Berufung auf eine Reihe von 
Privilegien, die der wissenschaftlich-technischen Intelligenz eine “gewisse Exklusiv- 
tät” verleihen (267), meint er: “Die Beziehungen zwischen Arbeiterklasse und In- 
teligenz sind Beziehungen des Bündnisses und nicht Beziehungen der Einheit — wie 
etwa die Beziehungen zwischen Industriearbeiterschaft und den unteren und mitt- 
leren kaufmännischen und technischen Angestellten. Sie sind allerdings Beziehun- 
gen des Bündnisses neuer Art (Hervorhebung von mir, C.M.), die sich entsprechend 
der sozialen Struktur des größten Teils der heutigen Intelligenz von den Bündnis- 
beziehungen zwischen revolutionärer Arbeiterklasse und werktätiger Bauernschaft 
in der Vergangenheit unterscheiden.” (268) 


In seiner Replik auf Jung kritisiert Gerns die o.a. Rolle der wissenschaftlich-tech- 
nischen Intelligenz wegen ihrer ungenügenden Differenzierung. Er wirft Jung vor, 
zu übersehen, daß die Rolle der wissenschaftlichen Intelligenz nicht in genügender 
Weise “unter dem Gesichtspunkt des Klassenkampfes” (269) gesehen wird. Er meint, 
daß “wenn wir bei der wissenschaftlichen Intelligenz bleiben wollen, so muß die Ar- 
beiterklasse gegen den Teil, der offen zur Monopolbourgeoisie gehört oder ihr als 
Spitzenmanager aggregiert ist, den Klassenkampf führen. In Bezug auf diejenige 
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Gruppe, die zu einer Randschicht der Arbeiterklasse geworden ist, besteht die Auf- 
gabe darin, sie in die Arbeiterbewegung einzubeziehen. Die zwischen diesen beiden 
Polen stehenden Gruppen der wissenschaftlich-technischen Intelligenz müssen als 
Bündnispartner der Arbeiterklasse im antimonopolistischen Kampf gewonnen wer- 
den.” (270) 


Mit dieser definitorischen Zuordnung der einzelnen differierenden Abteilungen der 
wissenschaftlich-technischen Intelligenz zur Arbeiterklasse, — nach politischen Ge- 
sichtspunkten —, kann Gerns Jung aber nicht in adäquater Weise kritisieren, zumal 
er nur einen politischen Aspekt dem sonst gleichen Argumentationsgang hinzufügt. 
Das Problem, um das es sich in der gegenwärtig aktuellen Diskussion der Rolle der 
wissenschaftlich-technischen Intelligenz handelt, kann nur über den Weg der Ana- 
lyse der Veränderungen des Produktionsprozesses und der produktiven Funktionen 
der darin befindlichen hochqualifizierten Arbeitskräfte als Verwertungsobjekte des 
Kapitals richtig aufgeschlüsselt werden. Dieser Notwendigkeit tragen Justina Marx 
und Kolbe noch am meisten Rechnung. Der Bruch in dem Ansatz von Jung, der da- 
durch entsteht, daß er die Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus einer- 
seits voraussetzt und in der Klassenanaiyse, unter bloßer illustrativer Verwendung 
von marxistischen Kategorien, mit der bürgerlichen Statistik arbeitet, wird bei Kolbe 
dadurch vermieden, daß er vom kapitalistischen Produktionsprozess ausgeht und 
die Besonderheiten in der Stellung der wissenschaftlich-technischen Intelligenz zu- 
nächst einmal als Randprobleme begreift. “Die Masse der Angestellten und wach- 
sende Teile.der Intelligenz müssen, — wie die Arbeiterklasse —, ihre Arbeitskraft an 
das Kapital verkaufen und, — überwiegend geistige Lohnarbeit, leisten. Das ist die 
entscheidende Gemeinsamkeit mit den Arbeitern und objektive Grundlage für die 
Zugehörigkeit dieser Schichten zu Arbeiterklasse, ungeachtet aller sozialrechtlichen 
Unterschiede, künstlich geschaffener Privilegien und der Besonderheiten ihrer Stel- 
lung im gesellschaftlichen Produktionsprozess und ihres Anteils an der Produktion 
oder Realisierung des Mehrwerts.” (271) 


Bei dern Versuch der theoretischen Durchdringung der durch die neuen Erscheinun- 
gen der “wissenschaftlich-technischen Revolution” gesetzten Strukturveränderungen 
in der Arbeiterklasse, geht Justina Marx vom fortgeschrittenen Charakter des gesell- 
schaftlichen Arbeitsprozesses aus. Die Verschärfung des Widerspruchs von gesell- 
schaftlicher Produktion und privater Aneignung wird bei ihr im Zusammenhang 
mit dem zunehmend schöpferischen Charakter des Arbeitsprozesses betrachtet, der 
allerdings unter kapitalistischen Bedingungen widersprüchliche Folgeprozesse für 
die Lage der Arbeiterklasse zeitigt. Die empirische Aufarbeitung neuer Qualifika- 
tonsanforderungen ist bei ihr nicht nur auf deren Konsequenzen für die wissen- 
schaftlich-technische Intelligenz beschränkt, sondern auch auf den traditionellen 
Kem der Arbeiterklasse bezogen. Die Verlagerung von “manuellen Fertigkeiten zu 
speziellen wahrnehmenden Fähigkeiten” ist für sie Ausdruck der Möglichkeit und 
Notwendigkeit, daß Arbeiter aus einem Anhängsel oder aggregierten Glied des Ma- 
270) Germns, ebenda 
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schinensystems zum Beherrscher der Technik werden und des Reproduktionspro- 
zesses werden. (272) De facto wirken sich die neuen Produktionstechniken in der 
Weise aus, daß für die Industriearbeiter in der Regel veränderte Disponibilitätsan- 
forderungen entstehen, was unter anderem in einem starken Anstieg von Anlern- 
tätigkeiten sichtbar wird. (273) Der dadurch bewirkten Dequalifikationstendenz 
steht eine Veränderung der Facharbeiterstruktur gegenüber. “Eine andere Seite der 
gleichen Entwicklung zeigt sich in der Tendenz zur Konzentration von Facharbei- 
tern in den Bereichen, die nicht unmittelbar zur Fertigung gehören. Der Anteil der 
Arbeitskräfte, die für die Vorbereitung der Produktion durch Einrichten von Ma- 
schinen sowie in der Werkzeugfertigung eingesetzt werden, erhöht sich bereits in 
diesem Stadium der technischen Entwicklung.” (274) Zugleich wird ein Kerm von 
hochqualifizierten Facharbeitern gebildet, der Steuerungs- und Meßwartentätigkei- 
ten ausübt. (275) 


Erst im Zusammenhang mit den hier nur skizzenhaft wiedergegebenen Tendenzen 
der technologischen Entwicklung wird dann die Rolle der wissenschaftlich-techni- 
schen Intelligenz betrachtet. Von einem quantitativen Anstieg der technischen und 
kaufmännischen Angestellten, die sich besonders in den hochtechnisierten Produk- 
tions- und Reproduktionsprozessen konzentrieren, wird auf qualitative Veränderun- 
gen “in der Entwicklung der Arbeitskraft überhaupt” (276) geschlossen. “Das Wach- 
sen der Angestelltenzahlen wird begleitet von einer Annäherung der Arbeitsbedin- 
gungen der Angestellten an die der Industriearbeiter, vor allem in Bezug auf ihre 
Stellung im Produktionsprozess, die Art der Tätigkeit und des Qualifikationsniveaus. 
In Bezug auf das durchschnittliche Einkommen kann man schon seit längerer Zeit 
eine Angleichung der unteren Angestelltengruppen, die den Hauptteil der Angestell- 
ten ausmachen, an die Einkommen der qualifizierten Arbeiter feststellen. Häufig 
legen die Löhne der Facharbeiter über denen der unteren Angestellten.” (277) 


Danach heißt also qualitative Veränderung in der Entwicklung der Arbeitskraft 
nichts anderes, als daß ein Großteil der Angestellten direkt oder indirekt Verwer- 
tungsobjekte des Kapitals sind. Die logische Folge ist, daß der insbesondere auf die 
wissenschaftlich technische Intelligenz angewandte Begriff der Randschichien der 
Arbeiterklasse seinen Sinn verlieren muß; das heißt zugleich, daß das Bündnis von 
Arbeitern und wissenschaftlich-technischer Intelligenz irrelevant ist. 


Es ist offensichtlich, daß bei den DKF-,bzw. DDR-Theoretikern in dieser Frage un- 
terschiedliche Auffassungen existieren. Dazu erklärt Kolbe auch, daß “ınan von der 
marxistischen Forschungsarbeit der empirischen und theoretischen Analysen noch 
keine abgeschlossenen und vollständigen Lösungen erwarten kann. Diese Lösun- 
gen müssen wir uns in der Diskussion und im Meinungsstreit erarbeiten.” (278) 


272) Marx, Justina, a.a.O., S. 24 
273) ebenda, S.21 
274) ebenda, S. 22 
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276) ebenda, S. 39 
277) ebenda, S. 39 
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Aber abgesehen von den Differenzierungen im Urteil über die wissenschaftliche- 
technische Intelligenz ist sowohl in der DDR-Theorie als auch bei der DKP die poli- 
tische Seite dieses Problems immer noch eindeutig bestimmt. Das wird ganz deut- 
lich am Beispiel der Kontroverse von Bischoff und zwei führenden DKP-Theoreti- 
kern. Bischoff kritisiert den Kernpunkt der Taktik der DKP, — die Bündnispoli- 
tik —, unter dem Aspekt, daß sie in den Metropolen auf die Fraktionen der Arbei- 
terklasse keine Anwendung finden kann (279), sobald überhaupt eine zwar in sich 
differenzierte, aber durch das Kapitalverhältnis gesetzte Arbeiterklasse entstanden 
ist, die die überwiegende Mehrheit des Volkes umfaßt. Die Antwort der DKP darauf 
ist ganz eindeutig. “Die Notwendigkeit des Kampfes um die antimonopolistische 
Demokratie ergibt sich unter dem Aspekt der Bündnispolitik. Wir stellten in den 
Thesen (es handelt sich dabei um die Thesen des Düsseldorfer Parteitages der DKP) 
fest, daß der staatsmonopolistische Kapitalismus die Vereinigung der Macht der Mo- 
nopole mit der des Staates ist. Dieses Machtkartell kann nur durch eine starke Ge- 
genkraft überwunden werden... Ökonomisch sind die Ansatzpunkte für eine brei- 
te antimonopolistische Bündnispolitik darum vorhanden, weil der staatsmonopoli- 

stische Kapitalismus nicht nur die Arbeiterklasse ausbeutet, sondern auch die Bau- 
ern, die Handwerker, die große Masse der Intelligenz ausplündert (Hervorhebung 
v.m.,C.M.) und mit dem Mechanismus der Umverteilung des Nationaleinkommens 
über den Staatshaushalt im Interesse der Superprofite der Konzerne seine Hand 
selbst auf einen Teil des Profits der kleinen und mittleren Kapitalisten legt.” (280) 
Damit beantwortet die DKP bezeichnenderweise den Versuch Bischoffs, isoliert von 
der Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus Mängel in der Klassenanalyse 

feststellen zu wollen, in der einzig konsequenten Weise. Sie stellt den Zusammen- 
hang von Klassenanalyse und der Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus 
her, der schließlich. zahlreich dokumentiert und oft genug bekundet auch in der 
Programmatik der DKP aufzufinden ist. 


Die bündnispolitische Programmatik der DKP 


Die Aufzeichnung des Forderungskataloges der DKP ist nur sinnvoll, wenn er ein- 
geordnet wird in die von der DKP gesteckten Perspektiven der politischen Entwick- 
lung des Monopolkapitalismus. Die Herausarbeitung von Grundzügen der polit-öko- 
nomischen Theorie der DKP in den vorigen Abschnitten muß aber umgekehrt in 
Zusammenhang gebracht werden mit den politischen Forderungen. 


Die DKP versteht sich als eine marxistisch-leninistische Partei; für sie ist “das Be- 
kenntnis zu den revolutionären Traditionen der Arbeiterbewegung Verpflichtung 
zum Handeln. In ihr leben die Ideen des kommunistischen Manifestes, das Werk von 
Karl Marx und Friedrich Engels, von August Bebel und Wilhelm Liebknecht. Die 
DKP führt den antiimperialistischen Kampf von Karl Liebknecht, Rosa Luxemburg, 
Ernst Thälmann und zehntausenden Kommunisten und Sozialisten. Demokraten 
und Christen fort, die im Widerstand gegen Reaktion und Nazidiktatur ihr Leben 


279) Bischoff, J., Zu einigen Grundfragen revolutionärer Taktik, In: Sozialistische Politik, 
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gaben.” (281) Damit ordnet sie sich bewußt in die Tradition der deutschen Arbei- 
terbewegung ein und versteht sich als legitime Fortsetzung. Gleichzeitig begreift sie 
sich als Teil der internationalen kommunistischen Bewegung. Dies vorangestellt, 
läßt sich die Perspektive ihres politischen Kampfes in drei Komplexe gliedern: 


1. Die Erringung der politischen Macht durch die Arbeiterklasse im Bündnis mit 
den anderen Werktätigen. 

2. Das gesellschaftliche Eigentum an allen wichtigen Produktionsmitteln. 

3. _ Die gesamtgesellschaftliche Planung zum Wohle des Volkes. (282) 


Diese Aufgliederung zeigt die Perioden sozialistischer Umgestaltung in einer auf- 
einanderfolgenden Reihe. Erstes und gegenwärtig zentrales Kernstück der Strategie 
der DKP ist die Bündnispolitik. Die Erringung der politischen Macht, als Zurück- 
drängung der Macht der Monopole und deren schließliche Überwindung, ist für die 
DKP nicht denkbar ohne eine auf die Aktionseinheit der Arbeiterklasse aufbauende 
Bündnispolitik mit den anderen werktätigen Schichten und der nicht-monopolisti- 
schen Bourgeoisie. Dabei steht die Bündnispolitik, wie Gerns und Steigerwald aus- 
führen, in keinem Gegensatz zur Politik der Herstellung der Aktionseinheit der Ar- 
beiterklasse. In ihrer Antikritik an Bischoff, für den die Bündnispolitik im hochent- 
wickelten Kapitalismus eine sekundäre Frage ist, erklären sie: “Die Aktionseinheit 
ist... .. der Kristallisationspunkt für ein breites antimonopolistisches Bündnis, für 
die Sammlung aller antimonopolistischen Kräfte um die Arbeiterklasse. Unter allen 
Bedingungen und Etappen um den Sozialismus stellt sich die Frage: Wer ist die 
Hauptkraft dieses Kampfes, wer ist der konkrete Feind, welche Klassenkräfte gilt 
es zu neutralisieren und mit welchen Gruppen und Schichten muß sich die Haupt- 
kraft im Kampf gegen den konkreten Feind verbinden?” (283) Indem die Theorie 
des staatsmonopolistischen Kapitalismus beantwortet, wer der Hauptfeind ist, und 
gleichzeitig die Bündnispolitik aller antimonopolistischen Kräfte polit-ökonomisch 
durch den Gang des kapitalistischen Reproduktionsprozesses fundiert sieht, kann die 
politische Programmatik, als Teil der Strategie und Taktik, einen Katalog von For- 
derungen aufstellen, mit dem die Herstellung dieses Bündnisses als politisches Etap- 
penziel anvisiert wird. “Die grundlegende Veränderung des politischen Kuises in 
unserem Lande, die demokratische Erneuerung von Staat und Gesellschaft kann nur 
errungen werden, wenn alle demokratischen Kräfte den herrschenden Kreisen und 
ihren Parteien mit vereinter Macht und vereinten Aktionen gegenübertreten.” (284) 
In diesem Bündnis ist die Arbeiterklasse die Hauptkraft. Demgemäß kommt es da- 
rauf an, die “Aktionseinheit aller kommunistischen, sozialdemokratischen und christ 
lichen Kräfte der Arbeiterbewegung” (285) herzustellen. Auf der Basis des gemein- 
samen gewerkschaftlichen Kampfes um Mitbestimmung und “größeren Einfluß der 
Arbeiter in Wirtschaft und Staat” und im Kampf gegen Neonazismus und Militaris- 


281) Grundsatzerklärung der DKP, beschlossen auf dem Essener Parteitag 12./13. April 1969, 
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mus wird es schließlich gelingen, in dem Maße wie sich die Widersprüche des Systems 
zuspitzen, den Einfluß der bürgerlichen Manipulation, der reformistischen Kreise 
der SPD und Gewerkschaften zurückzudrängen und ein Aktionsbündnis zu schaffen, 
das tragfähig genug ist, um darauf aufbauend die anderen werktätigen Schichten des 
Volkes an die Politik der Arbeiterklasse zu binden und die Zusammenarbeit aller 
Demokraten, der Jugend, der Frauen, der Bauern, der Intelligenz und der mittel- 
ständischen Unternehmer zu initiieren. Dem Ziel der Schaffung dieses Aktionsbünd- 
risses und der damit gekoppelten Bündnispolitik entspricht ein Aktionsprogramm, 
das sich für die Politik des “Friedens, d.h. für die Anerkennung der DDR, für Ab- 
rüstung und europäische Sicherheit, für reale Demokratie, d.h. gegen Neonazismus 
und Militarismus und für den Ausbau der Demokratie, Mitbestimmung, demokrati- 
sche Wirtschaftspolitik und -Kontrolle, für mehr soziale Sicherheit, d.h. für eine 
Verbesserung des gesamten Reproduktionsniveaus der Arbeiter und der anderen 
Werktätigen, für fortschrittliche Bildungs- und Kulturpolitik, d.h. für eine umfas- 
sende Verbesserung der Ausbildung nicht nur der traditionell Bildungsprivilegier- 
ten, sondern auch der Lehrlinge und Arbeiter einsetzt.” (286) 


Dieser Forderungskatalog ist deshalb realistisch, so erklärt die DKP in den Thesen 
des Düsseldorfer Parteitages 1971, weil die Erfahrung zeigt, daß “der Sozialismus 
nur das Ergebnis des Kampfes der Arbeiterklasse und der Volksmassen selbst” sein 
kann. (287) “Deshalb ist die Politik der DKP darauf ausgerichtet, die Arbeiterklas- 
se und die anderen antimonopolistischen Kräfte vom Kampf für ihre unmittelbaren 
sozialen und politischen Interessen über das Ringen für grundlegende antimo- 
nopolistische Umgestaltungen an die Erkenntnis von der Notwendigkeit des Sozialis- 
mus und an den Kampf um den Sozialismus heranzuführen.” (288) Der Bündnispo- 
litik kommt, entgegen sozialdemokratischen Unterstellungen, nach Bachmann in die- 
sem Zusammenhang gerade deshalb nicht einfach taktische Funktion zu. “Unsere 
Bündnispolitik entspringt nicht taktischen Erwägungen, sondern der Erkenntnis, daß 
aufgrund ihrer objektiven Interessenlage im spätkapitalistischen System verschiedene 
gesellschaftliche Klassen, Schichten und Kräfte an antimonopolistischen demokrati- 
schen Veränderungen interessiert sind. Deshaib ist unsere Bündnispolitik nicht vor- 
übergehend, konjunkturell bedingt, sondern ein elementarer (Hervorh. v.m., C.M.) 
Bestandteil unserer gesamten politischen Strategie, der sowohl im Kampf um demo- 
kratische Veränderungen als auch darüber hinaus in der Etappe des Kampfes um wei- 
tergehende sozialistische Umgestaltungen Gültigkeit hat.” (289) 


In der Tat ist die Bündnispolitik der DKP nicht irgendein taktisches Teilstück, son- 
dern, wie ihre Theorie und Praxis zeigt, eine Grundvoraussetzung ihrer Politik über- 
haupt. Ebenso wie die Festigung der Aktionseinheit als eine Lebensfrage bestimmt 
ist, — und die DKP erklärt, daß sie sich von dieser Orientierung weder durch den 
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verschärften Antikommunismus der SPD-Führung noch durch die scheinrevolutionä- 
re Phraseologie linksopportunistischer Gruppen abbringen läßt — (290), ist es auch 
die Herausbildung eines antimonopolistischen Bündnisses. “Die DKP kämpft für das 
demokratische Bündnis aller antimonopolistischen Kräfte der BRD. Die Sammiung 
aller vom Monopolkapital unterdrückten und ausgebeuteten Schichten, — der Intelli- 
genz, der Bauern, der Mittelschichten —, um die Arbeiterklasse ist eine Grundvoraus- 
setzung des erfolgreichen Kampfes um den demokratischen Fortschritt.” (291) Al- 
lerdings wird die Bündnispolitik nicht immer allein durch den Gang des Reproduk- 
tionsprozesses und die behauptete Möglichkeit eines langfristig stabilen Einflusses 
darauf begründet, sondern auch durch den Zustand des politischen Bewußtseins des 
Volkes im allgemeinen und der Arbeiterklasse im besonderen. In der Frage des poliü- 
schen Bewußtseins ergeben sich zwei Aspekte. Zum einen ist es das bündnispoliti- 
sche Ziel zu verhindern, daß die schwankenden Teile des Kleinbürgertums und die 
Bauern in die ideologischen Fänge der rechtsradikalen Propaganda geraten. Daher 
muß ein konsequeni demokratisches, an den sozialen Interessen dieser Schichten an- 
knüpfendes Aktionsprogramm entwickelt werden, das unter der Bedingung der stei- 
genden Aktivität der Arbeiterklasse auch Aussicht auf seine erfolgreiche Durchset- 
zung hat, Eine die demokratischen und reformerischen Interessen dieser Schichien 
nicht berührende sozialistische Programmatik würde der Arbeiterklasse die wichtig- 
sten Bündnispartner rauben. Zum anderen, ist das Kiassenbewußtsein der deutschen 
Arbeiterklasse so unentwickelit, daß eine die Dialektik von Reform und Revolution 
nicht berücksichtigende Programmatik der reformistischen Taktik der rechten SPD 
und der rechten Gewerkschaftsführer Tür und Tor öffnen würde. Ohne das Aufstel- 
len von Übergangsiorderungen, die an das Bewußtsein der Arbeiterklasse und an das 
des Volkes anknüpfen, grenzt die Hoffnung jemals an den Sozialismus heranzukom- 
men “an reinen Wunderglauben”. (292) Durch eine konsequente kämpferisch demo- 
kratische Programmatik ist.es möglich, den Weg zum Sozialismus zu eröffnen. Für 
den Fall, daß sich der Kampf der Arbeiter aktiviert hat und schon erste Erfolge 

sichtbar gind, schlägt die DK Pein ökonomisches Planungsprogramm undein exiensi- 
ves Mitbestimmungsmodell vor, das auf dem Weg der demokratischen Regulierungs- 

praxis den Interessen des Volkes Rechnung tragen soli. “Obwohl der staatsmonope- 

listische Kapitalismus vom Standpunkt der Produktivkräfte, der Vergesellschaftung 

des Reproduktionsprozesses und des dafür notwendigen Apparates zur Lenkung der 

Wirtschaft die höchstmögliche ınaterielle Stufe der Vorbereitung des Sozialismus dar- 
stellt, wird ein direkter, unvermittelter Übergang vom staatsmonopolistischen Kapi- 

talismus zum Sozialismus damit dennoch nicht möglich. Zwischen der Herrschaft des 
staatsmonopolistischen Kapitalismus und der Errichtung des Sozialismus legt die %: 
kämpfung und Entfaltung der forischrittlichen, antiimperialistischen Demokratie 
ter der Führung der Arbeiterklasse im Bündnis mit allen antiimpertalistischen, der 
kratischen und friedliebenden Kräften.” (292) 


in dieser Phase kommt es darauf an, die Interessen des Volkes mit in die immer noch 


290) DKP kontra Großkapital,.. ,a.2.0., These 29, S. 41 
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monopolkapitalistische Planung einzubauen und durch “revolutionäre Reformen 
Teillösungen der imperialistischen Widersprüche zu erzwingen.” (294) Je mehr es 
gelingt, das monopolkapitalistische System auf sozialistische Dispositionen umzu- 
polen, um so näher wird die Arbeiterklasse und das Volk an den Sozialismus heran- 
gebracht. 


In diesen programmatischen Zielsetzungen existiert m.E. ein auffälliger Bruch in der 
Argumentation. Einerseits wird davon ausgegangen, daß das monopolkapitalistische 
System vom Standpunkt der Produktivkräfte bis direkt an den Sozialismus heran- 
entwickelt ist, — das Lenkungs- und Leitungssystem entspricht diesem hohen Pro- 
duktivkraftstand —, andererseits wird losgelöst von der dadurch gesetzten Klassen- 
struktur und den damit gegebenen Keimformen oder Bildungselementen von Klas- 
senbewußtsein eine Perspektive sozialistischer Umgestaltung eröffnet, die sich nicht 
mehr durch den Gang der polit-ökonomischen Widerspruchsentwicklung rechtfer- 
tigt, sondern nur noch durch einen abstrakten Bezug auf Lenin, die “Lehren der Ge- 
schichte”, und die Beschlüsse der “internationalen kommunistischen und Arbeiter- 
parteien”, auf den jeweiligen Konferenzen in Moskau, Die DKP hat inzwischen die 
Einschätzung bezüglich einer antimonopolistischen Zwischenetappe deutlich relati- 
viert: “Es geht also bei der antimonopolistischen Demokratie um eine Möglichkeit 
auf dem Weg zum Sozialismus, ausgehend von den heutigen Bedingungen des Klas- 


senkampfes, jedoch nicht um eine historisch unvermeidliche Gesetzmäßigkeit.’” 
(294a) 


Zur Kritik der theoretischen Grundlagen der Politik der DKP 


Die Theorie der DKP erfüllt alle der seit dem XX. Parteitag der KPdSU in der 
kommunistischen, an Moskau orientierten Strategie gegebenen Modifikationen. Wie 
das Datum der theoretischen Umorientierungsversuche in der DDR-Theorie seit dem 
XX. Parteitag zeigt, beginnt, seitdem die KPdSU der Ansicht ist, daß es auch einen 
friedlichen demokratischen Weg zum Sozialismus geben kann und diesem Weg der 
absolute Vorrang einzuräumen ist, das differenziertere Bemühen, diesen Weg aus 
dem Grundwiderspruch “unserer Epoche, dem Antagonismus von Sozialismus und 
Imperialismus”, sowie aus dem Reproduktionsprozess des spätkapitalistischen Sy- 
stems zu erklären. Indem sich die DKP ihrerseits auf die Internationale Beratung der 
kommunistischen und Arbeiterparteien 1969 stützt und sich deren Erklärung zu ei- 
gen macht, reiht sie sich ein die Generallinie der “revolutionären Reformen”. “Die 
Internationale Beratung der kommunistischen und Arbeiterparteien 1969 hat fest- 
gestellt, daß günstige Voraussetzungen für den Zusammenschluß aller demokra- 
tischen Kräfte zu einem solchen politischen Bündnis bestehen, daß fähig ist, 
die Rolle der Monopole im Wirtschaftsleben des Landes entscheidend einzu- 
schränken, der Macht des Großkapitals ein Ende zu bereiten und solche grundlegen- 
den politischen und ökonomischen Reformen durchzuführen, die günstige Bedin- 
gungen für den Kampf um den Sozialismus schaffen.” (295) 
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Ohne das Moment der Zuordnung zur Generallinie der Sowjetunion übeıstrapazie- 
ren zu wollen, muß man davon ausgehen, daß die Theorie der DKP oder die mit ihr 
identische Theorie der SED nicht nur ein theoretisches Faktum darstellt, sondern 
ebenso ein Problem, das durch die Entwicklung in der Sowjetunion und in den volks- 
demokratischen Ländern, sowie durch die Entwicklung internationaler politischer 
Konstellationen entstanden ist. Daher ist die Kritik der DKP immer solange unvoll- 
ständig wie nicht die Politik der Sowjetunion mitin den Zusammenhang einer poli- 
tischen Strategie gebracht wird, für die es unter der Bedingung der friedlichen Ko- 
existenz sowjetischer Prägung einen friedlich-demokratischen Übergang zum Sozia- 
lismus gibt. Die kritische Analyse der DKP geht aber m. E. immer dann am eigentli- 
chen Problem vorbei, wenn sie die Modifikationen in der politischen Theorie und 
Praxis vorrangig unter dem Aspekt der chinesischen Revisionismuskritik betrachtet 
und nicht die Beliebigkeit des dogmatisierten ““Marxismus-Leninismus” der Ill. In- 
ternationale berücksichtigt. 


Diese These wird in der vorliegenden Arbeit dadurch begründet, daß der Gesamtzu- 
sammenhang der kommunistischen Theorie und Praxis seit dem XX. Parteitag un- 
verständlich bleiben muß, solange nicht die strategischen und taktischen Disposi- 
tionen auch aus der Geschichte der kommunistischen Arbeiterbewegung heraus er- 
klärt werden. Es wurde in dem Kapitel über die antifaschistische demokratische 
Volksfrontkonzeption nach 1945 versucht zu zeigen, daß deren theoretische Grund- 
lagen auf der Basis von Ersatzkategorien der marxistischen Analyse verfaßt worden 
sind. An die Stelle präziser Analysen trat 


— das Theorem von der II. Etappe der allgemeinen Krise des Kapitalismus. Diese 
Periodisierung wird mit den gleichen Intentionen auch nach dem XX. Partei- 
tag fortgeführt. Wir leben heute in der “III. Etappe der allgemeinen Krise,” 
(296), deren Charakteristikum eine neue Stufe in der Entwicklung des staats- 
monopolistischen Kapitalismus ist. 

— Inder Nachkriegszeit trat an die Stelle der immer noch aus dem Widerspruch 
von Lohnarbeit und Kapital resultierenden Widerspruchsentwicklung die Auf- 
fassung vom Kampf zweier Systeme als dem bestimmendsten Moment. Diese 
Auffassung wird nicht nur beibehalten für die III.Etappe der allgemeinen Krise, 
sondern verstärkt angewendet und im Zusammenhang der wissenschaftlich- 
technischen Revolution differenzierter begründet. 

— Die Klassenanalyse hat in der II. und in der III. Etappe der allgemeinen Krise 
primär die Funktion den Antagonismus von Volk und Monopolen zu begrün- 
den. Die Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus und die mit ihr zu- 
sammenhängende Klassenanalyse der SED und DKP entwickelt die Begründung 
des Antagonismus von Volk und Monopolen weiter und vertieft sie. 


Die Volksfrontpolitik ist kein Produkt des “Revisionisten’”’ Chruschtschow, sondern 
sie ist unter der Führung von Stalin konzipiert worden.Es hat auch keinen Sinn, den 
mit der Volksfront eng verbundenen Namen Dimitroffs gegen die Absichten seines 


296) Programm und Statut der KPdSU vom XXII. Parteitag der KPdSU, 17.-31. Okt. 1961, 
Berlin 1962, S. 23 
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auf dem VII. Weltkongress der Komintern gehaltenen Referates auszuspieien. Der 
von Dimitroff bestimmte Zugang zum Sozialismus unterscheidet sich nur in Nuancen 
von dem der DKP. Verändert hat sich allenfalls das Niveau in der Argumentation. Es 
hat sich erheblich differenziert. Der Kern in der Begründung der Notwendigkeit der 
Volksftont ist aber in allen der in dieser Arbeit behandelten drei historischen Phasen 
kommunistischer Taktik derselbe. Er beruht auf dem Antagonismus von Volk und 
Monopolen. Die Perspektive der möglichst friedlichen Annäherung an die sozialisti- 
sche Umgestaltung unterscheidet sich gleichermaßen nur durch Akzentverlagerun- 
gen. 


Berücksichtigt man diese Zusammenhänge, dann eıscheint der Revisionismusvorwurf 
notwendig in einem anderen Licht. Entweder waren die kommunistischen Parteien 
spätestens seit dem VII. Weltkongress immer schon “revisionistisch” oder sie setzen 
unter jeweils historisch veränderten Bedingungen die Politik der III. Internationale 


Hier wird davon ausgegangen, daß Letzteres der Fall ist, d.h.! es läßt sich ein Faden 
ziehen vom VII. Weltkongress der Komintern über die antifaschistische demokrati- 
e Volksfront bis hin zur Theorie, die auf den XX. Parteitag folgt. Der wesentliche 
schied zwischen diesen Phasen besteht darin, daß das theoretische Niveau als 
Begründung einer mehr oder weniger ähnlichen Praxis erheblich gestiegen ist. Die 
Yolksfront als Defensivinstrument wird zunehmend mehr von bloß äußeren Momen- 
ten wie Faschismus, Krieg oder Abbau demokratischer Rechte losgelöst und eher 
durch die Struktur des staatsmonopolistischen Kapitalismus abgeleitet. Darin be- 
steht der wesentliche Unterschied zwischen der KPD und der DKP oder wenn man 
will, zugleich deren historischer Zusammenhang. 


Alle anderen einzelnen Unterschiede zwischen KPD und DKP sind nicht prinzipiell 
theoretischer Natur. Es wurde versucht zu zeigen, daß die relative Beliebig- 
keit in der Einschätzung des Imperialismis, der Rolle und Funktion des Staates, 
der Kapitalakkumulation und der Widerspruchsentfaltung zwischen Ökonomie und 
Poktik’nicht mehr der realen Bewegung entsprechen konnte, sondern nur ein durch 
“die Lehren der Geschichte” verschleierter Ausdruck der Interessen der Sowjetunion 
war, mit der sich die KPD identifizierte und die DKP identifiziert. Insbesondere in 
der Frage der Bündnispolitik läßt sich zeigen, daß die theoretischen Grundlagen von 
KPD und DKP zwar im Niveau differieren, nicht aber im Prinzip. Der Antagonismus 
von Yolk und Monopolen, der sich durch die Herrschaft von besonders aggressiven 
Kapitalfraktionen verschärft, hat an die Stelle der aus der Spontaneität des Wert- 
gesetzes sesultierenden kapitalistischen Anarchie, der wiederum Planung und Herr- 
schaft erst im Kapitalismus zu entsprechen hat, schon seit langer Zeit einen Begriff 
von kapitalistischer Politik entstehen lassen, dessen dialektische Vermittlung zu den 
ökonomischen Zwangsgesetzen nicht mehr nachvollzogen wird. An die Stelle der 
Analyse der Akkumulationsbedingungen des Kapitals, die zuerst ökonomisch aus 
dem Konzentrations- und Zentralisationsprozess im Zusammenhang mit der Entwick- 
iung des Weltrnarktes zu erklären wären, ist ein den Kapitalbegriff ersetzender Mo- 
nopolbegiff entstanden, der durch das Machtstreben der Monopole unter der Bedin- 
sung des sterbenden, faulenden Imperialismus charakterisiert ist. Genau dieser Mono- 


We) 
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polbegriff ist immanenter Bestandteil der DKP-Theorie. Erst die Ableitung des ge- 
sellschaftlichen Reproduktionsprozesses aus dem Machtstreben der Monopole, die 
mit ökonomischer und außerökonomischer Macht die Zwangsgesetze des Kapita- 
lismus durchbrechen können und damit neben der Ausbeutung von Lohnarbeit 
durch das Kapital eine gleichrangige gesellschaftliche Ausbeutung des Volkes herstel- 
len können, ermöglicht es die spezifische Bündnispelitik der DKP ökonomisch zu 
begründen. Mit der Analyse des Verhältnisses von spontaner Regulierung durch das 
Wertgesetz und kapitalistischer Regulierungspraxis (297) geht die SED- oder DKP- 
Theorie über die Theorie der KPD hinaus, Für die KPD war der Kapitalismus eher 
ein sterbendes, faulendes System, ohne noch lange die ökonomischen Bedingungen 
einer möglichen Fortexistenz zu analysieren. Erst die neuere Theorie des staats- 
monopolistischen Kapitalismus versucht den langanhaltenden Aufschwung der kapi- 
talistischen Weltwirtschaft nach dem II. Weltkrieg zu reflektieren, die Wirkung des 
Wachstums der Produktivkräfte auf den Verwertungsprozeß einzuschätzen, die 
Strukturveränderungen in der Arbeiterklasse zu analysieren und nachzuweisen, daß, 
weil das Charakteristikum des heutigen Kapitalismus in der Durchbrechung ökono- 
mischer Gesetze durch politische Macht zu sehen ist, an die Stelle der mit monopol- 
kapitalistischer Macht durchgesetzten Regulierungspraxis durchaus die mit demo- 
kratischer, durch die Macht des Volkes durchsetzbare Regulierung treten kann. Die- 
se Perspektive ist zwar in den taktischen und strategischen Dispositionen des VIl. 
Weltkongzesses enthalten, sie ist aber ökonomisch fast nicht begründet. 


Dem versucht die Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus abzuhelfen; dies 
unter Einschluß der veränderten taktischen Orientierung seit dem XX. Parteitag. 
Zur Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus sind aber einige kritische An- 
merkungen zu machen; denn ohne den Versuch der Kritik dieser Theorie ist die kri- 
tische Einschätzung der Bündnispolitik sinnlos. Das Hauptproblem der Theorie des 
staatsmonopolistischen Kapitalismus liegt in ihrem Regulierungsbegriff; die mächtig- 
sten Monopole betreiben über die Funktionen des ihnen untergeordneten und mit 
ihnen bruchlos verbundenen Staatsapparates die gesellschaftliche Ausbeutung. “Da- 
mit werden die mit dem Größenwachstum des Kapitals und der Form des Finanz- 
kapitals verbundenen Erscheinungsformen der Monopolisierung und der Umvertei- 
lung von Mehrwert und der besonderen Aneignung der gesellschaftlichen Arbeit 
— durch alle möglichen Titel und Spekulationsgeschäfte — zur Form einer qualita- 
tiv neuen Ausbeutung, zur Form der Ausbeutung und Ausplünderung des Volkes 
durch die Monopole.” (298) Abgesehen von der Problematik des Begriffs “geseli- 
schaftliche Ausbeutung” (Ausbeutung ist im Kapitalismus immer gesellschaftlich) 
unterstellt die Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus mit ihrer Bestim- 
mung einer qualitativ neuen Ausbeutung dem Staat die Fähigkeit, über seinen Staats- 
haushalt, über spezifische Manipulationen des Reproduktionsprozesses gegen die 
Tendenzen der Akkumulation in der Weise zu wirken, daß die krisenhafte Entfal- 
tung seiner Widersprüche nicht nur zurückgedrängt werden kann, sondern, daß der 
Staat selber als Akkumulationsquelle als “Ausgangspunkt für die Bewegung des Ka- 


297) Imperialismus der BRD, a.a.0,, S. 331 
298) “Kommunist”, a.2.0.,8. 107 
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pitals und die Lage der Lohnarbeiter genommen werden kann.” (299) Diese “Durch- 
brechung des Wertgesetzes’”’ beruht auf der relativen Selbständigkeit des Staates ge- 
gegenüber den Monopolen, beziehungsweise gegenüber der Ökonomie. Die Theorie 
des staatsmonopolistischenKapitalismus verzichtet darauf zu erklären,warum die mit 
der Durchbrechung des Wertgesetzes gegebene Planung gegen die naturwüchsigen 
Tendenzen des Kapitals wirkt. Anstatt die Tendenzen der Kapitalakkumulation zu 
entfalten und diese aus dem Begriff des Kapitals abzuleiten, behauptet sie, daß der 
staatsmonopolistische Kapitalismus nur noch einen Widerspruch zwischen Wertge- 
setz und Planung in der Weise entwickelt, daß Planung und Wertgesetz nebeneinan- 
der und gegeneinander funktionieren; dies, weil die Monopole immer noch durch 
ihre Machtansprüche eine relativ widerspruchsfreie Planung verhindern und staatli- 
che Maßnahmen und Formen staatlicher Regulierung von ihrem reaktionären Inhalt 
aus bestimmen. Andererseits sei dieser Inhalt prinzipiell ersetzbar und eine demo- 
kratische, dem Volke dienende Regulierung möglich. Dieser Trennung von Form 
und Inhalt staatlicher Politik ist entgegenzuhalten, daß Regulierung nicht nur als 
technisches Instrumentarium zu begreifen ist, sondern als Mittel, die immanenten 
Schranken der kapitalistischen Produktion zu überwinden. Für Marx waren diese 
Mittel immer.so bestimmt, daß sich dem Kapital “diese Schranken aufs neue und 
auf gewaltigerem Maßstab entgegenstellen.” (300) In der Theorie des staatsmonopo- 
listischen Kapitalismus erscheinen diese Mittel aber nicht mehr als durch das kapita- 
listische Produktionsverhältnis begrenzt, sondern nur noch als durch bornierte Inter- 
essenstrukturen der Monopolbourgeoisie. ‘Das Kapital erscheint einerseits als sich 
selbst bewegende Inkarnation des Profitprinzips, andererseits als eine Gruppe mora- 
lisch skrupelloser Personen ...”’ (301) 


Allerdings hat der Verzicht auf die Analyse der materiellen Bedingungen der Regu- 
lierung sowie auf ihre objektiven Grenzen die Funktion, eine Perspektive sozialisti- 
scher Umgestaltung zu eröffnen, die, auf der Basis eines Volksbündnisses, friedlich 
und demokratisch erfolgen kann und deren erste handgreiflichen Resultate in einer 
umfassenden Verbesserung des Reproduktionsniveaus bestehen sollen. Die Trennung 
von Politik und Ökonomie, die in dem Regulierungsbegriff schlagend deshalb zum 
Ausdruck kommt, weil Regulierung nicht mehr primär unter dem Aspekt ihrer öko- 
nomisch notwendigen Funktion betrachtet wird, sondern nur noch unter dem As- 
pekt des machtpolitischen Einflusses darauf, ermöglicht es den Theoretikern des 
staatsmonopolistischen Kapitalismus losgelöst vom Produktionsprozess, dem Staat 
gewisse “systemneutrale” Züge anzudichten. 


Die Trennung von Ökonomie und Politik findet daher auch ihren Ausdruck in der 
sogenannten gesellschaftlichen Ausbeutung. Der Maximalprofit, der über staatliche 
Maßnahmen realisiert werden soll, wird nicht mehr aus dem Akkumulationsprozess, 
sondern aus dem Staatshaushalt u.a., d.h. aus dem Staat als Akkumulationsquelle 
bestimmt. Mit dem Begriff vom Maximalprofit trifft sich die Theorie des staats- 


299) Semler, Hoffmann, Kapitalakkumulation, Staatseingriffe und Lohnbewegung, in: Prob- 
leme des Klassenkampfs, Heft 2, Jg. 72, Erlangen 1972, S. 83 

300) Marx, Karl, Das Kapital, Bd. III, MEW Bd. 25, Berlin 1966, S. 260 

301) Wirth, a.a.0., S. 191 
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monopolistischen Kapitalismus mit der stalinistischen Ökonomie: ‘““Am meisten nä- 
hert sich dem Begriff des ökonomischen Grundgesetzes des Kapitalismus das Mehr- 
wertgesetz, das Gesetz von der Entstehung und dem Wachsen des kapitalistischen 
Profits. Es bestimmt tatsächlich die wichtigsten Merkmale der kapitalistischen Pro- 
duktion. Aber das Mehrwertgesetz ist ein viel zu allgemeines Gesetz, das die Proble- 
me der höchsten Profitrate nicht berührt, deren Gewährleistung eine Entwicklungs- 
bedingung des monopolistischen Kapitalismus ist. Um diese Lücke auszufüllen, gilt 
es, das Mehrwertgesetz zu konkretisieren und es entsprechend den Bedingungen des 
monopolistischen Kapitalismus weiterzuentwickeln, wobei zu berücksichtigen ist, 
daß der monopolistische Kapitalismus nicht jeglichen Profit verlangt, sondern aus- 
drücklich einen Maximalprofit. Und das ist denn auch das ökonomische Grundge- 
setz der modernen Kapitalismus.” (302) 


Die Realisierung des Maximalprofits ist notwendig, weil ohne ihn die Fortentwick- 
lung der Produktivkräfte unter der Bedingung der wissenschaftlich-technischen Re- 
volution und des Kampfes zweier Systeme nicht oder nur beschränkt möglich sei. 
Profit, definiert als Maximalprofit ist aber schon begrifflich eine Tautologie, weil 
jeder Profit immer das Maximum dessen ist, was ein Kapital realisieren kann. (303) 
Selbst wenn die Monopole ihre ökonomische und politische Macht ausnutzen, um 
ihre Profitrate zu erhöhen, — was historisch immer der Fall gewesen ist —, kann 
daraus keineswegs geschlossen werden, daß die Ausbeutung der Arbeiterklasse mit 
der “Ausbeutung” anderer Schichten und Klassen identisch ist. Genau diese Identi- 
tät legt die Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus aber nahe, wenn sie in 
der gesellschaftlichen Ausbeutung die ökonomische Grundlage für ein Bündnis aller 
nicht-monopolistischen Klassen und Schichten angelegt sieht. “Die Gleichsetzung 
von entfalteten Aneignungsformen und Umverteilung ..... mit der Exploitation der 
Arbeiterklasse hat zur Konsequenz, daß 


— die nicht-monopolistischen Schichten der Bourgeoisie selbst als ausgebeutet 
erscheinen 

— das Verhältnis zwischen Kapitalfraktionen als Verhältnis von Kapital und Ar- 
bei dargestellt wird 

— das ökonomisch vermittelte Herrschaftsverhältnis der kapitalistischen Produk- 


tion nur noch als persönliche Herrschaft der Monopole über das Volk er- 
scheint.” (304) 


Andererseits unterstellt die Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus, daß, 
wenn der Einfluß der Monopole zurückgedrängt ist, die Realisierung des Maximal- 
profits nicht mehr möglich ist, weil die Regulierung dann im Interesse des Volkes 
erfolgt. Sie geht damit ganz an dem Problem vorbei, daß die Regulierung nur unter 
Einschluß der Ausbeutung der Arbeiterklasse funktionieren kann. Zugleich wird 
übersehen, daß die kapitalistische Regulierung von der herrschenden Klasse immer 
auch so eingesetzt werden kann, daß ökonomische und politische Fortschritte der 
Arbeiter zurückgedrängt werden. 

302) Stalin, Die ökonomischen Probleme des Sozialismus, a.a.O., S. 46/47 


303) “Kommunist”, a.a.O., S. 107 
304) ebenda, S. 107 


41 


Wenn das, was als “Zurückdrängung der Macht der Monopole erscheint”, richtiger- 
weise als Klassenkampf zu Aufhebung des Lohnsystems bezeichnet werden muß, 
dann ist das Stadium, in dem die Macht der Monopole eingeschränkt oder gar zu- 
rückgedrängt ist, kein Kapitalismus mehr und die Macht der Arbeiterklasse wird 
dann eingesetzt, um das kapitalistische Ausbeutungssystem zu zerstören und an die 
Stelle der kapitalistischen Ausbeutung und Regulierung tritt dann sukzessive die 
nach sozialistischen Interessen funktionierende Planung, die mit kapitalistischer Re- 
gulierung nichts mehr zu tun hat. 


Die Fehleinschätzung der Rolle und Funktion des Staates beruht auf der bestimm- 
ten Vermittlung von Ökonomie und Politik in der Theorie des staatsmonopolisti- 
schen Kapitalismus. Der Reproduktionsprozess wird nicht analysiert, um die sich 
in ihm entfaltenden ökonomischen Widersprüche, die durch staatliche Maßnahmen 
allenfalls hinausgeschoben und verschleppt werden können, abzuleiten, sondern um 
eine durch den Charakter staatlicher Maßnahmen begründete Strategie zu entwerfen. 
die in den antimonopolistischen Reformen des Systems die einzige revolutionäre 
Perspektive sieht. Durch eine immer stärker werdende Einflußnahme der Arbeiter 
auf das System soll über den vergesellschafteten Charakter der Produktion auch eine 
vergesellschafiete Leitung und Kontrolle entstehen. Es ist also Aufgabe der Arbei- 
terschaft, “den Einfluß der Monopole auf die ökonomische Tätigkeit des Staates 
zurückzudrängen, ihre Absichten zu durchkreuzen und staatliche Maßnahmen durch- 
zusetzen, die zum möglichst großen Teil den Interessen der Arbeiterklasse und des 
ganzen Volkes entsprechen.” (305) Wie diese Taktik, gegen die vielfältigen Mittel 
der kapitalistischen Klasse durchgesetzt werden sollen, bleibt unerfindlich in einer 
Theorie, die die revolutionären Perspektiven nicht mehr aus dem Widerspruch von 
Lohnarbeit und Kapital bestimmt, die daher über den Entstehungsprozess von Klas- 
senbewußtsein nicht mehr zu sagen weiß, als daß die antimonopolistischen Strate- 
gien schon deshalb notwendig sind, weil noch kein Klassenbewußtsein in der Arbei- 
terklasse in genügendem Maße existiert. 


Der falsche Begriff der gesellschaftlichen Ausbeutung in der Theorie des staatsmono- 
polistischen Kapitalismus, darauf ist schon hingewiesen worden, ist nicht nur die 
Grundlage für eine Strategie der schrittweisen Eroberung des Staates, sondern auch 
Ausgangspunkt der Klassenanalyse. Auch hier führt das Versäumnis der Analyse der 
Akkumulation aus dem Kapitalbegriff zu dem Ergebnis, daß der qualitativ veränder- 
ten Ausbeutung eine qualitativ veränderte Klassenstruktur entspricht. Gerade weil 
aber die “Entfaltung des Wertbegriffs” fehlt ist die Erfassung der Klassenstruktur nur 
noch über die bürgerliche Statistik möglich. “Die wissenschaftliche Einsicht in die 
Anatomie der bürgerlichen Gesellschaft und in die dem Kapitalismus eigentümliche 
Verkehrung von vergegenständlichter und lebendiger Arbeit einerseits und in die zur 
Auflösung des Kapitalverhältnisses treibenden objektiven Tendenzen andererseits, 
sind mit diesem Instrumentarium nicht möglich.” (306) Das Interesse, das jede Klas- 
senanalyse verfolgen muß, besteht darin, die objektive und subjektive Reife der ka- 
305) Imperialismus Heute, 2.2.0., S. 157 siehe auch: 
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pitalistischen Produktionsweise für die sozialistische Umgestaltung nachzuweisen. 
Diese Reife muß nachgerade darin zum Ausdruck kommen, daß das Kapitalverhält- 
nis die überwiegende Mehrheit der Bevölkerung als Klasse der Lohnarbeiter konsti- 
tuiert hat. Die Klassenanalyse der DKP bestimmt zwar die überwiegende Mehrheit 
der Bevölkerung als Klasse der. Lohnarbeiter, — darin liegt ihr fortgeschrittener Cha- 
rakter begründet —, aber gerade am Beispiel des Verhältnisses von wissenschaftlich- 
technischer Intelligenz und Arbeiterklasse zeigt sich, wie oberflächlich das Verfah- 
ven ist, mit dem sie zu diesem Ergebnis kommt. Die Reduktion des Verhältnisses 
von Arbeiterklasse und wissenschaftlich technischer Intelligenz auf die Bündnisfrage 
macht deutlich, daß die ökonomische Formbestimmung der wissenschaftlich-tech- 
nischen Intelligenz offensichtlich der politischen Programmatik widerspricht, 


Es wurde versucht zu zeigen, daß in der innerparteilichen Diskussion widersprüchli- 
che Auffassungen in dieser Frage existieren. Während Jung die Besonderheiten in 
der Stellung der wissenschaftlich-technischen Intelligenz so bestimmt, daß die Ar- 
beiterklasse ein Bündnis “neuer Art” mit der Intelligenz eingehen muß, ist in dem 
Ansatz von Justina Marx bereits ein deutlicher Fortschritt erzielt. Indem sie den ge- 
sellschaftlichen Gesamtarbeiter auch auf die wissenschaftlich-technische Intelligenz 
ausge dehnt sieht, muß sie der Auffassung widersprechen, daß die politische Annähe- 
rung von Intelligenz und Arbeiterklasse auf dem Wege des Bündnisses zustande- 
kommt. In ihrem Ansatz ist die politische Annäherung daher nur auf dem Wege der 
Aktionseinheit oder des Kampfbündnisses verschiedener Kategorien der Arbeiter- 
klasse möglich. Die Arbeit von Justina Marx muß auch deshalb erwähnt werden, um 
auf mögliche Bewegungen innerhalb der DKP/SED-Theorie aufmerksam zu machen. 
Dieser positive Aspekt in der Klassenanalyse darf aber nicht darüber hinwegtäu- 
schen, daß es der Kiassenanalyse bis jetzt nicht gelingt, “aus der Vermittlung der all- 
gemeinen ökonomischen Formbestimmungen der Lohnarbeit mit den spezifischen 
Bedingungen der Klassenkämpfe in ihren gesellschaftlichen Erscheinungsformen”, 
(307) den Konstitutionsprozeß von Klassenbewußtsein abzuleiten. Die Unfähigkeit 
die ökonomische Grundlage für die Entstehung eines politischen Klassenbewußt- 
seins aller Kategorien der Lohnarbeiter herauszuarbeiten muß daher auch in der 
Bündnispolitik erscheinen. Die DKP gerät in den oft erwähnten Widerspruch hinein, 
einerseits die überwiegende Mehrheit der Bevölkerung als Lohnarbeiter zu begreifen, 
andererseits diesen Lohnarbeitern eine Bündnispolitik zu oktroyieren, die dazu 
führt, sozialistische Forderungen zugunsten demokratischer, an die Interessen der 
Bündnispartner anknüpfender, zurückzustellen. (308) 


Die Behauptung von Germs und Steigerwald, daß die Bündnispolitik der DKP in kei- 
nem Gegensatz zur Politik der Aktionseinheit stehe, muß daher angezweifelt wer- 
den; es gelingt der DKP nicht, das allgemeine Interesse der Klasse der Lohnarbeiter 
an der Aufhebung des Lohnsystems aus dem konkreten Zersetzungsprozess der kapi- 
talistischen Gesellschaft abzuleiten. Statt dessen motiviert sie ihre Politik der revolu- 
tionären Reformen mit dem Fehlen des Klassenbewußtseins einerseits und mit der 


307) ebenda 
308) Revolutionäre Taktik? , Anmerkungen zu den Thesen des Parteivorstandes der DKP zur 
Vorbereitung ihres II. Parteitages, in: Probleme des Klassenkampfs, Heft 1, a.a.0., S.119 
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Notwendigkeit, die “Randschichten” und die bürgerlichen Mittelschichten und die 
Bauer nicht zu verschrecken. Dadurch entsteht eine Verschleierung des Verhältnis- 
ses von demokratischem und sozialistischem Kampf. Eine Bündnispolitik, die in ihre 
Programmatik die demokratischen Interessen anderer Schichten und Klassen mit 
aufzunehmen versucht, muß aber deutlich machen können, daß sie nur unter dem 
Primat des sozialistischen Kampfes für die Aufhebung der kapitalistischen Ausbeu- 
tung realisierbar sind. 


REPRINTS ZUR GESCHICHTE DER DEUTSCHEN ARBEITERBEWEGUNG 


K.H. Tjaden, Struktur und Funktion der “KPD-Opposition”’ (KPO) 15,00 DM 
H. Drechsler, Die Sozällistische Arbeiterpartei Deutschlands (SAPD) 11,00 DM 


O. Ihlau, Die Roten Kämpfer 7,00 DM 


IM VERLAG DES POLITLADEN, ERLANGEN, HINDENBURGSTRASSE 17 


Hakki Kestin 


IMPERIALISMUS — UNTERENTWICKLUNG — MILITÄRREGIE- 
RUNG IN DER TÜRKEI 


1. Der Untergang des Osmanischen Reiches 


Das Osmanische Reich war seit Beginn des 15. bis Ende des 16. Jhs eines der 
mächtigsten und größten Länder der Welt,nicht nur wegen seiner militärischenStärke 
und seiner Ausdehnung bis nach Asien, Europa und Afrika, sondern auch wegen sei- 
nes Entwicklungsstandes. Dieses riesige Reich bildete eine Brücke zwischen Westeu- 
ropa und Ostasien. Neben den indischen und chinesischen Produkten, die auf den 
Handelsstraßen des Osmanischen Reiches transportiert wurden, waren auch die os- 
manischen Erzeugnisse, vor allem Tuch und Seide, als Luxusartikel in ganz Europa 
sehr begehrt. Bis zum 18. Jahrhundert gehörten die Manufakturerzeugnisse des Os- 
manischen Reiches zu den führenden Artikeln. (1) Außerdem exportierte es Nah- 
rungsmittel, vor allem Weizen. Wie war es möglich, daß dieses Reich spätestens Ende 
des 18. Jahrhunderts zu einer Halbkolonie der westeuropäischen Staaten wurde? 
Warum war eine industrielle Kapitalakkumulation in Westeuropa möglich und nicht 
im Osmanischen Reich? 

Im Rahmen dieser Arbeit können wir diese Fragen nicht ausreichend beant- 
worten, deshalb begnügen wir uns mit einem kurzen Überblick. Die Gründe der nicht 
erfolgten industriellen Kapitalakkumulation sind sowohl interner als auch externer 
Natur. 

Zunächst zu den internen: Das Osmanische Reich erreichte Ende des 16. Jahr- 
hunderts seine größte Ausdehnung, seine Grenzen verliefen durch drei Kontinente. 


1) Der französische König Francois I ersuchte seinerzeit die ‘Hohe Pforte’ (Bezeichnung für 
Hof und Regierung des Sultans in Istanbul bis 1918) 
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Das bis dahin hauptsächlich aus Plünderungen der eroberten Gebiete erzielte Ein- 
kommen fiel aus, da es vollkommen von den Militärausgaben für die Sicherung der 
langen Grenzen gegen die westeuropäischen Staaten im Westen, gegen Rußland im 
Norden und gegen Persien im Südosten aufgezehrt wurde und eine weitere Plünde- 
rungspolitik im Ausland nicht mehr möglich war. Hinzu kam der langsame Zerfall 
der Agrarordnung und gleichzeitig der mit ihr in engem Zusammenhang stehenden 
Militärordnung, 

Der Boden gehörte im Osmanischen Reich grundsätzlich dem Sultan, der ihn 
den Sipahi (Beamte) zuteilte. Sipahi erhoben Steuern von den Rea (Bauem) und 
mußten dafür je nach der Größe ihres Einkommens eine bestimmte Anzahl von Ce- 
beli (bewaffnete Soldaten) jederzeit zur Verfügung stellen können. (1a) So befand 
sich das Reich in einer ständigen “halben Mobilisation”. Die Sipahi hatten kein 
Eigentumsrecht, ihre Aufgabe bestand darin, die Steuern von den Rea einzuziehen. 
Dafür mußten sie die Kosten für die bewaffneten Soldaten tragen. Im Kriegsfall 
konnten sofort im ganzen Reich hunderttausende von bewaffneten Soldaten mobi- 
lisiert werden. 

Die Bewirtschaftung des Bodens, der dem Bauer zugeteilt war, übernahm nach 
dessen Tod sein Sohn. Bebaute der Bauer sein Land ordentlich und gewissenhaft 
und hatte er ein Haus gebaut, so konnte er Besitzer dieses Teils des Bodens werden. 
Es bestand eine Art “Erbpacht des Grund und Bodens.” (2) Ebenso übernahm der 
Sohn des Sipahi die Aufgaben seines Vaters nach dessen Tod. (3) 

Ein Vergleich mit dem Feudalismus europäischer Prägung drängt sich auf: 
Sipahi = Feudalherr, Rea = Bauer. Diese Analogie ist aber nicht ganz zutreffend. 
Der Bauer war im Osmanischen Reich nicht Leibeigner, wie es in Europa der Fall 
war. Fr durfte zwar ohne triftigen Grund sein Feid nicht verlassen, er war angehal- 
ten seine Pflichten zu erfüllen, die gesetzlich geregelt waren. (4) Über die Frage, 
ob das Osmanische Reich ein feudaler Staat gewesen ist, wird noch immer disku- 
tiert, sic kann auch im Rahmen dieser Arbeit nicht entschieden werden. (4a) Wo- 
raus es uns ankommt ist zu zeigen, daß das Osmanische Reich eine in man- 
cher Hinsicht differierende Entwicklung der politisch-ökonomischen Formen als die 
westeuropäischen Staaten mitmachte. Da es einige feudale Züge aufweist, anderer- 
seits vie! zentralistischer organisiert war, scheint die Bezeichnung “militärisch-zentra- 
listischer Feudalstaat” angebracht. 

Unter dem Druck der hohen Verteidigungskosten für die Sicherung der erober- 
ten Gebiete, die zudem ihren Tributleistungen nicht mehr nachkommen konnten, 


la) Vgl. Aksoy, S., Türkiyede Toprak Meselesi, Istanbul, 1969, S. 22 

2) Vgl. ibid., S. 28 

3) Vgl. Köprülü, F., Osmanli Devletinin Kurulusu, Ankara, 1959, Band VII. 8,S. 109 

4a) Avcioglu, D., /Türkiye’nin Düzeni, S. 1, 17) neigt mehr dazu, diese als “prä-kapitali — 
stisch” zu kennzeichnen. Aksoy, S., (Türkiye’de Toprak Meselesi, S. 10) sowie H.A.R. 
Gibb und H. Bowen (Islamic Society and the West, I, S. 45 - 47), Hüsrev,‚II, (Türkiye 
Köy Iktisadiyati, S. 153-167) bezeichnen die Struktur des Osmanischen Reiches als 
“feudal’”. Erdost, M., (Türkiye Sosyalizmi ve Sosyalizım, S. 64-75) und Steinhaus, K. 
(Soziologie der türkischen Revolution S. 17) reden von “feudalem Militärstaat”. Baran 
P., (Türkiye ve Sosyalizm Sorunlari, S. 8) bezeichnet es als “zentralen Feudalstaat””. 
Berkes, N., (Türkiye Iktisat Tarihi Bd. I., S. 25) meint, daß das Osmanische Reich poii- 
tisch nicht feudalistisch, ökonomisch zum Teil “Feudal-Staat” ist, Sencer, M., behan- 
delt in seinem Buch “Osmanli Toplum Yapisi” (Die Struktur der osmanischen Ge - 
sellschaft) dieses Thema schr ausführlich und kommt zum Ergebnis, daß das osm. Reich 
mehr Ähnlichkeit mit “asiatischer und ostasiatischer Produktionsweise” hat. (S. 327) 

4) Vgl. Avcioglu, D., Türkiyenin Düzeni, Ankara, 1968,$. 15-16 
Vgl. Cem, I., Türkyiycede Geri Kalmisligin Tarihi, Istanbul, 1970, S. 48 
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gab die ‘Hohe Pforte’ die alte Bodenordnung und das mit ihr zusammenhängende 
Militärsystem auf, 

Um der Geldknappheit zu begegnen, verkaufte der Sultan die bis dahin den 
Sipahi zustehenden jährlichen Bodenerträge an Geldbesitzer, hohe Beamte und Wu- 
cherer etc. (Diese Leute wurden Mültezin, diese Art von Geschäft Iltizam genannt.). 
Der Staat verkaufte die Bodenerträge an die Mültezin schon für ein oder mehrere 
Jahre im voraus. Diese versuchten ihrerseits die Bauern soviel wie möglich zu plün- 
dern. (5) Unter einem dieser Mültezin wurden die Verhältnisse für die Rea derart 
unerträglich, daß sie mit den in der türkischen Geschichte berühmten Bauernauf- 
ständen antworteten. Viele Bauern verließen ihre Dörfer und zogen in die Städte 
oder flohen auf das unfruchibare Hochgebirge. So entstanden zehntausende klei- 
ner Dörfer, (Heutzutage gibt es in der Türkei über 40.000 Dörfer, die für den Auf- 
bau der Infrastruktur ein großes Problem darstellen.) Die Folge der Zerstörung der 
Agrarordnung war eine chronische Lebensmittelknappheit. 

Was waren die externen Gründe? In Westeuropa setzte auf Kosten der Kolo- 
nien zwischen dem 16. und 13. Jahrhundert die industrielie Kapitalakkumulation 
ein. Allein in den Jahren zwischen 1521 bis 1560 flossen nach Spanien 18.000 Ton- 
nen Silber und 200 Tonnen Gold. Zwischen 1500 und 1550 erhöhten sich die Gold- 
seserven Europas um das 57-fache. (6) “Im Osmanischen Reich, wo die auf dem in- 
neren Markt produzierte Warenmenge sich kaum vergrößerte, führte der Zufluß billi- 
gen Silbers seit dem 16. Jahrhundert zu einem rapiden Kaufkraftschwund der auf 
Silber basierenden Währung.” (7) Allein zwischen 1584 und 1589 büßte die türki- 
sche Währung 50 % ihres Wertes ein, die Preise stiegen äußerst schnell. (8) Hinzu 
kam, daß durch die Entdeckung der neuen Seewege nach Ostasien um Afrika die 
Bedeutung der alten Handeisstraßen durch das Osmanische Reich zum größten Teil 
verloren ging. Dadurch wurde vielen Städten an den Handelsstraßen die Existenz- 
grundlage teilweise entzogen. 

Die umfangreichen Gold- und Silberlieferungen aus den Kolonialgebieten nach 
Westeuropa verteuerten hier die Nahrungsmittel und Rohstoffe. Verglichen mit den 
westeuropäischen Staaten waren die Nahrungsmittel und Rohstoffe im Osmanischen 
Reich wesentlich billiger. Deshalb kauften die Europäer statt der türkischen Luxus- 
artikel und Fertigwaren nunmehr alle Arten von pflanzlichen und tierischen Lebens- 
mitteln und Rohstoffen. Diese Umstellung untergrub einerseits die türkische Manu- 
faktur und das türkische Handwerk und führte andererseits zu Preissteigerungen im 
Inland. Die chinesischen und indischen Erzeugnisse, die früher durch Vermittlung 
der Türken nach Westeuropa gelangt waren, wurden nun von den Europäem zu fünf- 
mal höheren Preisen als ursprünglich im Osmanischen Reich verkauft. (9) Wie war 
es möglich, daß die Westeuropäer im Osmanischen Reich ungehindert Handel trei- 
ben durften? 


5) Vgi. Cem, i., 2.2.0., 5. 113-146 
Vgl, Aksoy, S., 2.4.0.,5.d44 - 47 
Sencer, M., Osmanli Toplum Yapisi, Istanbul, 1969, 8. 287-291 


6} Vgl. Cem, I, 2.8.0., 5.120 

N Vgl. Lewis, B., “Emergence”, 3. 28, zit. n. Steinhaus, K., “Soziologie der türkischen 
Revointion”, Frankfurt, 1969, 5. 30 

8) vgi. Gäcer, L., XV!. ve XVIL.? asirlarda Osmanli Imparatorlugunda Hububai Maselesi, 
Istanbul, 1964, zit. n. Cem, 1. 2.2.0., 8. 129 

9) Vgt, Lewis, B., The Emergence of Modern Turkey, London, 1965, 5. 28, zit. n. Avcioglu, 


D.,a.2.0.,8. 28 
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Bis zu Beginn des 16. Jahrhunderts war das Osmanische Reich militärisch 
kaum zu besiegen, d.h. die westeuropäischen Staaten hatten nicht die 'Möglichkei- 
ten einer Eroberungspolitik gegen das Osmanische Reich wie in Lateinamerika, im 
Fernen Osten und in Südwest-Afrika. Ihre Politik gegen das Osmanische Reich ähnel- 
te der modernen neoimperialistischen Expansionspolitik. Es wurden auf “freund- 
schaftlicher Basis” Handels- und Geschäftsverträge getätigt, die in der Türkei als die 
Kapitulationen (9a) bekannt sind. Zunächst erreichte Frankreich, das damals gute 
Beziehungen mit dem türkischen Sultan Suleyman unterhielt, im Jahre 1536 die Ge- 
währung dieser Kapitulationen, ihm folgten England 1579, Österreich 1615, Holland 
1680, die Schweiz 1737, Preußen 1761, Rußland 1783 und die USA 1830. Diese Ka- 
pitulationen gewährten ungehinderte und gesicherte Handelsfreiheit innerhalb des 
Osmanischen Reiches. Diese Länder waren weitgehend von Steuern und Zollabga- 
ben befreit. Je größer die politischen, wirtschaftlichen und militärischen Schwierig- 
keiten des Osmanischen Reiches wurden, desto mehr nutzten die westeuropäischen 


Staaten sie aus, um die durch die Kapitulationen erlangten Vorteile weiter auszu- 
dehnen. 


1.1. Das Todesurteil des Osmanischen Reiches 


1838 war die Hohe Pforte gezwungen, mit England einen Handelsvertrag ab- 
zuschheßen, den Dogan Avcioglu als das “Todesurteil” des Osmanischen Reiches 
bezeichnet. In den folgenden Monaten wurde der Vertrag auch mit anderen west- 
lichen Staaten abgeschlossen. Der damalige englische Außenminister Palmerstone 
begrüßte den Vertrag als “Meisterwerk”: “In den Handelsbeziehungen gewährt uns 
die Türkei größere Freiheiten als den anderen Staaten.” (10) Die Wirkung des Ver- 
trages beschreibt Avcioglu: “Die Türkei wurde durch den 1838 unterschriebenen 
Vertrag zu einem offenen Markt des fortschrittlichen Europa. So war die ökonomi- 
sche Entwicklung, die durch eigene Anstrengungen möglich erschien, blockiert.” 
a1) 

K. Steinhaus behauptet in seinem Buch “Soziologie der türkischen Revolu- 
tion”, daß die nicht erfolgte industrielle und bürgerliche Revolution im Osmani- 
schen Reich nicht auf das Wirken externer Faktoren zurückgeführt werden könne. 
“Die Tatsache, daß im Osmanischen Reich niemals die Voraussetzungen einer in- 
dustriellen (von uns hervorgehoben) und einer bürgerlichen Revolution entstanden, 
kann nicht auf das Wirken externer Faktoren zurückgeführt werden. Die Hauptur- 
sachen dieser besonderen Entwicklung sind vielmehr in der spezifischen sozialhi- 
storischen Genesis und gesellschaftlichen Struktur dieses Staates selbst zu suchen.” 
(12) Und an anderer Stelle: “Insgesamt hat die innere Dynamik des türkischen Feu- 
dalismus das Erstarken eines nationalen Bürgertums verhindert.” (13) 

Es ist kaum zu verstehen, wie Steinhaus in seiner sonst recht guten Analyse 
der Struktur der osmanischen Gesellschaft zu diesem Ergebnis kommt, obwohl 
er sich ansonsten der Rolle bewußt ist, die die außenstehenden Kräfte spielten. 


9a) Sehr wesentliche rechtliche und wirtschaftliche Privilegien, die das Osmanische Reich den 
ausländischen Staaten gewährte. 

10)  Palmerston, zitiert nach: Avcioglu, D., a.a.0.,S. 51 

11)  Avcioglu, D., a.a.0., 8. 99-102 

12) Steinhaus, K., a.2.0., S. 23 

13)  ibid.,S. 26 


In diesem entscheidenden Punkt sind wir der Meinung, daß die Möglichkei- 
ten für eine industrielle Kapitalakkumulation, d.h. für eine kapitalistische Entwick- 
lung, durchaus vorhanden waren, daß sie aber in erster Linie durch die Politik der 
westeuropäischen Mächte zunächst blockiert und dann ganz verhindert wurden. Die 
Bildung von Industriekapital setzt die Existenz von Handels- und Wucherkapital 
und “freie” Arbeiter historisch voraus. Nach Baran verfügten 1561 allein in Bursa 
159 Wucherer über 3,5 Mill.Akce. In einem Jahr brachte dieses Geld Zinsen in Höhe 
von 333.000 Akce. In den Bezirken um Bursa belief sich 1580 das Gesamtwucher- 
kapital auf 2,7 Mill.Akce. Die Zinsen betrugen 10 bis 15 %, manchmal sogar 30 bis 
60%. (14) “Wucher war nicht nur in den Städten, sondern auch in den Dörfern eine 
wichtige Tätigkeit.” (15) 1638 beschäftigte das private Gewerbe 46.226 Personen. 
In manchen Einzelbetrieben waren durchschnittlich bis zu 20 Personen beschäftigt. 


(16) 

Ein bedeutender Teil der Bergbauunternehmen und Manufaktur-Betriebe war 
staatliches Eigentum. Sie stellten “Rüstungsgüter wie Schiffe, Waffen, Munition, 
Uniformen und Sattelzeug her... . Unter Murad TV (1609 - 1640) etwa verfügte die 
Hohe Pforte neben Fabrikationsstätten für Waffen und Zeltstoffe mit 5200 Beschäf- 
tigten über Werften, Gerbereien, eine Holzfabrik, eine Papierfabrik und 70 kleine 
Betriebe der Glasbläserei, Färberei, Weberei, Spinnerei etc.” (17) Selbst Venedig 
ließ zwischen 1590 und 1616 seine Schiffe auf türkischen Werften bauen. (18) 
Nach Steinhaus blieb die gewerbliche Produktion des Osmanischen Reiches bis 
zum 18. Jahrhundert “nach Quantität und Qualität” beachtenswert. “Die türki- 
schen Manufakturerzeugnisse waren international durchaus konkurrenzfähig.’’ (19) 

Zu Beginn des 19. Jahrhunderts beschäftigte eine Manufaktur, die Hanftaue 
für die Flotte herstellt, 1.000 Arbeiter. (20) 

Im Osmanischen Reich gab es einen entwickelten Handel, der zur Speziali- 
sierung der Arbeiten zwischen den Städten führte. In Bursa wurde hauptsächlich 
Seide hergestellt, in Ankara Wollstofferzeugnisse, in den Städten Anatoliens (vor 
allem Urfasund Sivos-Teppiche, in Moras Eisenerzeugnisse und in Gaziantep Leder- 
artikel. Trazien wurde Bergbauzentrum). (21) Avcioglu zieht daraus die Schlußfol- 
gerung: “Das heißt, seit den Selcuken (Vorfahren der Osmanen — H.K.) entwickel- 
ten sich, begünstigt durch die geographische Lage (Transitwege zwischen Europa und 
dem Fernen Osten — H.K.) und die internationalen Handeisbeziehungen, zwei wich- 
tige Voraussetzungen für den Übergang von mittelalterlichen Verhältnissen zur mo- 
dernen Ära: a) das Gewerbe trennte sich von der Landwirtschaft, b) durch Handels- 
beziehungen zwischen den Städten trennte sich das Gewerbe vom Handel.” (22) 

Ebenso betont der Soziologe Sencer, daß zwei Vorbedingungen der kapita- 
listischen Entwicklung spezialisiertes und organisiertes Gewerbe in den Städten und 


14) Vgl. Avcioglu, D,, a.a.O., S. 21 

15) Ibid.,S. 21 

16) Vgl. ibid., S. 22 

17)  Heyersbeıg, F.A., “Maschinen-Verwendung im Wirtschaftsleben der Türkei”. Berlin, 1934, 
zit.n. Steinhaus, K., 2.2.0., S. 21 

18) He Tuna, O,., “Durchbruch der Türkei zur nationalen Staatswirtschaft”, Philippsburg, 
1938, zit. n. Steinhaus, K., a.2.0., S. 22 

19) Steinhaus, K., a.2.0., S. 23 j 

Vgl. v. Hagenmeister, J., “Der Europäische Handel in der Türkei und Persien”, Riga- 

Leipzig, 1838, S. 27, zit. n. Steinhaus, K., a.2.0., S. 21 

21) Vgl. Sencer, M., a.2.0., S. 269 
Vgl. Avcioglu, D., a.2.0., S. 12 

22) Avcioglu, D., 2.2.0.,S. 12 
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Kapitalakkumulaticn durch Handel und Wucher im Osmanischen Reich gegeben wa- 
ren. (23) Nach unserer Meinung kommt aber Sencer in einem Aspekt (ebenso wie 
Steinhaus) zu der falschen Annahme, daß die Bildung der kapitalistischen Akkumu- 
lation dadurch verhindert wurde, daß infoige der Struktur der osmanischen Gesell- 

schaft keine “freie” Arbeiterschaft als weitere notwendige Bedingung der Kapital- 
akkumulation entstehen konnte. Dem ist entgegen zu halten, daß im Verlauf der 
Zerstörung der alten Agrarordnung viele Bauern ihre Dörfer verließen und in die 
Städte zogen. Die reich gewordenen Wucherer und hohen Beamten konnten dadurch 
den brachliegenden Boden, der bis zum 16. Jahrhundert dem Sultan gehört hat, ver- 
pachten oder aufkaufen. Die zurückgebliebenen Bauern verschuldeten gegenüber die- 
sen Wucherern und Verpächtern. Die Folge waren die schon erwähnten Aufstände, 
nach deren blutiger Niederwerfung noch mehr Bauern verarmien und in die Städte 
übersiedelten. Außerdem vermehrte sich die Bevölkerung um 40 bis 50 %, in man- 

chen großen Städten sogar um 100 %. Auch Steinhaus erkennt, daß “die für den 
Übergang zu maschinell-industriellen Produktionsweisen und kapitalistischen Ver- 
hältnissen notwendigen Produktivkräfte zwar potentiell vorhanden waren 
behauptet aber unseres Erachtens zu Unrecht, daß sie “sich jedoch von 
henden Organisation der gesellschaftlichen Arbeit her als nicht aktualisierbar erwie- 
sen.” (24) 


“>. 


1.2. Die eigene Entwicklung wird blockiert 


Halten wir fest: Die Bedingungen für eine kapitalistische Entwicklung waren 
vorhanden, Die entscheidende Frage ist also, warum sich diese potentiell vorhande- 
nen Produktivkräfte für eine industrielle Entwicklung als nicht aktualisierbar er- 
weisen? Die Hohe Pforte hatte bereits seit 1536 die Tore des Reiches durch die Ka- 
pitulationen den westeuropäischen Staaten für ein weitgehend ungehindertes Agie- 
ten in allen Bereichen der Wirtschaft, später der Politik und Kultur eröffnet. Der Ein- 
fluß der “rivalisierenden europäischen Großmächte” (Barthel) wurde größer, so daß 
in den folgenden Jahrhunderten das Reich den Status einer Halbkolonie annahın. Zu 
dieser Politik meint Kücükömer spö x: “Eine solche Hberale Politik wurde, glau- 
be ich, in der Welt zum ersten Malı prakt „ (25) Die Folge dieser Kapitulationen 
war, daß viele gewerbliche Betriebe und Fabriken ihre Tore schließen mußten oder 
zumindest ihre Produktion einschränken mußten. “In der ersten Hälfte des 19. Jahr- 
hunderts Betrug beispielsweise die Produktion von Seidenwaren in Kleinasien nur 
mehr ein Zehntel der Produktion der zweiten Hälfte des 13, Jahrhunderts.” (26) 
Nach den Angaben einer im Jahre 1866 eingesetzten Kommission verringerie sich 
allein in Istanbul die Zahl der Stoffwerke von 2750 auf 25 innerhalb von 40 Jahren, 
in Bursa von 1000 auf 75. (27) 

Großbritannien exportierte 1828 in das Ösmanische Reich Baumwollwaren ira 
Werte von 465.000 Pfd.Sierling, 1831 bereits im Werte von 1,04 MilLPfd.Sterling 


23} Vgl, Sencer, M,, 2.2.0, 
24) Steinhaus, K.22.0.,8.2 
25) Kücikömer, T,, Düzenin Yabancilasmasi, Is anb ‚ul, 1969,58, 67 
26}  Hershlag, Aa roduktion”, 3.71, zie,n, us, K. os 48 

% 3 co, "Tanzimat w 5 Istanbul, 1940, 8, 437, zit. 


1.2. 5, yerglei he auch, Fisek Bis Kapii talizmin Gelismesi 
stanbul, 1989, 8 3.30 


Avcioglu,D., 
: isch. Sinifi, 


(28) und 1860 im Werte von 11 Mill. Pfd. Sterling. (29) Aus Frankreich wurden 
1846 Waren im Werte von 97 Mill. Franc, 1862 im Werte von 251 Mill. Franc im- 
portiert. (30) Nachdem die industrielle Entwicklung in ihrer Anfangsphase durch 
die Kapitulationen etc. “auf freundschaftlicher Basis” verhindert worden war, ge- 
währten die westeuropäischen Staaten der Hohen Pforte zu einem Zeitpunktsals 
sich das Reich in einer außerordentlich schlechten wirtschaftlichen Lage befand, 
umfangreiche Anleihen, die die wirtschaftliche Abhängigkeit des Osmanischen Rei- 
ches von Westeuropa vollends besiegelte. Ab diesem Zeitpunkt (1854), nachdem 
das Fremdkapital sich endgültig festgesetzt hatte, ist die Bezeichnung “Kolonie” 
für das Reich zutreffend. Die Anleihen mußten dem Sultan mehr oder weniger auf- 
ezwungen werden, da er es mit seiner Würde nicht vereinbaren wollte, im Ausland 
Schulden zu haben. Ein Sadrazam (Ministerpräsident), der gegen die Anleihen war, 
wurde auf Betreiben des englischen Botschafters Palmer gestürzt. (31) Die “Times” 
berichtete, Frankreich konnte durch massiven Druck die Hohe Pforte zur Annahme 
der Anleihen bewegen. (32) Die Geberländer verstanden es zudem, durch verschie- 
dene Geschäftstricks die Anleihen zu einer wahren Goldgrube zu machen. Von den 
402 Mill. Schulden zwischen 1854 und 1941 erhielt das Ösmanische Reich nur 243 
Mill. Goldlira, da fast die Hälfte der “Schulden” von den Geberländern einbehalten 
wurden. (33) Die Anleihen wurden mit 6 % Verzinsung gewährt, da aber fast nur 
die Hälfte im Reich eintraf, betrug die Verzinsung in Wirklichkeit fast 12 %. (34) 
1874 waren die Schulden derart angewachsen, daß das Reich 80 % der Gesamtan- 
leihen allein für Rückzahlungen und Zinsen ausgeben mußte. (35) 1875 war die 
Hohe Pforte schließlich nicht mehr in der Lage, ihre Verpflichtungen zu erfüllen. 
Auf dem Berliner Kongreß wurde 1878 gegen den Wilien der türkischen Delegier- 
ten von den europäischen Staaten die Gründung einer intemationalen Kommission 
beschlossen, die den Etat des Osmanischen Reiches in die Hand nehmen und kon- 
trollieren sollte. Drei Jahre später konstituierte sich die Kommission unter dem Na- 
men “Düyun-u Umimiye” (allgemeine Schuldenkommission) ‚Mitglieder der Düyun- 
u Umimiye waren England, Frankreich, Österreich, Italien und das Osmanische 
Reich. Die Kommission hatte die Aufgabe, über ein Drittel der Einkommensquel- 
len des Reiches direkt zu verfügen und mit den gesammelten Geldern die Schul- 
den zurückzuzahlen. Sie entwickelte sich zu “einem Staat im Staat”, der alle wirt- 
schaftlichen und politischen Entscheidungen traf. (35a) 
Die Kommission wurde von der eigens von Engländern und Franzosen gegrün- 
deten Zentralbank des Reiches ”Osmanli Bankasi” unterstützt, die deren Investi- 


28) Vel. Bailex, F. E., British Policy and Turkish Reform Movement, London, 1942, 5. 
86-88, zit. n. Fisek, K., a.2.0., S. 32 j 

29) Vel. Karal, E.Z., Osmanli Tarihi, (Islahat Fermani), S. 256, zit. n. Cem, I,, a.a.O., $. 191 

30) ve En J i Cohn., Yenilikcileri Etkileyen Toplumsal ve Kültüre! Unsurlar, zit. n. Cem, 
„,2.2.0.,S. 192 

31) Vgl. Bleistell, D. C., Osmanli Imparatorlugunda Avrupa Mali Kontrolü, Istanbul 1940, 
S. 45, zit. n. Avcioglu, D., a.a.0., S. 60 

32) “Times”, 30. Oktober 1889, zit. n. ibid. S. 60 

33) Hr ee Z., Osmanli Imparatorlugu Mali Tarihine bir Bakis, S. 35, zit. n, Cem, 
.2.2.0.,S. 

34) Vgl. Bulutoglu, K., Türkiyede Yabanci Sermaye, Istanbul, 1970, S. 70, siehe auch Avcio- 
glu, D., a.a.0.,S. 61 

35) Vgl. Mutlucag, H., “Düyun-u Umimiye ve Reji Soygunu” Belgelerie Türk Tarihi Dergisi, 
Band 2, Istanbul, 1967, zit. n. Cem, I., a.a.O., S. 179 


35a) IE beschäftigte das Reich 5.500 Personen, Düyun-u Umimiye 
8.00 


tionsinteressen in allen Bereichen (Bergbau, Rohstoffe, Häfen, Eisenbahn, Elektri- 
zität) gewährleisten sollte. 

Diesen Aktivitäten konnte das Deutsche Reich nicht untätig zusehen. Die 
1888 gegründete “Deutsche Bank” übernahm die Finanzierung großer Projekte wie 
beispielsweise den Bau der Bagdad-Bahn. Das Bagdad-Bahn-Unternehmen bezeich- 
net Avcioglu als ein Unternehmen, um Anatolien und Mesopotamien in eine Kolonie 
des Deutschen Reiches zu verwandeln. (36) 

Ebenso mißt Bucharin diesem Unternehmen für den deutschen Imperialismus 
große Bedeutung bei:“Wenn die Deutsche Bank die Bagdad-Bahn baut,so benutzt sie 
in derTürkei nicht nur deutsches Material,das unmittelbar für den Bahnbau bestimmt 
ist, sondern schafft auch ein ganzes Netz von Marktbeziehungen, in das gerade deut- 
sche Waren leicht eindringen können. Der Kapitalexport schafft somit auch für die 
Industrie, die in der Heimat dieses Kapitals produziert, günstige Bedingungen.” (37) 
Bucharins Aussage wird durch die folgende Erhöhung der Ausfuhren des Deutschen 
Reiches in das Osmanische Reich um. 35 % noch unterstrichen. 

Nachdem die imperialistischen Mächte erst einmal im Osmanischen Reich Fuß 
gefaßt hatten, versuchten sie, sich auch in militärischer und kultureller Hinsicht Ein- 
fluß zu verschaffen. 

Im ganzen Reich wurden in wichtigen Städten Konsulate und Schulen eröff- 
net; Zeitungen erschienen in englischer, französischer und deutscher Sprache. Bis 
zum ersten Weltkrieg dominierte eindeutig Frankreich. Es unterhielt 48 Konsulate 
und konsularische Vertretungen und 73 Schulen (die religiösen Einrichtungen sind 
nicht berücksichtigt) mit 8939 Schülern. Großbritannien hatte 30 Schulen mit 2996 
Schülern und 131 englischen Lehrern. Das Deutsche Reich unterhielt 15 Konsulate 
und konsularische Vertretungen und 10 Schulen mit einigen Tausend Schüler. (38) 
Von den deutschen Vertretern sind im Osmanischen Reich vor allem Feldmarschall 
von Moltke und General von der Goltz zu nennen, die nicht nur auf türkisches Mil - 
tär, sondern auch auf die Politik einen großen Einfluß gehabt hatten. Moltke war zwi- 
schen 1883 und 1895 als 2. Stabschef der osmanischen Armee tätig. Von der Goltz 
kommandierte im i. Weltkrieg die 1. und 6. Armee des Osmanischen Reiches. (38a) 


39) 


36) Vgl. Avcioglu, D., 2.2.0.5. 71 

37) Bucharin, N., Imperialismus und Weltwirtschaft, Frankfurt, 1969, S. 109 

38) Vgl. Cavdar, T., Osmanlilarin Yari-Sömürge olusu, Istanbul, 1970, S. 84-100 

38a) Was für eine Funktion diese Generäle und was für einen Einfluß das Deutsche Reich im 
Osmanischen Reich hatten, belegt der folgende Brief von General von der Goltz an Bis- 
marck aus Istanbul: “Ich hoffe, daß wir von den Paschas (R), (M) und (H) (die Buchsta- 
ben bezeichnen den Namen der Paschas, H.K.) große Unterstützung bekommen werden, 
die für uns große Dienste geleistet haben, Sie kennen diese Paschas; wie Sie mir befohlen 
haben, habe ich ihnen zweimal die für sie bestimmten Gelder übergeben. Falls wir die 
Schenkungen wiederholen, bin ich davon überzeugt, daß die oben genannten Paschas uns 
große und wertvolle Hilfe leisten werden. Eine ganze Reihe von Generälen sind unsere 
guten Freunde. In regelmäßigen Abständen erhalten sie die für sie bestimmten Geldsum- 
men.” (Da das Original nicht auffindbar war, müssen wir uns mit einer Rückübersetzung 
aus dem Türkischen begnügen). In einem anderen Brief an Feldmarschall Walderze schrieb 
Goltz, daß er hoffe, die Führung der türkischen Armee so fest in die Hände der Deut- 
schen zu bekommen,daß sie nie wieder verloren geht. (Zitiert nach Hayri Multlucag, Dost 
bildigimiz ve ordumuzun islahi icin icimizde bulundurduklarimizin marifetleri, *beigelerle 
Türk tarihi dergisi, sayi 12, Eylül 1968, vgl. Cem, I., Türkiye de Geri kalmisligin tarihi, 
CY, Istanbul 1970, 5. 183) 

39) Vgl Cem, I., 2.2.0, 3.183 
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Nach diesem kurzen Überblick über die Rolle der westeuropäischen Mächte 
im Osmanischen Reich können wir folgende Schlußfolgerungen ziehen: Das Osma- 
nische Reich wurde zunächst durch die Kapitulationen, dann durch noch ungünsti- 
gere Verträge und letztlich durch “Düyun-u Umimiye”, die Osmanli-Bank und die 
Deutsche Bank zu dem “Kranken Mann am Bosporus” gemacht. Seit den Kapitula- 
tionen wurde seine Souveränität immer mehr beschnitten, so daß in der Folgezeit 
nicht mehr von eigenen nationalen Entscheidungen die Rede sein konnte. Da das 
Osmanische Reich im Grunde von den westeuropäischen Staaten kommandiert wur- 
de, war jeglicher weiteren Entwicklung der eigenen Potenzen der Boden entzogen. 
Das soll nicht heißen, daß für die nicht erfolgte industrielle Entwicklung die Struk- 
tur der osmanischen Gesellschaft keine Rolle gespielt hätte, aber ebenso wie in In- 
dien, China, Lateinamerika und den afrikanischen Ländern sind für die Blockierung 
der Weiterentwicklung der eigenen Potenzen die externen Ursachen ausschlaggebend. 
“Die Faktoren, die die Quelle der Rückständigkeit sind, diese Rückständigkeit be- 
stimmen und fortsetzen lassen, sind externe Faktoren. Die innere Dynamik, die 
durch äußere Faktoren kontrolliert wird, kann lediglich die imperialistische Ausbeu- 
tung erleichtern und verschleiern, mit einem Wort: Die Rückständigkeit ist nicht das 
Produkt des fehlenden Kapitals und Unternehmers, sondern der alten und neuen 
Ausbeutung, d.h. ein Produkt des natürlichen Entwicklungsprozesses des Kapitalis- 
mus.” (40) Ebenso urteilt Avcioglu: “Die Türkei ist nicht zurückgeblieben, sondern 
durch den Imperialismus zurückgehalten worden.” (41) 


2. Atatürks unabhängige Türkei 


Das jahrhundertelange Joch der rivalisierenden imperialistischen Staaten führ- 
te nicht nur dazu, daß das industrielle Niveau der Türkei 1915 unter dem eines euro- 
päischen Großkonzerns mit einer Produktion im Wert von 40 Mill.Dollar lag (42), 
sonder zwang auch das Osmanische Reich in den 1. Weltkrieg. Das Osmanische 
Reich, das auf der Seite der Mittelmächte beteiligt war, brach nach dem Sieg der 
Entente zusammen, und sofort setzte das Feilschen der Entente-Mächte um mög- 
lichst große Teile des besiegten Landes ein. 

Mustafa Kemal (in einer Parlamentssitzung erhielt er 1934 den Ehrentitel 
“Atatürk”, der Vater der Türken), der eine neue Ära in der türkischen Geschichte 
eröffnete, beschrieb die Situation am 19. Mai 1919: ‘Die Mächte, mit denen das 
Osmanische Reich im allgemeinen Krieg (1. Weltkrieg) kämpfte, wurden besiegt, 
die osmanische Armee zerschlagen und unter schweren Bedingungen wurde ein Waf- 
fenstillstand unterschrieben. Nach langen Jahren des großen Krieges ist die Nation 
abgekämpft und arm. Diejenigen, die die Nation und die Heimat in den Krieg führ- 
ten, kümmerten sich um sich selbst und sind aus dem Land geflohen. Der Sultan, der 
zugleich Kalif ist, ist entartet und versucht mit unverschämten Mitteln seinen Thron 
zu retten... Die Armee wurde entwaffnet, 

Die Entente hält sich nicht an den Waffenstillstand. Ohne triftigen Grund sind 
ihre Marine und ihre Soldaten in Istanbul. Die Franzosen besetzten Adana, die Eng- 


40) Özkol, S., Emperyalizm, Tekelci kapitalizm ve Türkiye, Istanbul, 1970, S. 9 
41)  Avcioglu, D., a.2.0., S. 106 
42) Steinhaus, K., a.2.0.,S.57 


57 


länder Urfa, Maras, Merzifon, Samsun und Antep und die Italiener Kanya und 
Antalya, und die Griechen besetzten mit Einwilligung der Entente Izmir. 

Überall arbeiten fremde Offiziere, Beamte und Spezialisten. Außerdem bemü- 
hen sich die christlichen Minderheiten,um ihre teils versteckten, teils offenen Wün- 
sche und Zieie zu erreichen,den totalen Zusammenbruch so schnell wie möglich her- 
beizuführen .... Was konnte unter diesen Umständen eine solide und reale Entschei- 
dung sein? Meine Herren! Unter diesen Umständen konnte es nur eine Entscheidung 
geben, die Gründung eines auf unbeschränkter nationaler Souveränität basierenden 
neuen türkischen Staates.’ (43) 

Dieser neue Staat, die “Türkische Republik”, wurde am 23. April 1923, nach- 
dem die heutigen Grenzen der Türkei freigekämpft waren, ausgerufen. Bei diesem 
antiimperialistischen Kampf hat die KPdSU der “Nationalen Befreiungsbewegung der 
Türkei” große Hilfe geleistet. Dieser Kampf unter der Führung Mustafa Kemals wur- 
de als Muster von vielen Völkern der Dritten Welt angesehen (Nehru, Nasser und 
viele afrikanische Staaten). Nach Meinung von M.A. Aybar, dem früheren Vorsitzen- 
den. der türkischen Arbeiterpartei, wurde das türkische Volk sich in diesem Krieg be- 
wußt, eine Nation zu sein. (44) “Während des Befreiungskrieges und der folgenden 
Ära, etwa bis zum Tode Atatürks, erreichte die Führung (gemeint ist die kemalisti- 
sche Führung—H.K.), weil sie antiimperialistisch und zugleich antikapitalistisch war, 
weil sie gegen die traditionell-feudalistisch-zentrale osmanische Führung und gegen 
die osmanische Gesellschafisstruktur war, ein hohes ideologisches Niveau, und stell- 
te die Prinzipien Revolution, Populismus und später Laizismus und Etatismus auf.” 
(45) 

Mustafa Kemal trat eine schwere Erbschaft an: Im Innern allenthalben Armut, 
Elend, Hungersnöte, Analphabetentum (90 % der Bevölkerung konnte weder lesen 
noch schreiben) und eine große Schuldenlast gegenüber dem Ausland. Es gab kaum 
ausgebildete türkische Ingenieure und Techniker. Das türkische Handwerk ging durch 
die ungehinderte Einfuhr von Massenproduktion ausländischer Herkunft zu Grunde. 
80 % der Bevölkerung war in der Landwirtschaft beschäftigt, die überwiegend mit 
primitiven Methoden betrieben wurde. 1921 gab es insgesamt 386 meist in auslän- 
discher Hand befindliche Betriebe mit 76.216 gewerblichen Arbeitern. (46) Der Bau 
eines Straßennetzes steckte in den Anfängen, und die wenigen Straßen, die es gab, 
waren kaum befahrbar. 1923 gab es ein Schienennetz von 4018 km Länge,das zu 
67 % den Deutschen, zu 19,8 % den Franzosen und zu 12,7 % den Engländern ge- 
hörte. (47) 

Das Schiffswesen war noch weniger entwickelt. Die Schiffe, die dem Staat 


und Privatpersonen gehörten, hatien zusammen eine Kapazität von nur 20.000 BRT. 
(48) 


1923 betrug das Zahlungsbilanzdefizit 60,1 Mill.TL. (49) Die Türkei impor- 
tierte Waren im Wert von 144,8 Mill.TL und exportierte Waren im Wert von nur 
84,7 Mill. TL. (50) 


43) Atatürk, M.K., Söylev, Band I, Ankara, 1966, 5. 1-10 

44)  Boran, B,, Türkiye ve Sosyalizm Sorunlari, 

45)  Boran, B.,a.a.0.,S. 2, Istanbul, 1968, 5.17 

46) Tarih, Türkiye Cumhuriyeti tarafindan hazirlanmistir, Istanbul, 1934, Band IV, S. 297, 
zit, n. Sertel, Y., Türkiyede Herici akimlar, S. 17, Istanbul, 1969 

47) Vgl. Sertel, Y., ebd., $. 13 

48) Vgl. ebd. 

49) 1 TL = 0,48 Dollar 

50) Vgl, “Kücük Istatistik Yilligi”, Ankara, 1934, S. 247, zit. n, Sertel, Y., a.a.0., S. 97 


Bei ihrer Gründung hatte die Türkei insgesamt Schulden in Höhe von 84,5 
Mill,türkischer Goldlira. (51) j 

Atatürk wurde bei dem Aufbau der Türkei mit vielfältigen Problemen konfron- 
tert: die Hinterlassenschaft des Imperialismus, die völlig zerrütteten Verhältnisse im 
Innern des Landes und gleichzeitig der stete Kampf gegen die Ambitionen des Im- 
perialismus, außerdem Aberglaube und mittelalterliche Sitten, die dem Neuaufbau 
entgegenstanden. Er mußte einen ganz neuen Weg einschlagen, um nicht wieder in 
die Klauen des “einzehigen Drachens” zu gelangen, wie der berühmte türkische 
Dichter Mehmet Akif den neuen Imperialismus einmal genannt hat, und um so 
schnell wie möglich die Versäumnisse der vergangenen Jahrhunderte wieder rück- 
gängig zu machen. Weiche Möglichkeiten hatte Atatürk, um dieses desolaten Zu- 
stands Herr zu werden? Für eine sozialistische Revolution, wie sie manche türki- 
schen Sozialisten erträumten, fehlten die objektiven und subjektiven Vorausset- 
zungen. Atatürk gab der Türkei eine bürgerlich-parlamentarische Staatsform.. Die 
verschiedenen Klassen entsandten ihre Vertreter in das Parlament, wobei das Pro- 
letariat und die Bauern kaum repräsentiert waren. (52) 

Der zuverlässige Beschützer der Bewegung des Fortschritts und der Reformen 
war das Offizierskorps. Unter den zivilen Parlamentarieren gab es Anhänger des Sul- 
tans, das Kalifats und der alten osmanischen Ordnung, Allerdings waren damals die 
Klassengegensätze nicht sehr groß (wie auch P. Raran betont), da die Bourgeoisie 
noch nicht wie in Europa erstarkt war: “Insbesondere während des Krieges waren 
die Lebensbedingungen der Führung nicht viel besser als die des Volkes.” (53) 

Dis ersten notwendigen Maßnahmen waren die vollständige Abschaffung der 
Feudalverhältnisse, die Enteignung der Großgrundbesitzer und die vollkommene Be- 
freiung der Bauern von diesen Verhältnissen gewesen. Dazu waren aber die Möglich- 
keiten sowohl von den Kräfteverhältnissen her als auch von dem Bewußtsein der 
Führung nicht gegeben. Der gute Wille der revolutionären, intellektuellen Schicht 
der Führung der Bewegung war vorhanden, die ökonomisch-sozialpolitischen Kennt- 
nisse nicht. Es hestschte Ungewißheit darüber, wie die Probleme zu be wältigen seien, 
auf welchen Weg “die neue Türkei, die dem Niveau der zivilisierten Völker gleich 
sein sollte” verwirklicht werden können.Diese neue Führung konnte nicht einmal er- 
kennen, daß ohne die Abschaffung der Feudalherren und der Großgrundbesitzer der 
Weg Bir eine schnelle und moderne Entwicklung nichi frei würde, und sie konnte 
nicht erkennen, daß die noch schwach entwickelte nationale Bourgeoisie (und Reak- 
tonäre wie Ulemas, die die alte Ordnung wieder herstellen wollten) in der Zukunft 
aufsässig werden würden, wenn man ihren Aktionsradius nicht von Anfang an stark 
Ginengte. 56 blieben der beispielhafte antiimperialistische Kampf und die kemalisti- 
schen Reformen in den Anfängen selbst einer “bürgerlich-demokratischen Revolu- 
tion” stecken. 

2.1. Marktwirtschaft oder Rtatismus 


Die kemalistische Ara (1923-1938) läßt sich in zwei Phasen einteilen, Diese 
Einteilung ergibt sich aus der Änderung der Politik nach der Wirtschattskrise. Die 
erste Phase ist charakierisiert durch staatliche Unterstützung der nationalen Bour- 
51} Vgl. Bulutoglu, K.. a.2.0., 8. 97 
52 Vgl. Frey, Friedrick, W., "The Turkish Political Elite”, Cambridge,1965, 8.77, 181, 279, 

zit, a, Steinhaus, K., 2.2.0,, 3. 76 
53}  Boran, B.,2.2.0., 8.17 
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geoisie, während auf die zweite Phase die Bezeichnung “Etatismus” zutrifft. Die 
Startbedingungen der neuen Türkei waren denkbar schlecht. Die Entente-Mächte 
erkannten die Aufhebung der Bindungen an “Düyun-u Umimiye” nicht an. Im 
Lausanner Vertrag übernahm die Türkei notgedrungen die Schulden des Osmani- 
schen Reiches, allerdings nur den Teil, die für das Kernland gemacht worden waren 
und nicht für die von der Entente besetzten Provinzen (Arabische Länder etc). Diese 
Schulden in Höhe von 84,6 Mill.TL wurden in jährlichen Raten bis 1954 bezahlt. 

Die neue Regierung leitete die dringend gebotenen Wirtschaftsreformen mit 
einem umfangreichen Nationalisierungsprogramm (54) ein, das erst 1944 abgeschlos- 
sen werden konnte. Aber noch im Jahre 1929 liegt der Anteil der mit ausländischem 
Kapital finanzierten Investitionen bei 77,9 Mill. TL gegenüber 78,2 MilL.TL, die von 
der Türkei für Investitionsvorhaben aufgebracht wurden. (55) Hinter diesen Zahlen 
verbergen sich die großen Probleme, mit denen der junge Staat noch jahrelang zu 
kämpfen hatte. “Politische und militärische Siege mögen noch so gewaltig sein, sind 
sie nicht von wirtschaftlichen Erfolgen gekrönt, so werden sie nicht von Dauer sein, 
sondern in kurzer Zeit zunichte gemacht werden” erklärte Atatürk. (56) Aber gera- 
de über die wirtschaftlichen Maßnahmen herrschte vollkommene Ungewißheit. “Die 
Wirtschaftler hatten keine Kenntnisse, die über liberal-kapitalistische hinausgingen.” 
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nr Für diese Situation sind die Worte des Journalisten und Abgeordneten der 1. 
Legislaturperiode Falih Rifkis kennzeichnend: “Wir wußten nichts. Es gab nieman- 
den, der uns hätte lehren können. Hätten wir auf diejenigen gehört, die den Wirt- 
schaftstheorien des 19. Jahrhunderts huldigten, müßten wir jetzt unsere Hände in 
den Schoß legen und ein Jahrhundert warten. Als der Ministerpräsident sagte “Un- 
sere Eisenbahnlinien werden vom Staat gebaut,’ war von allen Seiten zu hören: 
“Der Staat baut keine Eisenbahnen, so etwas steht nicht im Buch.’ ” (58) 

Einer der wenigen, die einige ökonomische Kenntnisse hatten, war der Schrift- 
steller Ziya Gökalp. Nach seiner Meinung waren die englischen ökonomischen Theo- 
reme nur verwirrend. Daß der Staat keine Fabriken, keine nationale Industrie etc. 
bauen sollte, sei absurd. Er meinte: “Die Türkei braucht dringend Schwerindustrie. 
Dies kann aber nicht von Privatpersonen oder Privatfirmen ermöglicht werden. Um- 
gekehrt! Nur durch den Staat, durch die provinzialen Staatsverwaltungen kann jeg- 
liche Art von Industrie aufgebaut werden!” (59) 


2.2. Schaffung einer einheimischen Bourgeoisie 


Die Grundlinien der Wirtschafts- und Sozialpolitik für den Zeitraum von 1923 
bis 1929 wurden auf dem “Alltürkischen ökonomischen Kongress” in Izmir, der am 
17. Februar 1923 mit 1135 Delegierten aus dem ganzen Land eröffnet wurde, be- 
schlossen: 


1. Es wird eine nationale Wirtschaftspolitik betrieben. Sämtliche Wirtschaftszweige 
sollen nationalisiert werden. 


54) Vgl. Bulutoglu, K., 2.2.0., S. 99-109, nähere Einzelheiten über Nationalisierung. 

55) ve. m. re R., Sermaye Hareketi, Istanbul 1930,S. 212-213, zit. n. Bulutoglu, 
„2.2.0., 5. 

56) Atatürk, M.K., Söylev, Band II, S. 107, zit. n. Steinhaus, K., 2.2.0.,8. 124 

57)  Avcioglu, D., a.a.0.,5.156 

58) Atay, F.R., Cankaya, S. 263, 264, zit. n. Avcioglu, D., a.a.0.,S. 157 


59) eh Z., Yeni Türkiyenin Hedefleri, Ankara, 1956,5.56, zit. n. Avcioglu, D., a.a.O,., 
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2. Die bisherige Rolle,die die ausländischen oder nichttürkischen Unternehmer ge- 

spielt haben, soll die türkische nationale Bourgeoisie übernehmen. Da sie für diese 
Aufgaben noch zu schwach ist, soll sie vom Staat geschützt und unterstützt werden. 
3. Der Übergang von der Manufaktur- und Kleinindustrie zur Fabrikindustrie soll 

beschleunigt werden. 

4. Die Position des Fremdkapitals soll geschwächt und nur soweit zugelassen werden, 
wie es “den neuen Gesetzen gehorcht und den nationalen Interessen entspricht.” 

5, Die Türkei ist noch ein Agrarstaat. Die Produktivität der Landwirtschaft soll durch 
Modemisierung erhöht werden. Die landwirtschaftlichen Erzeuger sollen vom Staat 
unterstützt werden. 

6. Das einheimische Gewerbe soll gestärkt und vor der ausländischen Konkurrenz 
geschützt werden. 

7. Der Außenhandel soll vom Staat kontrolliert werden. 

8. In den Zweigen, wo die privaten einheimischen Unternehmer nicht in der Lage 
sind zu investieren, soll der Staat diese Aufgabe übernehmen. (60) 

In dieser Phase kann von Etatismus kaum die Rede sein. Die ganze Politik war 
daraufhin abgestellt, die Wirtschaft zugunsten der einheimischen Bourgeoisie zu na- 
tionalisieren. Gegenüber dem Fremdkapital taktierte der neue Staat sehr vorsichtig. 
In seiner Rede auf dem alltürkischen ökonomischen Kongress betonte Atatürk, daß 
“die nationale Souveränität”’ durch wirtschaftliche Unabhängigkeit gewahrt werden 
müsse. ‘Das Ziel unseres heutigen Kampfes ist die volle nationale Souveränität. Die 
volle Souveränität kann aber nur durch ökonomische Unabhängigkeit garantiert wer- 
den. Ist die Wirtschaft eines Landes nicht unabhängig, so ist dieses Land in jeder Hin- 
sicht in seiner Bewegungsfreiheit eingeschränkt.” (61) Seine Haltung gegenüber dem 
Fremdkapital brachte er mit den Worten zum Ausdruck: “Wir brauchen viel Kapital. 
Deshalb sind wir bereit, im Rahmen unserer Gesetze dem ausländischen Kapital Si- 
cherheit zu gewähren. Es ist begrüßenswert, daß das Fremdkapital für unsere Indu- 
strie einen Beitrag leistet,daß es für uns und die Geberländer positiv wirkt. Aber nicht 
mehr so (einseitig - H. K. ) wie früher. Wie jeder zivilisierte Staat, jedes zivilisierte 
Volk kann die Türkei es (das Fremdkapital alten Stils - H.K. ) nicht mehr gestatten. 
Es kann uns nicht mehr zw einer Kolonie degradieren.” (62) Die Regierung nahm 
1930 zum ersten Mal einen Kredit von 10 Mill.Dollar mit 6,5 % Zinsen und einer 
Laufzeit von 25 Jahren von den USA in Anspruch. (63) Dies war dringend nötig ge- 
worden,um die im selben Jahr beginnende Zahlung der “Schulden” des Osmanischen 
Reiches zu leisten. 1930 wurden 32 Mill-TL davon bezahlt. 

Bei der Durchführung des ersten Fünfjahresplans wurden von der Sowjetunion 
zinslose und innerhalb von 20 Jahren zu tilgende Darlehen in Höhe von 8 Mill.Dollar 
im Jahre 1934 und 2 Mill.Dollar im Jahre 1935 aufgenommen. Mit diesen Darlehen 
wurden die Textilkombinate in Kavseri und Nazilli gebaut. (64) 

Obwohl die Regierung ausländische Direktanlagen und Kredite nicht grund- 
sätzlich ausschloß, hielten sich die imperialistischen Staaten hier zurück, da Direkt- 


60) Vgl. Avcioglu, D., a.a.0., S. 156-178, vgl. Sertel, Y., a.a.O., S. 19-24, vgl. Cem, I., a.2.0., 
Ss. 207-218, vgl. Barthel, G., Zur Industrialisierung der Türkei, Leipzig, 1966, 5.64-68, 
vgl. Steinhaus, K., a.a.O., S. 124-125 

61) Atatürk, M.K., Söylev ve Demecler, I, Ankara 1922, S. 228-229 zit. n. Naci, F., Atatürk 
ün Temel Görüsleri, Istanbul,1968, S. 34 

62) Atatürk, M.K., “Izmir Iktisat Kongresi Acis Nutku” Atatürk ün Söylev ve Demecleri II, 
Ankara 1952, S. 110-111, zit. n. Sertel, Y., a.a.O., S. 20-21 

63) Vgl. Bulutoglu, K., a.a.0., S. 111 

64) Barthel, G., a.a.O., S. 78-79 
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investitionen nur unter umfangreichen gesetzlichen Einschränkungen möglich wa- 
ren und Kredite nur auf Kompensionsgeschäfte angenommen wurden. 

Der Grund für diese Zurückhaltung liegt darin, daß die impenialistischen Staa- 
ten auf einen Geschäftspartner stießen, der sich ihrem Diktat nicht unterwarf. In der 
Außenpolitik verfuhr Atatürk nach dem Motto: “Kauft ein Land türkische Waren, 
kaufen wir auch seine Waren.” Dem stand aber vorläufignoch die der Türkei im Lav- 
sarıner Vertrag aufgezwungene Abmachung entgegen, die türkischen Zölle bis 1929 
auf dem Niveau von 1916 zu halten, (65) was sich sehr nachteilig auf die Außenhan- 
deisbilanz auswirkte, da die Zölle von 1916 extrem niedrig lagen. 


Tabellei Die türkische Außenhandelsbilanz 


Jahr Einfuhr Ausfuhr Differenz 


(in Millionen TL) 
1923 144,8 84,7 - 50,1 
1924 193,6 158,9 - 34,7 
1925 241,6 192,4 - 49,2 
1926 234,7 186,4 - 48,3 
1927 2114 158,4 - 53,0 
1928 233,5 173,5 - 30,0 
1929 256,3 155,2 -101,1 


1927 wurde die erste umfassende statistische Erhebung in der Geschichte der 
Türkei durchgeführt. Sie erbrachte einige aufschlußreiche Resultate. Danach erhöhte 
sich die Zahl der Beschäftigten in gewerblichen Beirieben von 76.216 im Jahre 1921 
auf 256.000 in 65.265 Betrieben, die sich verteilten auf die verschiedenen Zweige, 
wie folgt: (67) 


Tabeile 2 

Anteil am Produk- Zahl der Betriebe mit j 

tionswert in % 1-3 4.10 11-50 51 u.menhr 

Beschäftigten Behar 

Nahrungsmittel 61,1 22184 5421 736 98 
Textilien 17,6 6.894 2.024 339 96 
Chemie 40 500 143 51 3 
Holz, 3,5 6.544 1.142 181 29 
Metall 3,3 13.181 1.418 120 15 
Bergbau 2,9 217 187 101 51 
Sonstiges 3,6 2.035 1.288 201 28 
Insgesamt 190,0 51.562 11.623 1.739 321 


65) Vgl. Bulutoglu, K,, a.a.0., S. 109, Avcioglu, D., a.a.0., S.178, Sertel, Y., 2.2.0, 8. 34 

66) Vgl. Quelle, Statistisches Jahrbuch, zit. n. Bulutoglu, K., a.2.0., 5.113 

67) Vgl. Quelle: “T, C. Istatistik Yilligi, 1929”, Ankara, 1929, 8. 137,Oguz, A., “Wirtschafts- 
lenkung”, S. 61, zit. n. Steinhaus, K., a.a.Q., 8. 127-128 
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Es zeigt sich, daß von einer Industrialisierung noch kaum die Rede sein kann. 
79 % der Betriebe beschäftigen zwischen 4 und 10 Personen, und nur 321 Unter- 
nehmen haben mehr als 50 Beschäftigte. 
2.822 Betriebe hatten Antriebsmaschinen mit durchschnittlich 58 PS. Fast 

830 % des Produktionswerts wurde von der Land- und Forstwirtschaft erwirtschaf- 
tet. (68 

> Weltwirtschaftskrise, das Ausbleiben des gewünschten wirtschaftlichen Er- 
folgs, vor allem aber die Erfahrung, daß die durch den Staat unterstützte nationale 
Bourgeoisie doch nicht die in sie gesetzten Erwartungen erfüllen konnte, führten zu 
der zweiten (“etatistischen”) Phase der Ära Atatürk. 


2.3. Erfolge durch den Etatismus 


Der Staat sollte nun in allen Zweigen der Wirtschaft intervenieren und die Kon- 
trolle übernehmen. Die Skepsis der Regierung gegenüber dem System des “laisser 
faire” wuchs angesichts der katastrophalen Folgen der Weltwirtschaftskrise in der 
kapitalistischen Welt. Hinzu kam die Tatsache der wachsenden wirtschaftlichen Er- 
folge der Sowjetunion, des bis dahin einzigen sozialistischen Staates, der seine an- 
fänglichen Schwierigkeiten überwunden hatte, 1928 begann die Regierung mit der 
Rückzahlung der “osmanischen Schulden”, was eine große Belastung darstellte. Ein 
Jahr später konnten endlich die Zollsätze von 1916 aufgehoben werden, so daß man 
nun den Außenhandel nach eigenem Ermessen dirigieren und kontrollieren konnte. 

Das etatistische Programm wurde ab 1930 in der neuen Zeitschrift “Kadro” 
(Programm) auch theoretisch entwickelt und verbreitet. Obwohl der Etatismus nach 
1930 an Bedeutung gewann, gewährte die Regierung privaten Unternehmern weiter- 
hin finanzielle Unterstützung und steuerliche Vorteile. Bis zum ersten Fünfjahresplan 
wurde die Politik der “Förderung des Privatunternehmers” beibehalten, aber gleich- 
zeitig wurde die Kontrolle des Staates über die ganze Wirtschaft ausgedehnt. Die er- 
zielten Erfolge in den staatlichen Sektoren der Wirtschaft verstärkten die Überzeu- 
gung, daß die Industrialisierung am ehesten durch staatliche Planung und Leitung 
ermöglicht würde. Beispielsweise wurden bei der Produktion von Textilien, Zement 
und Zucker durch staatliche Investitionen zwischen 1927 und 1933 Produktions- 
steigerungen von 300 bis 1.200 % erzielt, (69) 

Wie alle Länder der Dritten Welt, die auf die Ausfuhr von Nahrungsmitteln 
und/oder Rohstoffen angewiesen sind, mußte auch die Türkei durch die Verschlech- 
terung der Weitpreisrelationen 32,4 % Verluste hinnehmen. (70) 

Dennoch verbesserte sich die Zahlungsbilanz der Türkei ab 1929 (nach der Er- 
höhung der Zollsätze), trotz der Schuldenzahlungen, die z. B. 1930 14,6 % des ge- 
samten Etats ausmachten. (71) 


Die größten Erfolge wurden unter dem eısten Fünfjahresplan (von 1933 bis 


68) Vgl. Gross, H., “Südosteuropa”. Bau und Entwicklung der Wirtschaft, Leipzig, 1967, zit. 
n. Steinhaus, K., 2.2.0.,8. 128 

69) Vgl. Kienitz, F. K., “Türkei, Anschluss an die moderne Wirtschaft unter Kemal Atatürk” 
Hamburg, 1959, S. 106, vgl. Oguz, A., "Die Wirtschaftsienkung der Türkei unter beson- 
ie des Bankwesens” ‚Berlin, 1940, 5. 70, zit. n. Steinhaus, K..,a.a.O., 
5.12 

70) Vgl. Okkar, A. E., Der Türkische Außenhandel und die Außenhandelspolitik der Türkei 
unter der Republik 1923 bis 1938, Istanbul, 1943, S. 82, Resat, N., “Die Industrialisierung 
der Türkei”, 1937, zit. n. Steinhaus, K., 2.2.0., S. 229 

71) Vgl. Avcioglu, D., a.a.0., S. 179, Bulutoglu, K., 2.a.0.,S. 113 


1937) und dem zweiten Fünfjahresplan (Der ganze Plan konnte wegen des Krieges 
nicht durchgeführt werden) bis 1939 erzielt. 

In dieser Phase wurde das Fundament der modernen Türkei’ gelegt. Das Pro- 
gramm der von Atatürk 1925 gegründeten Volkspartei (CHP) enthielt folgende Prin- 
zipien: 

1 Die Quelle des Kapitals ist die nationale Arbeit und Sparsamkeit. 

2. Für das Ziel einer positiven Zahlungsbilanz gilt das Motto, nur die notwendigsten 
Produkte einzuführen und zwar von denjenigen Ländern, die türkische Erzeugnisse 
kaufen. 

3. Durch Schutzzölle werden Industrie und Handel geschützt. 

4. Die Industrialisierung des Landes, staatliche und private Investitionen erfolgen 
nach einem Grundplan. 

5. Die Landesverteidigung ist heilig. (72) 

Der Grundgedanke des ersten Fünfjahresplans war, zunächst die Projekte zu 
verwirklichen (durch Eiıschließung der eigenen Ressourcen), die erstrangig für die 
weitere Entwicklung des Landes waren. Dazu gehörten Unabhängigkeit von den 
Massenprodukten des Auslands, positive Zahlungsbilanz und beschleunigte Erhö- 
hung der Produktivität der Landwirtschaft. 

Von den verfügbaren Mitteln wurden 50 % in der Textilindustrie, 26,8 % im 
Montanbereich, 10,9 % in der Papier- und Zellstoffindustrie, 4,7 % in der Glas- und 
Keramikindustrie, 5,6 % in der chemischen Industrie investiert, 1,1 % wurden für 
die Ausbildung des technischen Personals zur Verfügung gestellt. (73) 

1937 bis 1939 wurde das Eisen- und Stahlwerk Karabuk mit einer jährlichen 
Kapazität von 350.000 t Roheisen und 280.000 t Stahl gebaut. (74 

Eine Landreform, die Atatürk spätestens seit 1935 anstrebte (1923 war davon 
auf dem alltürkischen ökonomischen Kongress noch nicht die Rede), blieb infolge 
des Widerstands der Großgrundbesitzer Projekt. Der Gesetzentwurf für Landvertei- 
lung und für die Begrenzung der Bodengröße je nach der Fruchtbarkeit des Bodens 
konnte weder von der Regierung Atatürk noch jemals von einer späteren Regierung 
in die Tat umgesetzt werden. Zu den geplanten Maßnahmen führte Atatürk im Par- 
lament aus: “Zum ersten soll es keine landlosen Bauern geben. Noch wichtiger ist es 
aber, daß... die Landgröße der Großbauern und die Farmgröße je nach den Pro- 
vinzen, der Bevölkerungsdichte und der Landesfruchtbarkeit begrenzt wird.” (75) 
Die veränderte Haltung der kemalistischen Führung hatte verschiedene Gründe: 

1. 1923 sah Atatürk die Notwendigkeit für eine Landreform als nicht gegeben, da 
noch 1927 nur 5 bis 6,5 % des gesamten Bodens bewirtschaftet wurden. (76) 

2. Die Kräfteverhältnisse ließen es wahrscheinlich schon damals nicht zu, eine Land- 
reform zu planen. 

Statistiken in 35 Provinzen ergaben, daß 0,25 % der Bodenbesitzer 14 % der 
landwirtschaftlichen Nutzflächen besaßen, (77) 

Zwischen 1923 und 1934 wurden an Einwanderer, Austauschheimkehrer und 
landlose Bauern über 6 Mill.Döpüm staatlichen Bodens verteilt und von 1934 bis 


T2) Vgl. Programm der Republikanischen Volkspartei, genehmigt vom IV. Großen Parteitag, 
Ankara, 1935, Teil II, Abschnitt D, S. 6-7, zit. n. Barthel, G., a.a.0., S. 72-73 
73) ve ann F.K., a.2.0,, S. 111, Mahoudji, A.E., a.a.0,,S. 121-122, zit. n. Barthel,G. 


74) Vgl. Barthel, G.. a.a.O.. S. 76 

75) Atatürkün Söylev ve Demecleri, I, Istanbul 1945, S. 379 
76) Aksoy, S., Türkiyede Toprak Meselesi, S. 54 

17)  Aksoy, S., a.a.0., S. 58-59 


1938 3 Mill-Döpüm. Die Kredite für die Bauern wurden von 8 Mill-TL im Jahre 1923 
auf 35 Mill-TL im Jahre 1936 erhöht, wobei die Hauptnutznießer die Großgrundbe- 
sitzer waren. 

Es wurden staatliche Musterfarmen gegründet, landwirtschaftliche Schulen und 
Stationen eingerichtet. Die Bauern, die für die Modernisierung der Landwirtschaft 
Maschinen und Traktoren kaufen wollten, erhielten staatliche Subventionen. (78) 

Die Weizenerzeugung erhöhte sich von 1,5 Millst im Jahre 1928 auf 2,5 Millet 
im Jahre 1935. Die Türkei, die vorher Weizen einführen mußte, konnte nun Weizen 
exportieren (1934 87.000 t) (79). Die Getreideernte stieg von 5,3 Mill«t (1930) auf 
8,4 Mill.t (1938). (80) 

Auch das Verkehrswesen verbesserte sich beachtlich. Eisenbahn und Schiff- 
fahrt wurden verstaatlicht, das Eisenbahnnetz fast verdoppelt (1923 4.010 km; 
1939 7.324 km) und neue Straßen angelegt. (81) 

Das Bankwesen wurde verbessert und durch Gründung neuer Banken ausge- 
dehnt. 

Die folgenden Tabellen veranschaulichen die Entwicklung der Wirtschaft zwi- 
schen 1923 und 1939: 


Tabelle 3 Die türkische Zahlungsbilanz 1923 - 1939 (in Millionen Ti) (82) 


Jahr Importe Exporte Saldo 
1923 144,8 84,7 - 60,1 
1924 193,6 158,9 - 34,7 
1925 241,6 192,4 - 49,2 
1926 234,7 186,4 - 48,3 
1927 211,4 158,4 - 53,0 
1928 223,5 173,5 - 50,0 
1929 256,3 155,2 -101,1 
1930 174,6 151,5 + 3,9 
1931 126,7 127,3 + 0,6 
1932 86,0 101,3 + 15,3 
1933 47,7 96,2 + 21,5 
1934 86,8 92,1 + 5,3 
1935 88,8 96,0 + 72 
1936 92,5 117,7 + 25,2 
1937 114,4 138,0 + 23,6 
1938 149,8 144,9 - 4,9 
1939 118,2 127,4 + 92 


Wie zu sehen ist, wurde ab 1930 (nachdem 1929 die niedrigen Zollsätze von 
1916 aufgehoben waren) ein aktiver Saldo erzielt. 


78) Vgl. Avcioglu, D., a.a.0.,8. 229 

79) Vgl. Sertel, Y.,a.2a.0.,S.48 

80) Vgl. Istatistik Yillgi 1934, Ankara-Istanbul S. 331 
81) Vgl. Sertel, Y.,a.a.0.,S. 44 

82)  Vel. Bulutoghu., 2.2.0., 8.113 
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Imports von Agrar- und Textilprodukten, die nun im Lande produziert wurden und 
die Steigerung des Imports von Maschinen, Eisen und Stahl für die einsetzende Indu- 


strialisierung. 


Tabelle 4 (83) Anteil am Einfuhrwert in v.H, 


1923 1938 
Nahrungsmittel 16,8 2,8 
Woll- und Baumwolltuche 39,2 13,9 
Woll- und Baumwollgarne 42 6,0 
Maschinen 0,9 15,3 
Eisenund Stahl 5,4 18,8 


Tabelle 5 (84) Ausgewählte ökonomische Kennziffern im Vergleich 


1929 1939 Zunahme in % 

Eisenbahnnetz (in km) 5.144 71.326 42 
Eisenbahngüterverkehr 

(in Mio tkm) 356 1.564 339 
Straßennetz (in km) 29.636 (a) 41.600 (c) 41 
Elektrizitätserzeugung 

(in Mio kWh) 106 (a) 253 233 
Steinkohleförderung 

(in 1000 t) 1.451 2.696 86 
Chromförderung (in 1000 t) 16 183 1.044 
Zementproduktion (in 1000t) 65 284 337 
Zuckerproduktion (in 1000 t) 8 95 1.008 
Garnproduktion (in 100 t) 23 90 (b) 291 

(a) 1930 (b) 1938 (c) 1940 


83) 
84) 
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Vgl. Quelle: T.C. Istatistik Yilligi 1938-1939, S. 
Vgl. Quelle: T.C. Istatistik Yilligi 1940-41, Ankara, S. 223 


231-262, zit. n. Steinhaus, K. a.a.0.,8.133 


Diese Tabelle zeigt, daß trotz der Weltwirtschaftskrise und trotz der “Schul- 
denrückzahlungen” die türkische Regierung beachtliche Erfolge in fast allen Zwei- 
gen der Wirtschaft aufweisen konnte. 

Auch im Sozial- und Kulturwesen unternahm Atatürk große Anstrengungen. 
Welche Bedeutung er dem Aus- und Aufbau des Bildungswesens beimaß, wird an 
der Rede deutlich, die er vor dem Lehrerverein in Bursa 1922 hielt: “Lehrer! Der 
Sieg unserer Armee bereitete Euch und Euren Armeen nur die Basis. Der tatsäch- 
liche Sieg wird durch Euch errungen. Ich und meine Freunde werden mit einer un- 
sterblichen Überzeugung hinter Euch stehen. Wir werden alle auf dem Wege stehen- 
den Barrikaden zerbrechen.” (85) 

Außer der Verstaatlichung des Großgrundbesitzes konnte ein weiteres, küh- 
nes Projekt aus dem Jahre 1923 bis zum heutigen Tage nicht verwirklicht werden. 
Atatürk wollte die kleinen, in unzugänglichen Gebirgsgegenden verstreuten Dörfer 
zu größeren Einheiten zusammenfassen, um Ausgaben für das Schulwesen, für Stra- 
Ben und die Trinkwasserversorgung einzusparen. (86) 

Gegen erbitterten Widerstand wurden zahlreiche Reformen durchgesetzt, die 
die ‘“Westernisierung und Säkularisierung der Kultur” (Steinhaus) einleiteten: “Be- 
reits 1925 wurde die islamische Zeitrechnung durch den international üblichen Ka- 
lender ersetzt, das Recht zum Tragen religiöser Kleidungsstücke allein auf Geistliche 
beschränkt und die traditionelle Kopfbedeckung — der Fes — verboten.” (87) 1928 
wurde die arabische Schrift durch das lateinische Alphabet ersetzt. Die türkische 
Sprache, die unter dem Einfluß des Islam viele arabische und farsische (altpersische) 
Elemente angenommen hatte, wurde “türkisiert”. 

Die Rechtsreformen lösten das vom Islam abstammende “Seriat” durch den 
Schweizer Code Civil ab. Auf dem Gebiet des Strafrechts dienten das italienische 
Strafgesetzbuch und die deutsche Straiprozeßordnung als Vorbilder. 1934 erhielten 
die Frauen das aktive und passive Wahlrecht. Auch die Monogamie, die Zivilehe und 
die Gleichberechtigung von Mann und Frau wurden Verfassungsnorm. 

Diese Reformen unter Atatürk legten das Fundament des neuen türkischen 
Staates. Sie wiesen den Weg für eine erfolgreiche antiimperialistische, blockfreie 
Außenpolitik und für den Neuaufbau im Innern des Landes. Eine kritische Würdi- 
gung der Verdienste Atatürks darf aber nicht seine Fehler übersehen, die in erster 
Linie aus einer Fehleinschätzung der sozialen Lage der Türkei resultierte. Er glaubte, 
in der Türkei gebe es keine Klassen, da die Kluft zwischen Reich und Arm gering 
sei. Durch Reichwerden der Armen würden die vorhandenen Differenzen beseitigt. 
Damit näherte er sich, wenn auch ohne tiefere Kenntnisse der marxistischen Klassi- 
ker, der Haltung Bernsteins. Er sah nicht den Widerspruch, der in seiner (stark ver- 
einfacht dargestellten) theoretischen Position und der staatlichen Unterstützung der 
Privatunternehmen lag, die die Klassengegensätze zwangs!”ufig vergrößern mußte. 

Dennoch können wir mit Bestimmitheit sagen: hätten Atatürks Nachfolger sei- 
ne Politik — auch mit ihren Fehlern und Widersprüchen im Sinne seiner sechs Postu- 
late weitergeführt, würde sich uns heute nicht das Bild eines unterentwickelt gehalte 


nen Landes bieten, über das die neoimperialistischen Staaten weitgehend die Ober- 
hand gewonnen haben. 


85) Cumhurbaskanlari, Basbakanlar ve Milli Egitim Bakanlarinin Milli Egitimle ilgili Söylev ve 
Demecleri, Ankara 1946, zit. n. Basgöz, I. — Wilson, E.H., Türkiye Cumhuriyctinde 
Egitim ve Atatürk, Istanbul, 1968, S. 77 

86) Vgl. ebenda, S. 97 

87) Steinhaus, K., 2.2.0.,5.110 
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3. Die Integration der Türkei in das westliche Bündnissystem 


Nach dem Tod Atatürks (1938) wurde die erfolgreiche blockfreie und antiim- 
Ben Außenpolitik aufgegeben. Wir müssen hier auf eine tiefergehende Ana- 
yse dieser Kursänderung verzichten und können nur einen knappen Überblick der 
wichtigsten Gründe hierfür geben. 

Der Neuaufbau der Türkei war im wesentlichen das Werk Atatürks. Da nach 
dessen Ausscheiden keine ihm kongeniale Persönlichkeit seinen Platz einneh- 
men konnte, erhielten die Versäumnisse seiner Politik, die meist in der Rückständig- 
keit der Türkei gründeten, Relevanz. Die Masse der Bevölkerung war nicht in der La- 
ge, bestimmend auf die Politik einzuwirken, und die Schicht der ehrlichen progressi- 
ven Intellektuellen zu dünn, um die Kontinuität der kemalistischen Politik gemein- 
sam mit einer “‘gebändigten” Bourgeoisie zu wahren. 

Die Geschichte lehrt, daß ein unterentwickeltes Land (wie es auch die Türkei 
trotz aller unter Atatürk erzielten Fortschritte blieb) sich schwerlich dem imperiali- 
stischen Druck entziehen kann. Obwohl die Türkei zu ihrem großen Nachbarstaat 
Sowjetunion sehr gute Beziehungen unterhielt, befürchtete sie dennoch nach dem 
Einmarsch Hitler-Deutschlands in die Tschechoslowakei und des faschistischen Itali- 
ens in Abessinien einen Einfall dieser Staaten. Daher versuchte sie ihre Beziehungen 
zu Großbritannien und Frankreich zu verbessern. Dies war natürlich ein günstiger Mo- 
ment für diese Staaten, ihren Einfluß in der Türkei auszudehnen, und sie nutzten 
skrupellos die ihnen gebotene Chance, die antiimpenialistische Politik Atatürks zu 
unterminieren. Am 12. Mai 1939 unterzeichnete die Türkei jeweils getrennt mit 
Frankreich und Großbritannien sogenannte “Gegenseitige Hilfe- und Beistandsver- 
träge.” 

Nach dem Abschluß des Nichtangriffspakts zwischen Deutschland und der 
Sowjetunion und der Kriegserklärung Großbritanniens und Frankreichs an Deutsch- 
land nach dessen Einmarsch in Polen war die türkische Regierung bestrebt, ihr Ver- 
hältnis zur Sowjetunion zu klären. Am 25. September fuhr der türkische Außenmini- 
ster nach Moskau. Stalin verlangte von der Türkei die gemeinsame Verteidigung des 
Bosporus und der Dardanellen, was die Türkei jedoch nicht akzeptieren konnte. In 
der Folge gestaltete die Türkei ihre Beziehungen zu Großbritannien und Frankreich 
durch den Abschluß einer Dreierallianz noch enger (19. Oktober 1939). (38) 

Damit hatte sich die außenpolitische Situation entscheidend geändert: Die Be- 
ziehungen zur Sowjetunion kühlten sich ab, und die Beziehungen zu Großbritannien 
und Frankreich wurden intensiver. Die Alliierten drängten die Türkei während des 
Krieges immer wieder, in den Krieg einzutreten, was die türkische Regierung unter 
Inönü aber verhindern Konnte. 

Trotz dieses unbestreitbaren Erfolges ist der neuen Regierung vorzuwerfen, 
daß sie besonders durch die allmähliche Aufgabe der sehr vorsichtigen und zurück- 
haltenden Wirtschaftspolitik Atatürks gegenüber den imperialistischen Staaten und 
der Umstellung eines großen Teils der Volkswirtschaft von der Friedenswirtschafi 
auf Kriegswirtschaft den Weg für die Rückkehr der imperialistischen Mächte ebnete. 

1939 nahm die Türkei einen Kredit in Höhe von 25 Mill.Pfund Sterling von 
Großbritannien auf, um damit Waffen kaufen zu können. Weitere zwei Millionen 


88) Vgl. Celik, E., Türkiyenin Dis Politika Tarihi, Istanbul, 1969, S. 103-104 
Avcioglu, D., a.a.O., S. 256-265 
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folgten. Darüber hinaus gewährten Großbritannien und Frankreich im selben Jahr 
noch einmal 15.Mill Pfund Sterling. (89) 

Am 2. Oktober 1941 wurde mit Deutschland ein Abkommen über den Waren- 
und Zahlungsverkehr abgeschlossen. 

Die USA lieferten während des Krieges für 95 Mill.Dollar Kriegsmaterial, wel- 
ches nach dem Kriege zurückgegeben werden sollte. (90) Die während des Krieges 
aufgenommenen Kredite fallen jedoch noch nicht so sehr ins Gewicht, Erst nach 
dem Krieg öffnete die Türkei den imperialistischen Staaten, an erster Stelle den 
USA, wieder Tor und Tür. Seit 1946 begann die Türkei die kemalistischen Grund- 
prinzipien preiszugeben und ein Staat im westlichen Bündnissystem zu werden. 

Bei der Annäherung der Türkei an den Westen spielte die Haltung Stalins eine 
entscheidende Rolle. Er verhinderte die Verlängerung des “Freundschafts- und Nicht- 
angriffspakts” zwischen der Türkei und der Sowjetunion aus dem Jahre 1925, da er 
an eine Verlängerung folgende Bedingungen knüpfte: 

1. Die Grenzen von 1921 zwischen der Sowjetunion und der Türkei, die Lenin noch 
akzeptierte, sollten zugunsten der Sowjetunion geändert werden. 

2. Die Dardanellen und der Bosporus sollten von der Türkei und der Sowjetunion ge- 
meinsam verteidigt werden. Deshalb sollte die Sowjetunion die Erlaubnis zur Er- 
richtung von Militärbasen in der Türkei erhalten. 

3. Über die Revision des Vertrages von Montreux, wonach der Türkei die Kontrolle 
über die Meerengen wieder zugesichert wurde, sollte zwischen der Sowjetunion und 
der Türkei eine prinzipielle Vereinbarung getroffen werden. (91) Die türkische Re- 

gierung konnte diese Forderungen nicht annehmen und wurde dadurch gezwungen, 
Rückhalt im kapitalistischen Lager zu suchen. 

Die Haltung Stalins gab sowohl dem rechten Flügel der Republikanischen 
Volkspartei (die Partei Inönüs), als auch der 1946 gegründeten “Demokratischen 
Partei”, die schon von sich aus gewillt war, die Beziehungen zum Westen zu verbes- 
sern, Anlaß zu einer bis heute andauernden antisowjetischen und antisozialistischen 
Propaganda. Die inkonsequente Haltung der türkischen Führung gegenüber der Sow- 
jetunion während des Krieges und die Weigerung, die Meerengen (Vardancllen und 
Bosporus) freizugeben, ist nach unserer Meinung kein hinreichender Grund für Sta- 
lins Vorgehen. “Wir wissen nicht, ob Stalin die blockfreie Außenpolitik und die in- 
nenpolitische Entwicklung der Türkei hätte beeinflussen können, wenn er wie vor 
dem Krieg die türkische Entwicklung unterstützt hätte, statt Land und Militärbasen 
zu verlangen. Aber sicher ist, daß die Haltung Stalins die Außen- und Innenpolitik 
der Türkei beeinflußt hat.” (92) 


3.1. Truman-Doktrin 


Die türkische herrschende Klasse wandte sich trotz der jahrhundertelangen 
(schlechten) Erfahrungen mit dem Imperialismus und trotz der von Atatürk vorge- 
zeichneten Praxis wieder jenen Staaten zu, die seine wirtschaftliche Entwicklung 
blockieren würden. 


Die Verkündung der Truman-Doktrin im Jahre 1945 und die Einbeziehung 


89) Vgl. Sertel Y., a.a.O., S. 62 

90)  Vel. Bilge, S., Olaylarla Türk dis Politikasi, Istanbul, 1970, S. 225-226 
91) Vgl. Celik, E., a.a.0., S. 121-122, Avcioglu, D., a.a.O., S. 256-65 

92)  Avcioglu, D., a.a.O., S. 263-264 
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der Türkei in ihren Geltungsbereich markiert den entscheidenden Wendepunkt in 
der Geschichte der Türkei, denn von nun an stand sie wieder unter dem Einfluß der 
imperialistischen Staaten. Die Truman-Doktrin entsprach in ihren Auswirkungen der 
“Düyun-u Umimiye”, die die Industrialisierung des Osmanischen Reiches verhinder- 
te und seinen Untergang besiegelte. 

Nach dem Inkrafttreten der Truman-Dektrin am 22. Mai 1947 erhielten die 
Türkei und Griechenland 400 Mill.Dollar als “Hilfe” in Form von Krediten. 

Gleichzeitig kamen militärische und zivile amerikanische Berater und Beob- 
achter ins Land, und ausgewählte Griechen und Türken wurden in den USA ausge: 
bildet. 

Die Beobachter hatten die Aufgabe, die Erfüllung der an die US-“Hilfe” ge- 
knüpften Forderungen zu kontrollieren. Bei der Ausübung ihrer Aufsicht mußten 
ihnen alle gewünschten Informationen zugänglich gemacht werden. Sie wurden durch 
amerikanische Presse- und Rundfunkunternehmen unterstützt, die ungehinderte Be- 
wegungsfreiheit genossen. (93) 

Der Kolumnist Walter Lippmann schrieb in der New York Herald Tribune am 
1. April 1947: “Wir haben die Türkei und Griechenland nicht etwa als Hilfsobjekte 
gewählt, weil sie Hilfe brauchen oder weil sie Demokratien sind, sondern wir haben 
sie gewählt, weil sie das Tor zum Herzen der Sowjetunion und zum Schwarzen Meer 
öffnen.” (94) Die Truman-Doktrin bezweckt, daß jene Länder, die ihrem Einfluß 
unterliegen, die Verteidigungsaufgaben der USA übernehmen. Da die USA ihre Si- 
cherheit von der sicheren Kontrolle der Länder der Dritten Welt abhängig sehen, 
brauchen sie entweder eine sehr große eigene Armee, die jederzeit diese potentiellen 
Grenzen der USA schützen kann, oder aber, was weitaus günstiger ist, von den USA 
abhängige einheimische Armeen. Die Truman-Doktrin bevorzugt letzteres, weil ein- 
heimische Soldaten wesentlich billiger als amerikanische sind. Die Ausgaben für 
einen US-Soldaten betragen jährlich 4.500 Dollar, während die Ausgaben für Solda- 
ten der Länder, denen militärische Hilfe gewährt wird, nur 540 Dollar betragen. 
(95) Die Türkei stellt für die westliche Verteidigung 18 Divisionen. Die Kosten da- 
für würden sich in den USA auf etwa 9 Mrd. Dollar belaufen, betragen in der Türkei 
hingegen nur eirı Achtel dieser Summe. (96) 

ı “Die Truman-Doktrin wurde zu keiner Hilfe für die Türkei und Griechenland, 
sondern sie ist,” schreibt Ataöv, “die neue Form des langjährig erfahrenen US-Impe- 
rialismus. Da die Engländer im Nahen Östen nicht mehr als die erstrangigen Wäch- 
ter des Imperialismus fungieren konnten, übergaben sie ihre alte Rolle den USA, 
die das Atommonopol innehaben und als größter kapitalistischer Staat aus dem 
letzten Krieg hervorgingen.” (97) 

Mit dem Marshall-Plan schufen die USA ein Instrument, das sich in hervor- 
ragender Weise eignete, die Zielsetzung der Truman-Doktrin noch wirksamer zu re- 
alisieren. Er war dazu geschaffen, sozialistische Bewegungen in den Ländern, denen 
Hilfe gewährt wurde, im Keim zu ersticken, um die für den Bestand des Kapitalismus 
unerlässliche “kapitalistische Umwelt” zu erhalten und um diese gegenüber dem so- 
zalistischen Lager zusammenzuhalten. 


93) Vgl. Tunekanat, H., Ikili antlasmalarin Icyüzü, Ankara, 1970, 5. 189-193, Celik, E,, 
a.4.0., 5. 129-134 

94) Zit.n. Avcioglu, D., 2a.0,, 5. 249 

95) Avcioglu, D., a.2.0., $. 267 i 

96) a M. Amerikan Harp Doktrinleri, Istanbul 1966, Önsöz, zit. n. Avioglu, D,, 
2.2.0., 8. 267 

97)  Ataöv, T.,a.a.O., Ankara, 1969,53. 117 
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Nach anfänglicher Ablehnung (da die Türkei durch den Krieg keine Verluste 
erlitten hatte) kam auch die Türkei in den “Genuß” des Marshallplans. Mit diesen 
Mitteln sollte sie die Landwirtschaft und den extraktiven Bereich entwickeln, um 
als Nahrungsmittel- und Rohstofflieferant für die imperialistischen Staaten zu fun- 
gieren. Bei der Vergabe dieser Hilfe spielten strategische Überlegungen eine große 
Rolle. 


3.2. Teure Zusammenarbeit mit dem Westen 


Am 8. Juli 1948 ratifizierte das türkische Parlament den US-Türkischen “Ver- 
trag über die ökonomische Zusammenarbeit.” Bis Ende des Rechnungsjahres 1949/ 
50 erhielt die Türkei 180 Mill.Dollar. (98) 

Der Vertrag machte der Türkei zur Auflage, alle staatlichen oder privaten Hin- 
dernisse im Außenhandel zu beseitigen. (99) Bereits 1947 war ein “Gesetz zur För- 
derung des ausländischen Kapitals” verabschiedet worden, wonach Erleichterungen 
für ausländische Investoren Gesetzeskraft erhielten. (100) Nach Hershlag wurde die- 
se Liberalisierung durch zunehmenden Druck von außen in Gang gesetzt. (101) 

Die ausländischen Berater forderten und erreichten schließlich die Liberalisie- 
rung der Wirtschaft und Abkehr von der staatlichen Planung und dem Etatismus 
Atatürks zugunsten des privaten Unternehmertums und des ausländischen Kapitals. 
Beispielhaft ist die einflußreiche Wirtschaftskommission unter M. W. Thornburg, 
die einen Bericht mit dem Titel “Kritik der heutigen Wirtschaftslage der Türkei” ver- 
öffentlichte, in der die Frage abgehandelt wird, ob, wie und unter welchen Bedin- 
gungen der Türkei “Hilfe” geleistet werden solle. Es werden die genannten Forde- 
rungen erhoben, darüberhinaus empfiehlt sie z. B., die Eisen- und Stahlfabrik in 
Karabük zu liquidieren. Wörtlich: “Es ist ein Prüfstein für die US-Hilfe, ob die zu- 
ständigen Behörden der Türkei den Mut zeigen und bereit sind, die notwendigen 
Änderungen zu machen; ob sie Karabük für die wahren Interessen des türkischen 
Volkes hingeben wollen oder nicht.” (102) 

Projekte, für die die Türkei Kredite beantragte, wie der Bau einer Lokomo- 
tivfabrik und einer Maschinen- und Motorenfabrik lehnte Thornburg entschieden ab. 
Die Türkei sei ein Agrarstaat und brauche deshalb nur einfache Werkzeuge für die 
Landwirtschaft, kompliziertere Maschinen könnten ja montiert werden und brauch- 
ten deshalb nicht im Lande produziert zu werden. (103) An anderer Stelle spricht 
er sich auch gegen die Herstellung von Düngemitteln in der Türkei aus. (104) Die 
Türkei brauche auch keine eigene Handelsflotte. Die ausländischen Investoren soll- 
ten die gleichen Rechte wie die inländischen Investoren erhalten. Ein Kommentar 
zu diesen Feststellungen und Empfehlungen, die noch nicht einmal vollständig auf- 
gezählt worden sind, erübrigt sich. Die mit all diesen Bedingungen verbundene US- 


“Hilfe” bewirkte, daß die unter Atatürk begonnene Industrialisierung gebremst 
wurde. 


98)  Avcioglu, D., a.a.0., 5. 270 

99) Vgl: Agreement between the U.S.A. Government and the Government of the Turkish Re- 
public on AID to Turkey, Washington, 1947, 8. 2, zit. n. Sertel, Y., a.a.0.,8. 74 

100) Sertel, Y., a.a.0., S. 74 


101) Hershlag, 2. Y., “Turkey, an Economy in Transition”, The Hagve, 1958, 8. 184, zit. n. 
Sertel, Y., a.a.0.,$. 74-75 


102) ae M. V., Türkiyenin Bugünkü Ekonomik Duru munun Tenkidi, Ankara,1950 


103) Vgl. ibid., S. 92 
104) Vgl. ibid., S. 137 
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Diese den Interessen des türkischen Volkes diametral entgegengesetzten Vor- 
schläge fanden jedoch in der Öffentlichkeit große Beachtung. Die Zeitung “Vatan” 
(Heimat) bezeichnete Thornburg als “großen Freund der Türkei”. 

Die Türkei verschwendete 6 Jahre larıg (1939-1945) über die Hälfte ihres 
Budgets (durchschnittlich 53,56 %) für Verteidigungsausgaben. Die vorhandene In- 
dustrie wurde auf Rüstungsbedarf umgestellt. Eine Armee von 500.000 Mann (bei 
einer Einwohnerzahl von 18 Mill!) mußte unterhalten werden. Da der größte Teil 
der Soldaten bäuerlicher Herkunft war, fehlten in der Landwirtschaft Arbeitskräf- 
te — die landwirtschaftliche Produktion ging zurück. Die Emnteerträge verminderten 
sich fast um die Hälfte und die Türkei, die vor dem Krieg Weizen exportiert hatte, 
mußte jetzt wieder Weizen importieren. (Außerdem mußten die Bauern ca. 10 - 12% 
ihrer Erzeugnisse als Steuern abgeben.) (105) Die Folge war eine Hungersnot und 
die Rationalisierung der Lebensmittel. 

Die Industrie erhöhte ihre Produktion zwischen 1939 und 1945 um 15,4 %, 
orientiert an Kriegswirtschaft mit Schwergewicht im Bergbau und in der verarbei- 
tenden Industrie auf Kosten der gesamtindustriellen Entwicklung. Die staatlichen 
Investitionen sanken von 18,62 % des Etats im Jahre 1939 auf 13,75 % im Jahre 
1945. (106) Durchschnittlich stieg die industrielle Produktion von 1939 - 1945 jähr- 
lich um 2,5 %. (107) Nachstehend die Entwicklung des türkischen Außenhandels 
von 1939 - 1950. (108) 


Tabele6 Außenhandel in Millionen TL 


Jahr Import Export Saldo 

1939 118,2 127,4 + 9,2 
1940 68,9 111,4 + 42,5 
1941 74,8 123,1 + 48,5 
1942 147,7 165,0 + 17,3 
1943 203,0 257,2 + 54,2 
1944 169,9 232,5 + 67,6 
1945 126,2 218,9 + 92,7 
1946 223,9 432,1 +208,2 
1947 685,0 625,2 - 59,8 
1948 770,1 551,0 - 219,1 
1949 812,3 693,9 - 118,4 
1950 799,9 737,6 - 62,3 


105) vgl. Sertel, Y., a.a.O., 3. 59, Cem, I., a.3.0., $. 236 
106) Vel. Barthel, G., Jahrbuch, a.a.O., S. 178-179 


107) Vgl. Sertel, Y., a.a.0., 5. 61, vgl. Bulutoglu, K., a.a.0., S. 113, “Istatistik Yılligi” 
108) Vgl. Steinhaus, K., a.a.0., S. 153 
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Der schrittweise Abbau der Warenkontingentierung nach 1946 ließ Importe 
unkontrolliert ins Land fließen. Selbst die Abwertung (108a) der Türkischen Lira 
im Jahre 1946 um über 100 % konnte die Verschlechterung der Zahlungsbilanz nicht 
aufhalten. (108 a)Die Preis- und Steuerpolitik der Regierung während des Krieges 
und nach jener Abwertung war am wenigsten erfolgreich. Vor allem die Arbeiter und 
Bauern hatten unter den schneil steigenden Preisen zu leiden, die zwischen 1938 und 
1946 um über 320 % stiegen. (109) 


Tabelle 7 
Jahr Genereller Preis- Lebenshaltungskostenindex 
index Istanbul Ankara 
1938 100 100 100 
1942 339,6 232,5 220,9 
1943 590,1 347,3 322,9 
1946 427,3 342,5 320,6 


Die Versuche einer progressiven Besteuerung der einkommensstarken Schich- 
ten scheiterten, Hauptsteuerzahler blieben die Lohnabhängigen und die armen Bau- 
ern. Durch die inflationistische und unüberschaubare Steuerpolitik verarmte die gro- 
ße Masse der Bevölkerung, einige wenige wurden immer reicher. Die Zahl der soge- 
nannien “Kriegsgewinnler” wird auf ca. 30.000 — 40.000 geschätzt. (110) 

Steinhaus schildert die Situation folgendermaßen: “Während die Lebenshal- 
tungskosten wesentlich schneller anstiegen als die kontraktbestimmten Einkommen, 
war das Bürgertum weiterhin in der Lage, beträchtliche Kapitalien zu akkumulieren. 
Gleichzeitig wurden die Goldreserven binnen kurzem ohne jeden nennenswerten ge- 
samtwirtschaftlichen Nutzeffekt buchstäblich verschleudert. Die Regierung versuch- 
te daraufhin das Problem der passiven Zahlungsbilanz durch Kapitalimporte zu lösen 
und zing zur Aufnahme von Auslandsanleihen über.” (111) 

“Die Nationalreserven, die zwischen 1938 und 1945 von 29 auf 240 Mill.Dollar 
angewachsen waren, betrugen zwar 1949 und 1950 nominell noch über 200 Mill 
Dollar, waren jedoch größtenteils an das Ausland verpfändet. Die Auslandsanleihen 
machten 1950 bereits 775 Mill.türkische Lira aus, was bei Zugrundelegung eines 
Kurses von 4 zu 1 fast 190 Mill Dollar entsprach.” (112) 


108a) 1 Dollar = 2,80 TL statt bis dahin 1,30 

109) Kücük Istatistik Yilligi, Ankara 1947, S. 409, zit. n. Sertel, Y,, a.a.0., S. 60 

110) Vgl. Sertel, Y., a.a.O., S. 54-56 

111) Steinhaus, K., a.a.O., 8. 153-154 

112) Wolf,G., “Türkei. Entwicklungsländer zwischen Inflation und Stagnation”,Hamburg,1962, 
S. 55, Bismark-Osten-Ferdinand, Struktur, Wandlungen und Nachkriegsprobleme der Tür- 
kischen Volks-Wirtschafi, Kiel, 1951, S. 82, Hershlag, Z.Y., a.a.O., S. 154, zit. n. Stein - 
haus, K., a.2.0., S. 154 
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Es zeichnete sich der Sieg der wirtschaftspolitischen Theorien eines Thorn- 
burg und ähnlicher Leute ab. Deutlich wird das in den Wirtschaftsplänen, die nach 
dem Kriege verwirklicht wurden und in denen eine Industrialisierung durch staat- 
liche Investitionstätigkeit gebremst und viel mehr die privaten Unternehmer vom 
Staat gefördert wurden. (113) 


3.3. Der Übergang zum Mehrparteiensystem 


Das Parteienwesen mußte auf Betreiben der imperialistischen Staaten von 
Grund auf reformiert werden. Sie mißtrauten trotz der erfolgten Zusammenarbeit 
der einzigen Partei, der Partei Atatürks (Republikanische Partei, CHP), die ihren 
“demokratischen Ansprüchen” nicht genügte. Nur “demokratische” Staaten erhiel- 
tern “Hilfe”. Der Nachfolger Atatürks, Inönü, sah sich daraufhin genötigt, der Grün- 
dung anderer Parteien zuzustimmen. 1946 wurde die zweite große Partei, die Demo- 
kratische Partei,gegründet. Der Chefredakteur der einflußreichen türkischen Zeitung 
Cumhuriyet, Nadir Nadi, bemerkt dazu, daß die durch Inönü unternommene “De- 
mokratisierung von Oben” auf den Druck des Auslandes zurückzuführen sei. “Ich 
bin so davon überzeugt, als ob ich es mit eigenen Augen gesehen hätte.” (114) 

Von 1938 bis 1950 wurden hauptsächlich auf dem Bildungssektor nennens- 
werte Erfolge erzielt. Die Analphabetenrate konnte um 11,2 % gedrückt werden. In 
dieser Zeit stieg die Anzahl der Volksschulen von 9418 auf 17600 und verdoppelte 
sich damit nahezu. Die Zahl der Volksschullehrer stieg von 19047 auf 34800. Die 
Zahl der Mittelschulen, Gymnasien und Hochschulen wuchs ziemlich schnell. (115) 

Vorbildlich sollte vor allem das Projekt Dorfinstitute (Köy Enstitüleri) werden. 
Bis 1942 verabschiedete das Parlament das Gesetz für Dorf-Institute und das “Ge- 
setz für Organisation der Institute.” (116) Dieses Projekt wandte sich vor allem an 
die dörfliche Bevölkerung, die in Dorfgenossenschaften und Dorfkombinaten orga- 
nisiert und für die Landreform gerüstet werden sollte. Das Ziel dieses Projekts wird 
in einer Veröffentlichung von 1970 wie folgt dargestellt: “Als ganzes war dieses Sy- 
stem der Dorfinstitute nicht nur ein Projekt, um Lesen und Schreiben zu lernen, 
um Lehrer auszubilden und Schulen aufzubauen und um die Entwicklung des Dorfes 
voranzutreiben. Das Hauptziel dieser Institute war, die Bevölkerung nach Möglich- 
keit an der Führung des Landes zu beteiligen, die Werktätigen aufzuklären und den 
Revolutionsprozeß vorzubereiten.” (117) 

Deshalb wurde dieses Projekt von Anfang an von der Bourgeoisie angegriffen 
und als kommunistisch diffamiert. 

Nach 1946 konnte Inönü stolz behaupten, daß er dem türkischen Volk zwei 
Werke hinterlassen werde, die Dorfinstitute und das Mehrparteiensystem, Doch be- 
reits 1948 stimmte er der Schließung der Oberen Dorfinstitute zu, die Avcioglu zu- 
folge das Gehirn des ganzen Projekts waren. Nach der Machtübernahme durch die De- 
mokratische Partei wurde das ganze System der Dorfinstitute aufgelöst. Auch die 
1945 beschlossene Landreform wurde endgültig begraben. 

Man kann wohl annehmen, daß die Verwirklichung des oben skizzierten Pro- 
jekts die Türkei aus der Unterentwicklung geführt hätte. Abschließend sei noch ein- 


113) Vgl. Avcioglu, D., 2.a.0., S. 175-178 

114) Nadir, Nadi,, Perde Araligindan, zit. n. Avcioglu, D., a.2.0,, 5. 247 

115) Vgl. Basgöz, I., Wilson, H.E., a.a.0., S. 245-247 

116) Vgl. Tonuc, E,, Devrim Acisindan Köy Enstitüleri, Istanbul, 1971, 5, 222 
117) Ibid., a.2.0.,S. 270 


mal Inönü zitiert. 1942 sagte er: ‘Die betrügerischen Großgrundbesitzer, die von 
diesen schlechten Zeiten profitieren wollen und die unersättlichen wucherischen 
Kaufleute, die, stünde es in ihrer Macht, sogar aus der Atemluft eine Ware machen 
würden, und ein paar Politiker, die die schwierige Situation zu ihren Gunsten aus- 
nutzen, wobei man nicht weiß, für Interessen welcher Nation sie tätig sind, wollen 
die Existenz einer großen Nation auf unverschämte Weise aufs Spiel setzen. Es gibt 
sicherlich Möglichkeiten, diese Menschen, von denen es mehr als 500 gibt, aus dem 
Weg zu räumen.” (118) 

Wie wir gesehen haben, war dies nicht möglich, da diese paar Hundert Men- 
schen mächtige Verbündete, die imperialistischen Staaten, hinter sich wußten. 


4. Die Türkei unter dem Einfluß des Neoimperialismus 


W. H. Arnold, Chef der amerikanischen Militärmission sagte bezogen auf die 
Türkei 1950: “Ich weiß kein Land in Mittelost, wo die amerikanische Dollarhilfe 
besser angelegt wäre.” (119) a 

1950 übernahm die Demokratische Partei (DP), als Reaktion auf die Verab- 
schiedung der Landreform von Großgrundbesitzern (wie Adnan Menderes, Carit 
Oral), Vertretern der Handels- und Bankbourgeoisie (wie Celat Bayar, Ziya Önis) 
und anderen Vertreter der Großbourgeoisie gegründet, die Regierung. Diese Ver- 
treter der Großbourgeoisie hatten seit 1946 die enge Zusammenarbeit mit den im- 
perialistischen Staaten proklamiert, vor allem mit dem “besten Freund der Türkei — 
den USA”. Die Schlagworte der neuen Regierung waren dementsprechend: 

1. Liquidierung des Etatismus zugunsten des Privatunternehmertums. 

2, Enge Zusammenarbeit des einheimischen mit dem Fremdkapital. 

3. Liquidierung der Landreform von 1945, d.h. Sanktionierung der Interessen der 
Großgrundbesitzer. 

Die neue Regierung vertrat die Auffassung, der Staat solle die Lenkung der 
Wirtschaft der Initiative der Privatunternehmer überlassen, die die nötigen Investi- 
tonen mit finanzieller Unterstützung veranlassen und durchführen würden. Nur für 
Bildung, Verkehr und Post sei der Staat zuständig (hier sind nämlich die Profitchan- 
een geringer), Die Funktion des Staates beschränke sich darauf, die Freiheit der 
Privatunternehmer zu schützen. Staatspräsident Bayer nannte als Vorbild Friedrich 


116) Cem, L, 2.2.0.,S. 237 
119) New York Herald Tribune, v. 1.12.1950, zit. n. Krüger, K. “Die Türkei” Berlin, 1951, 
Ss. 167 
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II., der mit staatlichen Mitteln Fabriken errichten ließ und sie anschließend Privat- 
unternehmern weiterverkauft habe. (120) Auch türkische staatliche Fabriken wur- 
den reprivatisiert. Menderes, der bei dem manipulierten und unaufgeklärten Teil 
des Volkes sehr beliebt war, faßte einige Jahre später den Inhalt dieser neuen Pol- 
tik in einem Satz zusammen: “In jedem Wohnviertel soll es einen Millionär geben.” 

Die Landwirtschaft sollte entsprechend den US-Plänen auf Kosten einer lei- 
stungsfähigen Industrie bevorzugt gefördert werden. In den ersten fünf Jahren der 
Regierung Menderes wurde die landwirtschaftliche Produktion durch Vergrößerung 
der landwirtschaftlichen Nutzfläche und Mechanisierung und durch die günstige Wit- 
terung der Jahre 1950 bis 1953 erhöht. 

Die Mechanisierung der Landwirtschaft und die Erhöhung der öffentlichen 
Subventionen und Kredite kam hauptsächlich den Großbauern zugute. Untersuchun- 
gen von W. H. Nicholls ergaben, daß nur knapp über ein Prozent der Bauern von der 
Mechanisierung Gebrauch machen konnten, eine Folge der ungleichen Einfluß- und 
Landverteilung. (121) 1952 verfügten ca. 1,5 % der Grundbesitzer über 25 % der 
landwirtschaftlichen Nutzfläche, während 62,1 % der Bauern nur 18,6 % besaßen. 
(122) Exaktere Zahlen würden für die Klein- und Mittelbauern, vor allem in Ostana- 
tolien, ein noch ungünstigeres Verhältnis ergeben. Ein erheblicher Teil der Bauern 
besaß entweder kein eigenes Land oder so wenig, daß sie unter quasi-feudalen Be- 
dingungen für die Großgrundbesitzer arbeiten mußten. Außerdem hatten Großgrund- 
besitzer meistens die fruchtbarsten Teile der landwirtschaftlichen Nutzflächen be- 
setzt. In Cukurova (Amik, Ceyhan, Berdan und Asi), wo die fruchtbarsten Gebiete 
der Türkei liegen, verfügen 2 % der Bodenbesitzer über 59 % des Ackerlandes, 17 % 
der Bauern besitzen kein Land und 56 % der Bauern besitzen 11 % der landwirt- 
schaftlichen Nutzfläche. (123) 

60 % der Bauern der Türkei besitzen unter 5 ha Land. (124) Das 1945 verab- 
schiedete Gesetz, wonach das private Eigentum an Grund und Boden auf 500 ha be- 
grenzt werden sollte, wurde nie praktiziert und schließlich von der neuen Regierung 
aufgehoben. 

Die Industrialisierungspolitik der neuen Regierung war von der Abhängigkeit 
von den kapitalistischen Staaten bestimmt. Die Politik der staatlichen Lenkung wur- 
de aufgehoben, freie Marktwirtschaft war nun die Losung. Trotz der vorrangigen 
Förderung der privaten Unternehmen sah sich die Regierung genötigt, die staatli- 
chen Unternehmen weiterzuführen, da die türkische Bourgeoisie für die Übernahme 
der ganzen Investitionen unfähig war. 

1950 existierten lediglich drei Aktiengesellschaften mit einem Grundkapital 
von 1,4 Mill.TL, 1954 waren es bereits 56 mit einem Grundkapital von 167 Mill.TL. 
(125) 

Die Zahl der staatlichen Betriebe stieg von 103 im Jahre 1950 auf 149 im Jah- 
re 1953, das investierte Kapital erhöhte sich um 42,6 Mill TL. Die Zahl der in staat- 


120) Vgl. Sertel, Y., a.a.O., S. 65-67, Barthel, G., Jahrbuch, a.a.O., S. 179-182 

121) Vgl. Nichols, W.H., Investment in Agriculture in underdeveloped Countries, American 
Economic Review, Mayn, 1955, zit. n. Karpat, K., Türk Demokrasisi Tarihi, Istanbul, 
1967, S. 261, Avcioglu, D., a.a.O., S. 285 

122) Vgl. Steinhaus, K., a.2.0., S. 157, Aksoy, S., a.a.0., S. 103 

123) Vgl. Avcioglu, D., a.a.0., S. 286 

124) Vgl. Holm, H. M., Turkey‘s Agricultural Economy in Brief, 1964, Economic Rescarch 
Service, US. Department of Agriculture, Washington, zit. n. Sertel, Y., a.a.0,, S. 81 

125) Vgl. Steinhaus, K., a.a.O., S. 161 
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lichen Betrieben Beschäftigten stieg von 76033 auf 86331. (126) 

Die folgende Tabelle zeigt, daß trotz der Subventionen durch öffentliche Mit- 
tel (die großen Banken werden vom Staat kontrolliert) sich der private Anteil an 
der Industrieerzeugung nicht wesentlich erhöhte, obwohl die Beschäftigtenzahl, die 
Investitionssumme und die Kredite enorm angestiegen sind. 


Tabelle 8 (127) Anteil des privaten Sektors in v.H. 


1950 1960 
Zahl der Betriebe 96,1 96,0 
Zahl der Arbeiter 52,7 58,6 
Produktionswert 53,6 55,6 
Investitionen 45,9 63,5 
Bankkredite 67,3 883,4 


An dieser Stelle ist ein Vergleich der Perioden von 1929-1939 und 1950-1960 
angebracht. Dabei ist zu berücksichtigen, daß zwischen 1929 und 1939 jährlich die 
“Schulden” des Osmanischen Reiches zurückgezahlt wurden, die ausländischen Fir- 
men gegen Bezahlung nationalisiert wurden und die Weltwirtschaftskrise sich ver- 
heerend auswirkte. Dagegen wurden in der Zeit von 1950 - 1960 Auslandsanleihen 
aufgenommen und das Fremdkapital konnte fast schrankenlos in der Türkei investie- 
ren. 


Tabelle 9 (128) Vergleich der Perioden von 1929-39 und 1950-60 


Zunahme in % Zunahme in % 


1950-1960 1929-1939 

Eisenbahnnetz (in km) 7.671 7.895 03 42 
Eisenbahngüterverkehr 

(in Mio t km) 2.503 4.325 73 339 
Straßennetz (in km) 47.100 61.500 31 41 
Elektrizitätserzeugung 

(in Mio kWh) 790 22.815 256 233 
Steinkohleförderung 

(in 1000 t) 2.939 3.907 33 86 
Chromförderung (in 1000 1) 202 221 9 1.044 
Zementförderung (in 1000) 395 2.038 416 337 
Zuckerproduktion (in 1000 1) 153 618 300 1.088 
Garnproduktion (in 100 t) 377 785 109 291 


126) vgl. Uhrenbach, W., Türkei-Länderhandbuch, Berlin 1957, zit. n. Barthel, G., Jahrbuch 
185 


...,2.4.0.,8. 
127) Vgl. Erbas, I., “Strukturanalyse der Wirtschaftsentwicklung in der Türkei.” Berlin 1963, 
(Diss.) S. 130, vgl. Peters, L., Die Entwicklung des Geldwertes in der Türkei, Frankfurt, 
1963, S.159, zit. n. Steinhaus, K., a.a.O., S. 161 
128) Vgl. Development Plan, S. 8 und 16, vgl. T.C. Isiatistik Yilligi 1960-1962, 8. 319 und 515, 
Statistical Yearbook, 1952, New York 1952, S. 121, 160, 175, 180, 187, Statistical Year- 
book 1965, New York, 1966, S. 190, 245, 261, 267, 426, und unsere Tabelle 11, 8. 47 
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in fast allen Bereichen, außer Elektrizitätserzeugung und Zementproduktion 
war die Zunahme unter Atatürk bedeutend größer als unter den von der Demokrati- 
schen Partei gestellten Regierungen. Selbst in der sogenannten “Boomperiode” 1950 
-1955 stieg das Pro-Kopf-Produkt nicht schneller als in den Jahren 1935-1940. (129) 

Nachstehende Aufstellung gibt Aufschluß über die Verteilung der arbeitsfähi- 
gen Bevölkerung (ab 15 Jahre) auf die verschiedenen Wirtschaftszweige im Jahre 
1960. (130) 


Tabelle 10 
Wirtschaftszweige Anteil der arbeitenden Bevölkerung 
absolut in % 
Landwirtschaft, Forstwirtschaft, 
Jagd 9.737.489 74,09 
Industrie 961.988 741 
Bauwesen 290.088 2:23 
Elektrizität, Gas und Wasser 15.484 0,12 
Handel, Banken und Versicherungen 403.764 3,12 
Verkehrswesen, Post 246.839 1,94 
Dienstleistungen 676.838 5,21 
Sonstige 660.759 5,08 
Insgesämt 12.993.249 100,00 


Annähernd drei Viertel der arbeitsfähigen Bevölkerung ist in der Landwirt- 
schaft beschäftigt, und nur 7,41 % in der Industrie. Der relative Anteil der Landwirt- 
schaft am Nationaleinkommen (Preisbasis 1948) sank von 50 % im Jahre 1950 auf 
43,9 % im Jahre 1960, aber nicht zu Gunsten der Industrie, sondern des Verkehrs- 
und Dienstleistungswesens. Der Anteil der Industrie am Nationaleinkommen verän- 
derte sich kaum. (1950: 16,1 %; 1960: 16,8 %) (131) 

In der Sozialpolitik versagte die Regierung Menderes vollkommen. Die Dis- 
krepanz zwischen den verschiedenen Regionen des Landes vergrößerte sich ständig, 
die Kluft zwischen Reich und Arm wurde immer tiefer. Unter den schnell steigen- _ 
den Preisen bei stagnierenden Löhnen hatten Arbeiter, Bauern und Beamte gleicher- 
maßen zu leiden. Die Lebenshaltungskosten stiegen in den Jahren 1948-1960 um 
200 %, die Preise (Preisbasis 1938) um das zehnfache, während die Löhne der Ar- 
beiter und Angestellten nur um das zweieinhalbfache angehoben wurden. (132) Zwi- 
1927 und 1938 stieg das Pro-Kopf-Einkommen durchschnittlich jährlich um 

6 %, zwischen 1950 und 1961 nur noch um 2 %. (133) 


129) Vgl, Steinhaus, K., a.a.0.,$.1 

130) Vgl. “Türkiye Istatistik Yilliei Dean S. 69 (Auszug) 

131) vol. Türkiye Milli Geliri (1948-1958) Ankara, Nr. 391, vgl. ibid., Ankara, Nr. 420, beide 
Fr: no Si Türkiye Ekonomisinde Strukturel Degisme, Ikt. Fak. Mecmuasi, Nr. 
5-4/1963, 

132) Vgl. Aa ik Bülteni, 1962, Istanbul, 1962, S. 39, vgl. Sertel, Y., a.a.O., S. 102, 
vgl. Fisek, K., a.a.0., S. 88-91 

133) Vgl. ı. Bes Yillik Kalkinma Plani S. 8, zit. n. Özkol,S., a.a.O., S. 73 
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Die Bildungspolitik der Regierung Menderes war schlechthin ein einziges Fias- 
ko. Der Aufbau des Schulwesens blieb hinter dem Wachstum der Bevölkerung zurück. 
Zwischen 1955 und 1960 ist sogar eine Zunahme der Analphabetenrate festzustel- 
len. (134) Der Aufbau von Schulen auf dem Lande ging sehr schleppend voran. 

Nach unserer Meinung war es ein schwerer Fehler Atatürks, die durch das Ver- 
bot der alten Religionsschulen entstandene Lücke nicht durch neue, weltliche Schu- 
len zu schließen. Der durch das Verbot beabsichtigte Effekt, den Einfluß des Klerus 
auszuschalten, verkehrte sich ins Gegenteil, denn die bei der Bevölkerung beliebten 
Schulen setzten ihre Tätigkeit illegal fort, mit schlecht ausgebildeten, unqualifizier- 
ten geistlichen Lehrern, die keine Gelegenheit ausließen, gegen die fortschrittliche 
Regierung Atatürks und später selbst Inönüs Sturm zu laufen. Bei den Wahlen nutz- 
ten sie ihren Einfluß aus, möglichst viele Stimmen für die reaktionäre Demokrati- 
sche Partei zu mobilisieren. Konsequent erlaubte die Regierung Menderes nach ih- 
rem Wahlsieg die Wiedereröffnung der Religionsschulen und ließ mehr neue Mo- 
scheen als Schulen bauen. 

Die Religiosität eines großen Teils der Bevölkerung wird für die Manipulatio- 
nen der Demokratischen Partei und ihrer Nachfolgepartei, der Gerechtigkeitspar- 
tei ausgenutzt, was ihre große Beliebtheit bei der Bevölkerung erklärt. Fortschritt- 
liche Reformen werden sehr erfolgreich als Kommunistisch und atheistisch diffa- 
miert. 

Atatürk und Inönü ist der Vorwurf zu machen, daß sie die tiefverwurzelte 
Gläubigkeit des Volkes nicht in Rechnung stellten und die Religionsschulen zum 
größten Teil schlossen, anstatt sie zu reformieren. 


4.1. Dollarpolitik und Nato-Mitgliedschaft 


Wenden wir uns nun der Außenpolitik und deren Auswirkungen auf die Tür- 
kei zu. Die Periode von 1950 - 1960 ist für die Türkei von großer Bedeutung, da sie 
nach drei Jahrzehnten voller Souveränität endgültig in den Bannkreis des Neoimpe- 
rialismus geriet. Avcioglu bezeichnete den neuen Führungsstil als “Dollar-Diploma- 
tie”: “Die neue Führung ist bereit, die militärischen, wirtschaftlichen und politi- 
schen Wünsche der USA ohne Einwände zu akzeptieren. Sie erwartet dafür Dollars 
und immer mehr Dollars.” (135) 

Dieses Vorgehen ist typisch für die neoimperialistische Politik in den Ländern 
der Dritten Welt, die von hervorragender wirtschaftlicher (Absatzmärkte, natürliche 
Ressourcen etc.) und/oder strategischer Bedeutung sind. Nach dem 2. Weltkrieg, als 
in vielen Ländern die Bewegungen gegen Unterdrückung und Abhängigkeit an- 
schwollen, verstanden es die neoimpenialistischen Staaten durch Korrumpierung ein- 
heimischer Politiker, diese Bewegungen in eine ihnen genehme Richtung zu lenken. 

Die in den fünfziger Jahren äußerst labile Lage im Nahen Osten (Israel, Suez- 
Krise) und der “Drang der Sowjetunion” in den Mittelmeerraum verstärkten den 
Ruf der USA nach zuverlässigen Bündnispartnern, die in Griechenland und der Tür- 
kei gewonnen wurden. Mit militärischen und wirtschaftlichen Abkommen wurden 
diese Länder fest in das westliche Bündnissystem integriert. 

Die Regierung Menderes zeigte sich diesen Bemühungen sehr aufgeschlossen, 
sie stellte sogar von sich aus den Antrag, in die NATO einzutreten. Die Beteiligung 


134) Vgl. Kodamanoglu, M. N,, Türkiye’de Egitim, Ankara, 1964, zit. n. Steinhaus, K.,a.a.O., 
S. 73 
135) Avcioglu, D., a.a.0., 5. 279 
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türkischer Soldaten räumte alle Bedenken bei den NATO-Staaten aus, die zunächst 
abwartend oder ablehnend reagierten. Über diese Frage kam es zu Differenzen zwi- 
schen Großbritannien und den USA, die für den sofortigen Eintritt der Türkei in die 
NATO plädierten, während Großbritannien, da es seine Nah-Öst-Interessen gefährdet 
sah, mit der Türkei und anderen Staaten im Nahen Osten ein separates Abkommen 
abschließen wollte, (136) (was es schließlich mit dem Bagdad-Pakt erreichte, der nach 
dem Austritt des Irak unter der Bezeichnung CENTO weiter existierte). 

Im Frühjahr 1951 betonte das Pentagon die militärisch-strategische Bedeutung 
der Türkei und verlangte die volle Mitgliedschaft Griechenlands und der Türkei, 
(137) und bereits am 15. Mai 1951 unterbreiteten die USA den übrigen Natopart- 
nern einen entsprechenden Vorschlag. Der englische Außenminister erklärte vor dem 
Unterhaus, Großbritannien sei bereit, die Mitgliedschaft der Türkei zu unterstüt- 
zen, aber von ihr erwarte sie, daß sie mit Großbritannien einem Nah-Ost-Abkom- 
men beitrete. (138) Der US-Außenminister erklärte 1951, daß der Eintritt der 
Türkei in die Nato für die kapitalistische Welt von großer Bedeutung sei. (139) 

Am 29. Februar 1952 wurde die volle Mitgliedschaft der Türkei und Griechen- 
lands einstimmig angenommen. Dem Natoeintritt folgten geheime bilaterale Verträge 
zwischen den USA und der Türkei, von denen das Parlament und die türkische Öf- 
fentlichkeit erst nach dem berühmt gewordenen Brief Johnsons an die türkische Re- 
gierung während der Zypernkrise 1964 erfuhr.in dem Brief mahnte er die türki- 
sche Regierung, daß Waffen, Flugzeuge etc. nur im Rahmen der Nato eingesetzt 
werden dürfen. Erst in den letzten Jahren wurden Einzelheiten dieser bilateralen 
Verträge bekannt. Der pensionierte Admiral Sezai Orkunt, der als Experte für Nato- 
Fragen gilt, sagte aus, daß in den Jahren 1947-1966 zwischen der Türkei und den 
USA 58 Verträge unterschrieben worden seien. (140) 

Die aus der Nato-Mitgliedschaft resultierenden Probleme für die Türkei faßt 
Ihan Selcuk, einer der einflußreichsten Kolumnisten der Türkei, in folgenden Punk- 
ten zusammen: (141) 

1. Die Verteidigungskräfte der Türkei sind vollkommen von den USA abhängig, ins- 
besondere weil alle Waffen US-amerikanischer Herkunft sind. 

2.99 % der türkischen Streitkräfte stehen unter Natokommando. 

3. Die nationale Verteidigung der Türkei ist durch bilaterale Verträge von den USA 
abhängig. 

4. Wichtige Waffen, die von der türkischen Armee bedient werden, können im Ernst- 
fall erst mit Genehmigung des US-Präsidenten eingesetzt werden. 

5. Da esin der Türkei über 100 Militärbasen gibt und da in der Türkei Nuklearwaf- 
fen gelagert sind, wird im Falle eines Krieges die Türkei eines der ersten Ziele eines 
Nuklearschlages werden. 

6. Eine eigene Kriegsindustrie wurde durch Einfluß von außen verhindert. 

7. Die nationale Verteidigung der Türkei wird von der Nato-Strategie bestimmt. 

8. Ein Vertrag vom 8. Mai 1966 legalisiert eine militärische Intervention der USA 


136) Vgl. Ataöv, T., “Amerika, Nato ve Türkiye”, Ankara, 196%, 5. 207-210, detaillierte Infor- 
mationen: S. 175-210 

137) Vgl. US, Congress, Senate, 82nd Congress, 2nd Session, S. Exec, E., zit. n. ibid.. 5. 208 

138) Wgl. Great Britain, Hansard’s Parliamentary Debates (Commons) ©. 490, Spalte 1227- 
1228, zit. n. ibid., S. 209 

139) Vgl. US Senate., 82nd Congress, 2nd Session, S. Exec, E., zit. n. ibid., S. 210 

140) Vgl. Orkunt, S., “Ikili Antlasmalar”’, Cumhuriyet, 29.5.1969, S. 2 

141) Vgl. Selcuk, I., “Silahli Kuvvetler Problemi”, Cumhuriyet, 3.2.1969 


in der Türkei. (141a) 

General Bradley unterstrich die Bedeutung der US-Miktärbasen in den über- 
seeischen Ländern. “Es ist notwendig, daß wir in Übersee Militärbasen haben. Alle 
Amerikaner müssen begreifen, von welcher Wichtigkeit es ist, daß wir den Feind 
außerhalb unserer Grenzen angreifen und von diesen Basen aus die ersten Angriffe 
starten. Es wird sonst unmöglich, glaube ich, daß die USA und ihre Streitkräfte in 
einem neuen Krieg mit geringsten Verlusten auskommen. Die Basen, die das Herz 
des Feindes treffen sollen, müssen in den Ländern aufgebaut werden, die dem feind- 
lichen Land am nächsten sind.” (142) 

General Reinhardt präzisierte diese Überlegungen: “Das geeignetste Gebiet, wo 
die Angriffskräfte konzentriert werden soliten, ist der Nahe Osten. Es ist für die Sow- 
jetunion ein Kritischer und neuralgischer Raum. Heer, Luftwaffe und Marinestreit- 
kräfte können aus diesem Raum in kürzester Frist bis tief ins Innere der Sowjet- 
union eindringen und strategisch wichtige Orte erreichen und zerstören... Für 
eine solche Operation sollten die USA sich bei den Staaten im Nahen Osten, insbe- 
sondere in Persien und der Türkei, um eine Erlaubnis für Militärbasen bemühen.” 
(143) 

Durch die Nato-Mitgliedschaft erwachsen der Türkei riesige wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Probleme. Ein unterentwickeltes Land kann es sich auf die 
Dauer nicht leisten, ein Drittel seines Etats für militärische Zwecke zu vergeuden. 
Die Nato-Mitgliedschaft ließ die Verteidigungsausgaben von 30,1 % des Etats im 
Jahre 1950 auf 35,1 % im Jahre 1955 anschwellen. (144) Die folgende Tabelle 
zeigt die Verteidigungsausgaben und die Zahl der Soldaten im Vergleich mit eini- 
gen ausgewählten Natostaaten. (145) 


Tabelle 11 
Einwohner- Zahlder Verteidigung- Verteidigungsausgaben 

Land zahl Soldaten etai zu Volkseinkommen 
(in 1000) (in 1000) (in Mrd. Dollar) (in %) 

Frankreich 50.400 505 6,1 4,3 

England 55.297 427 5,5 5,7 

BRD 55.700 456 5,11 4,3 

Türkei 32.394 514 0,439 4,6 


Die Türkei unterhält innerhalb der Nato gemessen an der Einwohnerzahl die 
größte Armee. Nach Aussagen des türkischen Stabchefs sollte die Zahl der Solda- 
ten 1970 auf 650.000 und 1980 auf eine Million erhöht werden. (146) Die Ver- 


141a) Die Prawda berichtete in diesem Zusammenhang, daß die USA ein “direktes Interven- 
tionsrecht in der Türkei” hätten. “Die USA können in dem Fall von diesem Recht Ge- 
brauch machen, wenn sie glauben, daß die politische Lage nicht mehr pro-westlich ist” 
(Cumhuriyet, 22. April 1969). 

142) Ser M., Amerikan Harp Doktrinleri, Istanbul, 1966, 8. 248, zit. n. Avcioglu, D. a.a.O., 
S. 280. 

143) Avcioglu, D., 2.2.0.,8. 280 

144) Vgl. Barthel, G., Jahrbuch a.a.O., S. 189 

145) Vgl. Orkunt, $S., “Dünyada ve bizde Savunma Sorunlari” u. “Milli Gelir ve Insan Gücü 
Illiskileri,” Cumhuriyet, S. 2 u. 18, 19.9.69. 

146) Vgl. ibid., S. 2 
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teidigungsausgaben sind mit 439 Mill. Dollar niedriger als diejenigen der in der Ta- 
belle angeführten Länder, gemessen am Volkseinkommen aber höher als in Frank- 
reich oder in der Bundesrepublik. 

T. Halman berechnete nach Angaben der UNESCO, daß mit dem Geld für ein 
Bombenflugzeug, das die Türkei kauft, 75 Krankenhäuser mit je 100 Betten oder 
eine Universität für 30.000 Studenten gebaut werden könnte. (147) 


4.2, Offene Tür und Tor für das Fremdkapital 


Betrachten wir nun den Einfluß des Fremdkapitals. Die Regierung Menderes 
setzte die in ihrem Programm angekündigte enge Kooperation mit ausländischem Ka- 
pital sogleich nach ihrem Machtantritt in die Tat um. Am 1. August 1951 wurde 
das “Gesetz zur Förderung des ausländischen Kapitals” verabschiedet. Da dieses Ge- 
setz dem Fremdkapital bestimmte Beschränkungen auferlegte (z. B. konnten Reinve- 
stitionen nur begrenzt getätigt werden, und nur in bestimmten Branchen konnte das 
Fremdkapital investieren) kam kaum nennenswertes Kapital in die Türkei. Finanziel- 
le Schwierigkeiten, verursacht durch eine plan- und ziellose Wirtschaftspolitik und 
Druck von außen zwangen die Regierung, die letzten Hindernisse für das Eindringen 
des Fremdkapitals zu beseitigen.Aus den USA angereiste Spezialisten arbeiteten ein 
neues “Gesetz zur Förderung des ausländischen Kapitals” und ein “Erdölgesetz” 
aus. Diese Anfang 1954 verabschiedeten Gesetze legalisierten sämtliche Aktionen 
des Fremdkapitals. 

1. Es darf in allen Branchen investieren. 

2. Die Profite und das Stammkapital könnten jederzeit rücktransferiert werden. 

3. Alle Vorteile, die die einheimischen Privatunternehmen genießen, erhalten die aus- 
ländischen Investoren in gleicher Weise. 

4. Die ausländischen Unternehmen können eigene qualifizierte Kräfte beschäftigen. 
Diese Personen genießen besondere Zollerleichterungen. (148) 

Die Erklärung Staatspräsidents Bayers, die er in einer Pressekonferenz in 
Washington eine Woche nach Verabschiedung des Gesetzes zur Förderung des Fremd- 
kapitals abgab, belegt die Übereinstimmung der türkischen herrschenden Klasse 
mıt den neoimperialistischen Plänen: “Durch die Erhöhung der Kaufkraft des tür- 
kischen Volkes und durch die Erhöhung seines Lebensstandards wird die Türkei zu 
einem großen Absatzmarkt für Fertigwaren und Konsumwaren werden. Durch das 
unlängst angenommene Gesetz wird Fremdkapital unter sehr günstigen Bedingungen 
in die Türkei fließen können. Kurz, es Kann gesagt werden, jeder Dollar, der in der 
Türkei investiert wird, gleicht in fruchtbarsten Boden gesäten Samen.” (149) 

Vor allem das auf 80 Jahre befristete Erdölgesetz machte den ausländischen 
Monopolen (Caltex, Shell),die sich weigerten,das einheimische Erdöl zu verarbei- 
ten, große Konzessionen. 

Sie brauchten das Erdöl nicht zu Weltmarktpreisen importieren, sondern konn- 
ten die Preise nach eigenem Ermessen festsetzen, durchschnittlich 30-35% über dem 
Weltmarktpreis. Erst nach längeren Auseinandersetzungen in der Öffentlichkeit er- 
klärten sich die Monopole bereit, die Erdölpreise herabzusetzen, aber keineswegs auf 
Weltmarktniveau. 


147) Vgl. Halman, T., “Sefalet Ordusu”, Miliiyet, 14.12.1969 

148) Tunces, B., Türkiyede Yabanci Sermaye Sorunu, Ankara, 1968, S. 74-75, vgl. Bulutoglu, 
K.,a.2.0.,8.124-125, vgl. Sertel, Y., a.a.0., 5. 83-84 

149) Nadir, Nadi., “Igneyi Kendine.....” Cumhuriyet, 20.4.1969 
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Oppositionsführer Inönü verglich das Erdölgesetz mit den Kapitulationen des 
Osmanischen Reichs. “Durch dieses Gesetz sieht das Land einer ungewissen Zu- 
kunft entgegen.” (150) Und über das “Gesetz zur Förderung des ausländischen Ka- 
pitals”: “Dieses Gesetz hat unserem Handel, unserer Industrie und unserer Wirt- 
schaft tiefe Wunden geschlagen.” (151) 

Von 1950 bis 1960 erhielt die Türkei insgesamt 758,9 Mill:Dollar Anleihen, 
an denen sich, um die wichtigsten Staaten und Institutionen zu nennen, die USA, 
BRD, OECD, IMF, IBRD, IDA und EPU beteiligten. (152) 62,8 % der Anleihen 
wurden für den Import von Fertigprodukten verwendet. 19,8 % für US-Nahrungs- 
mittel, 2,5 % als Finanzausgleich für die in der Türkei tätigen ausländischen Speziali- 
sten. Nur 14,9 % kamen der industriellen Entwicklung zugute. (153) Y. Sertel be- 
ziffert den Anteil der Kredite und Schenkungen, mit denen Rüstungsgüter (die in 
den USA keine Verwendung mehr fanden) gekauft wurden, auf 50 %. (154) 

Der Grund für die große Summe der Anleihen lag in dem jährlich größer wer- 
denen Zahlungsbilanzdefizit. 


Tabelle 12 (155) 


1950 1955 1960 


Haushaltsdefizit (in Mio TL) 156,3 699,6 1.298,5 


Außenhandelsdefizit (in Mio TL) 22,3 184,4 147,5 
Großhandelsindex 100 131 263 


Durch die unkontrollierte Einfuhr wurde die Lage derart prekär, daß sich die 
Regierung schließlich am 4. August 1958 gezwungen sah, den Kurswert des türki- 
schen Lira erneut drastisch um 220 % zu senken. (156) 

Die ausländischen Investoren hielten sich in dieser Periode auffallend zurück. 
Nach B. Tuncer betrug der Gesamtwert aller Investitionen ca. 533,1 Mill«Dollar. Die 
ausländischen Unternehmen irvestierten hauptsächlich in der Eisen und Stahl er- 
zeugenden Industrie und in der Erdölbranche in enger Zusammenarbeit mit den ein- 
heimischen Privat- und staatlichen Unternehmen, die sie durch ihre technische Über- 
legenheit bei geringer prozentualer Kapitalbeteiligung weitgehend in der Hand hat- 
ten. Beispielhaft ist die Eisen und Stahl erzeugende Fabrik in Eregli. Der Staat 
übernahm von den Investitionen im Wert von 500 Mill. TL 306 Mill.TL, der Rest 
verteilte sich auf die drei US-Unternehmen Koppers Corp. Inc., Westinghouse Elec- 
tric Int. Comp. und Blow Knox und zwei türkische Unternehmen. Der Staat über- 
nahm die Bürgschaft für über 1 Mrd TL Kredite. Dennoch ist das Unternehmen der 
staatlichen Kontrolle entzogen. Die Anlagen wurden unter der Leitung von US-Un® 


150) Yeni Ulus Gazetesi., “Nigde Konusmasi”, zit. n. Avcioglu, D. a.a.0.,S. 324 
151) Yeni Ulus Gazetesi., “Balikesir Konusmasi”, zit. n. ibid, 16.4.1954 

152) Vel. Bulutoglu, K., “Bütce Gerekceleri”, a.2.0.,8.118 

153) Vgl. Economics and Finance 

154) Vgl. Sertel, Y., a.2.0.,S. 100 

155) Development Pian, $S. 16-20, zit. n. Steinhaus, K., a.2.0.,5. 160 

156) Vgl. Bulutogiu, K.,a.2.0.,5. 123, Barthel, G., a.a.O.,S. 190 
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ternehmen aus den USA besorgt. Ingenieure hatten die Kosten für das Werk auf ma- 
ximal 1,5 Mrd TL veranschlagt, ohne allerdings die überhöhten Preise für die Anla- 
gen aus den USA miteinzukalkulieren. Es kostete schließlich 3 Mrd TL. (157) 

Dieses Beispiel ist nur eines von vielen, das die Verschwendung und gleichgül- 
tige Vergabe öffentlicher Mittel demonstriert. 

Diese Politik der Regierung, durch Öffentliche Mittel “in jedem Stadtviertel 
einen Millionär zu züchten,” war in der Tat für die Privatunternehmer und für die 
führenden Politiker äußerst profitabel, für die Masse der Bevölkerung dagegen gab 
es keine Chance der Partizipation an diesem Reichtum. 

Die gemeinsamen Interessen der nationalen und internationalen Bourgeoisie 
verhalfen dem Neoimperialismus und seinen Verbündeten zu einem Sieg auf der gan- 
zen Linie. Im Staatsapparat blühte die Korruption, auf dem Boden der wachsenden 
Auslandsschulden (1960 betrugen sie bereits mit Zinsen 20 Mrd TL) (158) und der 
Haushaltsdefizite gedieh Inflation. Das Chaos war perfekt. Dennoch lehnten sich die 
ungenügend organisierten Arbeiter und Bauern gegen die unerträglichen Mißstände 
nicht auf, und wo sie es doch einmal wagten, gegen die Regierung zu demonstrieren, 
wurden sie mit Terror unterdrückt. Die Mitglieder der Oppositionspartei und ihr 
Führer, der ehemalige Staatspräsident Inönü, wurden in ihrer Freizügigkeit beschnit- 
ten, die Presse wurde zensiert. 

Dies forderte den Widerstand der progressiven Kräfte,der Offiziere, Intellektu- 
ellen und Studenten heraus. Studenten in den großen Städten wie Ankara, Istanbul 
und Izmir revoltierten gegen die antidemokratischen und terroristischen Methoden 
der Regierung und gegen die chaotische wirtschaftliche Lage. 

Avcioglu schildert die Situation: “Das bedrückende und kummervolle Leben 
der Mehrheit auf der einen und das luxuriöse Leben der Klassen, die mühelos reich 
werden konnten, auf der anderen Seite schürte die Unzufriedenheit. Der Begriff 
“glückliche Minderheit” ist das Produkt dieser Jahre und bringt den Zorn auf die- 
jenigen zum Ausdruck, die auf Kosten der Masse reich werden konnten. Beamte, 
Offiziere und die Jugendlichen verspürten diese Unzufriedenheit am tiefsten.” (159) 

Am 27. Mai 1960 setzte die türkische Armee, nachdem die Studentenunruhen 
bedrohliche Ausmaße angenommen hatten, die Regierung ab. Menderes (Minister- 
präsident), F.R. Zorlu (Außenminister) und H. Polatkan (Finanzminister) wurden 
nach einem langen Prozeß zum Tode verurteilt und hingerichtet. Viele andere Po- 
litiker entgingen wegen ihres Alters der Todesstrafe. Sie wurden zu lebenslänglich 
oder zu mehreren Jahren Zuchthaus verurteilt, nach einigen Jahren jedoch durch 
eine Amnestie wieder freigelassen. 


157) vgl. Avcioglu, D..a.2.0.,S. az 332 
158) Vgl. Sertel, Y.,a.2.0.,8.10 
159) vgl. Avcioglu, D ‚2.2.0,, S. 248 
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5. Eine neue Etappe in der Geschichte der Türkei 


Einer der Führer der Bewegung vom 27. Mai 1960, General Madanoglu, der 
jetzt Senator im türkischen Parlament ist, hielt anläßlich des 10. Jahrestags eine 
über Rundfunk und Fernsehen ausgestrahlte Rede über Sinn und Charakter der 
Bewegung. “Der 27. Mai symbolisiert das Sehnen nach Atatürk. Atatürk war ein 
Gegner des Kapitalismus, Imperialismus und Konservatismus. Es genügte nicht, die 
Imperialisten ins Meer zu jagen, es mußte auch mit der Ausbeutung Schluß ge- 
macht werden .... Nach Atatürk basierten der Nationalismus (159a), Populismus, 
Etatismus und die revolutionären Prinzipien nicht mehr auf den sozioökonomischen 
Grundlagen, und das Land geriet in das Joch des Kapitalismus und Imperialismus. 
Nun wollen die Ausbeuter, die Profitsüchtigen und die Fanatiker gemeinsam diese 
Unterjochung zementieren ..... Die Jugend und die Armee führten aus Überzeugung 
die Bewegung des 27. Mai, weil sie Anhänger Atatürks sind, weil sie in ihm ihr Vor- 
bild schen.” (160) 

Madanoglu gibt in einem Interview mit der Wochenzeitung Deyrim zu, daß 
die Führer der Bewegung kein Programm hatten. “Als Revolutionäre waren wir alle 
ohne Ausnahme Kemalisten. Aber unser Kemalismus entsprang einer Überzeugung, 
einem Sehnen und der Sympathie mit dem Kemalismus, ohne daß wir gewußt hät- 
ten, wie das Ziel Atatürks, eine unabhängige, zivilisierte und demokratische Türkei, 
zu verwirklichen sei.” (161) 

B. Savci beschrieb die Bewegung als eine Reaktion gegen diejenigen, die von 
der Bahn der national-demokratischen Revolution abgekommen seien und die Tür- 
kei dem Joch des Imperialismus überantwortet hätien. “Die Türkei wurde (zwi- 
schen 1950 und 1960 - H. K.) zu einem klassischen Ausbeutungsobjekt gemacht. 
Dies führte die Abkehr von Mustafa Kemal herbei, denn Kemalismmus bedeutet Anti- 
imperialismus. Das Ziel der Bewegung war es deshalb, Schluß mit den unerträglichen 
Zuständen zu machen.” (162) 

Kubali schließt sich Madanoglu und Savci an. Die Regierung Menderes habe 
nicht nur das Land wieder zu einem klassischen Ausbeutungschjekt degradiert und 
die kemalistischen ‚Prinzipien mit Füßen getreten, sondern auch die Verfassung zer- 
stört und unmäßige Korruption und Vetternwirtschaft geduldet. (163) 

Der inzwischen pensicnierte General R. Tulga, einer der Führer der Bewegung, 
bezeichnete es als falsch, sie als einen militärischen Putsch aufzufassen, sie sei viel- 
mehr das Werk aller derjenigen gewesen, die die kemalistischen Prinzipien achteten 
und Freiheit und Gleichheit nicht als leere Phrasen im Munde führten. Sie sei eine 
Revolution nicht gegen die Herrschaft des Staates, sondern gegen die Partei, die die 
Macht des Staates usurpiert und das Erbe Atatürks verraten habe. (164) 

Y, Sertel, die Tochter eines namhaften türkischen Sozialisten, faßt in folgen- 
den Punkten die Prinzipien der Bewegung zusammen: 

1. Der Etatismus sollte unter den neuen Bedingungen wieder praktiziert werden, 
das hieß, das Privateigentum anzuerkennen, aber dessen Machtmißbrauch durch 
staatliche Kontrolle zu verhindern. 


159a) Nationalismus im kemalistischen Sinne heißt, die Gewährung der vollen nationalen Souve- 
ränität. 
‘60) Madanoglu, C., Devrim Ankara, 26.5.1970, Nr. 32,8. 8 
.„1) Madanoglu, C., ibid., S.8 
‘#?) Savci, B., “Ihtilal Ne Getirdi? ””, Cumhuriyet, 31.5.1969, 8. 2 
»3) Kubali, H. N., “27 Mayis’in 9. Yilinda”, 4.6.1969,8.2 
164) Tulga, R., “27 Mayis Felsefesi”’, Cumhuriyet, 26.5.1970,8.2 


2. Durch zentrale Planung und Leitung die natürlichen Ressourcen des Landes für 
die Volkswirtschaft, vor allem für die Entwicklung der Industrie zu erschließen. 

3. Durch Gesetze und Reformen soziale Gerechtigkeit zu verwirklichen. 

4. Durchführung der Landreform. 

5. Kontrolle der Bourgeoisie. 

6. Gewährung bürgerlich-demokratischer Rechte und Freiheiten. 

7. in der Außenpolitik nach dem Prinzip Kemal Atatürks — “Friede in der Heimat, 
Friede in der Welt” — zu handeln. (165) 

Diese Vorsätze leiteten die Bewegung. Mit großer Einsatzfreude und tiefem 
Idealismus wollte man die verfahrene Situation meistern. Umso dringender erhebt 
sich die Frage, warum die Bewegung letztlich scheiterte, bzw. was nach 11 Jahren 
von ihr übrig geblieben ist? Madanoglu und andere führende Köpfe der Bewegung 
gestehen ein, daß man ohne klare Konzeption, ohne eigentlich recht zu wissen, was 
zu tun sei, sich in den Kampf gestürzt habe. Gewißheit habe nur darüber bestanden, 
daß die Regierung gestürzt werden müsse, aber nicht, wie es danach weiterschen 
solle. 

Der berühmte Schriftsteller der Türkei, $. $. Aydemir, einer der geistigen Weg- 
bereiter des Kemalismus, kritisiert in seinem noch nicht veröffentlichen Buch “Die 
Philosophie der Revolution” diese überstürzte Aktion. Seine Hauptvorwürfe gegen die 
Bewegung sind: 

1. Mangelnde Organisation 

2. Führungslosigkeit 

3. Fehlender Kontakt zur Bevölkerung 

4. Konzeptionslosigkeit während und nach der Bewegung (166) 

Aydemürs Kritik legt die wunden Punkte der Bewegung bloß; dennoch genügt 
sie uns nicht, da Aydemir darüber hinausgreifende Fragen gar nicht stelit. 

1. Wäre mit den oben genannten Zielen eine Rückkehr zum Kemalismus überhaupt 
möglich gewesen, und 

2. waren rlie objektiven und subjektiven Bedingungen für die Erfüllung dieser Ziele 
gegeben? 

Ad1)Die Führer der Bewegung hatten nicht erkannt,daß ihre Postulate wenig 
mit den kemalistischen Prinzipien gemein hatten. Vergegenwärtigen wir uns:Atatürk 
kämpfte für die uneingeschränkte Souveränität der Türkei, was ohne ökonomische 
Selbständigkeit ewig ein Wunschtraum bleiben mußte. Deshalb versuchte er die Bin- 
dungen an die imperialistischen Mächte auf ein Minimum zu reduzieren. Schulden 
wurden regelmäßig zurückgezahlt, ausländische Unternehmen nationalisiert und nur 
in Ausnahmefällen Auslandsschulden gemacht, obwohl Geld dringend benötigt wur- 
de. 


Davon war bei den Verantwortlichen des 27. Mai nicht die Rede, der Austritt 
aus der Nato, der ÜENTO oder die Kündigung der bilateralen Verträge mit den USA 
standen nicht zur Debatte, ganz im Gegenteil, man erklärte von Anfang an, alle Ver- 
träge und Abkommen erfüllen zu wollen. 

Unter diesen Voraussetzungen verpuffte die Stoßkraft der Bewegung, und sie 
mußte schiießlich im Sa :rlaufen. Die nationale und internationale Bourgeoisie 
hatte nichts zu befürchten, solange ihr beherrschender Einfluß nicht angetastet 
wurde, 


165) Sertei, Y..a.2.0.,5. 118-12% 
166) Tükel, S., zit.n. "Sevkei Süceyya Aydemir”, Aksam, 5.1.1971 
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Der Kemalismus ist seinem Wesen nach dynamisch. Es wäre daher falsch, die 
Bewegung des 27. Mai an den Prinzipien Atatürks zu messen, seine Prinzipien me- 
chanisch auf den Zeitabschnitt nach der Mai-Revolte zu übertragen. Die Klassenwi- 
dersprüche in der Türkei hatten sich verschärft, die Welt war in zwei Lager gespal- 
ten. Dieser neuen Entwicklung muß der Kemalismus gerecht werden, will er nicht 
blindem Pragmatismus verfallen. Eine der vorrangigsten Aufgaben wäre die Beseiti- 
gung der extremsten Klassenwidersprüche und Privilegien einer dünnen Oberschicht 

ewesen. 
ö Ad 2) Die Frage nach dem Vorhandensein der objektiven und subjektiven Be- 
dingungen ist nicht eindeutig zu bejahen oder zu verneinen. Die Führung der Bewe- 
gung lag in den Händen des progressiven Teils der Armee, der mit dem progressiven 
Teil der Intelligenz kooperierte. Eine antiimperialistische Politik und Liquidierung 
der Privilegien der Bourgeoisie wäre objektiv im Bereich des möglichen gelegen. 

Soweit reichte aber die Vorstellungskraft und das Denkvermögen der pro- 
gressiven Führung nicht, und von der Masse der apathischen Bevölkerung waren 
Anregungen mit diesen Intentionen schon gar nicht zu erwarten. Die Politik Men- 
deres hatte jegliche Initiative, die von der Masse zur Verbesserung ihrer Lebenslage 
ausging, im Keim erstickt. “Die Gesellschaft war für radikale Umwälzungen nicht 
reif, da es keine ausreichenden geistigen Potenzen gab.” (167) schreibt Avcioglu 
in “Gedanken über den 27. Mai”, dennoch habe die Führung das unter den damali- 
gen Umständen mögliche erreicht. Unseres Erachtens trifft dies nicht zu, denn schon 
geplante und ausgearbeitete Reformen wurden zur Durchführung den Kräften über- 
lassen, die an diesen Reformen kein Interesse haben konnten. Eine radikale Landre- 
form, durchgeführt mit maßgeblicher Beteiligung von Großgrundbesitzern käme 
einem Wunder gleich und widerspricht sämtlichen geschichtlichen Erfahrungen. 


5,1. Demokratisierung im Überbau 


Fragen wir nun nach den Erfolgen der Bewegung. 

Es kann nicht geleugnet werden, daß ihr einige fortschrittliche Neuerungen 
zu verdanken sind. Erstmals in der Geschichte der Türkei werden die Werktätigen 
als eigenständige Kraft anerkannt, Möglichkeiten für deren Aufklärung und Organi- 
sierung können legal diskutiert und in die Praxis umgesetzt werden. Dieses veränder- 
te Bewußtsein fand seinen Niederschlag in der neuen türkischen Verfassung von 
1961, die die sozialen, ökonomischen und kulturellen Rechte der Werktätigen aus- 
drücklich anerkennt. Artikel 1 und 2 bestimmen den türkischen Staat als demokra- 
tische Republik und laizistischen, sozialen, auf den Menschenrechten basierenden 
Rechtsstaat. 

In der Verfassung sind das Streikrecht der Werktägigen, das Recht auf Grün- 
dung ihrer eigenen Parteien und Gewerkschaften, das Koalitionsrecht und das Recht 
auf Arbeit, die Pflicht des -Staates zur Beseitigung der wirtschaftlichen und sozialen 
Probleme verankert. (Art. 10) 

Die neue Verfassung wird vielerorts als eine der fortschrittlichsten bürgerli- 
chen Verfassungen anerkannt. Doch bleibt die beste Verfassung hohle Phrase, wenn 
die elementarsten Bedingungen fehlen, sie zu praktizieren. Was nützt das Recht auf 
Bildung, wenn es in den Dörfern keine Schulen gibt, wenn jährlich zehntausende von 
Abiturienten keinen Platz in den Universitäten finden, was nützt das Recht auf Ar- 


ı67) Avcioglu, D., “27 Mayis Üzerine Düsüncelex”, Devrim, Nr. 32, 26.5.1970, 8.1 
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beit bei chronischer Arbeitslosigkeit, was nützt das Recht auf soziale und medizini- 
sche Betreuung, wenn Krankenhäuser überbelegt sind, wenn die Arztkosten nicht 
bezahlt werden können? 

Dennoch markiert die Verabschiedung der Verfassung einen neuen Abschnitt 
in der Geschichte der Türkei. In den 10 Jahren seit ihrer Verabschiedung kam lang- 
san bei Arbeitern und Bauern, progressiven Intellektuellen und Studenten ein Pro- 
zeß des “nationalen Bewußtwerdens” in Gang. Die Intellektuellen und Studenten be- 
sannen sich endlich auf ihre eigene nationale Kultur und setzten der Imitation Buro- 
pas ein Ende. So konstatiert M. Ozyörük in einem Rückblick zum zehnjährigen Jah- 
restag des 27. Mai: “Was ist vom 27. Mai übrig geblieben? Eine revolutionäre, sich 
bewußte, überzeugte, energiegeladene Jugend, wie sie die türkische Geschichte nie 
gekannt hat.” (168) 1961 wurde die türkische Arbeiterpartei (TIP) gegründet, und 
nach der Verabschiedung des Gewerkschaftsgesetzes breitete sich die Gewerkschafts- 
bewegung aus. Es dauerte jedoch nicht lange, bis ein Teil der Gewerkschaftsfunk- 
tonäre von der türkischen Großbourgeoisie bestochen war. 1967 schlossen i 


(DISK) : zusammen. Die Organisation der Arbeiterklasse brachte große 5 Erf h 
Streiks und Protestaktionen führten ihre Macht vor Augen. Von 1963-1966 wur 
83 Streiks durchgeführt. 

in der Volkspartei, die nach dem Tod Atatürks sich immer mehr vom Volke 
löste, und die Interessen der Großgrundbesitzer und wohlhabenden Bürger wahr- 
nahm, seizie eine neue Entwicklung ein. Unter ihrem Generalsekretär B. Ecevit sagte 
der linke Flügel dem rechten den Kampf an, der daraufhin eine neue Partei, die 
“Vertrauenspartei’’ gründete. Die Volkspartei proklamierte ihren Standort nun 
“links von cer Mitte”. 

Die Mitglieder der nach dem 27. Mai verbotenen Demokratischen Partei grün- 
deten die “Gerechtigkeitspartei”. 

Eine der ersten Maßnahmen der Militärs nach der Machtübernahme war die 
Einberufung des “Komitee der nationalen Einheit”. Seine Mitglieder waren sich über 
die Notwendigkeit einer neuen Verfassung als Grundlage der weiteren Entwicklung 
einig. Am 6. Januar 1961 beriefen sie ein “Aufbauparlament” ein, das über den von 
wissenschaftlichen Kommissionen vorbereiteten Verfassungsentwurf beriet, der nach 
Abschluß der Beratungen am ®$. Juli 1961 der Bevölkerung zur Abstimmung vorge- 
legt und angenommen wurde. Wenig später wurden Parlamentswahlen durchgeführt, 
die jedoch keiner Partei die absolute Mehrheit brachten, so daß sich eine Koalitions- 
regierung unter Ministerpräsident Inönü konstituierte. 

1964 übernahm die Gerechtigkeitspartei nach ihrern absoluten Wahlsieg die 
Regierung. Der lediglich in den USA und der türkischen Bourgesisie bekannte 
Demirel wurde Ministerpräsident. (168a) Die Gerechtigkeitspartei konnte ihren 
Wahlsieg stets wiederholen und Tegierte das Land bis zum 12. März 1971,als Demirei 
nach Intervention der türkischen Armee abdanken mußte, 


168) Özyörük, M., "27 Mayisin 10. Yildönümündö”, Cumhuriyet, 28.5.1970,8. 2 
168a) Bevor Demirel Vorsitzender der Gerecht (igkeitspartei wurde, stellte ihn die bereits von ihm 
kontrollierte Zeitung Adalei mit den Worten der Öffentlichkeit vor: “Demirel ist zwar 
bei breiten Teilen Volkes nicht 2ls eine palitische Persönlichkeit bekannt, Aber er ist 

der türkischen Geschäftswelt im Ausland, insbesondere in den USA u. selbst bei Präsident 
Johnson und den großen ! »ı USA, wo er nach seinem Studium seine be- 
reits vorhandenen K nnte, als eine erfolgreiche, kenntnisreiche u. 

schöpferische Pers 


88 


5.2. Die Fünfjahrespläne 


“Das Komitee der nationalen Einheit gründete das ‘Staatliche Planungsamt’.... 
dessen Zielsetzungen in einer gründlichen Bestandsaufnahme der wirtschaftlichen 
Lage und in der Ausarbeitung eines Entwicklungs- und Perspektivplans für den Zeit- 
raum von 15 Jahren bestanden.” (169) 

Der erste Fünfjahresplan für den Zeitraum von 1963 bis 1967 enthielt folgen- 
de Forderungen: 

1. Beendigung der inflationistischen Politik. 

2. Durch schnelles Entwicklungstempo Erhöhung des Nationaleinkommens um jähr- 
lich 7%. 

3. Gerechtere Verteilung des Nationaleinkommens. 

4. Beschleunigung der Industrialisierung. 

5. Gleichmäßige Entwicklung des staatlichen und privaten Sektors der Wirtschaft. 

6. Beseitigung des Zahlungsbilanz- und Haushaltsdefizits. 

Das Gesetz zur Förderung des ausländischen Kapitals wurde nicht angetastet. 
Es sollte mehr ausländisches Kapital ins Land fließen. 4 % der Investitionen sollten 
durch ausländisches Kapital ermöglicht werden. Dieser dem Fremdkapital sehr 
freundliche Plan fand auch den Beifall des US-Botschafters. (170) 

Inönü sagte, der erste Fünfjahresplan sei mit der Absicht vorbereitet worden, 
die wirtschaftliche, soziale und kulturelle Entwicklung des Landes auf demokrati- 
schem Wege zu verwirklichen. Er fügte hinzu “In unserem Land beginnt mit der An- 
nahme des ersten Fünfjahresplans eine neue wirtschaftspolitische Ordnung.” (171) 

Der 2. Fünfjahresplan unterscheidet sich nicht wesentlich von dem ersten. Wir 
werden deshalb beide zusammen analysieren, auf einige Unterschiede jedoch kurz 
eingehen. Der 2. Fünfjahresplan bevorzugt wieder — wie die Regierung Menderes — 
die Privatwirtschaft. Privatunternehmen sind angehalten, in allen Zweigen der Wirt- 
schaft zu investieren, während der Staat in den Bereichen investieren soll, wo die 
Privatunternehmen trotz staatlicher Subventionen nicht in der Lage sind. 

Das Fremdkapital wird als Devisengüelle und Inhaber überlegener Technolo- 
gie gefördert. “Die Verwirklichung der geplanten Investitionen und Entwicklungs- 
ziele wird davon abhängen, daß im geplanten Umfang Auslandsanleihen aufgenom- 
men werden können.” (172) 

Als eines der wichtigsten Vorhaben war geplant, daß die Investitionen unter 
dem 1. Fünfjahresplan 18,3 % und unter dem 2. Fünfjahresplan 21,3 % des Brutto- 
nationaleinkommens erreichen sollten. 

In keinem Jahr wurde das Planziel crreicht. Fast jedes Jahr lagen die Investitionen 
unter dem Plansoll, 1968 wurde noch nicht einmal das Planziel von 1963 erreicht. 
Der Anteil der Investitionen der Öffentlichen Hand mußte trotz der Vergünstigun- 
gen zugunsten des privaten Sektors von 1963 bis 1963 zunehmen. Im Wirtschafts- 
bericht der “Handels- und Industriekammer und Börsen” wird diese Entwicklung 
attackiert. Es sei zwar verständlich, daß die Investitionen, die kurzfristig keine Pro- 
fite bringen und eine umfangreiche Organisation und ein großes Kapital erfordern, 
durch die öffentliche Hand erfolgen, aber wenn man bedenke, daß in den entwickel- 


169) Barthel, G., Jahrbuch, a.a.0.,S. 199 

170) Vgl.Avcioglu, D., “Amerikan Büyükelecisinin Türkiye’ye Yardim Konusundaki Raporunun 
Tam Metni”, Yön Deıgisi, Nr. 4 (S. 355, Türkiyenin Düzeni) 

173} Inönü, I, Kalkinma Plani, 1. Bes Yil, Ankara, 1963-67, S. 3-4 

172) Ikinci Kalkinma Plani, S. 122, vgl. auch S. 9-122 
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Tabelle 13 Anteil der Gesamtinvestitionen am 
Bruttonationaleinkommen (in %) (173) 


Jahr _Gesamt- Anteil der Privatinvesti- Anteil der staalichen In- 
investitionen* tionen an den Gesamt- vestitionen an den Gesamt- 
investitionen investitionen 
1963 14,6 48,53 51,57 
1954 14,2 45,49 54,61 
1965 14,6 44,33 55,67 
1966 16,2 46,53 53,47 
1967** 16,6 47,29 57,71 
1968 18,2 43,23 56,72 
*ohne Lageränderungen **1963-1967: Zeitraum des 1.Fünfjahresplanes 


ten Industriestaaten 80 % der Investitionen auf Privatinitiative erfolgten, sei die Ent- 
wicklung in der Türkei zu bedauern. (174) 

Es ist nur zu deutlich, was diese Forderungen bezwecken. Der Staat soll die 
ungezügelte Profitgier der Bourgeoisie durch immer mehr Subventionen begünsti- 
gen, die in den Wirtschaftszweigen investiert werden, wo in kürzester Frist große 
Profite herauszuschlagen sind, wie z. B. im Wohnungsbau. 1963 wurden von den 
Investitionen des Privatsektors 16,1 %, 1968 19,4 % im Wohnungsbau investiert. 
(Staatliche Investitionen: 2 % bzw. 0,9 %) (175). Mit dem größten Teil dieser Woh- 
nungsbauinvestitionen werden vor allem Villen und Luxusappartements gebaut. Auf 
diese Weise werden enorme Summen der Industrialisierung eines unterentwickelt 
gehaltenen Landes entzogen. 


Tabelle 14 Verteilung der Investitionen auf die verschiedenen 
. Wirtschaftszweige (176) Investitionen 1963-66 


Landwirtschaft 1 


5,5 Wohnungsbau 21,1 
Bergbau Sp} Bildungswesen 6,5 
Industrielle Produktion 18,3 Gesundheitswesen 1,8 
Energie 7,0 Tourismus 1,9 
Verkehrswesen 14,6 Dienstleistungswesen 7,6 


21,1 % der Gesamtinvestitionen erfolgten im Wohnungsbau. Die zweite Stelle 
nehmen zwar die Investitionen für die industrielle Produktion ein, der größere Teil 
davon ist aber für die extraktive Industrie bestimmt. Vergegenwärtigt man sich, daß 
z.B. 1967 noch 76 % der notwendigen Maschinen und Ausrüstungen importiert wer- 
den mußten, und 32 % der einheimischen Maschinenproduktion nur durch ausländi- 
sche Importe fertiggestellt werden konnten, (177) so wird deutlich, daß die industri- 


173) Zit. n. Türkiye Ticaret Odalari ve Ticaret Borsalari Birligi, “Iktisadi Rapor”, S. 41, Ta- 
belle 19 und S. 45, Tabelle 22 

174) Vgl. ibid., S. 46-47 

175) Vgl. ibid., S. 49 

176) Özkol, Sedat., Geri Birakilmis Türkiye, Istanbul, 1969, S. 83 

177) Vgl.“Türkiyede Makina Yapan Makinalar Sanayiinin Gelecegi’”, Devrim, Nr. 9, 16.12.1969 


S. 
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ellen Investitionen vor allem in der Schwerindustrie sehr viel höher sein müßten, als 
es tatsächlich der Fall ist. 

Beide Pläne beabsichtigen, den Anteil der Landwirtschaft zugunsten des indu- 
striellen Wachstums am Bruttonationaleinkommen zu senken. 


Tabelle 15 Entwicklung des Anteils der verschiedenen Wirtschaftssektoren am 


Bruttonationaleinkommen (178) (in %)_ 

Sektoren 1962 1963 1964 1965 1966 1967 1968 1969 
Landwirtschaft: 1.Fünfjahresplan- 

ziel! 43,8 43,0 38,3 

2.Fünfjahresplan- 

ziel? 29,7 28,9 28,0 

Reale Entwick- 

lung? 35,3 35,2 33,6 31,1 31,4 29,9 28,5 26,9 
Industrie: 1.Fünfjahresplan- 

ziel! 16,8 21,4 

2.Fünfjahresplan- 

ziel? 16,3 17,2 18,0 

Reale Entwick- 

jung? 14,2 14,2 14,7 15,3 15,4 16,3 16,8 17,6 
Sonstiges: i1.Fünfjahresplan- 

ziel! 39,4 40,3 

2.Fünfjahresplan- 

ziel? 54,0 53,9 54,7 

Reale Entwick- 

lung? 50,5 50,6 51,7 53,6 53,2 53,8 54,7 55,5 


5 In den Preisen von 1961, DPT, I. Plan, Tablo: 53/2 
In den Preisen von 1965, DPT, II. Plan, Tablo: 36 
° In den Preisen von 1961, DIE 


Der Anteil der Landwirtschaft am Bruttonationaleinkommen ist zwar schnel- 
ler zurückgegangen als geplant, aber nicht zugunsten der Industrie, die um 5,1 % hin- 
ter den Planzielen zurückblieb. Dagegen erhöhte sich der Anteil des Dienstleistungs- 
wesens, des Wohnungsbaus etc. unerwartet schnell von 50,5 % im Jahre 1962 auf 
55,5 % im Jahre 1969. Diese Entwicklung zeigt einen eindeutigen Mißerfolg der Pla- 
nungen im Bereich der Investitionen. Selbst die türkische Industrie- und Handels- 
kammer bezeichnet diese Entwicklung als gefährlich und bemängelt die Unproduk- 
tivität der Investitionen. (179) 

Die Bemühungen, durch eine gewisse regionale Verteilung der Konzentration 
von Investitionen in den drei großen Städten Istanbul, Ankara und Izmir entgegen- 
zuwirken, schlugen fehl. Die krasse Diskrepanz dieser Städte zu den übrigen Teilen 
des Landes nahm noch zu. 


178) Iktisadi Rapor, a.2.0., S. 11, Tabelle 1. 
179) Iktisadi Rapor, a.2.0., S. 13 
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Tabelle 16 Regionale Ansiedlung neuer Firmen (1960-1967) (180) 


Städte Neugegründe- % Gesamtkapital (in TL) % 
te Firmen 

Istanbul 3.441 37,1 1.670.229 43,7 

Ankara 960 10,3 993.543 26,2 

Izmir 736 7,9 228.206 6,5 

Sonstige 4.447 44,7 636.611 18,0 

Insgesamt 9.284 100,0 3.528.589 98,0 


Über 80 % der gesamten Investitionen erfolgten erneut in den genannten Städ- 
ten, was nicht nur zu einer ungleichen Verteilung des Volkseinkommens zwischen 
den Regionen führte, sondern zusätzlich viele neue Probleme mit sich bringt. Der 
Bau von Wohnungen hält mit dem wachsenden Zustrom neuer Einwohner nicht 
Schritt, Slums schießen wie die Pilze aus dem Boden und umgeben die Städte wie 
ein fester Kordon. (180a) 

Versuchen wir die Bilanz der Fünfjahrespläne hinsichtlich der Investitionen 
zu ziehen: 

1. Der geplante Umfang der Investitionen wurde nicht erreicht. 
2. Mißerfolg in der sektoralen Planung. 
3. Mißerfolg in der Regionalplanung. 

Statistiken des türkischen Planungsamtes weisen aus, daß 1968 der von der 
Landwirtschaft produzierte Neuwert um 1,9 % stieg (in den Preisen von 1961), 
1969 nur um 0,8 %, während der Plan 4 % vorsah. 

Allein in den Branchen Bauwesen, Handel und Verkehr, wo großzügige staat- 
liche Kredite und Vergünstigungen vergeben wurden, konnten die Planziele um 
durchschnittlich 2 % überschritten werden. (181) 

Ein anderes wichtiges Ziel war die Bekämpfung der Inflation. Die Preisstei- 
gerungen sollten gedrosselt werden, der Auftrieb der Lebenserhaltungskosten ge- 
bremst und das Einkommensgefälle gemildert werden. Demirel und die Gerechtig- 
keitspartei wurden nicht müde, diese Ziele zu proklamieren, die ständige Wieder- 
holung allein brachte diese Vorhaben aber keinen Schritt weiter in Richtung auf 
ihre Realisierung. 


180) Türkiye Istatistik Yilligi, Ankara, 1968, S. 306, (Auszug) 

1802) Diese Behausungen werden bei uns “Gece Kondu” genannt, d.h.: in einer Nacht erbaut. 
Baut sich jemand in einer Nacht ein primitives Haus, so darf es von der Regierung nicht 
ohne weiteres eingerissen werden. - 

181) Vgl. Iktisadi Rapor, 1970, a.a.O., S. 17-18, Kücik, $., “Politik bunalimin temelindeki 


soon Bunalim, Egemen Siniflarin Kalkinma Cikmazi,” Devrim, Nr. 69, 16.2.1971, 
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Tabelle 17_ Allgemeiner Preisindex der Jahre 1960-1967 (182) 
(Basisjahr 1958 = 100) 


1960 1963 1965 1967 1960/67 in % 


Allgemeiner Index 126,0 143 154 170 34,9 
Nahrungsmittel 123,6 148,5 150,1 168,1 36,7 
Landwirtschaft u. Getreide 129,0 155,0 164,5 187,7 45,5 
Obst 135,1 157,6 155,6 1573 16,4 
Tierische Lebensmittel 148,2 169,8 186,6 224,5 58,2 
Textilien 131,1 121,6 130,5 153,4 35,6 
Brennstoff und Erdgas 136,7 147,8 151,5 174,8 73,7 


Die Handelskammer von Istanbul errechnete einen Preisanstieg wichtiger 
Grundnahrungsmittel zwischen 1959 und 1968 von über 200 %. (183) 


Tabelle 18 Preissteigerungen wichtiger Lebensmittel zwischen 1959 und 1968 (184) 
Durchschnitts- Durchschnitts- 


preise in Kurus* preise in Kurus* 1959 bis 1968 

1959 1968 in % 
Brot (kilo} 52,5 115 119 
Schaffleisch 500,0 1.484 196,5 
Rindfleisch 415 1.269 206 
Gemüse 110 169 53,6 
Olivenöl 464 1.092 135 
Reis 175 323 84,7 
Zwiebeln 52 110 115,5 
Radio 322 495 93:1 
Arztvisite 15 40 166,5 
Bücher 4,50 8,00 77,7 


* 100 Kurus = 1 TL 


182) Ticaret Bakanligi Konjuktür ve Yayin Müdürlügü-Istanbul, Ticaret Odalari., zit. n. Türkiye 
Istatistik Yilligi, 1968, S. 402 

183) Cumhuriyet, 20.6.1969 

184) Ibid. “1 TL - 100 Kurus” 
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Nach 1968 stiegen die Preise sogar noch schneller. Allein 1968/69 verteuerten 
sich die Gemüse um 50 %. (185) Auch die Mieten erhöhten sich sehr rasch; 1960- 
1967 um 73,7 %. (186) 

Zu obenstehender Tabelle ist anzumerken, daß nach Angaben des türkischen 
staatlichen statistischen Amtes 52,9 % der Dorfbewohner im Jahr nur einmal (zum 
Opferfest) Fleisch essen. (187) 


Tabelle 19 Die Entwicklung der Löhne (1962-1968) (188) 


1962 1968 in % 
Industrie 15,73 27,06 72,0 
Bergbau 13,35 27,09 102,9 
Bauwesen 16,94 29,03 71,3 


Verkehrswesen, Post 19,42 33,72 73,6 


Die angezeigten Lohnsteigerungen können nicht darüber hinwegtäuschen, daß 
sie vollständig von den Preissteigerungen absorbiert bzw. von ihnen übertroffen wer- 
den, d.h. die Lage der Arbeiter verschlechtert sich. 

Die meisten Bauern sind noch schlechter gestellt als die Arbeiter. Mustata Ok, 
Abgeordneter der Volkspartei,machte im türkischen Parlament eine detaillierteRech- 
nung auf, wonach der Tageslohn der Familie eines Tabakpflanzers 59 (!) Kurus 
(etwa 20 Pfennig) ergab. (189) (Es ist nun nicht weiter erstaunlich, warum 52 % der 
Bauern nur einmal im Jahr Fleisch essen). 

Die Untätigkeit der Regierung bei der Bekämpfung der anhaltenden Verteu- 
erung der Lebenshaltungskosten, und das ausufernde Zahlungsbilanzdefizit ließen 
der Inflation freien Lauf. Anfang 1971 mußte die türkische Lira um 66 % abgewer- 
tet werden. 

Untersuchen wir abschließend eines der wichtigsten Ziele der Fünfjahrespläne, 
für soziale Gerechtigkeit Sorge zu tragen und das Einkommensgefälle zwischenReich 
und Arm zu mildern. (189a) Die Handhabung der Steuer- und Kreditpolitik sprach 
diesen proklamierten Zielen geradezu Hohn. Sie ist für die herrschende Klasse ein 
bequemes Instrument, sich ungehindert auf Kosten der einkommensschwachen 
Schichten des türkischen Volkes zu bereichern. 

Die Steuerpolitik hatte sich seit bestehender Republik nachteilig für die Werk- 
tätigen ausgewirkt, da der Großteil der Steuern als Verbrauchssteuern indirekt erho- 
ben wird. 


185} Cumhuriyet, 14.7.1969 

186) Istanbul Ticaret Odalari, zit. n. Türkiye Istatistik Yilligi, 1968, 8. 403 

187) Gümüstas, Y., Cumhuriyet, 16.3.1970 

188) Vgl. IKA Günlük Bülkeni, 5.11.1969, Nr. 481, zit. n. Iktisadi Rapor 1970, a.a.0., S. 68 

189) Ok, M., “Haklar Dengesi ve Aci Gercek”’, Cumhuriyet, 9.8.1969, 8. 2 

189a) 1963 bezogen 20 % der Bevölkerung 61 % des Gesamteinkommens, 40 % der Bevölkerung 
dagegen nur 10,6 %. 


Tabelle 20 Anteil der direkten und indirekten Steuern am 
Gesamtsteueraufkommen (190) 


Jahr Direkte Steuern indirekte Steuern 

in Mrd. TL in% in Mrd. TL in % 
1965 3,408 24,39 6,866 53,33 
1967 5,077 28,05 9,818 54,24 
1969 6,798 30,09 12,313 54,63 


Seit Jahren verliert der Staat durch Steuerhinterziehung der Unternehmer und 
Großgrundbesitzer riesige Summen. Staatliche Steuerprüfer stellten bei 3 % der Ge- 
winnsteuerpflichtigen, die sie überprüft hatten, fest, daß sie 1,7 Mrd Steuern wider- 
rechtlich einbehalten hätten. Der jährliche Verlust des Staates wird auf 10 Mrd. TL 
geschätzt. (190a) 

Durch staatliche Kredite werden in ersten Linie Unternehmer und Großgrund- 
besitzer gefördert. Sie erhalten jährlich 70 % der Bankkredite. (191) 

1962 erhielt der Privatsektor der Wirtschaft 86 % aller Bankkredite (ohne 
Zentralbankkredite), der staatliche Sektor nur 14 %. 1966 erhöhte sich der Anteil 
des Privatsektors auf 87,3 %, der Anteil des öffentlichen Sektors sarık auf 12,7 %. 
(192) 

Am Beispiel des Tabakanbaus und des Tabakhandels erläuterte Mustafa Ok 
1967 das Kreditvergabesystem. 82 Tabakexporteure erhielten 1967 von der staat- 
lichen Zentralbank Kredite in Höhe von 366,6.Mill TL, durchschnittlich jeder also 
4,5 Mill TL. Im selben Jahr erhielten 427.798 Tabakpflanzer Kredite in Höhe von 
378 Mill-TL, pro Tabakpflanzer 885 TL. (193) Für die Tabakexporteure sind diese 
Kredite ein äußerst lohnendes Geschäft, denn sie gewähren den Tabakpflanzern 
Kredite zu höheren Zinsen als sie selbst zahlen. 

Wuchergeschäfte dieser Art sind gang und gäbe, die Bauern verschulden und 
geraten in völlige Abhängigkeit von den Wucherern,denen es so ermöglicht wird, die 
Erzeugnisse der Bauern zu niedrigen Pauschalpreisen aufzukaufen. 1964 verdiente 
ein Tabakbauer an einem Kilo Tabak 56 Kurus, das gleiche Kilo Tabak brachte dem 
Tabakexporteur einen Reingewinn von 256 Kurus. (194)Die Tabakexporteure erhal- 
ten zusätzlich Exportvergünstigungen. Senator S. Kücük schätzt die durch Steuer-, 
Export- und Kreditvergünstigungen Kaufleuten und Privatunternehmern zugeflos- 
sene Summe (194a) auf 13 Mrd. TL. (195) 


190) Vgl. Dikmener, B., “Beyannameli Mükellefler Az Vergi Veriyor”’, Cumhuriyet, 26.3.1971, 
S. 5, vgl. Aren, S., Ekonominin Ei Kitabi, Istanbul, 1968, S. 99-108, vgl. Ener, B., 
““Siyasi Bunalimin Ardindaki Gercek,” Ant Deigisi, Nr. 168, 17.3.1970, 8.9 

190a) 25,6 % der Gewinnsteuerzahler gaben 1970 ein durchschnittliches Monatseinkommen 
von lächerlichen 176 TL an und zahlten eine monatliche Durchschnittssteuer von 25 TL. 

191) Vgl. Selcuk, I., “Pencere”, Cumhuriyet, 29.5.1970 

192) Vgl. Ozkol, S., Geri Biräkilmis Türkiye, a.a.O., S. 82-83 

193) Vgl. Ok, M., Cumhuriyet, 9.9.1969, $.2 

194) Vgl. Avcioglu, D., a.a.0.,S. 312 

194a) An diesen Manipulationen partizipieren auch führende Politiker. Seit Demirel Minister- 
präsident ist, wurde seine Familie zur zweitreichsten der Türkei. 

195) Vgl. Kücük, S., a.a.0., (Devrim) 


ne 


Wir haben einen Eindruck gewonnen, was die herrschenden Klassen unter 
“sozialer Gerechtigkeit und gerechter Einkommenspolitik” verstehen. B. Ecevit, bis 
zum 22. März Generalsekretär der Volkspartei, beschrieb diese Politik mit einem 
passenden Vergleich: “Im Vertrauen auf das Profitstreben und die Schöpfungskraft 
wurde das Privatunternehmertum als Lokomotive der wirtschaftlichen Entwicklung 
und Industrialisierung eingesetzt. Für die Lokomotive wurden Schienen gelegt, ihre 
Depots mit Brennstoff aufgefüllt, Tunnels und Brücken errichtet, damit sie schnel- 
ler fahren kann, Dies alles wurde in der Türkei mehrmals ausprobiert: Im Osmani- 
schen Reich — das Reich ging zugrunde; in den Anfängen der Republik — nach ein 
paar Jahren stand die junge Türkei am Rande des Ruins, der Staat mußte die Len- 
kung der Lokomotive übernehmen — er wurde gerettet.Nach 1950 machte man den- 
selben Versuch — der Staat wurde der Diener des Privateigentums, und nach weni- 
gen scheinbar erfolgreichen Jahren war unsere Wirtschaft bankrott... 

Als ob das nicht gereicht hätte, wurde von der einheimischen und ausländi- 
schen Unternehmerschaft ein junger Mann an die Spitze lanciert, der wiederum und 
noch bewußter den alten Versuch wiederholen will.” 

Ecevit fragt sich, was die Regierung in dem Chaos zu machen gedenke, und 
gibt die Antwort:“Sie macht gar nichts, und sie wird auch nichts machen können ... 
Offensichtlich wird sie von der Lawine, die auf uns zukommt, überrollt.” (196) 


6. Die Herrschaft der Bourgeeisie und ihre Verbündeten 


Die Analyse der Fünfjahrespläne hat ergeben, daß sie ein einziger Mißerfolg 
waren. Das nach offiziellen Angaben und meist unternehmerfreundlichen Berich- 
ten zusammengestellte Zahlenmaterial beweist, daß die Ziele des 1. Fünfjahresplans 
und bis jetzt auch des 2. Fünfjahresplans nicht annähernd verwirklicht wurden. Es 
erhebt sich die Frage, ob die Herrschaftsverhältnisse in der Türkei es überhaupt ge- 
statten, die Planziele zu realisieren, die Industrialisierung voranzutreiben und die 
vielfältigen Probleme zu lösen? 

Wir meinen, die Antwort kann nur ein klares Nein sein. Die Interessen der 
türkischen und internationalen Bourgeoisie stehen in zu engem Zusammenhang, als 
daß diese nicht versuchen würden, in enger Kooperation ihre Pfründe sich zu erhal- 
ten. Mit anderen Worten, das Ziel der Pläne ist nicht die Industrialisierung der Tür- 
kei und Überwindung ihrer Probleme, sondern die Perpetuierung der Herrschaft 
der türkischen Bourgeoisie und des Neoimperialismus. Wie kann es sonst erklärt 
werden, daß beispielsweise die Fünfjahrespläne mit maßgeblicher Beteiligung und 
unter Kontrolle von US-Spezialisten vorbereitet wurden, daß ein vollkommen un- 
bekannter Mann (Demirei) plötzlich Ministerpräsident wurde, daß gerade die Par- 
tei, die mit den imperialistischen Staaten eng zusammenarbeitet, die Wahlen im- 
mer wieder gewann,und daß bei Wahlen Dollars eine große Rolle spielen? Die In- 
nenpolitik der Türkei kann nicht isoliert betrachtet werden, sondern sie ist in en- 
gem Kontext mit der Politik des Fremdkapitals zu sehen. 


196) Ecevit, B., “Bütce Tankidi Konusmasi”, zit. n. Selcuk, I. Cumhuriyet, 16.2.1969 
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6.1. Gesetze im Dienste des Fremdkapitals 


Zur Förderung des Fremdkapitals wurden nach 1951 mehrere Gesetze erlas- 
sen, deren Einfluß auf den Umfang des Fremdkapitals wir zunächst jeweils einzeln 
analysieren werden. 


1. “Das Gesetz zur Förderung des ausländischen Kapitals” 

Nach diesem Gesetz war es für ausländische Investoren nicht bindend, ent- 
sprechend ihren Anträgen tatsächlich zu investieren. Das hatte für sie den Vorteil, 
nachdem ihnen die Durchführung eines Projekts. zugestanden war,einerseits bis zur 
Durchführung andere Bewerber auszuschalten, und andererseits, in anderen Ländern 
etc. unter günstigeren Konditionen investieren zu können. Durch diese Politik ent- 


stehen den abhängigen Ländern große Schäden, da ihre Pläne ständig durchkreuzt 
werden. 


Tabelle 21 Beantragte Investitionen und tatsächliche Investitionen 
in 1000 TL (in 197) 


Jahr Beantragte Tatsächliche (2)in% 
Investitionen (1) Investitionen (2) von (1) 
1951 4.800 3.410 69,89 
1952 26.993 2.993 20,09 
1953 18.197 1.148 15,08 
1954 108.440 2.598 6,41 
1955 48.968 8.002 8,75 
1956 66.954 21.655 14,51 
1957 42.895 10.531 15,89 
1958 57.693 15.068 17,44 
1959 69.474 19.825 19.18 
1960 48.926 18.711 21,07 
1961 88.055 43.056 25,28 
1962 136.604 87.246 32,76 
1963 243.849 91.386 33,96 
1964 125.281 69.885 36,48 
1965 193.320 95.598 41,71 
1966 229.933 69.580 30,26 
Insgesamt 1.407.462 560.695 39,84 


Nach Verabschiedung des “Gesetz zur Förderung des ausländischen Kapitals” 
im Jahre 1951 wurden bis Ende 1965 umgerechnet 68,6 Mill.Dollar in der Türkei in- 
vestiert, davon 57,8 % (39,7 MillDollar) in Form von Sachwerten, 37,7 %(25,9 Mill. 
Dollar) in Form von Geld und 4,5 %(3,1 Mill. Dollar) in Form von immateriellen Gü- 
terrechten wie Lizenzen, Patentrechten, Dienstleistungen und Warenzeichen. (198) 


197) Toncer, B. a.a.0.,$. 83 
198) Ibid. (Vgl), S. 85 
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Tabelle 22_ Herkunft des Fremdkapitals (1951-1965) (199) 


Länder Fremdkapital in 1000 Dollar in % 
USA 20.828 30,5 
Schweiz 12.121 17,7 
Niederlande 10.991 16,0 
BRD 10.023 14,6 
Frankreich 4.685 6,8 
England 2.171 3,2 
Italien 2.157 2,8 
Sonstige Länder 3.564 5,3 
Gemeinschaftskredite 1.899 3,1 
Insgesamt 68.618 100,00 


Aus den USA stammte knapp ein Drittel des Fremdkapitals, gefolgt von der 
Schweiz, Holland und der BRD, die zusammen mit fast 80 % am Fremdkapital betei- 
ligt sind. Bis 1968 rückte die BRD auf den 2. Platz. 

Die Investitionen wurden fast ausschließlich (96,28 % des Fremdkapitals) im 
Bereich der verarbeitenden Industrie vorgenommen, innerhalb der Industrie wurden 
folgende Zweige bevorzugt: (200) 


Tabelle 23 

Gummi und Kautschuk 26,26 % 
Chemie 24,53% 
Elektrische Maschinen 12,58 % 
Nahrungs- und Genußmittel 10,93% 
Mineralien 6,60 % 
Maschinenbau 5,45% 


Bis Ende 1965 wurden 99 % der Fremdkapitalinvestitionen in vier Großstädten 
(Istanbul, Ankara, Kocali und Izmir) getätigt, davon 80 % allein in Istanbul. (201) 


2. “Das Erdölgesetz” 
Das Erdölgesetz, vorbereitet von dem US-Experten Max Ball wurde 1954 ver- 
abschiedet. Es gewährt den Ölmonopolen in besonderem Maße Sonderrechte. (202) 


199) Vgl. Ibid., S. 86 (Auszug) 
200) Vgl. Ibid., S. 88 
201) Vgl. Ibid., S. 89 
202) Vgl. Cerid, M., Petrol Emperyalizmi, Istanbul, 1965, 8. 83-86 
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Tabelle 24 


Sachweıte Geldwerte immaterielle insgesamt in % 

Güterrechte 
Erdölerschließung 238.062 245.145 414,823 898.031 59,2 
Raffinerien 477.103 325.427 149.987 951.516 40,8 
Insgesamt 715.165 570.572 563.810 1.849.547 100,0 


3. “Das Gesetz für die Eisen- und Stahlfabriken in Ereglis” (TAS) 
Für die Errichtung dieser Fabriken wurden 163,8 Mill,.Dollar (1,5 Mrd TL) in- 
vestiert, deren Herkunft folgende Tabelle zeigt: (204) 


Tabelle 25 


(in 1000 TL) 


Ausländische Gesellschaften 
AID-Kredite 

OECD-Kredite 
Chase-Kredite 


110.385 
1.131.895 
187.025 
45.000 


Insgesamt 


1.474.305 


4. Durch Vermittlung der türkischen Bank für industrielle Entwicklung erhielten in- 
und ausländische Investoren von internationalen Organisationen insgesamt 64,5 
Mill.Dollar (463,1 MilL.TL) langfristige Kredite. (205) 


Tabelle 26 


Organisation 


Kredite in 1.000 TL 


IBRD 127.666 
DLF 88.058 
IDA 140.411 
AID 38.675 
EIB 68.338 
Insgesamt 463.148 


Nachstehend die Summe des gesamten Fremdkapitals von 1951 bis 1965 


{in 1000 Dollar): 


Tabelle 27 
1.000 Dollar 7% 

Erdölgesetz 236.227 44,3 
Gesetz für die Eisen- und Stahlfabriken 

in Eriglis 163.812 30,8 
Gesetz zur Förderung des ausländischen 

Kapitals 68.618 12,8 
Bank für industrielle Entwicklung 64.481 12,1 
insgesamt 533.138 100,0 


203) Toncer, B., a.2.0.,8. 80 
204) Vgl. Ihid, a.2.0.,5.81 
205) Vgl. Ibid.,S. 81 
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Eine fundierte Analyse des Fremdkapitals in der Türkei steht leider noch aus. 
Deshalb müssen wir uns mit allgemeinen Angaben begnügen. 

Cem schätzt das von 1951 bis Anfang 1971 in die Türkei transferierte private 
Kapital auf 575 Mill.Dollar (ohne das durch die Bank für industrielle Entwicklung 
in die Türkei vermittelte Kapital). In den 20 Jahren wurden 297 Mill.Dollar Profite 
in die Mutterländer rücktransferiert. (206) 


Tabelle 28 
Investiertes Kapital Rücktranferierte Profite 
(Mio Dollar) in Mio Dollar in % 
1951 - 1970 575 297 51 
1963 - 1970 209 172 82 
1968 - 1970 95 97 101 


Auffallend ist, daß die in den vier letzten Jahren rücktransferierten Profite das 
importierte Kapital übertreffen. Der neue stellvertretende Ministerpräsident der Tür- 
kei, Karaosmanoglu, der für alle wirtschaftlichen Angelegenheiten zuständig ist, gab 
1971 in seiner ersten Presseerklärung bekannt, daß dem von 1967 - 1970 importier- 
ten Fremdkapital von 112,9 Mill.Dollar rücktransferierte Profite in Höhe von 121,9 
Mill.Dollar gegenüberstchen. (207) 


Tabelle 29 

Jahr Geldmittel Sachwerte Insgesamt Rücktransfer.Gewinne 
1967 12,8 4,4 17,2 25,3 

1968 74 3.7 13,1 31,8 

1969 14,1 10,1 24,2 31,8 

1970 15,6 42,8 58,4 33,9 

Insgesamt 49,9 63,0 112,9 121,9 


Karaosmanoglu erklärte: “Unter diesen Umständen kann von einem Beitrag 
des Fremdkapitals für die Entwicklung der türkischen Wirtschaft innerhalb der letz- 
ten vier Jahre nicht gesprochen werden.” (208) 

Selbstverständlich werden nicht alle Profite rücktransferiert, ein Teil der Pro- 
fite wird für Reinvestitionen verwendet. 

Die Höhe der Profite kann nicht mit Sicherheit ermittelt werden,da sowohl die 
türkischen als auch die ausländischen Unternehmen mit Angaben über ihre Profite 
schr “zurückhaltend” sind, um weniger Steuern zahlen zu müssen. 

Nach Angaben des staatlichen Planungsamtes liegen die Profitraten der auslän- 
dischen Firmen (außer in der Erdöl- und erdölverarbeitenden Industrie, wo sic noch 
höher sind) jährlich durchschnittlich bei 50 %,die der einheimischen Privatunternch- 
men durchschnittlich bei 20 %. (209) Die Profite der Unternehmen, die eine Mono- 
polstellung innehaben, liegen jährlich bei durchschnittlich 60 % — 80 %. (210) 


206) Cem, T.,“Yabanci Sermaye”, Milliyet. 20.4.1971,5. 2 
207) Cumhuriyet, 15.4.1971.8.1 

208) Milliyet, 15.4.1971,8.7 

209) Vel. Toncer, a.a.0.,8. 103 

210) Vel. Ibid..S. 104 
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Von dem in Geldform von den Unternehmen der kapitalistischen Industrie- 
staaten in die Türkei exportierten Kapital konnten von 1951 bis 1968 sogar 85 % 
als Profite in die Mutterländer rücktransferiert werden. (211) 

Die Vergünstigungen der Regierung erlauben den ausländischen Unternehmen, 
ihre Profite weiterhin zu maximieren. Die Wirtschaftlerin G! Kazan attackiert die 
türkische Regierung, daß sie von der Geschichte nichts gelernt hätte, weil sie die Pri- 
vilegien des Fremdkapitals nicht abbaut. Sie führt als Beispiel an: “Trotz der Ab- 
wertung der türkischen Lira (Abwertung der TL um 66,6 %) können die ausländi- 
schen Ölunternehmen ihre Profite zu einem Kurs von 1 Dollar = 9 TL, ja sogar zu 
einem Kurs von 1 Dollar = 2,80 TL rücktransferieren.” (212) 

Auch bei der Zahlung von Steuern wurden die ausländischen Unternehmen be- 
vorteilt. “Bis 1969 mußten sie nur 20 % Gewinnsteuer entrichten, während die türki- 
schen Unternehmen fast doppelt soviel zu zahlen hatten.’ (213) 

Für die ausländischen Monopole bieten die Länder der Dritten Welt hervorra- 
gende Profitchancen, da ein aufnahmefähiger Absatzmarkt, die notwendigen Roh- 
stoffe und billige Arbeitskräfte fast immer vorhanden sind. Welche Möglichkeiten 
das Fremdkapital in den unterentwickelt gehaltenen Ländern hat, erhellt die Ge- 
schäftspolitik der Daimler-Benz-AG, die in Istanbul eine Tochtergesellschaft ge- 
gründet hat. 

Die Herstellungskosten eines Autobusses betragen 175.000 TL, wegen des 
großen Bedarfs können sie für 300.000 TL abgesetzt werden. (214) Ein türkischer 
Facharbeiter verdient in der Bundesrepublik bei der Daimler-Benz-AG durchschnitt- 
lich 6,- DM die Stunde, sein Kollege in der Türkei verdient davon höchstens ein Vier- 
tel. Würde die Daimler-Benz-AG die Autos in der BRD bauen und sie in die Türkei 
exportieren, müßte sie sehr hohe Zölle bezahlen und die Transportkosten tragen. 
Baut sie die Autos in der Türkei, fallen diese Kosten weg. Weitere Vorteile ergeben 
sich daraus, daß die notwendigen Rohstoffe in der Türkei billiger sind, daß wich- 
tige Teile wie Motoren mit großzügigen Vergünstigungen importiert werden können, 
und schließlich, daß es kaum Absatzschwierigkeiten gibt. 

Lenins Worte aus dem Jahr 1917 haben ihre volle Gültigkeit behalten: “In 
diesen rückständigen Ländern ist der Profit gewöhnlich hoch, denn es gibt dort 
wenig Kapital, die Bodenpreise sind verhältnismäßig nicht hoch, die Löhne niedrig 
und die Rohstoffe billig.” (215) 


6.2. Die Türkei im Teufelskreis der Unterentwicklung und der Abhängigkeit 


Die Türkei ist nach 1946 in ökonomischer, militärischer und politischer Hin- 
sicht so fest in die Gewalt des Neoimperialismus geraten wie kaum ein anderes 
Land.Die Verschuldung gegenüber den kapitalistischen Industriestaaten wuchs nicht 
nur durch das für Investitionen bestimmte Fremdkapital, sondern auch durch An- 
leihen der Nato-Staaten, die für militärische Zwecke bestimmt waren. 

Die folgende Tabelle gibt einen Gesamtüberblick über die aufgenommenen 
Kredite und die rückerstatteten Schulden: (216) 


211) Vgl. Yeni Gazete, 25.6.1969, zit. n. Bulutoglu, K., a.a.0., S. 164 
212) Vgl. Kazgan, G., “Yabanci Sermayeye Imtiyazlar”’, Cumhuriyet, 11.9.1970, 8.5 
'13) gl. Bulutoglu, K., a.a.0., S. 175-176 
214) Vgl. Sadin-Edip, M., ‘““Oto-Montaj Sanayiinin Icyüzü”, Devrim, Nr. 34, $.8 
.5) Lenin, W. TI., a.a.O., Band I, S. 816 
216) Vgl. ‘1969 Devlet Borclari Bülteni”, zit. n. Devrim, Nr. 61, S. 2, 15.12.1970 
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Tabelle 30_ (in Mio Dollar) 


Jahre Aufgenommene Zurückgezahlte Schulden 

Kredite Kredite Zinsen Insgesamt 
1947-1964 1.623 953 287 1.240 
1965 25] 155 28 183 
1966 268 118 28 146 
1967 212 100 29 129 
1968 283 98 30 128 


1969 285 107 39 146 


Unter Demirel stiegen die Schulden von 1965-1969 im Vergleich zum Zeit- 
raum von 1947-1964 sehr viel schneller, und entsprechend weniger Schulden als im 
vorigen Zeitraum wurden zurückbezahlt. 

Bis Ende 1969 betrugen die Auslandsschulden der Türkei, die in Devisen zu 
zahlen waren, insgesamt über 3 Mrd Dollar. Die Schulden verteilten sich auf die fol- 
genden Gläubigerländer und Organisationen: (217) 


Tabelle 31 (in Mio Dollar) 


enaar mnanUOPaRTe LESE ea ET sALLeFTEEETNTETEETENUEeernemI naana Amäna Laengre 


Länder und 

Organisationen Kredite Zinsen Insgesamt 
Internationale Organisationen 543 203 746 
USA 849 340 1.189 
BRD 337 110 447 
England 110 32 142 
Frankreich 81 20 101 
Italien 100 30 130 
Sonstige Länder 112 46 158 
Ausländische Firmen 41 16 57 
Konsolidierte Handelsschulen 37 1 38 
Insgesamt 2.210 798 3.008 


Die Türkei ist den USA am tiefsten verschuldet, gefolgt von internationalen 
Organisationen und der BRD. Da selbst die internationalen Organisationen von den 
USA abhängig sind, erhöhei: sich indirekt die Schulden gegenüber den USA und da- 
mit die Abhängigkeit von der USA, 


217) Vgl. Ibid,,S. 2 
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In einer Forumsdiskussion der türkischen Zeitung Milliyet über das Thema 
“Die US-Hilfe und die Türkei” vom 18. April 1971 erklärte Joseph S. Roner (US- 
Vertreter der AID in der Türkei) auf die Frage: Was ist die neue Form der US- 
Hilfe? “Die Form der US-Hilfe hat sich etwas geändert, die USA ziehen es nun vor, 
durch internationale Organisationen wie die Weltbank, den internationalen Wäh- 
rungsfond oder die Vereinten Nationen nicht unmittelbar, sondern mittelbar Hilfe 
zu leisten.” (218) 

Der Grund für die Bevorzugung des mittelbaren Weges liegt in der wachsenden 
Unzufriedenheit und Antipathie der Völker der Dritten Welt gegen die USA, deren 
“Hilfe” auf diese Art verschleiert werden soll. 

Obige Tabelle zeigt außerdem, daß die Zinsen fast ein Drittel, manchmal sogar 
fast die Hälfte der empfangenen Kredite betragen. Die Zeitung Cumhuriyet schreibt: 
Die Schulden, die die Türkische Republik innerhalb von 41 Jahren gemacht hat, hat 
die AP (Gerechtigkeitspartei — H.K. ) innerhalb von 5 Jahren gemacht. Jeder Türke 
hat heute 2.200 TL Schulden. (219) Bis Ende September 1970 waren die Schulden 
gewaltig angewachsen: (220) 


Tabelle 32 (in Mio Dollar) 


_ Kredite Zinsen Insgesamt 
September 1965 1.370 376 1.746 
September 1970 2.359 868 3.227 
Erhöhung 989 492 1.481 


Tabelle 33 (in Mio TL) 


Kredite Zinsen Insgesamt 


September 1965 3.769 1.866 5.635 
September 1970 4.572 2.026 6.598 
Erhöhung 803 160 963 


Der Staat ist auch der einheimischen Wirtschaft stark verschuldet. 
Tabelle 34 (in Mio TL) 


Kredite Zinsen Insgesamt 
September 1965 10.025 4.267 14.292 
September 1970 17.386 6.607 23.993 
Erhöhung 7.361 2.340 9.701 


Die verheißungsvoll proklamierte Politik der Regierung Demirel, durch aus- 
ländisches Kapital die Entwicklung der Türkei voranzutreiben, mußte die Türkei 
notwendigerweise dahin bringen, wohin das Osmanische Reich durch die Verschul- 
dung gegenüber den imperialistischen Staaten geriet; es sah sich schließlich gezwun- 
gen, einen Staat im Staat in Form der Düyun-u Umimiye zu dulden. 

Die derzeitige Situation der Türkei weist eine starke Ähnlichkeit mit der Situ- 
ation des Osmanischen Reiches auf, wenn sich auch die Methoden und Taktiken 
des Neoimperialismus geändert haben, um seinen Einfluß nicht allzu sichtbar wer- 


218) Toner, I, “ABD yardimi ve Türkiye”, Milliyet, S. 7, 18.4.1971 
:9) Cumhuriyet, 12.2.1971 
220) Ibid. 
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den zu lassen. Die türkische Republik ist in einen Teufelskreis geraten, der schwer 
zu durchbrechen sein wird. 

1. Die ausländischen Firmen entnehmen den in der Türkei gegründeten Tochterge- 
sellschaften die erzielten Gewinne in Form von Devisen. In den letzten Jahren 
übertraf der Abfluß von Devisen den Zustrom an Devisen, so daß das neue auslän- 
dische Investitionskapital im Grunde nicht zusätzliches Kapital bedeutet, da mehr 
Kapital, als im Land akkumuliert wird, ins Ausland fließt. 

2. Die Kredite müssen nach einer gewissen Zeit zum größten Teil in Devisen zurück- 
bezahlt werden. (2202) Nach Angaben von Cumhuriyet betragen die Zinsen für 
3 Dollar durchschnittlich 2 Dollar. (221) Um die Kredite mitsamt den Zinsen zu- 
rückzahlen zu können, werden ständig neue Kredite erfordeılich, die die Schulden 
lawinenartig anschwellen lassen. 

3. Die Zahlungsbilanzschwierigkeiten wachsen noch dadurch, daß die Rücktransfers 
größer sind als das Kapital, das ins Land kommt. Wie alle unterentwickelt gehalte- 
nen Länder exportiert die Türkei hauptsächlich nur landwirtschaftliche Produkte 
oder Rohstoffe. Seit Jahren besteht der Export zu ca. 60 % aus fünf Produkten: 
Baumwolle, Tabak, Weintrauben, Nüsse und Feigen. (222) 


Tabelle 34a Anteil dieser 5 Produkte am Export der Türkei von 1961-68 in % 


1961 1962 1963 1964 1965 1966 1967 1968 1961 - 1968 
59,8 62,0 60,0 61,0 59,7 64,6 68,7 67,4 62,9 


19 landwirtschaftliche Produkte machten im selben Zeitraum durchschnitt- 
lich 74, 43 % des gesamten Exports aus. In den letzten Jahren sanken die Preise 
wirtschaftlicher Produkte im Verhältnis zu Industrieprodukten im Weltmaßstab. 

Tabelle 35 (223) (Preisbasis 1963 = 100) 


1961 1962 1963 1964 1965 1966 


Exportpreisc 77 81 100 96,2 91 92 
Importpreise 96 94 100 100,7 103,5 100,4 
Handelsrate 80 86 100 95,5 87,9 91,6 


Wie wir schen, fielen die Preise der türkischen Exportprodukte zwischen 1963 
und 1966 um 8 %, in der gleichen Zeit stiegen die Importpreisce um 0,4 %, d. h. die 
Handelsrate, (Terms of Trade) verschlechterte sich um 8,4 % in nur 3 Jahren zuun- 
gunsten der Türkei. Zwischen 1956 und 1964 hat die Türkei auf diese Weise 939,5 
Mill. Dollar an Verlusten hinnehmen müssen. (224) 


220a) Wie in fast allen unterentwickelt gehaltenen l.ändern ist ein großer Teil der Kredite für 
militärische Zwecke bestimmt oder an Projekte gebunden, die für die Kreditgeber von 
größerer Bedeutung sind als für die Türkei. 

221) Ibid. 

222) Vgl. Ticaret Bakanligi, Disticaret dairosi., “Devlet Planlama Teskilati Dergisi 9”, zit. n. 
Tayanc, T., 8. 47 

223) Alper, M., Dis Ticaret Indeksleri, Ankara, 1968, S. 22, zit. n. ibid. 

224) Vgl. Ibid., S. 53 
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Diese Tatsache ist wichtig, versucht man die Rolle der imperialistischen Staa- 
ten für die Entwicklung der Türkei, wie auch der übrigen unterentwickelt gehalte- 
nen Länder zutreffend einzuschätzen: Die Türkei nahm von 1947-1964 953,1 Mill. 
Dollar Kredite auf; der durch die Terms of Trade zwischen 1956 und 1964 erlittene 
Verlust betrug 939,5 Mill.Dollar, d.h. ohne die Preisverluste hätte die Türkei auf 
die ausländischen Kredite verzichten können! Unter diesen Umständen nimmt es 
nicht wunder, daß das Ziel der beiden Fünfjahrespläne, das Außenhandelsdefizit 
auszugleichen, nicht einmal annähernd erreicht wurde. 


Tabelle 36 (225)Entwicklung des Außenhandels 1961-1968 (in 1.000 TL) 


Jahr Import Export Differenz 
1961 4.585.129 3.120.659 - 1.464.470 
1962 5.599.802 3.430.777 - 2.169.025 
1963 6.216.051 3.312.781 - 2.903.270 
1964 4.878.041 3.696.942 - 1.181.099 
1965 5.193.332 4.173.643 - 1.019.689 
1966 6.521.885 4.414.570 - 2.107.315 
1967 6.216.794 4.701.007 - 1.516.787 
1968 (226) 6.934.000 4.467.000 - 2.467.000 


1969 betrug das Außenhandelsdefizit 2,4 Mrd TL, 1970 28 Mrd TL. Ohne 
die Devisen der türkischen Arbeiter im Ausland würde das Zahlungsbilanzdefizit ka- 
tastrophale Ausmaße annehmen, da sie von 1965 - 1970 Devisen in Höhe von 785 
MillDollar (7,1 Mrd TL) in die Türkei überwiesen. (227) 

Es ist nicht abzusehen, wann und wie das Außenhandelsdefizit jemals ausge- 
glichen werden kann, solange die Industrialisierung der Türkei keine Fortschritte 
macht, solange sie auf den Export landwirtschaftlicher Produkte angewiesen bleibt. 
(228) 

4. Die inflationäre Ausgabenpolitik führte zu einer immer größer werdenden Dek- 
kungslücke im Haushaltsplan 


Tabelle 37_ Entwicklung des Haushaltsdefizits 1963 - 1969 (in Mio TL) (229) 


1963 1964 1965 1966 1967 
1963 1964 1965 1966 1967 1968 1969 
75,2 -613,4 - 900,0 - 690,8 - 98,6 -965,6  -1.887,7 


Diese sich gegenseitig beeinflussenden Komponenten ergänzen sich zu einem 
Ganzen als ein Problem, das wir als Teufelskreis bezeichnet haben. Da dic türkische 


225) Statistical Ycarbook of Turkey 1968, S. 309 

226) Monthiy Foreien Trade Statistics, 1968. S.12 

227) Kücük, S., ebd. (Devrim) 

228) Im Auienhandel der Türkei nimmt die BRD den ersten Platz ein; die türkischen Importe 
stiegen von 17,1 % (1962) auf 19,5 % (1967), während dic Exporte von 17,7 % (1962) 
auf 16,1 % (1967) fielen. Auch hier ist ein zunchmendes Defizit der Türkei erkennbar, 
Statistical Ycar Book of Turkey 1968, S. 310-311 

229) Vgl. Iktisadi Rapor, 1970, a.a.0., S. 241 
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herrschende Klasse und ihre Verbündeten keinen Ausweg aus dem Dilemma sahen, 
griffen sie auf Kosten des Volkes zu harten Maßnahmen. Die Steuern wurden ange- 
hoben, bei langsam ansteigenden Löhnen und Gehältern die Preise erhöht und die 
Türkische Lira drastisch abgewertet. 


1. Abwertung der TL um 115 % im Jahre 1946 
i Dollar = 2,80 TL (bis dahin = 1,30 TL) 


2. Abwertung der TL um 321 % im Jahre 1958 
1 Dollar = 9,00 TL 


3. Abwertung der TL um 66,5 % im Jahre 1970 
1 Dollar = 15,00 TL 


6.3. Das Ende der Regierung Demirel 


Wir haben an Hand von Fakten zu zeigen versucht, daß die Machthaber in 
der Türkei die von ihnen aufgestellten Planziele nicht erreichen konnten. Die vor- 
handenen Probleme haben zugenommen. Die Unterschiede zwischen der wohlha- 
benden, “glücklichen Minderheit” und der seit Jahren unterdrückten, ausgebeute- 
ten großen Mehrheit des türkischen Volkes wurden noch unerträglicher, die Wi- 
dersprüche verschärften sich. Als Folge dieser Entwicklung verstärkte sich der Klas- 
senkampf in dem Maße, wie bei der ausgebeuteten Klasse sich das Bewußtsein ihrer 
Unterdrückung herausbildete, indem sie die Ursachen ihrer Verelendung erkannte. 
Kurz zusammengefaßt sind die Hauptprobleme des türkischen Volkes: Analphabe- 
tismus, unerträgliche Daseinsbedingungen, die Diskrepanz zwischen der West- und 
Osttürkei, die unwürdige Abhängigkeit vom Neoimperialismus. 

Nach einer Mitteilung des statistischen Amtes konnten 1969 52 % der Bevöl- 
kerung weder schreiben noch lesen. (230) Nur ein Fünftel der studierwilligen Abi- 
turienten fand einen Studienplatz. Eine Untersuchung des amerikanischen Sozi- 
ologen Fray ergab, daß 34 % der Landbevölkerung den Namen keiner einzigen Par- 
tei kannte. Bei den Frauen lag dieser Prozentsatz sogar bei 54 %, in den Dörfern, 
in denen die bis vor kurzem regierende Gerechtigkeitspartei bei einer Wahlbeteili- 
gung von 80 % mit absoluter Mehrheit die Wahlen gewonnen hatte, kannten nur 
45 % der Wahlberechtigten den Namen dieser Partei. (231) 

Das Hauptproblem der Türkei, Ursache aller anderen Probleme ist die man- 
gelnde Industrialisierung. Da die Industrialisierung mit dem Wachstum der Bevöl- 
kerung nicht Schritt hält, und da die Landflucht gewaltige Ausmaße annimmt, er- 
höht sich jährlich die Arbeitslosigkeit. Nach dem 1. Fünfjahresplan sollten 2,1 Mill, 
neue Arbeitsplätze geschaffen werden, tatsächlich wurden aber nur 1,2 Mill,neue 
Arbeitsplätze geschaffen. (232) In der Landwirtschaft konnten 1967 53,5 % der 
Arbeitsfähigen nicht beschäftigt werden. In den anderen Sektoren betrug die Ar- 
beitslosenquote 1967 jeweils 9,5 %. Insgesamt waren 1967 von 14,1 Milk Arbeits- 


fähigen 5,6 Milkarbeitslos {= 39,6 %). (233) Die Zahl der Arbeitslosen nahm in den 
folgenden Jahren noch zu. 


230) Vgl. Cetiner, I., Cumhuriyet, 24.2.1969 

231) Vgl. Selcuk, I, Cumhuriyet, 16.10.1970 

232) Vgl. Kalkinma Plani (Ikinci Bes yi)), zit. n. Özkol, S., a.a.0., S. 86 
233) Vgl. ibid, S. 87 

234) entfällt 


90 % der im Ausland beschäftigten türkischen Arbeiter sind in der BRD und 
in Westberlin beschäftigt. (235) 

Die Landflucht in der Türkei bewirkt eine rasche Vergrößerung der Siumvier- 
tel um die großen Städte. 1965 lebten 45 % der Einwohner Istanbuls in Slums, 
(236) ähnliche Zustände herrschen in Ankara und Izmir. Die meisten dieser Behau- 
sungen sind ohne fließendes Wasser, ohne Küche, Bad und Toilette. 46,5 % der 
Slumbewohner trinken Brunnenwasser, (240), Tausende von Kindern sterben vor ih- 
rem 14. Lebensjahr. (237) 

Die Wohnmöglichkeiten der verarmten Bauern in den Dörfern sind noch 
schlechter, und vor allem in Ost-, Süd- und Nordostanatolien herrschen verheeren- 
de Zustände. 

Solange die Abhängigkeit von den imperialistischen Staaten andauert, be- 
steht keine Aussicht auf Lösung der überhandnehmenden Probleme. Diese Abhän- 
gigkeit charakterisierte ein Politiker, der sich zur linken Mitte bekennt, mit den Wor- 
ten: “Wir begegnen einer Türkei, deren Reichtürner unter und über dem Boden, de- 
ren Industrie und Landwirtschaft, deren privater und staatlicher Sektor unter Aus- 
länder verteilt ist. Somit wird der Traum (der impenialistischen Mächte — H.K.) in 
einer Weise verwirklicht, wie es selbst in der osmanischen Ära nicht der Fall war.” 
(238) 

Die türkischen Arbeiter und Bauern, die progressiven Intellektuellen, Studen- 
ten und Beamten sind nicht länger gewillt, die unerträglichen Verhältnisse zu ertra- 
gen. “Die Basis der türkischen Gesellschaft geht seit zweieinhalb Jahren mit stei- 
gendem Schwung und steigender Heftigkeit gegen diese politische Ordnung an. Ihre 
Aktionen sind Seismographen der wachsenden Erbitterung” (239) beschreibt T. Z, 
Tunaya die angespannte Lage. Er konstatiert vom 8. Juni 1968 bis zum 12. Februar 
1971 insgesamt 440 wichtige Aktionen, denen die ersten Seiten der Zeitungen ge- 
widmet waren. “Fast alle Tage gab es entweder einen Streik, eine Besetzung oder 
eine Demonstration.” (240) Am 7. Mai 1969 gingen selbst hohe Richter in Ankara 
auf die Straße, ein Novum in der türkischen Geschichte. Am 15. und 16. Juni 1969 
fanden die bisher machtvollsten Demonstrationen in Istanbul und Kocacli gegen das 
geplante reaktionäre Gewerkschaftsgesetz statt, an denen 80.000 - 100.000 Arbeiter 
teilnahmen. Tunaya bezeichnet diese Ereignisse als Erdbeben an der Basis. Er wirft 
der Regierung vor, daß sie Mittel und Wege sucht, um die Mündigen mundtot zu ma- 
chen, um die verdorbene politische Ordnung, die an unserer Unterentwicklung 
schuld ist, weiter bestehen zu lassen, Die Regierung suchte ihr Heil in terroristischen 
Maßnahmen, um das türkische Volk, das sich seiner Probleme bewußt zu werden be- 


235) Vgl. Ausländische Arbeitnehmer 1969, Bundesanstalt für Arbeit, Nürnberg, 1970, 5. 94, 
1960 gab es erst 2.495 türkische Arbeiter in der BRD und Westberlin. Anfang 1971 waren 
es bereits 373.000 Arbeiter. Die türkischen Arbeiter bilden die zweitgrößte Gruppe der 
ausländischen Arbeiter in der BRD und Westberlin. Sie werden in ihren Heimatländern 
sorgfältig nach beruflicher Qualifikation und “charakterlicher” Eignung ausgesucht. In- 
nerhalb der ausländischen Arbeiter haben die türkischen Arbeiter mit 28,2 % den höch- 
sten Anteilan Facharbeitern. 

Nach einer Umfrage von B. Meistemann schicken 9 % der türkischen Arbeiter kein Geld 
in die Türkei, 17 % bis 200 DM, 35 % 200 - 300 DM und 39 % mehr als 300 DM. 

236) Vgl. Selcuk, I., Cumhuriyet, 20.10.1970 

237) Vgl. Atabek, E., “Gecekondu Cocuklari”, Cumhuriyet, 20.8.1970 

238) Selcuk, I., “Rülent Ecevit’in Konusmasi”, Cumhuriyet, 15.2.1970 

239) Tunaya, T.Z., “Tabandaki Deprem”, Cumhuriyet, 21.2.1971 

240) Ibid.,S.2 
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ginnt, zu unterdrücken. Allein 23 Studenten wurden seit Juni 1968 von Terrorkom- 
mandos, die von der Regierung heimlich unterstützt werden, getötet. Mehrere Ar- 
beiter kamen bei Straßenschlachten mit der Polizei, während Streiks und Protestde- 
monstrationen, ums Leben. Mehrere fortschrittliche Lehrer wurden mit mittelal- 
terlichen Methoden gefoltert. (241) Ofmals werden fanatisierte Gläubige gegen die 
progressiven Kräfte aufgeputscht. (241a) 

Am 12. März mußte Demirel abdanken, nachdem die türkische Armee andemn- 
falls mit einer direkten Machtübernahme gedroht hatte. Das türkische Militär gab 
der Öffentlichkeit drei Hauptmotive für ihr Eingreifen an: 

1. Das Parlament und die Regierung haben das Land in Anarchie, Bruderkampf und 
soziales und wirtschaftliches Chaos geführt, den kemalistischen Weg verlassen und 
in der Verfassung vorgesehene Reformen nicht durchgeführt. Dadurch geriet die Zu- 
kunft der türkischen Republik in ernste Gefahr. 

2. Die Verteidigungskräfte verlangen daher eine glaubhafte Regierung, die auf kema- 
listischem Wege die Reformen, die die Verfassung vorschreibt, ausführt. 

3. Werden diese Forderungen nicht schnellstmöglich erfüllt, wird die türkische Ar- 
mee die Macht übernehmen. (242) 

Es wurde unter Ministerpräsident Evrim (242a) eine neue Regierung gebildet, 
der grundsätzlich nur Technokraten und Fachleute angehören. Die Regierung ver- 
kündete in ihrem Programm, der Anarchie bald Herr zu werden, die längst fälligen 
Land-, Steuer-, Schul- und Sozialreformen in Angriff zu nehmen und die Industri- 
alisierung der Türkei zu beschleunigen. 

Die türkische Armee unterscheidet sich grundlegend von den reaktionären 
Militärs der lateinamerikanischen Länder (mit Ausnahme Chiles), Griechenlands 
und Spaniens. Sie hat sich bisher immer als Hüterin der kemalistischen Prinzipien 
verstanden und bildete daher für die Imperialisten und die herrschende Klasse in 
der Türkei ständig eine latente Gefahr. 

Die Mehrheit der türkischen Offiziere rekrutiert sich aus den unteren sozialen 
Schichten. Durch staatliche Stipendien (schon von der 6. Klasse an) erhalten sie die 
Möglichkeit, die Militärschulen und Akademien zu besuchen. 

Seit einigen Jahren wird nun versucht, die kemalistische Struktur, offensicht- 
lich unter dem Einfluß der Nato, zu verändern. Die Militärschulen wurden außer 
einem Militärgymnasium in Istanbul und einer Militärakademie in Ankara aufge- 
löst. 

Die Gehälter der bis vor wenigen Jahren finanziell schlecht gestellten Offi- 
ziere wurden stark erhöht. Durch die Einrichtung einer “Armee-Hilfsorganisation”, 
in die ein Teil der Offizierseinkommen fließt, werden die Offiziere an Investitio- 
nen beteiligt. Die Offiziere verdienen inzwischen innerhalb der Beamtenhierarchie 
am meisten. 


241) Vgl. Kestin, H., Studentenbewegung und Staatskrise in der Türkei, FU-Information, 
Nr. 2/71, Berlin, 19.2.1971 

241a) Diese fanatischen und reaktionären Aktionen werden von der herrschenden Klasse ge- 
schickt inszeniert. Z. B. werden immer wieder Bomben in oder in der Nähe von Mo- 
scheen geworfen, wenn Tausende in ihre Andacht vertieft sind, um hinterher behaup- 
ten zu können, “Kommunisten haben die Bomben geworfen.” Anschließend gibt es 
meistens wüste Ausschreitungen und manchmal Plünderungen. 

242) Vgl, Cumhuriyet, 13.3.1971, 5. 1 

242a) Evrim, der zum rechten [lügel der Republikanischen Volkspartei (CHP) bis zu seinem 
Amt als Ministerpräsident gehörte, mußte aus der Partei austreten, weil er gemäß dem 
Ultimatum der Armee überparteilich sein sollte. 
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Viele Offiziere erhalten eine Ausbildung in den USA, durch die sie pro-ameri- 
kanisch orientiert werden sollen. Diese und andere Versuche, den Kemalismus in 
der türkischen Armee zu untergraben, müssen bei der Beurteilung der jüngsten Er- 
eignisse in Betracht gezogen werden. Nach Meinung der Monatszeitschrift ANT 
(243) war das Ultimatum der Armee vom 12. März 1971 ein taktischer Vorwand, 
um die linksorientierten Offiziere zu eliminieren. Progressive Offiziere hatten seit 
einiger Zeit geplant, das reaktionäre Parlament aufzulösen, die Regierung abzuset- 
zen und nach einer kurzen Interimszeit die staatliche Führung einem aus linksorien- 
tierten Zivilisten gebildeten Volkskomitee zu übergeben. Die ursprünglichen Pläne 
sahen ein noch radikaleres Vorgehen als am 27. Mai 1960 vor. 

Nach bisher unbestätigten Berichten soll ein hoher Offizier die Pläne der pro- 
gressiven Offiziere an Regierungskreise weitergeleitet haben. Nach einer Beratung 
in der US-Botschaft, an der jener erwähnte Offizier, der Sohn des Staatspräsiden- 
ten Sunay und englische und amerikanische Botschaftsangehörige teilnahmen, soll 
man sich darauf geeinigt haben, die progressiven Offiziere kaltzustellen und eine 
überparteiliche Regierung zu bilden. Nach dem Ultimatum vom 12. März 1971 wur- 
den mehrere hohe Offiziere pensioniert, andere auf bedeutungslosc Posten außer- 
halb der Großstädte versetzt. 

Wie kürzlich gemeldet wurde, ist in 11 großen, hauptsächlich in Arbeiterre- 
gionen, der Ausnahmezustand verhängt worden. Das jetzige Vorgehen der türki- 
schen Armee verstärkt die Zweifel, ob das Militär bereit ist, auch diesmal gegen eine 
Korrupte und reaktionäre Regierung vorzugehen, oder ob es nicht vielmehr den 
Nato- bzw. US-Plänen entsprechend das kapitalistische System retten will,das durch 
dic sich ihrer Lage bewußt werdenden Arbeiter, Bauern, Studenten und Lehrer ge- 
fährdet ist. Eine richtige Einschätzung der letzten Entwicklung müßte von einer 
Klasscnanalysce ausgehen, was im Rahmen dieser Arbeit nicht möglich ist. Wir haben 
in unseren bisherigen Ausführungen geschen,daß die Türkei, wie alle anderen Länder 
der dritten Welt vor sehr schwierigen Problemen steht. Unter den vorhandenen 
Problemen in der Türkei leiden nicht mehr die Armecangehörigen, sondern dic brei- 
te Masse der Werktätigen. 

Nicht nur die Geschichte der türkischen Republik, sondern die jahrhunderte- 
langen Erfahrungen aller unterdrückten Völker haben bewiesen, daß keine andere 
Klasse bereit ist, die Interessen der breiten Masse der Bauern und der Arbeiterklas- 
sc wahrzunehmen. Mit anderen Worten: Die Industrialisierung der unterentwickelt 
gehaltenen Länder, die Lösung der sich zuspitzenden Probleme und die volle Unab- 
hängigkeit dieser Länder wird und kann nur das Werk der ausgebeuteten und unter- 
drückten Menschen, d.h. aller Werktätigen sein. 

“In den letzten 10 Jahren”, schreibt das Organ der türkischen Arbeiterpartei 
(TIP), “hat die Arbeiterklasse ihre Einheit und Solidarität entwickelt, das Niveau 
ihres Kampfes und ihrer Organisation verbessert und sich als cin unabhängiger poli- 
tischer Machtfaktor erwiesen. In der türkischen Arbeiterklasse vollzieht sich die 
Weiterentwicklung von der ‘Klassc an sich’ zur ‘Klasse für sich’.” (244) 


243) Vel. Ant, Yorum: Reform ve huzur planinin icyüzü, Nr. 13, Istanbul, Mai 1971,58. 6-7 
244) Imek, 12 Mart Muhtirasi ve sonrasi, Nr. 11, Ankara, April 1971,8.5 
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7. Die Türkei unter Kriegsrecht 


Seit über 20 Monaten wird die Türkei mit Hilfe des Kriegsrechtes regiert,durch 
das die unmittelbare Macht vom Militär ausgeht. 

Die Militärgouverneure sind ermächtigt, ohne rechtlichen Beschluß Menschen 
bis zu 30 Tagen festzunehmen, Häuser durchsuchen zu lassen, das Post- und Fern- 
meldegeheimnis aufzuheben, Streiks zu verbieten, Ausgangssperren zu verhängen. 
jegliche Versammlungen zu verbieten, Vereine aufzulösen, Zeitungen und Zeit- 
schriften, Verlage zu schließen sowie Sondermilitärgerichte einzurichten. Wie weit 
die Grenzen dieser Willkürherrschaft ausgedehnt werden können, ist bereits in der 
Broschüre "Türkei-Report’ mit einzeinen Beispielen aufgezeigt worden. (245) 

Alle zwei Monate kurz vor der Verlängerung des Ausnahmezustandes werden 
Verhaftungen durchgeführt, Waffen entdeckt, eine illegal gedruckte Zeitung, Flug- 
blätter oder eine geheime Organisation aufgedeckt, damit der Ministerpräsident im 
türkischen Parlament erklären kann: “Die Wurzeln der Anarchisten sind noch nicht 
ausgerottet worden, die Gefahr für das Land liegt im Ausland, daher müssen wir den 
Kriegszustand für weitere zwei Monate verlängern.’ Im Grunde ist die Entscheidung 
für eine Verlängerung in der Geheimsitzung des “Nationalen Vertrauensraies”, wo 
die Spitzen der Militäre sitzen, bereits vorher gefallen. Alle wichtigen Entscheidun- 
gen werden von diesem Rat getroffen, bevor sie dem Parlament vorgelegt werden. 
Der Grund für diese Vorgehensweise liegt auf der Hand: die Weltöffentlichkeit und 
die breiten Massen im türkischen Volke sollen weiterhin glauben, daß das Parlament 
nach wie vor funktioniere. Und der Grund für weitere Verlängerung ist nicht, wie es 
mit künstlich erfundenen Anlässen begründet wird, die noch nicht ausgelöschte An- 
archie oder die Gefahr für das Land aus dem Ausland, sondern nur der, daß die Be- 
dingungen für eine Herrschaft ohne Kriegszustand aber objektiv doch mit Kriegs- 
recht noch nicht legalisiert worden sind. Es soll also ein solcher rechtlicher Zustand 
geschaffen werden, in dem die im Kriegszustand geschaffenen Gesetze ausreichen, 
jegliche oppositionelle Tätigkeit, die von der herrschenden Klasse als Gefahr ange- 
sehen wird, auf legale Art und Weise zu beseitigen. 

Deshalb reichen die bereits vor einigen Monaten erfolgten Verfassungsände- 
rungen — 40 Artikel wurden geändert — noch nicht aus. Die neue Regierung Melen 
will folgende Verfassungsänderungen verwirklicht haben: 1. Gründung von Staats- 

icherungs-Gerichten, 2. Einschränkung der Befugnisse der Verfassungs- und Ver- 
waltungsgerichte, 3. Änderungen der Arbeitsform des Parlaments, 4. Änderungen 
des Artikels über die Parteien etc. (246) 

Auch die Verfassungsänderungsvorhaben, wonach die Publikationsorgane un- 
ter cine schärfere Kontrolle gestellt und die Hochschulen unmittelbar durch das 
Kultusministerium reglementiert werden sollen, sind noch nicht fallengelassen wor- 
den. Da die türkische Verfassung von 1961 den Gerichten ihre volle Unabhängig- 
keit gewährt und diese häufig die rechtswidiigen Entscheidungen der Regierungen 
zurückgewiesen haben, soll deren Befugnis eingeschränkt werden, damit in Zukunft 
die willkürliche Machtausübung nicht blockiert werden kann. Die Hochschulen sol- 
lien mit neuen Verfassungsänderungen von oppositionellen Kräften (ob Professoren, 
Assistenten oder Studenten) gereinigt werden. Kurz, alles zielt darauf hin, unter der 


245) Vgl. Türkei-Report, Sozialistisches Büro, Offenbach 
246) Milliyet, 15.7.1972 
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Bedingung des Kriegszustandes, nachdem die oppositionellen Kräfte mundtot ge- 
macht worden sind, die Basis dafür zu schaffen, nach der Aufhebung des Aus- 
nahmezustandes die Macht der herrschenden Klasse langfristig zu Konsolidieren und 
willkürlich auszuüben. 

Seit anderthalb Jahren sind alle oppositioneilen Zeitungen, Zeitschriften und 
Verlage durch strenge Pressezensur gleichgeschaltet, wenn nicht verboten. Opposi- 
tionelle Studentenvereine, Lehrer- und Jugendorganisationen sind verboten worden, 
deren führende Kräfte befinden sich in Haft oder noch immer vor den Sondermili- 
tärgerichten. Hunderte von kritischen Büchern sind entweder beschlagnahmt oder 
von der Polizei aus Buchläden, Privathäusern und Bibliotheken entfernt worden. 
138 Bücher wurden am 1. Juli 1972 konfisziert. Unter diesen Büchern befinden sich 
unter anderem Werke von Marx, Engels, Lenin, Trotzky, Dimitrov, Ho Tschi Minh, 
Jacques Duclos, Fidel Castro, Che Guevara, George Politzer, Max Beer, Emilie Bums, 
Stokely Carmichael, Leo Huberman, Mao Tse-Tung, C. Wright Mills, Sidney Lens, 
Isaac Deutscher, Nguyen Giap, Nkrumah, Nazim Himket und selbst die Romane des 
bekannten türkischen Schriftstellers Kemal Tahir und die Theaterstücke von Hans 
Magnus Enzensberger. 

Auch das 350 Jahre alte historische Buch über das Ösmanische Reich 
“Serefname” wurde mit der Begründung beschlagnahmt, in ihm würde Propagan- 
da für den Kommunismus getrieben. 

Die Türkei ist zum erstenmal in unserer Geschichte in ein Land der Konzen- 
trationslager oppositioneller Kräfte verwandelt worden, wobei unter Oppositionel- 
len nicht nur Sozialisten, sondern auch viele kritisch denkende liberale Demokraten 
zu verstehen sind. Die Zahl der politischen Häftlinge wird von dem Weltgewerk- 
schaftsbund mit ca. 10.000 geschätzt,(247) was die Zahl der Inhaftierten in Grie - 
chenland weit übersteigt. Für über 100 türkische Patrioten wurde bis heute von der 
Staatsanwaltschaft der Sondermilitärgerichte die Todesstrafe beantragt. 

Um das Leben von Deniz Gezmis, Yusuf Aslan und Hüseyin Inan zu retten, 
deren Todesurteile vom türkischen Parlament bestätigt worden waren, entführten 
Mahir Cayan und seine Freunde am 27.3.1972 zwei britische und einen kanadi- 
schen Techniker. Mahir Cayan, eines der Häupter der Untergrundbewegung, flüch- 
tete Mitte November 1971 mit vier türkischen Untergrundkämpfern durch einen 
15 Meter langen selbstgegrabenen Tunnel aus einem Gefängnis in Istanbul. Im Ca- 
yan-Prozess hatte die Staatsanwaltschaft für 12 Mitglieder der Organisation die Tc- 
desstrafe beantragt. Die unnachgiebige Haltung der Erim-Regierung führte zu einem 
Blutbad, 10 junge Türken und die drei Techniker wurden getötet. (248) 

Auch der letzte Versuch, mit der Entführung eines türkischen Flugzeuges nach 
Sofia mit 61 Insassen das Leben von Deniz Gezmis, Yusuf Aslan und Hüseyin Inan 
zu retten, führte zu keinem Erfolg. Man vermutet, daß den Entführern die Aufhe- 
bung der Todesurteile zuvor von den Vermittler versichert worden war, worauf sie 
sich ergaben. Am 6. Mai wurden die drei jungen Türken erhängt. Inzwischen ist auch 
Ziya Yilmaz durch das Sondermilitärgericht zum Tode verurteilt worden. Für meh- 
tere junge Patrioten wurden Zuchthausstrafen von einigen Jahren bis lebenslänglich 
ausgesprochen. 

Der bekannte Journalist und Schriftsteller Cetin Altan, der nach dem Memo- 
randum der türkischen Militärs am 12. März mehrere Monate inhaftiert und wieder 


247) Frankfurter Rundschau, Verhaftet wird jetzt eine Stunde später, von Peter Rhode, 
7. Juni 1972 
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freigelassen worden war, ist zu einem Jahr Zuchthausstrafe verurteilt und sofort in- 
haftiert worden. Grund: Cetin Altan habe als Abgeordneter der Arbeiter-Partei der 
Türkei in einer Rede im Jahre 1967 (also 5 Jahre vor dem Memorandum) den türki- 
schen Staatspräsidenten Sunay beleidigt. 

Auch die Frau des bekannten türkischen Verfassungsrechtlers Prof. Soysal 
erhielt wegen Beleidigung des türkischen Militärs ein Jahr schwere Zuchthausstrafe 
und vier Monate Hausarrest. Prof. Soysal selbst war längere Zeit in Haft. Für ihn 
verlangt die Staatsanwaltschaft wegen seines in den Hochschulen als Lehrbuch be- 
nutzten Buches “Einführung in die Verfassung” 6 Jahre Gefängnisstrafe. Prof. 
Muammer Aksoy, ciner der Väter der Verfassung von 1961, steht unter der Ankla- 
ge, er habe 1968 in West-Berlin Vorträge für die türkischen Arbeiter und Studenten 
gehalten, er habe an dem Vietnam-Kongress am 14/18. Februar 1968 und an der 
darauf folgenden Demonstration teilgenommen. Für seine Forschungsarbeit habe 
Aksoy auch in der Bibliothek der Humboldt-Universität gearbeitet. 

Für Prof. Ugur Alacakaptan, chemaliger Rektor der juristischen Fakultät in 
Ankara, verlangt die Staatsanwaltschalt des Sondermilitärgerichtes zweieinhalb, für 
den Dozenten Mukbil Özyörük sechs, für die Assistenz-Professoren Ugur Mumcu 
und Adil Özkol bis zu 15 Jahren Zuchthausstrafe, weil “sie sich in ihren Reden und 
Schriften vor dem 12. März 1971 für die Bescitigung der Verfassung eingesetzt, die 
Herrschaft einer sozialen Klasse über eine andere propagiert, die Regierung beleidigt, 
Beamte verunglimpft und dem Pressegesetz Widerstand geleistet haben.” (249) 

Die bittere Ironie besteht darin, daß die genannten Verfassungsrechtler (alle 
Hochschullchrer der juristischen Fakultät in Ankara), zu den wenigen Vätern der 
Verfassung von 1961 gchören, die sich stets gegen die Verfassungsverstöße und ge- 
gen die Verfassungsänderungen mit aller Entschiedenheit vor und nach dem 12.März 
1971 gewandt haben. Man kann ihnen nichts anderes vorwerfen, als daß sie ihr 
Werk, die Verfassung von 1961, vor den rcaktionären Regierungen schützen woll- 
ten. Hätten gerade sic und ihre Gesinnungsfreunde ihr Werk beseitigen wollen? Sie 
werden vor den Sondermilitärgerichten, deren Vorsitzende noch nicht einmal Rich- 
ter, sondern von Militärobersten eingesetzte Offiziere sind, zu beweisen haben, daß 
diese Verfassung bereits in 40 Artikeln radikal geändert worden ist. Wenn diese Be- 
schuldigungen im geringsten zutreffen würden, wäre zu fragen, warum die Angceklag- 
ten nicht unmittelbar nach ihren Taten vor Gericht gestellt werden konnten, ob- 
wohl sclbst damals cine Regierung (Demirel-Regierung) an der Macht war, der sie 
Opposition leisteten. 

Der Verlagsleiter Süleyman Ege, der die Übersetzung des Buches “Staat und 
Revolution” von Lenin gedruckt hatte, crhiclt siebeneinhalb Jahre, Muhterem Bengi 
— ersollkommunistische Propaganda gemacht haben — neun Jahre Zuchthaus. Ugur 
Cankocak, Vertreter der “Progressiven Arbeitergewerkschaft” in Ankara, muß 1 1/2 
Jahre ins Gefängnis, weil er in einem Artikel 1970 die “nationalen Gefühle herabge- 
setzt habe.” (250) 

Dies sind einige wenige Beispiele von vielen bereits laufenden oder noch in 
Vorbereitung befindlichen Massenprozessen in der Türkei, bei denen Tausende von 
Demokraten und Sozialisten mit lächerlichsten Beschuldigungen angeklagt und be- 
straft werden.Breite Teile des Volkes bleiben von der Willkürherrschaft in der Türkei 
nicht verschont. Abgeschen davon, daß durch Ausgangssperren, deren Länge nach 
Gutdünken verlängert oder verkürzt wird, die Freiheit der Bewohner in den vom 


249) Milliyet, 8. 7. 1972 
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Kriegsrecht beherrschten Provinzen in jeder Hinsicht stark beschnitten ist, werden 
mit der noch immer andauernden Jagd nach “Anarchisten” jeder Zeit Hausdurch- 
suchungen durchgeführt. Wer vom Militär verbotene Veröffentlichungen zu Hause 
hat, wird sofort eingesperrt. Ende Januar 1972 fand wahrscheinlich eine der größ- 
ten Razzien der Weltgeschichte statt: nach der Verhängung des Ausgehverbots in 
Istanbul für 15 Stunden durchsuchten 85.000 Soldaten und Polizisten jedes Haus. 


7.1. Die sozio-ökonomische Lage des Volkes wird unerträglich 


Im Ultimatum der unter NATO-Kommando stehenden Militärs wurde verkün- 
det, eine zu bildende neue Regierung müsse “überparteilich” sein und die in der 
Verfassung vorgesehenen, von der Demirelregierung nicht verwirklichten Reformen 
schnellstens durchführen. Die Bodenreform, über die seit 1933 heftig diskutiert 
wird und für die Gesetzentwürfe vorbereitet werden, müßte als erstes von der “Re- 
formregierung” Erim in die Tat umgesetzt werden. In dem Glauben, mit Hilfe der 
Regierung Reformen zu verwirklichen, arbeiteten einige idealistische Technokraten 
mit und arbeiteten eifrig ihre Reformkonzepte aus. Die Reformen im Gesundheits-, 
im Bildungs- und im Steuerwesen, im Bereich der Industrie, beim Außen- und In- 
nenhandel, bei der Verstaatlichung der wichtigen Rohstoffe etc. sollten folgen. 

Karaosmanoglu, stelivertretender Ministerpräsident für Wirtschaftsfragen, schil- 
derte den miserablen Stand der Unterentwicklung der Türkei in seiner ersten Pres- 
sekonferenz und verkündigte in den folgenden Monaten feierlich, “die Bodenreform 
wird im Jahre 1972 praktiziert.” (251) Ministerpräsident Erim betonte: “Die Refor- 
men werden wir gegen alle Widerstände durchführen.” (252) 

Die Regierung und ihre Mitglieder betonten immer wieder dem Volke gegen- 
über, daß die Reformen durchgeführt würden, damit die verzweifelten Massen durch 
Reformhoffnungen die ihren Interessen diametral entgegenlaufende Entwicklung zu- 
mindest für einige Zeit nicht erkennen konnten. 

Doch Ende Oktober mußten sich die Minister im Erimkabinett, die geglaubt 
hatten ihre Reformpläne verwirklichen zu können, überzeugen, daß sie nur mit Illu- 
sioner: gelebt hatten. Als Karaosmanoglu, progressivster Mann in der Regierung, 
seine in sieben Monaten vorbereitete letzte Fassung des Bodenreformkonzeptes der 
Unterkomission des Parlaments vorlegte, wurde diese von den reaktionären und kon- 
servativen Interessenvertretern der Komission entschieden abgelehnt. Sie verlangten 
die Streichung der wichtigsten Aspekte des Konzeptes, wie die Begrenzung des 
Großgrundbesitzes, worum es bei der Reform eigentlich geht. Auch alle anderen Re- 
formpläne scheiterten. Am 3. November 1971 traten 11 Minister zurück, woraufhin 
auch Frim formal seinen Rücktritt erklärte, um mit der Bildung des neuen Kabi- 
netts vom Staatspräsidenten beauftragt zu werden, was auch geschah. 

Spätestens nach dem Rücktritt der 11 Minister wurde es klar, daß die Erim- 
Regierung als Werkzeug der herischenden Klasse und der imperialistischen Kräfte 
ins Leben gerufen war, nicht um Reformen zugunsten des Volkes durchzuführen, 
sondern um die Herrschaft der Kompradorenbourgeoisie und ihrer Verbündeten zu 
konsolidieren. Anstelle der reformwilligen Technokraten in der 1. Erim-Regierung 
wurden in das neue Kabinett Konservative Politiker der vier größten Parteien im 
Parlament aufgenommen. Auch die zweite Regierung Erim schwor immer wieder: 


251) Cumhuriyet, 25.8.1971 
252) Cumhuriyet, 15.9.1971 
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“Die Reformen werden wir durchsetzen.” Im Regierungsprogramm sagte Erim: “In 
der gemischten Marktwirtschaftsordnung werden wir dem privaten Sektor Vertrauen 
entgegenbringen. Teuerung, künstliche Preissteigerungen und ungerechte Verdiener 
werden bekämpft.” (253) 

All die Versprechungen der beiden Erim-Regierungen waren wie erwähnt nur 
als Täuschungsmanöver für das Volk gedacht. Keine der im Programm erwähnten Re- 
formen, keine der proklamierten Versprechen wurden in die Tat umgesetzt, außer 
denen, wofür das Militär eine solche Regierung lanciert hatte, nämlich die Unter- 
drückung des gerechten Kampfes des türkischen Volkes gegen Ausbeutung, Armut 
und Elend und für eine unabhängige und demokratische Türkei. Nur diese Unter- 
drückung durch brutalsten Terror wird als einziges Werk der beiden Erim-Regierun- 
gen in die Geschichte der Türkei eingehen. Als Erim am 17. April dieses Jahres zu- 
rücktreten mußte, hinterließ er dem türkischen Volk in seiner einjährigen Regie- 
rungzeit 25,9 % "Teuerung. Denn bei den gleichbleibenden, ja sogar zurückgegan- 
genen Löhnen und Gehältern sind die Preise durchschnittlich in den Jahren 1970- 
1971 um 25,9 % gestiegen. (254) Diese Teuerung erschwert das Leben der armen 
Bauern, der Arbeiter und Beamten zu sehr. Karaosmanoglu erklärte zu den rapide 
steigenden Preisen: “Selbst als Minister merke ich es mit meinem konstanten Ein- 
kommen, wie teuer das Leben wurde.” 

Als Beispiel nennen wir die Preissteigerungen einiger wichtiger Bereiche und 
Produkte: Postgebühren stiegen um 100 %, Eisenbahngebühren um 40 %, Busgebüh- 
ren um 66-180 %, Krankenhausgebühren um 50-100 %, Mieten um 40-45 %, Textil- 
waren um 40-70 %, Elektrizitätsgebühren um 30 %, Notargebühren um 50 %, Pa- 
pier um 30 %, Zeitungen um 50 %, Brot um 10 %, Fleisch um 25 %, Zement-, Eisen- 
und Kohlepreise um 100-200 %. (255) 

Am 10. Juni 1972 erklärte der Minister für Landwirtschaft, Prof. Ali Balaban, 
daß 69 % der Bauern, das sind 18 Millionen, ein jährliches Prokopfeinkommen ha- 
ben, das unter 485 Türkische Lira (TL) beträgt (256), das entspricht umgerechnet 
120 DM. Ein durchschnittlicher Anzug kostet etwa 500 TL, ein Hemd 40 TL, ein 
Kilo Fleisch 20-35 TL. Wenn wir es umrechnen, beträgt das Einkommen eines 
Parlamentariers etwa im Monat das 312 fache dessen, was 13 Millionen arme 
Bauern pro Kopf im Monat verdienen. Und wenn ein Minister mit seinem Einkom- 
men über Teuerung klagt, dann kann man sich sehr wohl vorstellen, unter welchen 
unerträglichen Lebensbedingungen die breiteren Massen des türkischen Volkes zu 
leben haben. 

Selbst viele liberale Wirtschaftler klagen über die stagnierende und inflationi- 
stische Politik der Regierungen. Ähnlich wie Prof. Hatiboglu, beschreibt auch Prof. 
Mimaroglu die Wirtschaftssituation- unter Erim’s Regierungen mit folgenden Wor- 
ten: “Die türkische Wirtschaft befindet sich in einer ernsten Stagnation, die sich auf 
alle Bereiche der Wirtschaft erstreckt.” Laut Mimaroglu kann die türkische Natio- 
nal-Wirtschaft diese Stagnation nicht mehr lange aushalten. (258) Die Zahl der Ar- 


253) Cumhuriyet, 17.12.1971 

254) Vgl. Cumhuriyet, 2.2.1972 

255) Vgl. Cumhiriyet, 26. 5., 30. 5., 3. 6., 15. 6., 19. 6., 21. 6., 23. 6., 30. 6.,5.7.,17.7., 
16. 8., 29. 8.,12. 9. 1971, Günaydin, 22; 6, 27. 6, 16. 7. 1971, Milliyet, 17.7 71.1971, 
Tercuman, 15. 6.,18.7., 24.7.1971 

256) Vgl. Milliyet, 10.7.1972 

257) Cumhuriyet, 16. 9.1971 

258) Cumhuriyet, 13.9.,15.9.1971 
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beitslosen wird selbst in den Sommermonaten nach offiziellen Angaben auf 2 Milli- 
onen geschätzt, 1,3 Millionen junge Türken warten darauf, ins Ausland als Arbeits- 
kräfte zu gehen. 
Nach Angaben des Schatzministers gibt es im Etat des Jahres 1972 ein Defizit 
von etwa 15 Milliarden TL, das ist knapp ein Drittel des ganzen Etats. (259) Durch 
Steuererhöhungen sollen 4,5 Milliarden des Defizits gedeckt werden. Das seit Jahren 
steigende Defizit der Zahlungsbilanz wurde im Jahre 1971 durch den stark ange- 
wachsenen Devisenzustrom durch die türkischen Arbeiter im Ausland gedeckt. 1971 
betrug die Summe der in die Türkei transferierten Devisen der türkischen Arbeiter _ 
460 Mio. Dollar, das sind 70 % des gesamten Devisenzuflusses der Türkei. Durch 
die Devisen der türkischen Arbeiter im Ausland stiegen seit Jahren zum erstenmal 
in der Türkei die Dollarreserven auf 857 Mio. Dollar. (260) 
Anscheinend wollen die Herrschenden mit den z. Z. vorhandenen Devisen 
Waffen kaufen. Obwohl ein Drittel des türkischen Etats für das Militär, (mit über 
550.000 Soldaten im Vergleich zur Bevölkerung die größte Armee in der NATO) 
ausgegeben wird, erklärte General Goodpaster, daß die Verteidigung der Türkei noch 
mehr moderne Waffen erfordere. (261) Kurz danach wurde beschlossen, für zehn 
Jahre einen Zusatz-Etat für den Kauf moderner Waffen einzurichten, wofür jährlich 
1,6 Mrd. TL ausgegeben werden sollen. (262) Am 23. Juni 1972 wurde erklärt, daß 
von den USA 54-64 Phantom gekauft werden sollen, die pro Stück 5 Mio. Dollar 
kosten. (263) Ein großer Teil der von den USA und BRD unter “Entwicklungshilfe” 
aufgenommenen Anleihen werden so für den Kauf von Waffen vergeudet.. j 


7.2. Bedingungen für die Erkämpfung der demokratischen Rechte in der Türkei 


Die Türkei befindet sich in einer Phase, in der. die türkische Kompradoren- 
bourgeoisie mit ihren imperialistischen Verbündeten ihre stärkste, konzentrierteste 
Generaloffensive gegen das türkische Volk eingeleitet hat mit dem, Ziel, dessen ge- 
rechten Kampf gegen Unterdrückung und Ausbeutung, für eine sozial gerechte de- 
mokratische Gesellschaftsstruktur und für 'eine unabhängige Türkei langfristig zu 
unterbinden, um ihre Herrschaft zu konsolidieren. Dies konnte jedoch nicht ge- 
schehen, denn: j 
1. trotz aller Terrormaßnahmen und bereits unternommenen Schritte, eine sol- 

che Willkürherrschaft zu legalisieren, Konnte die demokratische und soziali- 

stische Basis im Volke nicht zerstört, ja noch nicht einmal unter Kontrolle 
gebracht werden. Mit anderen Worten, die durchgeführten Maßnahmen haben 
den starken Willen und den Mut der Basis, dieser Willkürherrschaft Wider- 
stand zu leisten, nicht brechen können. 

2. Die sozialen Konflikte haben sich seit der Ausübung der Terrorherrschaft, 
wie wir oben gesehen haben, verschärft. 

3. Die Bourgeeisie hat sich über das Ausmaß einer solchen Terrorherrschaft 
nicht einigen können, nicht etwa dem Volke zuliebe, sondern weil eine sol- 
che Willkürherrschaft den Interessen von Teilen der Bourgeoisie nicht ent- 


259) Vel. Cumhuriyet, 7. 1. 1972 
260) Abdi Ipekci, Milliyet, 28. 2. 1972 
261) Vgl. Milliyet, 1. 5. 1972 j 
262) Vgl. Milliyet, 10. 7. 1972 

263) Vgl. Milliyet, 24. 7. 1972 
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spricht, denn es ist ja lediglich die Herrschaft des parasitärsten Teils der Bour- 

geoisie, d.h. der Kompradorenbourgeoisie und ihrer Verbündeten im Ausland. 
4. Ein letzter Gesichtspunkt wäre der, daß die demokratischen und fortschritt- 

lichen Kräfte in den mit der Türkei verbündeten Ländern einer Terrorherr- 
schaft in der Türkei zumindest ablehnend gegenüberstehen, wenn sie sie nicht 
oder noch nicht bekämpfen. 

Oben sagten wir, daß die demokratische und sozialistische Opposition des tür- 
kischen Volkes trotz aller Versuche, sie zu untergraben, sich erfolgreich behaupten 
konnte. Was in der Türkei geschehen ist, ist nur das, was bei einer solchen General- 
offensive der Kompradorenweltbourgeoisie in jedem Lande erfolgen sollte, (falls 
natürlich für eine Gegenoffensive der demokratischen Kräfte die objektiven und sub- 
jektiven Bedingungen nicht vorhanden sind, was in der Türkei nicht der Fall war), 
nämlich: sich zurückzuziehen, sich zu behaupten, die Versuche der Herrschenden, 
die Terrorherrschaft zu legalisieren, aktiv zu bekämpfen, sich zu reorganisieren und 
den Kampf für die Rückeroberung der demokratischen Rechte und Unabhängigkeit 
des Volkes aufzunehmen. 

Die Opposition des Volkes hat sich sowohl parlamentarisch als auch außer- 
parlamentarisch behauptet, wobei die Stärke des Widerstandes naturgemäß den Um- 
ständen entsprach, also sich in Grenzen hielt. 

Alle verbotenen Parteien, Jugendverbände, Berufsorganisationen, wie Lehrer- 
und Juristenorganisationen, Gewerkschaften, Zeitungen und Zeitschriften, existie- 
ren nicht mehr legal, de facto aber konnte man sie nicht beseitigen. Da all diese Or- 
ganisationen eine starke Basis hatten, konnte durch die Verhaftung von Kaderleuten 
deren Existenz nicht in Frage gestellt werden. Sie haben lediglich ihre offene Arbeit 
einstellen müssen. 

Die wichtigste Entwicklung innerhalb der türkischen Opposition vollzog sich in 
der zweitgrößten Partei der Türkei, der “Republikanischen Volkspartei”. Diese Par- 
tei wurde als erste in der Republik von Atatürk selbst gegründet. Nach dem Tode 
Atatürks 1938 übernahm Ismet Inönü den Vorsitz der Partei, Inönü, der Atatürks 
progressiven und antiimperialistischen Kurs bis 1945 fortsetzte, danach aber sich 
immer mehr an den westlichen NATO-Verbündeten und an den Interessen der türki- 
schen Bourgeoisie orientierte, regierte die Partei bis zu seiner Abdankung am 8. Mai 
wie ein absoluter Herrscher. Er war lange Jahre Ministerpräsident, Staatspräsident 
und ununterbrochen 34 Jahre lang Vorsitzender der Republikanischen Volkspartei. 
Seine Autorität war bis vor kurzem unerschütterlich. Seit einigen Jahren hatte der 
linke Flügel der Partei unter Generalsekretär Bülent Ecevit die Führung inne. Die- 
ser linke Flügel führte die Partei auf einen politischen Kurs, der als “links von der 
Mitte” bezeichnet wird. 

Nach dem Memorandum des Militärs im März 1971 trat Ecevit von seinem 
Amt als Generalsekretär der Partei zurück, weil er den Charakter des Ultimatums 
sofort erkannte und die Unterstützung der zu bildenden “Überparteilichen Regie- 
rung” durch seine Partei ablehnte. Zu dem Ultimatum sagte er: “Das ist nichts an- 
deres, als eine feinere Kopie der griechischen Militärjunta”. Da aber Inönü für die 
Unterstützung der Regierung eintrat, verschärfte sich der Konflikt zwischen dem an 
Inönü orientierten rechten und dem an Ecevit orientierten linken Flügel. Ecevıts Amt 
wurde von seinen Gesinnungsfreunden weitergeführt, während er hauptsächlich un- 
ter den Massen mit aller gebotenen Vorsicht seine Aufklärungsarbeit fortsetzte. We- 
gen seiner Popularität und Beliebtheit unter den Massen, trauten sich die Machtha- 
ber nicht, seine Immunität aufzuheben und ihn zu verhaften, obwohl dies öfter in 
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Erwägung gezogen wurde. Auch jetzt sind in dieser Richtung Vorbereitungen im 
Gange, aber es scheint dafür schon zu spät zu sein, denn die Verhaftung des Vorsit- 
zenden der zweitgrößten Partei der Türkei kann auf großen Widerstand stoßen. 

Im außerordentlichen Generalkongress der Partei forderte Inönü die Delegier- 
ten auf, “entweder mich oder Ecevit” zu wählen, wobei er den Kurs Ecevits “nicht 
nut für die Partei, sondern auch für das Land für gefährlich” bezeichnet. Inönüs 
Versuche, Ecevit zu diffamieren, scheiterten. Die Delegierten wählten mit großer 
Mehrheit Anhänger Ecevits in den neuen Vorstand und zum Generalsekretär. Der 
absolute Herrscher Inönü konnte diese Entscheidung nicht hinnehmen und trat zu- 
rück. Der darauf folgende Kongress der Partei wählte Ecevit mit 1032 von 1085 
Stimmen zum neuen Vorsitzenden. 

14 Parlamentarier des rechten Flügels unter dem Vorsitz von Kemal Satir 
sahen sich daraufhin gezwungen, sich von der Partei zu trennen und eine neue Par- 
tei “Cumbhuriyetci Parti” zu gründen. Sie attacktierten Ecevit aufs schärfste und 
warfen ihm vor, die Partei zu einer sozialistischen entwickelt zu haben. 

Eine sroße Zahl von Parlamentariern, die auch zum rechten Flügel gehörten, 
blieb jedoch bis zum Austritt und zur Mandatniederlegung Inönüs am 5. No- 
vember 1972 in der Partei. Zuvor hatte der Parteivorstand der Republikanischen 
Volkspartei, entsprechend dem immer mehr laut werdenden Wunsch der Partei- 
basis, den Beschluss gefaßt, ihre fünf Minister aus dem sogenannten “überpartei- 
lichen Melen-Kabinett” zurückzuziehen. 

Bekanntlich verlangte das türkische Militär nach dem 12. März-Ultimatum 
“eine überparteiliche Regierung zu bilden”, so daß gezwungener Weise auch die 
Republikanische Volkspartei selbst unter der Führung von Ecevit sich an dem Me- 
len-Kabinett beteiligen mußte. Die Partei quälte sich jedoch in dem großen Wider- 
spruch, einerseits einer Regierung der Industriebourgeoisie zu gehören, die die de- 
mokratischen Rechte des Volkes mit Terrormaßnahmen unterdrückt und ihre eige- 
nen Klasseninteressen bewahrt, andererseits sich für die Herstellung der demokra- 
tischen Verhältnisse und für die Reformen zugunsten der breiteren Massen ein- 
zusetzen. 

Der Druck der Parteibasis überstieg jedoch den Druck des Militärs, obwohl 
dem Vorstand die Folgen eines Austrittes aus dem Kabinett klar waren: nämlich 
Ausnutzung dieser Situation durch den rechten Flügel, die Partei zu zerstören. Mit 
der Begründung, daß die Politik der Partei in einer so kritischen Phase einen für das 
Land gefährlichen Kurs genommen habe, schien für Inönü der richtige Augenblick 
gekommen, um sich an seinen Kontrahenten zu rächen, ohne Rücksicht darauf, daß 
er einer der Gründer dieser Partei mit Atatürk war und bis vor kurzem 34 Jahre 
lang sie als absoluter Herrscher geleitet hatte. Bis heute haben 26 Parlamentarier 
Inönü Folge geleistet und ihren Austritt aus der Partei erklärt. 

Somit ist die Partei mit dem Austritt von 40 Parlamentariern von den Vertre- 
tern der Großgrundbesitzer und der Großbourgeoisie gesäubert,die schon zumindest 
seit dem Vorsitz von Ecevit fehl am Platze waren. Mit 103 Abgeordneten von 450 
bleibt die Republikanische Volkspartei weiterhin die zweitgrößte Partei der Tür- 
kei. Diese sind laut Ecevit solche, die erkannt haben, daß die “Republikanische 
Volkspartei nicht mehr die Ersatzreifen des Autos darstellt, das entsprechend den 
Interessen der Herrschenden auf ihrem Wege fährt.” (264) “Keine Falle wird die 
Kraft der Republikanischen Volkspartei schwächen,” (265) erklärte Ecevit. 


264) Turan Günes, Toplum, 8. November 1972, Nr. 32, $.4 
265) Cumhuriyet, 7. November 1972 
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Dieses Ereignis ist in unserer jüngsten Geschichte insofern sehr wichtig, weil 
von dieser Zeit ab der Weg zur Einheit für die türkische Linke frei zu werden und 
die zweitgrößte Partei der Türkei nunmehr eine klare, linksorientierte Politik zu 
verfolgen scheint. Ecevits politischer Standort kann mit dem des linken Flügels 
der SPD verglichen werden. Diejenigen, die die Entwicklung dieser Partei mitver- 
folgt haben, können feststellen, daß es in der Türkei eine breite, sich selbst bewußte 
demokratische Basis gibt, die eine klare Konzeption hat. Trotz aller Propaganda- 
möglichkeiten des rechten Flügels (die Publikationsorgane unterstützten ihn), trotz 
mehrmaliger Appelle der bis dahin führenden Autorität und trotz der Behinderun- 
gen pro Ecevit orientierter Delegierter, an dem außerordentlichen Kongress teilzu- 
nehmen, erhielt der rechte Flügel eine klare Absage. 

Ein anderes Beispiel, daß die Basis nicht zu täuschen, nicht zu vernichten ist, 
zeigt die Entwicklung bei einer der größten, einflußreichsten Zeitungen der Türkei, 
CUMHURIYET. Unmittelbar nach den Ereignissen des 12. März durfte sie zunächst 
10 Tage nicht erscheinen. Dann verlangten die Industriellen, daß die Redaktion der 
Zeitung, die hauptsächlich aus linksorientierten Intellektuellen bestand, entlassen 
werden müsse; sonst bekäme sie keine Anzeigen mehr. Der bekannte Koluminisi der 
Zeitung Illhan Selcuk und der verantwortliche Redaktionschef würden verhaftet, 
später aber wieder freigelassen, weil sie nicht für schuldig befunden werden konn- 
ten. Selbst der Teilinhaber und langjährige Chefredakteur der Zeitung Nadir Nadi 
wurde zum Abdanken gezwungen. Anstelle der linken Redaktion übernahmen re- 
kaum mehr gelesen wurde. Durch diese Reaktion der Leser ging die Auflage von 
200.000 auf 55-30.000 zurück; entweder mußte die gleichgeschaltete Zeitung 
eingehen oder wieder zu ihrem alten Kurs zurückkehren. Die Inhaber der Zeitung 
zogen es doch vor, ihre Zeitung existieren zu lassen. Am 12. Juli 197% übernahm er- 
neut die alte Redaktion die Zeitung, diesmal fester als zuvor. 

Diese Beispiele könnten erweitert werden. Sie zeigen deutlich, daß die demo- 
kratische Basis die Terrormaßnahmen überstehen konnte. Für die demokratischen 
Kräfte und für die türkische Linke war die Folge ihrer Uneinigkeit gegenüber den 
antidemokratischen und imperialistischen Kräften sehr lehrreich. 

Der Generalangriff gegen alle sozialistischen und demokratischen Kräfte führ- 
te zu einer Annäherung zwischen den Fraktionen unter den Sozialisten, die vor 
dem ‘12. März-Ultimatum’ zutiefst zersplittert waren, Alle Sozialisten sehen sich 
demselben Angriff desseiben Feindes gegenüber und wissen, daß dieser Feind nur 
durch gemeinsamen Kampf aller Sozialisten zumindest in seinem weiteren Vor- 
gehen angehalten und langfristig bekämpft werden kann. 

Die Sozialisten wissen weiterhin, daß sie ein Bündnis mit allen antifaschisti- 
schen und antiimperialistischen Kräften schließen müssen, das insbesondere in die- 
sem Stadium dringend geboten ist. Diese Bündnispolitik zwischen den Sozialisten, 
Sozialdemokraten und Demokraten kann nicht auf organisatorischer Ebene statt- 
finden — da die sozialistischen Organisationen verboten sind --, sondern sie kann 
als Unterstützung der ‘Republikanischen Volkspartei’ durch die Sozialisten erfol- 
gen. Diese Unterstützung hieße nicht eine Unterordnung der sozialistischen Kräfte 
unter eine sozialdemokratische Partei, sondern vielmehr eine zeitweilige Bündnis- 
politik bis zur Wiedererlangung demokratischer Rechte und legaler Arbeitsmöglich- 
keiten für alle Sozialisten. Erforderlich ist jedoch eine genaue Abgrenzung der Sozi- 
alisten von den Sozialdemokraten, um eine Verwirrung unter dem Volke zu vermei- 
den. 
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Anhand der Erfahrungen der bisherigen Praxis des Jahres 1972 kann gesagt 
werden, daß die Sozialisten (wenn auch ohne Geschlossenheit) die sozialdemokra- 
tisch orientierte Politik Bülent Ecevits soweit zu unterstützen scheinen, wie die Re- 
publikanische Volkspartei ihren Kampf für eine demokratische, sozial gerechte poli- 
tische Ordnung und gegen die Kompradorenbourgeoisie und imperialistische Mono- 
pole ohne Konzessionen zu führen bereit ist. 

Die türkischen Sozialisten scheinen sich darüber klar zu sein, wie notwendig 
legale Arbeitsmöglichkeiten sind und wie die Bedingungen dafür erneut erkämpft 
werden können. Sie sind sich bewußt, daß es eines der Hauptziele der herrschen- 
den Klasse der Türkei ist, die sozialistische Bewegung in Illegalität und Kriminali- 
sierung zu treiben. Daher wird entschiedener Widerstand gegen diese Versuche ge- 
leistet und deshalb werden all die Kräfte unterstützt, deren Demokratieverständnis 
den Sozialisten legale Tätigkeitsmöglichkeiten bietet. 

Ecevits Partei könnte auch dann den Beistand der Sozialisten erfahren, wenn 
sie es mit ihrem Programm wie z. B. Nationalisierung und Verstaatlichung der im 
privaten Sektor befindlichen Rohstoffe, Verstaatlichung des Bankwesens, des Außen- 
handels, Durchführung einer radikalen Bodenreform etc., ernst meint. Es ist durch- 
aus zu erwarten, daß eine Einheitsfront aller linken Gruppierungen mit allen anti- 
faschistischen und antiimperialistischen Kräften als Reaktion auf die Willkürherr- 
schaft erfolgen wird.Bülent Ecevit, dynamischer Führer der republikanischen Volks- 
partei kann all diese Kräfte mitziehen, wenn er seine bisherige Konzessionslose Li- 
nie gegenüber der Kompradorenbourgeoisie weiterhin fortsetzt. Es wäre dann al- 
lerdings die Pflicht aller sozialistischen Kräfte, diesen demokratischen und antiim- 
perialistischen Kampf zu unterstützen. 

Es wäre falsch, aus unseren letzten Beispielen Schlußfolgerungen zu ziehen, 
daß das türkische Volk durch die Generaloffensive der Herrschenden keine Verlu- 
ste gehabt hätte. Unser Volk ist vieler demokratischer Rechte beraubt, die demo- 
kratische und sozialistische Bewegung in unserem Lande für einige Jahre zurückge- 
worfen worden. Die Aufgabe und Pflicht aller antifaschistischen, antiirmperialisti- 
schen und sozialistischen Kräfte der Türkei kann in diesem Stadium nichts ande- 
tes sein, als zunächst die Gründung einer Einheitsfront zu ermöglichen: 1. um die 
Versuche der Herrschenden, ihre Terrorherrschaft zu legalisieren, rechtzeitig zu 
unterbinden und 2. um die geraubten Rechte unseres Volkes zurückzuerobern und 
sie weiter auszudehnen. Erste Maßnahmen dieser zu verwirklichenden Einheits- 
front sind unseres Erachtens: 

1. die Versuche des Terrorregimes, die demokratischen Rechte des Volkes wei- 
terhin einzuschränken, müssen bekämpft werden (gemeint sind die oben er- 
a Vorhaben der Regierung Melen, wie z. B. die Verfassungsänderung 
etc.). 

Das Verlangen nach baldiger Aufhebung des Kriegszustandes, 

Abhaltung von freien Wahlen ohne Verzögerung,also 1973 und 

eine Generalamnestie für alle politischen Gefangenen und Wiederzulassung der 
verbotenen Organisationen, Zeitungen und Zeitschriften. 

Zur Erreichung dieser Ziele können die demokratischen und sozialistischen 
Kräfte im Ausland einen großen Beitrag leisten, wenn der Druck dieser Kräfte auf 
die Herrschenden in der Türkei sich verstärken würde. Der Druck aus dem Ausland 
hat bis heute, was die Türkei anbelangt, einen großen Effekt gehabt. Bei der Frei- 
lassung mancher inhaftierter namhafter Professoren, Journalisten, Gewerkschaft- 
ler und Schriftsteller und bei der in der letzten Zeit erfolgten Lockerung für die 
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Presse spielte die ablehnende Haltung des Auslandes eine große Rolle, ebenso wie 
bei der tendenziell bemerkbaren Zurückhaltung der Hersschenden bei weiteren Ein- 
schränkungen demokratischer Rechte. Nun käme es darauf an, diesen Druck des 
Auslands zu verstärken. Wie? 

1. Durch verstärktes Engagement der demokratischen und fortschrittlichen Pu- 
blikationsorgane bezüglich der Situation in der Türkei, 

2. durch Druck auf die demokratischen Regierungen, daß sie ihreıseits bei der 
türkischen Regierung intervenieren und zu verstehen geben, daß, falls die oben 
genannten vier Punkte nicht verwirklicht werden, Maßnahmen in wirtschaft- 
licher und politischer Hinsicht zu erwarten seien. 

Da die Türkei von der Bundesrepublik in jeder Hinsicht abhängig ist, könnten 
die demokratischen und sozialistischen Kräfte in der BRD für die Sache des türki- 
schen Volkes, für die Verwirklichung seiner demokratischen Rechte wirkungsvoll 
eintreten. 

Die Errichtung einer echten Demokratie, die Unabhängigkeit der Türkei und 
die Verwirklichung einer Gesellschaftsordnung, in der das Volk selbst regiert und 
seine Interessen wahmimmt, kann und wird jedoch nur das Werk des türkischen Vol- 
kes selbst sein. 


GEGEN DEN PLAN DES KAPITALS IN DER 
SCHWEIZ — KAMPF DER ARBEIT! 


Diese Broschüre, herausgegeben von der nationalen Schweizer 
Gruppe KLASSENKAMPF — LOTTA DI CLASSE — LUTTE 
DE CLASSE ist der erste Versuch einer umfassenden theoreti- 
schen und empirischen Analyse der Strategie des Kapitals in 
der Schweiz. Einbezogen in die Analyse sind auch Beiträge über 
die Rolle der Emigration im kapitalistischen Plankonzept und 
eine Untersuchung über einen der größten schweizerischen mul- 
tinationalen Konzerne, nämlich die Brown-Boveri (BBC). 


Diese Beiträge machen die Broschüre auch für den bundesdeut- i 
schen Leser lesenswert, berühren sie doch Probleme. die sich ; 
für die Analyse des Kapitals und die politische Arbeit in der 
BRD in ähnlichen Termini stellen. 


Die Broschüre ist auch in italienischer und französischer Sprache erhält- 
lich. 


Erhältlich in den linken Buchläden. Vertrieb an den Buchhan- 
del: POLITLADEN ERLANGEN 852 Erlangen, Werner von 
Siemens-Str. 8, Auslieferung in der Schweiz: ECO-LIBRO, 
Engelgasse 62, Zürich. 


Redaktionskollektiv Gewerkschaften 


ZUM ZUSAMMENHANG VON KAPITALAKKUMULATION, VER- 
ÄNDERUNGEN IN DEN FORMEN DER PROFITPRODUKTION 
UND DER ROLLE NEUERER ENTLOHNUNGSMETHODEN IN DER 
BRD (TEIL I) 


Vorbemerkung 


Im Teil I des vorliegenden Aufsatzes (PROKLA 4/72) haben wir skizzenartig versucht, 
ausgehend von den Phasen der Akkumulation des westdeutschen Kapitals die allmähliche Ver- 
lagerung des Schwergewichts in den Methoden der Profitproduktion von der extensiven 
(Produktion des absoluten Mehrwerts) auf die intensive (Produktion des relativen Mehrwerts) 
nachzuweisen. Waren bis 1955/57 der Anstieg in der absoluten Masse der Arbeitskraft, hohe 
tarifliche Arbeitszeiten, eine hohe Exploitationsrate und das somit hohe akkumulationsfähige 
Mehrprodukt Voraussetzungen der beschleunigten Akkumulation des westdeutschen Kapitals 
und seiner Stellung auf dem Weltmarkt, so stößt in dem Zeitraum 1955/57 bis 1960/62 mit 
dem Erreichen der „Voillbeschäftigung‘“ das Kapital an die Grenze der Ausdehnung der im 
Produktionsprozeß angewandten Arbeitskräfte und ist damit im verstärkten Maße auf die Ent- 
faltung der Produktivkraft der Arbeit mittels der Umwälzung der technologischen Basis der 
Produktion und der Intensifikation der Arbeit hingewiesen. Dieser Prozeß war vermittelt über 
die Konkurrenz der Kapitale auf dem Weltmarkt, die Konzentrations- und Zentralisations- 
bewegung und die zyklische Akkumulationsbewegung des nationalen Kapitals und ist als 
äußerst widerspruchsvoller zu begreifen. Aus diesem historischen Zusammenhang heraus 
wurden von uns die Formen der Ökonomie in der Anwendung des konstanten und variablen 
Kapitals und deren Auswirkung auf die Lage der Arbeiterklasse entwickelt, wobei besonders die 
technologischen Veränderungen in ihrer Wirkung auf die Schichtung in der Arbeiterklasse darge- 
stellt wurden. 

Im folgenden sollen die Funktionen der in der Entwicklung der Kapitalakkumulation in 
den 60er Jahren eingeführten neueren Entlohnungsmethoden analysiert werden, um dann 
(unter Punkt 4) den Zusammenhang von typischen Arbeitsformen, technologischen Verände- 
rungen und wachsender Belastung der Arbeiter herauszuarbeiten. Im Punkt 5 soll dann die in 
der Einleitung aufgeworfene Frage nach der politischen Bedeutung der Abwehraktionen der 
Arbeiter gegen schlechte Arbeitsbedingungen und Intensifikationen der Arbeit wiederaufge- 
nommen und als Problem in den Gewerkschaften entwickelt werden. Es soll hier aber noch 
darauf hingewiesen werden, daß die als Resultat sich entwickelnder Konflikte im Akkumula- 
tionsprozeß sich herausbildenden Freisetzungs- und Umsetzungsprozesse in unserem Zu- 
sammenhang zunächst nur benannt und erst in weiteren Untersuchungen im einzelnen darge- 
stellt und analysiert werden können. 
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aerade zur kritik ger peusischen ökonomie 


mehrwert 2 

erscheint demnächst. Auf ca. 130 Seiten enthält er die folgenden Beiträge: 
Winfried Vogt, Regensburg 
Zur Kritik der herrschenden Wirtschaftstheorie 
Rudolf Hickel, Bremen 


Zur materialistischen Interpretation der 
Marxschen Reproduktionsschemata 


Bertram Schefold, Basei/Cambridge 

Wert und Preis 

in der marxistischen und neokeynesianischen 
Akkumulationstheorie 


mehrwert 1 
ist z.Zt. vergriffen. Neuauflage im I. Quartal ’73. Bitte ebenfails vorbestellen! 


mehrwert 
wird herausgegeben in Westberlin und Bremen und erscheint im Verlag des 


POLITLADEN ERLANGEN 


3. ZUR DIFFERENZIERUNG DER LOHNFORMEN 


„Daß nun der Arbeiter aber auch wirklich mehr 
Arbeitskraft flüssig macht, dafür sorgt das 
Kapital durch die Methode der Zahlung.“ (66) 


In der Form des Lohns erhält der Arbeiter in der kapitalistischen Gesellschaft 
seinen Anteil an dem von ihm produzierten Wertprodukt; es ist die einzig für ihn 
mögliche Form der. Teilhabe am gesellschaftlichen Reichtum. Der Umfang dieses 
Anteils ist grundsätzlich durch die zur Reproduktion der Arbeitskraft sowie der 
Erhaltung der ‚„Arbeiterrasse“ notwendigen Lebensmittel bestimmt, womit gleich- 
zeitig die Funktion des Arbeitslohns im Reproduktions- und Akkumulationsprozeß 
des Kapitals beschrieben ist. In die Bestimmung des Quantums notwendiger Lebens- 
mittel gehen historische und moralische Momente ein. 

Wir wissen nun, daß das Wertprodukt z.B. eines Arbeiters bestimmt ist nicht 
vom Wert der Arbeitskraft, sondern von der Zeitdauer ihrer Verausgabung. Gerade 
die Tatsache, daß der Kapitalist die Arbeitskraft stets länger fungieren läßt, als zur 
Reproduktion ihres Werts notwendig, ist die Ursache dafür, daß er sich unbezahlte 
Arbeit aneignen kann. Das gesellschaftliche Verhältnis von Kapital und Arbeit ist 
aber in der allgemeinen Form des Arbeitslohns verschleiert: „Die Form des Lohns 
löscht... jede Spur der Teilung des Arbeitstages in notwendige und Mehrarbeit, in 
bezahlte und unbezahlte aus. Alle Arbeit erscheint als bezahlte.“ (67) Denn der 
Austausch zwischen Kapital und Arbeit stellt sich dar als Tausch von Waren (G--A). 


66) MEW 23, S. 433 
67) MEW 23, S. 562; vgl. zur Frage des Lohnfetischs auch noch den letzten Teil des Auf- 
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Der darin begründete Schein des Äquivalententauschs wird in der nachträglichen 
Bezahlung der Arbeit befestigt. Weiter: Es ist nicht der ‚Gebrauchswert‘, „den der 
Arbeiter dem Kapitalisten liefert, in der Tat nicht seine Arbeitskraft, sondern ihre 
Funktion, eine bestimmte nützliche Arbeit... Daß diesselbe Arbeit nach einer 
Seite hin allgemeines wertbildendes Element ist, eine Eigenschaft, wodurch sie sich 
von allen anderen Waren unterscheidet, fällt außerhalb des Bereichs des gewöhn- 
lichen Bewußtseins.“ (68) Damit ist im Lohn das wesentliche Verhältnis, daß 
Kapital Kommando über unbezahlte Arbeit ist, (69) ausgelöscht, ein Umstand, der 
durch die mannigfaltigen Formen des Arbeitslohns noch bestätigt wird. (70) Auf 
der Oberfläche der Bürgerlichen Gesellschaft erscheint der Arbeitslohn als Preis der 
vom Arbeiter geleisteten Arbeit, als „ein bestimmtes Quantum Geld, das für ein 
bestimmtes Quantum Arbeit gezahlt wird.“(71) Diese seine verkehrte Oberflächen- 
gestalt ist selbst wieder der Ansatzpunkt für die mannigfaltigen Formen bzw. 
Methoden der Zahlung des Arbeitslohns, welche eine unterschiedliche Art und 
Weise der Messung des verausgabten Arbeitsquantums zur Grundlage haben und 
welche vom Kapitalisten selbst wiederum als Mittel der Auspressung von Mehrarbeit 
und der Senkung des Preises für ein bestimmtes Quantum Arbeit angewendet wer- 
den. 

Die Formverschiedenheiten in der Zahlung des Arbeitslohns werden von Marx 
in ihren Grundformen als Zeitlohn und Stücklohn entwickelt. Der Zeitlohn 
stellt die verwandelte Form des Wertes respektive Preises der Arbeitskraft dar. Der 
Stücklohn ist nur eine verwandelte Form des Zeitlohns. Er trägt den besonderen 
Schein an sich, als werde die vergegenständlichte Arbeit verkauft. Beim Zeitlohn 
wird das Quantum verausgabter Arbeit unmittelbar an ihrer Zeitdauer, z.B. einer 
Stunde gemessen, beim Stücklohn am Produktenquantum. Stück oder Stunde 
dienen als Maßeinheit der vom Arbeiter verausgabten Arbeit. Die Formverschieden- 
heiten des Arbeitslohns sind in ihrer Anwendung mehr oder weniger begünstigt 
durch die besondere stoffliche Gestalt des Arbeitsprozesses sowie die technischen 
Veränderungen, welche in diesem stattfinden. (72) 

Es soll nun darum gehen, die Funktionen neuerer Entlohnungsmethoden 
durchsichtig zu machen. Zu diesem Zweck ist es notwendig, einen kurz zusammen- 
fassenden Überblick darüber zu geben, aus welchen Gründen bestimmte Lohnfor- 
men veralten, d.h. ihre vom Kapital ihnen zugedachte Funktion verlieren. Diese 
Funktion wird im RKW Band 6 von Koch u.a. folgendermaßen benannt: „Die 
Leistungsentlohnung dient allgemein der Förderung der Lohngerechtigkeit. In 


68) Ebda., S. 562 

69) Vgl. ebda, S. 556 

70) Für unsere weitere Untersuchung wird gerade die Tatsache, daß die „wirkliche Bewegung 
des Arbeitslohns Phänomene (zeigt), die zu beweisen scheinen, daß nicht der Wert der 
Arbeitskraft bezahlt wird, sondern der Wert ihrer Funktion, der Arbeit selbst” (MEW 23, 
S. 564) relevant, weil diese Phänomene auch als Momente in die neueren Entlohnungs- 
methoden eingehen: „Diese Phänomene Können wir auf zwei große Klassen zurück- 
führen. Erstens: Wechsel des Arbeitslohns mit wechselnder Länge des Arbeitstags... 
Zweitens: Der individuelle Unterschied in den Arbeitslöhnen verschiedener Arbeiter, 
welche dieselbe Funktion verrichten.” (Ebda.) 

71) MEW 23,8.557 (Hervorhebung Redaktionskollektiv) 

72) Vgl. dazu die Darstellung insbesondere des Stücklohns im Kapital Bd. I, MEW 23, S. 
574-582, vgl. auch Tilo Damm im Neuen Roten Forum a.a.0. 
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dieser Zweckbestimmung ist die Leistungsentlohnung ein Mittel, eine Überein- 
stimmung bzw. Annäherung der Interessen von Arbeitgeber und Arbeitnehmer her- 
beizuführen. Der leistungsbedingte Lohn bedeutet für den Arbeitnehmer zugleich 
Anerkennung und Ansporn für eine durch besonderen Leistungswillen gesteigerte 
Arbeitsleistung. Für den Arbeitgeber ist die Leistungsentlohnung betriebswirtschaft- 
lich von Interesse, da sie ein geeignetes Mittel sein kann um 1. die Leistungshergabe 
der Arbeiter zu steigern (Anreizfunktion der Leistungsentlohnung) 2. ein ange- 
messenes Leistungniveau aufrechtzuerhalten (Regulierungsfunktion der Leistungs 
entlohnung)“. (73) Soweit zur Lohnform, von welcher Koch u.a. an anderer Stelle 
hervorheben, daß sie von der Arbeitsbewertung unterschieden werden müsse. Die 
Arbeitsbewertung gelte der Art der menschlichen Leistung, die Lohnform ihrem 
Umfang. (74) Insgesamt soll eine als angemessen empfundene Differenzierung der 
Löhne nach der Arbeitsschwierigkeit (Arbeitsbewertung) und nach den individuel- 
len Leistungsunterschieden (Lohnform) erreicht werden. Diese in der bürgerlichen 
Arbeitswissenschaft vorgenommene Differenzierung läßt sich allerdings, wie noch 
zu zeigen sein wird, wiederum auf verschiedene Methoden, einen Mafsstab für das 
verausgabte Arbeitsquantum zu finden, reduzieren. 

Die traditionelle Differenzierung der Löhne richtete sich hinsichtlich der 
‚Arbeitsbewertung‘ auf die Qualifikationen (ungelernte, angelernte und Facharbeit) 
und auf die Unterscheidung zwischen körperlich schwerer und leichter Arbeit; die 
Messung der vom einzelnen Arbeiter erbrachten Leistung erfoigt durch Stück- bzw. 
Geldakkord. Diese traditionellen Lohnformen geraten zum einen durch die auf- 
grund technischer Umstellungen stattfindenden Veränderungen traditioneller 
Qualifikationsstrukturen, zum anderen durch das veränderte Verhältnis zwischen 
Maschinerie und menschlicher Arbeit in die ‚Krise‘. In dem Maß, in dem der Arbei- 
ter auch zeitlich bis in die kleinste Handbewegung hinein dem Ablauf der Maschi- 
nerie untergeordnet ist, nimmt der Bereich der vom Arbeiter beeinflußbaren 
Arbeitszeit ab. Wenn weiterhin Leistungen eher Beschickungs-, Überwachungs- und 
Steuerfunktionen darstellen, als Verausgabung quantitativ meßbarer und individuell 
beeinflußbarer Arbeiten, wird den auf der Meßbarkeit individueller Leistung basie- 
renden Lohnformen die Basis entzogen. Die in der bürgerlichen Arbeitswissenschaft 
bejammerte „Krise des Leistungslohns‘“ ist daher allerdings richtiger als eine Krise 
besonderer Methoden, die Leistung dem Arbeiter abzupressen, zu bezeichnen. 

Von der „Krise des Leistungslohns“ wird dann gesprochen, wenn der Charak- 
ter der individuell unterscheidbaren Leistung durch Rationalisierungsprozesse zu- 
gunsten von der Maschine subsummierter Speziai- bzw. Detailarbeit zurücktiitt. 
Lutz/Willener schreiben in einer für die Montanunion angsfertigten Untersuchung, 
„daß das Prinzip der Leistungsentlohnung überhaupt, närnlich das Prinzip,den Ver- 
dienst des Arbeiters von seiner cigenen Leistung, von der Leistung und dem Aus- 
nutzungsgrad der von ihm bedienten Anlage und letzten Endes vom wirtschaft- 
lichen Ertrag seiner Arbeit abhängig zu machen“, in eine Krise geraten ist. (75) 
Denn die „Legitimitätsbasis“ des Leistungslohns sei nur dann gegeben, wenn der 
Arbeiter das Empfinden hat, daß das ihm vergütete Entgelt der von ihm vollzogenen 
Arbeitsleistung entspricht (Prinzip der Lohn-Leistungs-Aquivalenz). 


73) "RKW-Projekt, Band 6, a.a.0.,5. 150 
74) Vgl. ebda., S. 133 
75)  Lutz/Willener, Mechanisierungsgrad und Entlohnungsformen, Luxemburg 1959, 5. 164 


9 Probleme des Klassenkampfs Nr. 5 i29 


Nun erscheint aber der Arbeitslohn gerade als Äquivalent Konkret-nützlich 
verausgabter Leistung im Produktionsprozeß. Die neueren Lohnformen knüpfen — 
wie schon der Stücklohn — an dieser Vorstellung vom ‚leistungsgerechten‘ Lohn an, 
um ihre Funktion zu erfüllen, speziell die Arbeitsintensität zu erhöhen. Auch die 
bisherigen Messungsmethoden vermitteln die IHusion, die jeweils individuelle Lei- 
stung werde bezahlt. So wird die als quasi natürlich eingewöhnte, in der Zirkulation 
erscheinende Tauschgerechtigkeit von Lohn und Arbeit in den Produktionsprozeß 
verlängert. Mit der technischen Veränderung verlieren traditionelle Akkordanreize 
ihre Basis, was häufig auf eine Verminderung ihrer Intensivierungsfunktion hinaus- 
läuft. In den Auseinandersetzungen um höhere Akkordentlohnung wird teilweise 
ein entsprechend höherer Anteil an der erhöhten Produktivität des Betriebes gefor- 
dert, ein Phänomen, was schon Marx im Kapitel über den Stücklohn registriert und 
das er mit dem Satz kommentiert: „Solchen Anspruch fertigt das Kapital mit Recht 
als groben Irrtum über die Natur der Lohnarbeit ab. Es zetert über die Anmaßung, 
Steuern auf den Fortschritt der Industrie zu legen, und erklärt rundweg, daß die 
Produktivität der Arbeit den Arbeiter überhaupt nichts angeht.”’(75a) Auch der oft 
gelungene Versuch von Arbeitern, Verbesserungen im Arbeitsablauf für eine Erleich- 
terung ihrer Arbeit bei gleichem Lohn zu nutzen, in der Betriebswirtschaftslehre als 
„schleichende Rationalisierung“ oder „Arbeitszurückhaltung‘“ benannt, ist Aus- 
druck verminderter Intensivierungsfunktion dieser Systeme. Neuere bzw. differen- 
ziertere Lohnformen waren also von daher für das Kapital notwendig und sollen 
nach den Vorstellungen der Arbeitswissenschaftler die Funktion einer wirksameren 
Abpressung von Arbeitsleistung erfüllen. 

Die sich aus der technischen Entwicklung ergebende Differenzierung der 
Beschäftigten, das Veralten traditioneller Qualifikationen, die beschleunigte Ver- 
änderung von Arbeitsplatzanforderungen und die skizzierte Krise des Leistungs- 
lohns bringen, zusammen mit dem wichtigsten, dem Verwertungstrieb des Kapitals, 
Lohnformen hervor, die 
— die Vorgabezeiten, also die Leistungsnorm, vor Beginn des Produktionsprozesses 
‚wissenschaftlich‘ ermitteln (Verfahren vorbestimmter Zeiten) 

— den Grundlohn leistungsgerecht — differenziert nach den ‚wissenschaftlich‘ er- 
mittelten Anforderungen des Arbeitsplatzes — festlegen (Analytische Arbeitsplatz- 
bewertung) 

— besondere individualisierte Leistungsanreize zum Erbringen von Spezialleistungen 
beinhalten (Prämienlohn). 

Im folgenden beschränken wir unsere Darstellung auf diese wesentlichen 
Methoden der Verfahren vorbestimmter Zeiten (VvZ), der analytischen Arbeits- 
platzbewertung (AA) und der Prämienzahlung. Analytische Arbeitsplatzbewertung 
und Prämienlohn können, dies sei noch angemerkt, unmittelbar als Antworten des 
Kapitals auf das Veralten von traditionellen Qualifikationen aufgrund der Verände- 
rung der Arbeitsplatzstruktur und auf das veränderte Verhältnis zwischen lebendi- 
ger Arbeit und Maschinerie begriffen werden. Die Verfahren vorbestimmter Zeiten 
dagegen müssen als unmittelbar arbeitsorganisatorische Maßnahme zum Zweck der 
Intensifikation der Arbeit angesehen werden. Intensifikation der Arbeit bezweckt 


75a) MEW 23, S.582 
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natürlich auch der Prämienlohn und die analytische Arbeitsplatzbewertung, der 
Prämienlohn, indem er aufgrund technischer Entwicklung obsolet gewordene 
Formen, diese Intensifikation zu erzwingen, ablöst, die AA, indem die Arbeitsbe- 
schreibung, welche der Arbeitsplatzbewertung vorhergeht, vorhandene Reserven 
aufdeckt. 


3.1 Zur Funktion der Verfahren vorbestimmter Zeiten ais Methoden der Findung 
von Vorgabezeiten (Normfindungssysteme) (76) 


Die Verfahren vorbestimmter Zeiten (VvZ) analysieren Bewegungseinhei- 
ten, die nicht mehr durch einfache Zeitmeßinstrumente (Stoppuhr) erfaßt werden 
können. Mittels dieser Form der Erfassung menschlicher Bewegungen im Arbeits- 
prozeß und ihrer Zeitdauer soll eine äußerste Präzision in der Bestimmung der 
Vorgabezeiten erreicht werden. 

Wir hatten schon darauf hingewiesen, daß die Formverschiedenheiten des 
Arbeitslohns in sich verschiedene Möglichkeiten bergen, den Preis der Arbeit als 
Preis eines bestimmten Arbeitsquantums herabzusetzen. Mit der Entwicklung der 
Arbeitswissenschaft verfeinern sich nun diese möglichen Methoden. Die Verfeine- 
rung selbst zielt bei den VvZ vor allem dahin, Maßeinheiten für das ‚gewöhnliche‘ 
und ‚durchschnittliche‘ Maß der Verausgabung von Arbeit innerhalb einer bestimm- 
ten Zeiteinheit zu finden. Marx beschreibt noch einen Entwicklungsstand, bei dem 
ein erfahrungsgemäß durchschnittliches Quantum an Arbeit pro Stunde etwa die 
Grundlage zur Bestimmung des Stücklohns bildet, wobei die Kontrolle zur Leistung 
dieser gewohnheitsmäßigen Arbeit in den Arbeiter seibst verlegt wird. Beim Zeit- 
lohn hat der Arbeitsaufseher für die Verausgabung des gewohnheitsmäßigen Quan- 
tums zu sorgen. Wird nun dieses gewohnheitsmäßige Quanium durch die arbeits- 
wissenschaftlich gefundenen Methoden der VvZ erhöht, so bedeutet dies eine 
Methode der Senkung des Preises für ein bestimmtes Arbeitsgquantum durch Erhö- 
hung der Intensität der Arbeit. Diese Senkung wird einmal gerechtfertigt, in dem sie 
dem Arbeiter als wissenschaftlich ermittelte Normalzeit vorgespiegelt wird, zum 
anderen wird sie ihm schmackhaft gemacht, indem eine dem Maß der Verausgabung 
von Mehrarbeit nicht entsprechende Lohnerhöhung zugestanden wird. 

Die Verfahren vorbestimmter Zeiten haben den Vorteil für den Kapitali- 
sten, daß sie als Maß der verausgabten Arbeit weder eine Zeiteinheit, noch ein 
bestimmtes Stück, sondern die angeblich durchschnittliche Zeitdauer der im 
Arbeitsprozeß notwendigen Bewegungen bestimmen. Auf diese Weise ist — etwa im 
Vergleich zum Stücklohn — das Messen des Arbeitsquantums unabhängig geworden 
von den Veränderungen in der Produktivkraft der Arbeit bei veränderter Maschine- 
rie, welche bei der Methode der Stücklohnzahlung immer mögliche Konflikte zwi- 
schen Arbeiter und Kapitalist einschließt. Die VvZ stellen eine Methode dar, das 
durchschnittlich zu verausgabende Arbeitsquantum an der Zahl und der Form der 
Bewegungen zu messen, so wie beim Stücklohn das durchschnittlich zu verausgab- 
ende Arbeitsquantum an der Zahl der Stücke gemessen wird. Ist beim Stücklohn der 


76) Eine genauere Darstellung der Verfahrensweisen der VvZ findet sich in Anhang I 


Kapitalist noch auf die Konkurrenz der Arbeiter untereinander angewiesen als 
Hebel, den Preis der Arbeit zu senken, so gilt dies für die VvZ zunächst nicht. 

Das System schließt aufgrund der am Arbeitsplatz vorgenommenen Be- 
wegungsstudien gleichzeitig die Möglichkeit ein, das System der Arbeitsteilung 
zu verfeinern, und zwar einmal zum Zwecke der Anpassung der Arbeit an verän- 
derte technische Bedingungen, zum anderen um die Arbeit intensivieren zu können. 
Die Intensivierung erfolgt durch Bewegungsvereinfachung und Bewegungsverdich- 
tung. Durch Anwendung solcher Verfahren können Maschinen entsprechend kon- 
struiert und eingerichtet bzw. oft mit relativ geringen Kosten entsprechend umge- 
baut werden. Als Work Factor (WF) und Methods-Time-Measurement (MTM) 
finden sie seit Anfang der sechziger Jahre zunehmende Anwendung in der BRD. Die 
im Jahre 1962 gegründete deutsche MTM-Vereinigung umfaßt beispielsweise Unter- 
nehmen der Automobilerzeugung, der Textil- und Bekleidungsindustrie, der chemi- 
schen Industrie und Werke der Schuh- und Lederindustrie mit zusammen etwa 
350 000 bis 400 000 Beschäftigten. (77) Die Methoden setzen sich vor allem in 
Produktionszweigen mit Massenserienfertigungen und manuellen Eingriffsmöglich- 
keiten am Arbeitsplatz durch. Besonders in der elektronischen-, feinmechanischen- 
und Automobilindustrie werden mit ihnen un- und angelernte, meistens kurz 
angelernte Arbeiterinnen und Arbeiter eingesetzt. Die vereinfachten Verfahren, also 
z.B. MIM Schnellverfahren, sind für die Fertigung vor- bzw. nachgelagerter Produk- 
tionsabteilungen wie Instandhaltung, Wartung sowie in der Verwaltung von zuneh- 
mender Bedeutung. 

MTM und WF werden vor allem in Bereichen der Montage bzw. Fließ- 
bandtätigkeiten als arbeitstechnische Rationalisierungen bei nicht wesentlich 
veränderter Technologie, als ‚Rationalisierung ohne Kapital“ angewandt, doch erhal- 
ten diese Verfahren ihre Bedeutung gleichermaßen dadurch, daß mit ihnen auch 
neue Konstruktionen von Maschinen zwecks kostenoptimaler Kombination der 
Produktionsmittel mit der Arbeit beeinflußt werden; d.h. die VvZ dienen sowohl 
der Ökonomie auf einem gegebenen technischen Stand der Produktionsmittel wie 
auch der Ökonomie auf neuer technologischer Stufenleiter. Sie bieten nach der 
Darstellung der Vertreter solcher Systeme enorme Kostenvorteile für die Unter- 
nehmer: 

1. Die Kalkulation von Zeiten und Kosten wird systematisiert und teilweise von 
technischen Apparaturen übernommen (automatische Zeitmeßgeräte); 


77) Über das WF System heißt es in einer kürzlichen Meldung der Frankfurter Rundschau: 
„Wenn die japanische Industrie in relativ kurzer Zeit eine international wettbewerbs- 
fähige Produktivität und Qualität erreicht hat, so verdankt sie das nach offiziellem Einge- 
ständnis des Wirtschaftsministeriums in Tokio maßgeblich dem Work Factor System, das 
etwa die Hälfte aller japanischen Industriearbeiter anwendet. Mit diesem System, das sich 
vor allem zum Ziel gesetzt hat, den Arbeitsablauf nicht nur in gewerblichen, sondern 
auch in Dienstleistungsbereichen zeitlich zu verbessern... haben sich in aller Welt 
Fertigungs- und Handlungsprozesse aber auch Produktionskosten vereinzelt bis um 50%, 
um 20--30% reduzieren lassen ..... Das mit technischen Mitteln operierende Verfahren 
umfaßt neben der menschlichen Arbeitszeit auch die optimale Nutzung aller Produk- 
tionshilfen einschließlich Computer. Zur Zeit gehören der deutschen Vereinigung 110 
Firmen und Verbände an, die etwa 680 000 Beschäftigte repräsentieren, darunter viele 
bekannte Großbetriebe.” 
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2. Werkzeuge bzw. Maschinenteile können von vornherein ‚anwendungsgünsti- 
ger‘ gestaltet werden, d.h. aber, der ökonomische Einsatz von konstantem 
Kapital wird verbessert. 

3. Die Art der Aufgliederung der Arbeitsgänge gestattet es, vor Eintritt in den 
Arbeitsprozeß die rationellste Arbeitsmethode zu finden und bietet so Grund- 
lagen für eine systematischere Produktionsplanung und -steuerung. 

4. Nach den Systemen ist es möglich, im Durchschnitt 15 bis 30%, teilweise bis 
zu 50% der früher verwandten Zeit einzusparen. 

5. Das Anlernen von Arbeitskräften für die benötigten sensomotorischen Fertig- 
keiten wird exakter und in kürzerer Zeit möglich. (78) 

6. Es entstehen Arbeitsformen, die je nach Kostenerwägung eine weitere Auto- 
matisierungsstufe ermöglichen. (79) 

Insgesamt stellen die VvZ eine besonders entwickelte Form kapitalistischer 

Koordination von lebendiger Arbeit und Maschinerie dar. Zwar werden aufgrund 

der Bewegungsanalyse Bewegungen und Kraftausgabe je Fertigungsvorgang vermin- 

dert, bestimmte manuelle Tätigkeiten werden von der Maschine übernommen. Die 

Verfahren könnten also der Erleichterung und Verkürzung der Arbeit dienen. 

Kapitalistisch angewandt sind sie jedoch ein „System der Schweißauspressung nach 

allen Regeln der Wissenschaft.“ (80) Sie intensivieren die Arbeit durch Bewegungs- 

vereinfachung und Beschleunigung der restlichen Bewegung. (81) Sie ermöglichen 
die Beseitigung sogenannter ‚unproduktiver Zeiten‘, das systematische Ausmerzen 
von Stillstand und Störungsmöglichkeiten der Maschine, wobei gleichzeitig die 

Pausen reduziert werden. Auf ihrer Grundlage ist Arbeitsteilung bis auf kleinste, 

jeweils einfachste Teilbewegungen möglich, deren blinder Vollzug noch durch die 

Verwendung automatischer Überwachungsmethoden vorangetrieben wird. Auf 

ihnen basiert die teilweise Einführung des Beidhand-Verfahrens, mit dem über eine 

‚optimale‘ Koordination der Funktion von Bewegungs- und Sinnesorganen (senso- 

motorische Leistung) die Leistung bis zu 50% erhöht werden kann. 

Der Arbeitsphysiologe Rutenfranz hält als Ergebnis einer Versuchsreihe an 
Arbeiterinnen(!) in einem Westberliner Betrieb lakonisch fest: „Die Montage erfor- 
dert zu ihrer Mechanisierung und Automatisierung wegen der sehr speziellen, hier 
benötigten Funktionen einen großen technischen Aufwand. Jeder Montageautomat 
ist eine Spezialmaschine, die nur sehr geringe Anpassungsfähigkeit besitzt. Der 
Mensch ist dagegen schr viel flexibler einsetzbar. Zum anderen haben die Studien 
der menschlichen Bewegung bei Montagearbeiten, der Anatomie, der 
Anthropometrie und der sensomotorischen Fertigkeiten in jüngster Zeit zu einer 


78) Vgl. dıe in der Elektroindustrie angewandten Methoden des Anlerntrainings, mit denen 
innerhalb von wenigen Stunden eine optimale Endleistung herausgepreßt werden kann, 
vgl. RKW-Projekt, Bd. 7, S. 270ff. 

79) „Diese Systeme sınd ınteressant, wenn der Aufwand für die Arbeitsgestaltung, zusammen 
mit den Kosten der bei den aufgelegten Serien notwendigen Arbeitszeit wirtschaftlicher 
ist, als die Einführung halbautomatischer oder vollautomatischer Aggregate.“ (AFA- 
Information 9/10 1961, S. 137 

80) Lenin Werke Bd. 18, S. 589 

81) „Erst wenn alle Möglichkeiten der arbeitstechnischen Rationalisierung erschöpft sind 
(maximale Bewegungsverdichtung) lohnt sich ein Übergehen zur Mechanisierung.“ 
RKW-Berichtsband, S. 241, vgl. auch ebda., S. 80! 
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erheblichen Steigerung der menschlichen Montageleistung geführt, in denen die 
Bewegungsfolge verdichtet und die Bewegungsschwierigkeiten reduziert wurden.“ 
(82) Es heißt weiter, daß durch geschickte Kombination verschiedener Anlern- 
formen ein ‚optimales Mensch-Maschine-System‘ und eine möglichst hohe Endlei- 
stung trainiert werden soll. (83) Geschickte Pausenregelungen sollen beispielsweise 
zentrale und muskuläre Ermüdung während der Arbeitszeit vermeiden und einen 
Leistungsgewinn hervorrufen, der mit der Länge der Pausen ‚exponential‘ zunehme. 
Lernerfolge können noch einmal durch Geldprämien, hohe Gruppenkohäsion, aber 
auch durch Mißerfolgserlebnisse gesteigert werden. Pulsfrequenzerhöhungen als 
Symptome von Arbeitsüberanstrengung werden dabei in Kauf genommen. (84) Bei 
der angestrebten Anpassung des Menschen an eine bestimmte Arbeit geht es ınsge- 
samt um die ‚Automatisierung‘ der zu lernenden sensomotorischen Fähigkeiten und 
Fertigkeiten. (85)) „Das Ergebnis ist eine Änderung des Verhaltens des Menschen, 
vor allem seines Könnens und seiner sensomotorischen Leistung.‘ (86) 

An den Methoden der VvZ wird klar, daß die auf diese Weise ermittelte 
„Normalleistung‘“ zur äußersten Beanspruchung der Arbeitskraft führt. Wird diese 
von den Einzelnen z.T. gar nicht erreichbare „Normalleistung“ dann noch als 
Grundlage eines Akkordlohns genommen, so tritt zur Belastung durch die außer- 
ordentliche Anspannung der Arbeitskraft und die Monotonie des Arbeitsprozesses 
noch das ständige Erlebnis des Mißerfolgs und der Angst vor Lohnverlust bis hin 
zum Verlust des Arbeitsplatzes. (87) 

Auf der anderen Seite ist kein individueller Protest gegen diese Methode der 
Auspressung von Mehrarbeit möglich. Die Zeitnormen sind international festgelegt. 
Sie können als wissenschaftlich abgesicherte Ergebnisse angepriesen werden. 
Kommt einer nicht mit, so ist es sein rein individuelles Versagen. Kein Refa-Mann 
kann der falschen Zeitaufnahme beschuldigt werden. Der Widerstand ist hier kaum 
als Widerstand gegen Ungerechtigkeiten möglich. Formuliert sich aber Widerstand, 
so muß er sich gegen dieses gesamte System der Schweißauspressung richten. (88) 


82) Ebda.,S. 241 
83) Ebda., S. 237 


84) Eine Anzeige von Philips, welche elektronische Positionsanzeiger anpreist, empfiehlt: 
„Sie müssen höhere Stückzahlen erzielen! Sie können es! ... Er wird erst nach Feier- 
abend müde.” 

85) Vgl. RKW-Berichtsband, a.2.0.,S. 274 

86) Vgl. ebda., 5. 272 

87) So werden bei Bosch 1972 den Frauen erteilte Geld,,‚zuschriebe‘ aus „Gnade“ gewährt, 
also ohne tarifvertraglichen Anspruch, weil deren MTM-Normwerte so hoch gesteigert 
sind, daß die Frauen durchschnittlich diese bei weitem nicht erreichen und so auch 
keinen Anspruch darauf haben, daß der ohnehin schon geringe, nach MTM ertechnete 
Lohn gezahlt wird. 

88) Über den gegenwärtigen Stand, die schlimmsten Folgen von MTM abzuwehren, gibt der 
Geschäftsbericht der IG Textil-Bekleidung, 1968/70, S. 214, Auskunft. Aufgrund von 
Abwehrkämpfen konnten in einzelnen Betrieben Firmen-Tarifverträge abgeschlossen 
werden, die folgendes enthielten: 

1; Organisierung bezahlter Kurzpausen von insgesamt 25 bis 30 Minuten je Schicht 

2. ein Belastungsausgleich von 20% auf die Normzeiten der MTM-Tabelle; 

3. die Sicherstellung der Mitbestimmung bei der Erstellung der Analysen („zumut- 
bare Arbeitsmethoden“); 

4. Schulung der Betriebsräte über das MTM-System 
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3.2 Die Analytische Arbeitsplatzbewertung (AA) 


Die traditionelle Form der Entlohnung ist die summarische Arbeitsbewertung. 
Hierbei galt der Weg, auf dem Fachkenntnisse erworben worden waren, als lohn- 
gruppenbestimmendes Kriterium: Facharbeiter, angelernte und ungelernte Arbeiter 
wurden in einer Skala von Lohngruppen eingestuft, z.B. in der Metallindustrie in 8 
Lohngruppen. Weitere Kriterien der Einstufung waren körperlich leichte oder 
schwere Arbeit sowie Berufserfahrungen. Die analytische Arbeitsplatzbewertung 
geht dagegen von den jeweiligen Anforderungen und Arbeitsschwierigkeiten des 
Arbeitsplatzes aus, um zu einer arbeitsplatzgerechten Bewertung zu gelangen. Waren 
1955 nach einer Umfrage der IG Metall nur 20% der erfaßten Arbeiter in 6,5% der 
erfaßten Betriebe nach der AA entlohnt worden(89), so setzte erst im folgenden 
Jahrzehnt sowie besonders seit der Krise ’66/’67 sich die AA stärker, in der Metall- 
industrie fast vollständig, durch(90). 

Die genaue Erfassung des Arbeitsplatzes und eine dem Arbeitsplatz entspre- 
chende Bewertung wird für das Kapital im Zuge der technologischen Umwälzung 
zunehmend wichtig. Angesichts der mit dieser Umwälzung einsetzenden Verände- 
rungen in der Arbeitsplatzstruktur, darüber vermittelten Dequalifizierungen tradi- 
tioneller Facharbeiter und den Prozessen innerbetrieblicher Neuqualifizierungen 
von Angelernten wurden Entlohnungsstrukturen obsolet, die sich nach den her- 
kömmlichen Lohngruppenkriterien summarischer Arbeitsbewertung richteten. 

Das System der AA ist dagegen geeignet, die nicht mehr benötigen veralteten 
Qualifikationen im Zuge technischer Veränderungen auch tatsächlich abzuwerten, 
indem die Arbeitsschwierigkeiten niedriger gesetzt und dementsprechend die Löhne 
gekürzt werden. Sind die angebotenen, in der Lehre erworbenen Qualifikationen 
nicht mehr nachgefragt, so hat die AA die Funktion, den Preis der Ware Arbeits- 
kraft dem gesunkenen Wert anzupassen. Dies entspricht der kapitalistischen Logik, 
die den Tauschwert der Ware Arbeitskraft nur realisiert, wenn der entsprechende 
Gebrauchswert auch wirklich benötigt wird. 

Wird die bestimmte Qualifikation der Ware Arbeitskraft nicht mehr nachge- 
fragt, ist sie darüberhinaus auch einem moralischen Verschleiß unterworfen bzw. 
hat mittels kapitalistischer Arbeitsteilung und Spezialisierung teilweise brachgele- 
gen, so entspricht dem ein Preisverfall dieser Ware. In dem Moment, in dem die 
konkret nützliche Form der Arbeit nicht mehr nachgefragt wird, wären Kosten 
vergeudet, würde sie weiterhin bezahlt. Im Gegensatz zu jüngeren Arbeitskräften 


89) Geschäftsbericht aer IG Metall, 1955, S. 97 
90) Zur Verbreitung der AA in der Metallindustrie: vgl. die Tarifverträge in den einzelnen 

Bezirken, z.B.: 

a) Analytische Arbeitsbewertung für die Eisen- und Metallindustrie in Süd-Baden 
vom 11.3.63 zwischen Arbeitgeberverband der Badischen Eisen- und Metall- 
industrie e.V.; Freiburg i.B. und der IG Metall für die BRD, Bezirksleitung 
Stuttgart; 

b) Analytische Arbeitsbewertung für die Metallindustrie in Nord-Württemberg und 
Nord-Baden zwischen Verband Württ.-Bad. Metallindustrieller e.V. und der 
IG Metall für die BRD, Bezirksleitung Stuttgart, vom 8.11.67; 

Zur Verbreitung der AA in der Chemieindustrie: Hier zeigt sich gerade für die letzten 

Jahre die Einführung der AA etwa in einigen Großbetrieben der hessischen Chemie- 

industrie (z.B. Hoechst). 
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sind hiervon vor allem ältere Arbeiter und Frauen in besonderem Maße betroffen, 
weil sie sich nicht oder nicht mehr eine neue Qualifikation entsprechend den 
Anforderungen aneignen können. 

Ist so die Entwicklung der gesellschaftlichen Produktivkraft der Arbeit selbst 
zugleich die Entfaltung des allgemeinen Reichtums, so stellt sich im Kapitalismus 
derselbe Prozeß als Dequalifikation und Erniedrigung des Produzenten eben dieses 
Reichtums dar; ein Prozeß, der im besonderen Maße einzelne Schichten der Arbei- 
terklasse trifft. 

Dieser Logik des Kapitals steht jedoch das interesse der Arbeiterklasse auf 
eine normale Reproduktion gegenüber, um die beständige Verkaufbarkeit ihrer 
Ware Arbeitskraft zu ermöglichen. 

Die AA hat also die Funktion, durch technische Veränderungen nicht mehr 
benötigte, veraltete oder moralisch verschlissene Qualifikationen auch nicht mehr 
zu entiohnen. Unter der Fahne analytischer Bewertung und entsprechend gerech- 
tem Lohn soll die Lohnstruktur lediglich den vom Kapital gesetzten Anforderungen 
des Arbeitsplatzes entsprechen und darüberhinausgehende Forderungen nach 
Löhnen etwa auf Basis bestimmter Ausbildung, Berufserfahrung oder spezifischer 
Belastungen als unanalytisch und im System der AA ungerechtfertigte Forderungen 
diskreditieren. Zugleich ist mit dem Konzept der arbeitsplatzgerechten Lohnein- 
stufung die für das Kapital notwendige Mobilität, also der Einsatz des „richtigen 
Mannes am richtigen Arbeitsplatz“ ermöglicht. In dem Maße, in dem mit der 
Ausweitung der Arbeitswissenschaften im Betrieb die Personalpolitik rationalisiert 
wird, wird so auf Methoden der AA zurückgegriffen. Da sich dieser Prozeß auf der 
Basis veränderter Technologien erst in und mittels der Krise ’66/’67, ihrer „reinigen- 
den“ und „die Arbeitsmoral hebenden“ Wirkung durchzusetzen beginnt, so ist nur 
folgerichtig, wenn sich im letzten Zyklus die tarifvertragliche Verbreitung der AA 
häufte. 

Die AA führt zu einer äußerst differenzierten Erfassung der Anforderungs- 
strukturen, welche die betriebliche bzw. überbetriebliche Lohnstruktur ebenfalls 
weiter differenziert. Die Hierarchie der Arbeitsplätze wird weiter ausgebaut, was 
einer weiteren Zersplitterung und Konkurrenz der Lohnarbeiter untereinander 
gleichkomnit. 

In weichem Maße es sich bei der AA nur um den Schein der Lohngerechtig- 
keit handelt, das System aber in Wirklichkeit darauf zielt, die Entlohnung den 
veränderten Technologien anzupassen, läßt sich anhand der Skizzierung der 
Funktionsweise der AA ablesen: (91) Auf der Grundlage einer „analytischen“ 
Arbeitsbeschreibung des jeweiligen Arbeitsplatzes erfolgt eine Bewertung nach in 
der Regel 20 Bewertungsmerkmalen (wie z.B. Können, Verantwortung, Lärm, .... ); 
jedes einzelne Bewertungsmerkmal erhält eine Rangstufe zwischen 0 und 100 
Punkten, also z.B. für Können 10 Punkte und für Lärm 30 Punkte. Da die Bewer- 
tungsmerkmale unterschiedlich gewichtet sind, so z.B. Können, in das die Ausbil- 
dungskosten eingegangen sind, mehr „wert“ ist als etwa Gesundheitsgefährdung 
durch einen unerträglichen Lärmpegel, haben die einzelnen Bewertungsmerkmale 
unterschiedliche „Wichteschlüsse!‘“: 


91) Vgl. den Auszug aus der AA von Nord-Baden im Anhang. 
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Können 1,0 --—- Lärm 0,4 

Eine entsprechende Multiplikation für beide hier aufgeführten Bewertungsmerkmale 
mit diesen Wichteschlüsseln ergibt also: 

Können 10x 1,0 = 10 Teilarbeitswerte 

Lärm 30 x 0,4 = 12 Teilarbeitswerte 

Die Summe der Teilarbeitswerte, der Einfachheit halber durch 10 geteilt, ergibt den 
Arbeitswert, der dann einer bestimmten Lohngruppe zugeordnet wird. 

Auf allen Ebenen dieses Bewertungsprozesses kommt es bezeichnenderweise 
zu Konflikten zwischen Arbeitern und Kapitalisten: sowohl bei der Rangstufung 
der Arbeitsplätze nach den einzelnen Bewertungsmerkmalen, als auch bei der 
Formulierung und Gewichtung der Bewertungsmerkmale sowie schließlich bei der 
Zuordnung der Arbeitswerte zu einer bestimmten Lohngruppe. 

Obwohl z.B. der Monotonie- und Belastungsgrad der Frauen an Montage- 
arbeitsplätzen außerordentlich hoch ist, geht speziell diese Form der „Belastung der 
Sinne und Nerven“ in die Bestimmung des Gesamtarbeitswerts und damit der Lohn- 
gruppe lediglich in einer ganz untergeordneten Form, wenn überhaupt ein. Hat diese 
Belastung zumal an Akkordarbeitsplätzen einen progressiven Verschleiß und letzt- 
lich die Verkürzung der Lebenserwartung dieser Arbeitskräfte zur Folge, so ver- 
bleiben gleichwohl auch nach der ach so gerechten AA diese Arbeitsplätze in den 
untersten Lohngruppen. Hieran zeigt sich also recht deutlich, daß die Arbeitsan- 
forderungen prinzipiell nur soweit von Bedeutung sind, als sie die jeweilige vom 
Kapital geforderte arbeitsplatzspezifische Qualifikation bzw. entsprechende Arbeits- 
schwierigkeiten erfassen sollen, dabei nicht aber etwa von den besonderen Formen 
der Verausgabung von Arbeit, also etwa einer besonderen Intensität der Arbeit 
ausgehen. 

Vielmehr ist mit. der arbeitsplatzspezifischen Entlohnung und entsprechend 
ausgearbeiteten Strategien des „richtigen Manns am richtigen Arbeitsplatz‘ die 
Möglichkeit für den Kapitalisten erleichtert, Umbesetzungen in der Hierarchie der 
Arbeitsplätze vorzunehmen und so die Konkurrenz unter den Arbeitern anzu- 
stacheln. Selbst Überlegungen, nur darin die Leistungsanreizfunktion der AA zu 
sehen, sind nicht ausgeschlossen. So heißt es in der RKW-Studie: „Die Anreiz- 
funktion für die Arbeiter — sofern sie noch eine Rolle spielt — besteht dabei 
weitgehend in der Aussicht, den Arbeitsplatz mit diesem ‚Arbeitswert‘ zu behalten, 
um u.U. früher oder später auf einen Platz mit höherem ‚Arbeitswert‘ aufzustei- 
gen.“ (92) 

Die Beschreibung der Anforderungsart “Umgebungseinflüsse” weist in die 
gleiche Richtung: „Man kann die Umgebungseinflüsse nach ihren Ursachen oder 
nach ihren Folgen unterscheiden. Die Folgen der Einwirkung von Beanspruchung 
aller Art, besonders auch von Umgebungseinflüssen (z.B. Schwerhörigkeit aufgrund 
eines zu hohen Lärmpegels oder die immer häufiger auftretenden Kreislaufer- 
krankungen von Frauen an hochbelastenden Arbeitsplätzen — d.Verf.) können 
nicht durch die Arbeitsbewertung erfaßt werden. Die Beseitigung oder Verringerung 
solcher Belastungen ist Aufgabe der Technik, die Behandlung Aufgabe der Medizin, 
ihre Entgeltung Aufgabe der Sozialversicherungseinrichtungen.“ (93) 


92) RKW-Projekt, Bd. 6 
93)  Euler/Stevens, Die Analytische Arbeitsplatzbewertung als Hilfsmittel zur Bestimmung 
der Arbeitsschwierigkeit, Düsseldorf 1952, S. 10 
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Nervliche Belastungen als Ausdruck zerstörerischer Lebensbedingungen des 
Arbeiters durch die Ökonomie in der Anwendung des konstanten Kapitals gehen so 
nach der Arbeitsbewertung weitgehend nicht in das Quantum des gezahlten Lohns 
ein. Auch erhöhte Verschleißquoten etwa an MTM-Arbeitsplätzen sollen nicht 
gewertet werden. 

Der Arbeitswissenschaftler Wibbe gesteht denn auch, selten freimütig,den 
Verfall dieser Sparte der bürgerlichen Wissenschaft beschreibend, daß es auch ledig- 
lich um den Schein leistungsgerechter Lohndifferenzierung geht, wenn er schreibt: 
„Die Bedeutung der Bewertungsmerkmale für das Ergebnis der Arbeitsbewertung ist 
wissenschaftlich nicht zu finden und zu begründen, ... Das Lohngefüge muß nach 
Einführung und Anwendung der AA von allen Beteiligten als richtig empfunden und 
anerkannt werden.“ (94) 

Den gegenwärtigen Zustand hält in naivem Optimismus die RKW-Studie fest, 
wenn sie schreibt: „Was den an vielen modernen Arbeitsplätzen auftretenden 
zunehmenden Anteil an psychischen Beanspruchungen betrifft, so steht hier die 
Arbeitswissenschaft vielfach noch vor der Aufgabe, fundierte Einsichten und Richt- 
linien für solche Maßnahmen zu erarbeiten, die zur Vermeidung psychischer Bela- 
stung und der durch sie verursachten Ermüdung führen.“ (95) 

Die Vorstellung von der Äquivalenz von Lohn und Leistung bei der AA 
scheint mit der Entwicklung der Arbeitskämpfe in und seit der Rezession in zuneh- 
mendem Maße brüchig zu werden. Waren in der Krise gleichzeitig die Arbeitsmoral 
verbessert, also die Arbeitshetze gesteigert und die Löhne gekürzt worden, so folgte 
im Aufschwung eine Steigerung der Intensität der Arbeit, die durch die geringen 
Lohnerhöhungen trotz zum Teil neu eingeführter analytischer Begründung mittels 
der AA eıst recht nicht kompensiert werden konnte. Aber nicht nur die die Zer- 
splitterung der Arbeiter zunächst durchbrechenden Septemberstreiks waren die 
Konsequenz, sondern es wuchsen — zum Teil mit den Streiks vermittelt — die 
Auseinandersetzungen um Einführung und Anwendung der AA und ähnlicher 
Systeme an. ! 

Zu welchen Schwierigkeiten solidarischen Arbeitskampfes dieses System bei- 
trägt und wie aber der Schein der Gerechtigkeit der Bewertung in diesem System 
auch von den Interessen der Arbeiter her durchbrochen worden ist, sei an einem 
u.E. bezeichnenden Beispiel ausgeführt: 

Seit August ’70 versuchten die Kranführer bei Klöckner in Bremen, den 
Arbeitsplatzbewertungsschlüssel zu durchbrechen. „Vor allem Kollegen aus dem 
KW (Kaltwalzwerk — d.Verf.) reichten zur Neueinstufung der Arbeitsplätze immer 
wieder Lohneinsprüche bei der paritätischen Lohnkommission ein. Alle Lohnein- 
sprüche wurden abgelehnt, da der Lohnrahmen wohl die höhere Qualifikation eines 
Arbeitsplatzes bewertet, aber keine Mehrbelastung ...‘“ (96) Die Ablehnung war in 
den letzten Jahren auch von dem als relativ fortschrittlich bekannten Betriebsrat 
mit dem Argument begründet worden, damit zerstöre man das ganze System (der 
AA), das man mühsam der Geschäftsleitung abgerungen habe. „Jeder Kran sollte 
(deshalb) eine Gruppe höher eingestuft werden (um die Mehrbelastung ein wenig zu 


94) _Wibbe, Arbeitsbewertung, 1966, S. 58 
95) RKW-Projekt, Bd. 6, S. 156 
96)  Arbeiterpolitik Nr. 5 vom 5.10.72, Bremen, S. 26 
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kompensieren — d.Verf.). Das war die Forderung, unter der die unterschiedlichsten 
Vorstellungen der Kranführer jetzt im Kampf überwunden wurden.“ (97) Diesmal 
streikten die Kranführer und die Belegschaft ließ sich auch trotz Aussperrung nicht 
in einen Gegensatz zu den Kranführern maneuvrieren — so daß dem Unternehmen 
eine wenn auch recht unterschiedliche Lohnerhöhung abgerungen werden konnte. 
Doch „die Folgen dieser Auseinandersetzung werden erst in ihrem Ausmaß in den 
nächsten Monaten sichtbar werden, wenn die Kollegen der anderen Abteilungen auf 
der Basis der Quervergleiche ihre Positionen denen der Kranführer anzugleichen 
versuchen. Der seit ’64 bestehende Lohnrahmen ist gesprengt.“ (97) Ähnliche 
Kämpfe haben übrigens in den letzten Jahren auch bei Mannesmann oder bei 
Daimler-Benz in Stuttgart und Mannheim stattgefunden. 

An diesen Auseinandersetzungen, insbesondere der von den Unternehmen 
jeweils zugestandenen Überprüfbarkeit der eigentlich als analytisch ausgegebenen 
Prinzipien dieses Systems wird ganz klar, daß dieses System mehr der jeweilige 
Ausdruck von Arbeitsmarktsituation einerseits und dem Kräfteverhältnis in den 
Betrieben andererseits darstellt als es ein gerechtes System ist. Andererseits ist der 
Kampf um die Entlohnung durch die ungeheuer zersplitterten Entlohnungsstruk- 
turen bedeutend erschwert. 

Es ist zu fragen, ob gerade im Zuge der Wahrnehmung des Scheins von Ge- 
techtigkeit in diesem System durch die Arbeiter selbst in den letzten Jahren die 
Forderung nach gleicher Lohnerhöhung angesichts gleicher Belastungen in der 
Produktion und gleicher Steigerung der Reproduktionskosten resultiert. Ob in 
diesen Forderungen die Wahrnehmung der Arbeiter erscheint, sie ständen gleicher- 
maßen im Klassenkampf um die normale Reproduktion und gegen den wachsenden 
Verschleiß, müßte ebenfalls genauer geklärt werden. j 


3.3 Die Prämienlohnformen 


Die RKW-Studie Bd. 6, welche das Verhältnis von technischen und arbeits- 
organisatorischen Veränderungen zum Gegenstand hat, stellt bei der Analyse des 
Obsoletwerdens alter und des Aufkommens neuer Lohnformen den Prämienlohn — 
eine Kombination von Zeitlohn und Zusatzprämien — in den Mittelpunkt ihrer 
Betrachtung. Diese Lohnform wird von den Verfassern der Studie dargestellt als der 
z.T. fragwürdige und in sich widersprüchliche Versuch der Unternehmer zur Lösung 
des Problems, daß mit der veränderten Technik die individuelle und quantitativ 
meßbare Beeinflussung des Arbeitsergebnisses durch den Arbeiter abnimmt oder 
ganz fortfällt, auf der anderen Seite aber der Arbeiter zur Aufrechterhaltung eines 
möglichst hohen Leistungsniveau motiviert werden soll. Der Lohn „soll der vom 


97) Ebda. 
98) entfällt 
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Menschen hergegebenen Leistung entsprechen“ (99), seine Form soll den Arbeiter 
zu möglichst hoher Leistungshergabe anreizen, wie aber kann ein „leistungsge- 
rechter Lohn bei ständig sich verwandelnden technischen Bedingungen verwirklicht 
werden‘? (99) 

Die mit den technischen Veränderungen der Maschinerie sich verringernden, 
vom Arbeiter unmittelbar beeinflußbaren Zeiten vermindern die Bedeutung des 
Akkordlohns oder lassen ihn gar völlig inadäquat werden. Seine entgegen den tech- 
nischen Bedingungen z.T. auf der Grundlage der VvZ stattfindende Beibehaltung 
etwa an Fließbändern führt zur völligen Undurchsichtigkeit der Lohnfestsetzung für 
den Arbeiter. (100) Wo der Arbeiter gar selbst neben den eigentlichen Produktions- 
prozeß tritt und nur noch Überwachungs-, Beschickungs- und Kontrolltätigkeiten 
gegenüber der Maschinerie wahrnimmt — und dies ist oft der Fall —, ist das Produk- 
tionsergebnis in einer Weise durch den gesellschaftlichen Charakter des Produktions- 
prozesses vermittelt, daß es auch seiner stofflichen Gestalt nach nicht mehr als 
Ergebnis eines individuellen Arbeitsprozesses identifiziert werden kann. Anderer- 
seits soll der Arbeiter als Privatindividuum das Quantum seiner Teilhabe am gesell- 
schaftlichen Reichtum in der Geldform, also in Höhe des Lohns, als Äquivalent 
seiner individuell und von seiner individuellen Arbeitsanstrengung abhängigen 
Arbeitsleistung begreifen. Im Verhältnis zwischen Kapital und Arbeiter ist dabei 
eingeschlossen, daß den Arbeiter eben nichts zu interessieren hat als die Höhe 
seines Lohns als Ergebnis solch individuellen Verkaufs seiner Ware Arbeit. Die 
Produktionsmittel, sowohl Arbeitsmittel als auch Arbeitsgegenstände gehören dem 
Kapitalisten. Und nicht der Arbeiter, dem die Produktionsmittel als feindliche 
Potenz gegenüberstehen, sondern der Kapitalist ist am möglichst ökonomischen 
Umgang mit ihnen interessiert. Gerade auf diesen möglichst ökonomischen Umgang 
muß es aber dem Kapitalisten beim wachsenden Umfang der im Produktionsprozeß 
angewandten Arbeitsmittel und Arbeitsgegenstände ankommen. 

Solange das Arbeitsergebnis noch als Ergebnis eines individuellen Arbeits- 
prozesses identifiziert werden kann, gelingt es dem Kapitalisten, dem Arbeiter über 
dessen Privatinteresse an einem möglichst hohen Lohn das Interesse des Kapitals an 
möglichst intensiver Arbeitsverausgabung und sorgfältiger Arbeitsausführung 
(schlechte Stücke werden nicht bezahlt) aufzuzwingen. „Den Stücklohn gegeben, ist 
es natürlich das persönliche Interesse des Arbeiters, seine Arbeitskraft möglichst 
intensiv anzuspannen.“ (101) Je mehr jedoch die Macht der Agentien anwächst, 
welche als entwickelte Maschinerie zwischen den Arbeiter und das Produkt seiner 
Arbeit treten, je mehr die Rolle der unmittelbar im Produktionsprozeß vom einzel- 
nen Arbeiter aufgewandten Arbeit für das schließliche Endprodukt zurücktritt und 
an ihrer Stelle die in der Maschinerie vergegenständlichte gesellschaftliche Arbeit 
den unmittelbaren Produktionsprozeß beherrscht, je dringender wird für den 
Kapitalisten die Notwendigkeit, dem Arbeiter vor allem das Privatinteresse des 
Kapitals an einer möglichst ökonomischen Vernutzung der vom Kapitalisten für den 
gesamten Produktionsprozeß gekauften Waren als sein individuelles Privatinteresse 
aufzuzwingen. Betrachten wir die verschiedenen Formen des Prämienlohns, so läßt 


99) RKW-Projekt, Bd. 6, a.2.0.,8. 133 
100) Ebda., vgl. S. 147 
101) MEW 23,8.577 
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sich zeigen, daß sie den Versuch einer Antwort des Kapitals auf die angedeuteten 
Probleme und Widersprüche seines eigenen Produktionsprozesses bilden. 

Prämien werden für den ökonomischen Umgang mit dem vom Kapitalisten 
angewandten konstanten Kapital gezahlt. Im Kapitel über den Arbeits- und Ver- 
wertungsprozeß im 1. Bd. des Kapital heißt es: „Der Kapitalist paßt auf, daß die 
Arbeit ordentlich vonstatten geht und die Produktionsmittel zweckmäßig verwandt 
werden, also kein Rohmaterial vergeudet und das Arbeitsinstrument geschont, d.h. 
nur soweit zerstört wird, als sein Gebrauch in der Arbeit ernötigt.““ (102) An diesen 
Aufgaben des Kapitalisten soll nun der Arbeiter selbst interessiert werden. 

Zu diesem Zweck sind verschiedene Formen von Prämien entwickelt worden: 
die Quantitätsprämie hat die Steigerung des quantitativen Produktionsergebnisses 
zum Ziel. Bezugsbasis ist die höhere Mengenleistung aufgrund der Sicherung maschi- 
neller oder technischer Laufgeschwindigkeiten zur optimalen Mengenausbringung 
durch die Arbeiter. Die Qualitätsprämie soll dem Arbeiter ein Interesse daran ver- 
mitteln, für eine optimale Qualität des Produktes durch die Art der Fertigung und 
für geringen Ausschuß zu sorgen. Bei der Ersparnisprämie geht es um die sparsame 
Verwendung von Roh- und Hilfsstoffen, Halbfertigwaren, z.B. geringen Verbrauch 
von Schrauben, Farbstoffen, Strom usw... Die Nutzungsprämie zielt auf die opti- 
male Nutzung der Betriebsmittel, also auf eine hohe Kapazitätsauslastung, und 
erhält mit dem Ansteigen des Anteils von Fixkapital immer größere Bedeutung. In 
dieser Prämie ist die Verminderung ‚unproduktiver‘ Wartezeiten, Maschinenstill- 
standszeiten oder Wartungszeiten eingeschlossen. Sie will einen möglichst reibungs- 
losen Produktionsablauf zum Interesse des Arbeiters machen. 

Zu diesen Prämienformen führt der bürgerliche Ökonom Wiesner aus: „Sie 
(können) verschiedene Anreizfaktoren wie Quantität, Qualität, Einsatz und Ver- 
brauch von Material oder die Nutzung der gesamten maschinellen oder technischen 
Anlagen als kombinierte Form enthalten. .. Steigerung des Verdienstes der Arbeit- 
nehmer folgt durch höhere Leistung innerhalb der normalen Arbeitszeit, wobei der 
Mehrverdienst für den Betrieb nicht eine Lohnkostenbelastung, sondern -entlastung 
ist... Höhere Auslastung der Betriebsmittel und der Arbeitskräfte innerhalb der 
normalen Arbeitszeit ist das eindeutige Ziel mit einem positiven Kostenergebnis für 
den Betrieb.“ (103) Der Versuch, dem Arbeiter die Kostenökonomie des Kapitals 
als sein eigenes Interesse aufzuzwingen geht hin bis zur Form der sogenannten 
Lohnkostenprämie (wie sie z.B. bei Dyckerhoff Zementwerke A.G. Wiesbaden ange- 
wandt wird). Ziel dieser Prämie ist, die Lohnabhängigen selbst an einer Standardisie- 
rung des Personalaufwandes je Produktionseinheit sowie der Senkung von Lohn- 
kostenanteilen, die als nicht dringend angesehen werden, zu interessieren. Konkret 
sieht das so aus, daß in der Mehrzahl aller Fälle diejenigen, die — wenn auch kurz — 
in einem Monat krank waren, ihrer Prämie verlustig gehen, unabhängig davon, wie 
lange die Krankheit dauerte. 

Fassen wir zusammen: Mit den Zusatzprämien hat der Kapitalist ein flexibles 
Instrument in der Hand, welches auf der einen Seite den Arbeiter bzw. eine Gruppe 


102) MEW 23, S. 299/300 

103) Wiesner, Produktionsprämie, S. 225f. 
104) entfällt 

105) entfällt 

106) entfällt 
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von Arbeitern zur Verausgabung eines möglichst hohen Arbeitsquantums ent- 
sprechend der besonderen stofflichen Gestalt des Arbeitsprozesses initiiert, zum 
anderen aber jederzeit Lohnsenkungen und -rhöhungen je nach der Knappheit oder 
dem Überschuß von Arbeitskräften bzw. bestimmter Schichten der Arbeiter ermög- 
licht. Höhe, Art und Form der Prämien sind je nach Betrieb und je nach den 
betrieblichen Besonderheiten des Arbeitsprozesses verschieden. Demgemäß ist es 
auch gar nicht möglich, alle Formen, die in den einzelnen Betrieben entwickelt 
wurden, hier aufzuführen; ganz abgesehen davon, daß ihre wirkliche Erfassung noch 
umfassender empirischer Studien in den einzelnen Betrieben bedürfte. Stellt so zum 
einen die Veränderung im Verhältnis von lebendiger Arbeit und Maschinerie sowie 
die relative Ausdehnung solcher Bereiche der Lohnarbeit welche traditionell nicht 
der Leistungsentlohnung unterworfen waren (z.B. Angestellte) den Kapitalisten 
unterm Zwang der Kapitalverwertung vor das Problem, neue Formen der Abpres- 
sung von Arbeitsleistung zu entwickeln, so schließt dieser Prozeß für das Kapital auf 
der anderen Seite zunächst den außerordentlichen Vorteil ein, sich dem gewerk- 
schaftlichen, tarifvertraglich — also gesetzlich — abgesicherten System der Lohnfest- 
setzung zu entziehen. Der tatsächlich gezahlte Lohn wird auf Betriebsebene festge- 
legt und verliert damit seine gesetzliche Sanktionierung d.h. Absicherung durch den 
Tarifvertrag. Welche Probleme sich daraus für die gewerkschaftliche Politik ergeben 
und wie die Gewerkschaften historisch auf dieses Problem Antworten gesucht 
haben, darauf soll noch im letzten Teil des Aufsatzes eingegangen werden. 

Wir hatten zu Anfang der Darstellung der Prämienlohnformen erwähnt, daß 
die Verfasser der RKW Studie Bd. 6 den Prämienlohn selbst als eine prekäre Form 
der Ablösung des Akkordlohns bezeichnen. In den Betrieben, in denen technische 
Umwälzungen stattgefunden haben, registrieren sie zwar eine rückläufige Tendenz 
des reinen Akkordlohns, stellen aber auch immer wieder formales Festhalten an 
Akkordlohnformen, insbesondere am Gruppenakkord fest, auch wenn dieser dem 
Charakter des Arbeitsprozesses nicht mehr entspricht. Als Grund geben sie die 
Schwierigkeit an, den „Betroffenen die Angemessenheit der für ihre Tätigkeit zur 
Anwendung kommenden Form des Prämienlohns einsichtig zu machen.“ (107) An 
anderer Stelle heben sie hervor, daß die Kriterien für die Prämienvergabe und deren 
Höhe „unscharf“ seien, daß die Prämien selbst die Gefahr in sich bergen, als 
„Scheinprämien lediglich eine versteckte Lohnerhöhung herbeizuführen,“ (108) was 
wohl nichts anderes heißt, als daß sie vom Kapital auch als Mittel der Konkurrenz 
um die besten Arbeitskräfte eingesetzt werden oder als Befriedigungs- bzw. Diszipti- 
nierungsmittel. Statt der Prämien schlagen die Autoren der Studie vor, den Lohn 
aufgrund der Beschreibung der Anforderungen des Arbeitsplatzes zu bestimmen 
und als Leistungsanreiz den Aufstieg einzelner Arbeiter auf bessere Arbeitsplätze 
bei besonders hoher Verausgabung von Arbeitsleistung durch den einzelnen Arbei- 
ter in Aussicht stellen. Ihnen schwebt also eine aufgrund analytischer Arbeitsplatz- 
bewertung hergestellte hochdifferenzierte Hierarchie der Arbeitsplätze als Hebel der 
Arbeitsauspressung vermittelt über die Konkurrenz unter den Arbeitern um die 
besten Arbeitsplätze vor. Dabei reflektieren sie selbst wieder nicht die Schwierig- 


107) RKW-Projekt, Bd. 6,5. 582 
108) Ebda., S. 149 
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keiten, mit Hilfe der Arbeitsplatzbewertung das „Empfinden eines leistungsge- 
rechten Lohns‘ zu erzeugen, die sie andererseits andeuten, wenn sie auf die Unein- 
heitlichkeit der angewandten Systeme analytischer Arbeitsplatzbewertung hin- 
weisen sowie die Auseinandersetzungen um die Gewichtung bestimmter Anforde- 
rungen des Arbeitsplatzes. (109) 

In welchem Maße das neben der Auspressung von Mehrarbeit durch die Form 
der Entlohnung vom Kapital angestrebte Ziel, das „Empfinden“ der Lohn- 
Leistungsäquivalenz zu erzeugen, verfehlt wird, zeigt das Ergebnis einer Befragung, 
welche Kern/Schumann im 9. Bd. der RKW-Studien, ‚Der soziale Prozeß bei techni- 
schen Umstellungen,“ anführen. (110) Dort heißt es: „Die Konsequenzen dieser 
Umstellung der Arbeitsleistung für das Verhältnis von Leistung und Lohn wurden 
freilich unterschiedlich eingeschätzt: 33% der Befragten sprechen von einer Ver- 
besserung, nahezu ebensoviele (30%) von einer Verschlechterung der Relation.“ 
30% der Arbeiter gehen demnach davon aus, daß im Vergleich zu ihrer früheren 
Leistung der Lohn für ihre jetzige Leistung schlechter ist, 33% gehen davon aus, daß 
er relativ besser ist, was nichts anderes als die völlige Verunsicherung des Prinzips 
der Lohn-Leistungsäquivalenz in ihrer Befriedungs- und Anreizfunktion besagt. Mit 
den differenzierten Methoden der Zahlung des Arbeitslohns ist es dem Kapital 
demnach nicht gelungen, eine in seinem Sinne befriedigende Lösung des Problems 
der Verunsicherung des Empfindens der Lohn-Leistungsäquivalenz angesichts tech- 
nischer Veränderungen und im Zuge von Versuchen zur Intensifikation der Arbeit 
zu finden. Schließen nun die differenzierteren Formen der Lohnzahlung insgesamt 
zunächst eine weitere Zersplitterung und Konkurrenz unter den Lohnabhängigen 
ein, was besonders für solche Schichten gilt, welchen ihrer Tradition nach der 
Arbeitskampf unbekannt ist (Angestellte) (111), so stellt sich doch die Frage, ob 
nicht aufgrund des sich verändernden Verhältnisses zwischen lebendiger Arbeit und 
Maschinerie die wirkliche Grundlage der individuellen Leistungsentlohnung soweit 
ins Wanken gerät, daß die neuen Lohnformen nur brüchige und in sich selbst wider- 
sprüchliche Formen darstellen, das Prinzip der individuellen Lohn-Leistungs- 
äquivalenz als Prinzip der Lohnfestsetzung aufrechtzuerhalten. Genauere Unter- 
suchungen müßten sich demnach darauf richten, herauszufinden, in welchen 
Formen sich der Widerspruch niederschlägt zwischen dem Versuch des Kapitals, 
durch Beibehaltung oder gar Neueinführung des allgemeinen Prinzips des individuel- 
len Leistungslohns die Auspressung von Mehrarbeit, vermittelt u.a. über die ver- 
schärfte Konkurrenz und Zersplitterung der Lohnabhängigen untereinander zu 
bewerkstelligen, und dem tatsächlichen entwickelten Stand des gesellschaftlichen 
Arbeitsprozesses. Schon entwickelte Formen des Widerstands der Arbeiter müßten 
auf diesen Widerspruch hin untersucht werden. 


109) vgl. ebda., S. 136ff. 

110) erschienen in Frankfurt/Main, 1972, S. 65 

111) Mit Ausnahme der Angehörigen dieser Schicht, welche aus der Schicht der Produktions- 
arbeiter aufgestiegen sind und übrigens auch den Kern gewerkschaftlich organisierter 
Angestellter innerhalb der Industriegewerkschaften bildet. 


143 


Kontraktlohnformen 

Immer wichtiger werden verschiedene Formen des Kontraktlohns, die dazu 
bestimmt sind, vom Arbeiter oder der Arbeitsgruppe ein bestimmtes Arbeitspro- 
gramm in einem kontraktlich festgelegten (meist gegenüber dem traditionellen 
Stückakkord) größeren Zeitraum zu verlangen und die Lohnhöhe von der Ablei- 
stung des vertraglich bestimmten Pensums abhängig zu machen (wie z.B. im sog. 
Pensumlohn, den verschiedenen Arten des Kontraktlohns oder dem im Schiffsbau 
verwandten Programm-Prämienlohn). 

Mit diesen Lohnarten soll die Erhöhung der Intensität über die Zusicherung 
eines konstanten Verdienstes in einem bestimmten Zeitraum erreicht werden. Es 
wird eine Mehrleistung, etwa 30% mehr als im Akkordrichtsatz festgelegt ist, ver- 
traglich vereinbart, damit zum Programm erhoben und dessen Realisierung der per- 
sönlichen, individuellen Leistungsfähigkeit des Einzelnen oder der Gruppe auferlegt. 
Der über den Akkord noch mögliche Spielraum, ‚„‚mal ganz auf die Süße“ arbeiten 
zu können, also das Tempo zumindest zu variieren, ist auf Gefahr des Verlustes der 
Höhe des gesamten bisherigen Kontraktlohns zerstört. Der Arbeiter bzw. die 
Gruppe ist dabei weit mehr als beim Akkord bis ins einzelne „verantwortlich“ für 
das jeweils vereinbarte Pensum. Das Interesse des Kapitals an einer kontinuierlichen 
Mehrleistung soll zum Interesse des Arbeiters gemacht werden. 

Über den Anreiz, sich den Kontrakt und die entsprechende Lohnhöhe zu 
erhalten, wird der Einzelne dazu veranlaßt, nicht nur sich selbst gegenüber, sondern 
auch auf die Arbeitsgruppe Druck auszuüben. Damit wird die Gesellschaftlichkeit 
des Arbeitsprozesses selbst vom Kapital ausgebeutet, die Formen der Kooperation 
der Arbeiter untereinander zugunsten eines optimalen Leistungsergebnisses forciert. 

Kollektive Prämien führen also zur Disziplinierung einzelner Arbeiter durch 
das Kollektiv. Damit wird aber Kollektivität und Solidarität diskreditiert, muß doch 
dem Einzelnen durch eine derart verkehrte Solidarität diese unglaubwürdig werden. 
Die Folge ist eine Verstärkung der Konkurrenz und Spaltung der Arbeiter. 

Die häufig auf der Basis vorbestimmter Zeiten festgelegten Kontraktlohnarten 
verhindern gegenüber dem traditionellen Zeitakkord Leistungsschwankungen, da 
sich der einzelne Arbeiter bzw. die Arbeitsgruppe innerhalb einer größeren Zeitein- 
heit, etwa von einem Monat, verpflichtet haben und ggf. entstehende Produktions- 
hemmnisse aus eigenem Interesse beseitigen müssen. Damit können z.B. in technisch 
komplizierten Produktionsformen die Arbeiter auf ihre selbst eingegangenen Ver- 
pflichtungen verwiesen werden, was die Kontrolle untereinander einschließt. 

Das ermöglicht für das Kapital erstens die im Zuge verschärfter Kostenkalku- 
lation notwendig werdende exakte Produktionsplanung und -abstimmung der 
einzelnen Produktionsabschnitte auf bestimmte Termine hin und zweitens die 
Verpflichtung der Arbeiter auf die Konstanz einer hohen Leistung, so daß beim 
Akkord möglich gewesene Spielräume, die Intensität der Arbeit zu variieren, redu- 
ziert sind, sowie drittens die Begrenzung der Lohnerhöhung auf die maximal mög- 
liche Prämie von meistens nicht mehr als 30% des jeweiligen Grundlohns, so daß ein 
„unkontrollierbares“ betriebliches oder überbetriebliches Aufschaukeln von 
(Akkord)löhnen (eine sog. innerbetriebliche Lohn-Lohn-Drift) abgewehrt werden 
kann. Gerade in konjunkturellen Aufschwungphasen wie ’69 erreichten die Arbeiter 
häufig angesichts besserer Arbeitsmarktbedingungen (Verschwinden der fließenden 
Form der Reservearmee) mit dem Argument höhere Löhne, an der jedem offen- 
sichtlich gewordenen Steigerung der Produktivkraft der Arbeit auch teilzuhaben. 
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Kombiniert mit den oben angegebenen Prämienlohnformen werden Zulagen 
vergeben, die an verschiedene Arten der Vorgesetztenbeurteilung gebunden sind. 
Kam es aufgrund dieser sog. Nasenprämien häufig zu Auseinandersetzungen mit den 
Agenten des Kapitals, so versuchen die neueren Verfahren persönlicher Leistungs- 
bewertung diesen zu entgehen durch alle möglichen Formen der Systematisierung 
und Katalogisierung von Leistungskriterien ausgesprochen normativen Charakters. 
Mit ihnen werden nicht „objektiv“ meßbare Größen des Produktionsprozesses, 
sondern „Fähigkeiten“ wie Einsatzbereitschaft, Zuverlässigkeit, Pünktlichkeit, 
Unterwürfigkeit, Betriebstreue oder unternehmerisches Denken bewertet; sie 
hängen im wesentlichen von der Identifikation mit dem Unternehmer, also mit dem 
Grad der bewußtseins- und verhaltensmäßigen Anpassung an das Kapitalinteresse 
ab. 
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4. ZUM ZUSAMMENHANG VON TYPISCHEN ARBEITSFORMEN, 
TECHNISCHER VERÄNDERUNG UND WACHSENDER BELA- 
STUNG DER ARBEITER 


Die neueren Entlohnungsformen erhalten im Zusammenhang mit der erfolg- 
ten bzw. erfolgenden technologischen Umwälzung des Produktionsprozesses die 
Funktion, die durch die technischen Veränderungen noch nicht (kostenoptimal) 
intensivierten Arbeitsvollzüge durch finanzielle Anreize möglichst vollständig zu 
erfassen und damit die Intensifikation der Arbeit weiter voranzutreiben. Es geht uns 
daher nun um die Skizzierung einiger für die Intensifikation der Arbeit auf Basis 
technologischer Umwälzung typische Entwicklungen. Daß sich ähnliche Tendenzen 
im Angestelltenbereich ergeben und (gerade in den letzten Jahren) dort die Rationa- 
lisierungsbemühungen forciert werden und zur Einführung entsprechender (Arbeits) 
Bewertungssysteme geführt haben, sei hier nur angemerkt. Generell sollen aber an 
dieser Stelle die- bisherigen Aussagen insoweit relativiert werden, als die Einführung 
neuerer Entlohnungsmethoden, wie sie im letzten Abschnitt in ihren Funktionen 
entwickelt wurden, nicht unmittelbares Resultat der technologischen Umwäzung 
des Produktionsprozesses sind. Die hier fesistellbare zeitliche Verzögerung gt allge- 
mein für die „Arbeitsorganisation“ im Betrieb, die zunächst in nicht nennens- 
wertem Maße von den technischen Veränderungen tangiert wurde: „Dies ist darauf 
zurückzuführen, daß bei den Umstellungen zunächst technische Probleme im Vor- 
dergrund gestanden haben. Erst später wird die Notwendigkeit einer Organisations- 
veränderung erkannt und bis zur Verwirklichung vergeht nochmals eine längere 
Zeitspanne.“ (112) Diese Verzögerungen sind laut Koch u.a. (im RKW-Forschungs- 
projekt Bd. 6) in ihren Ursachen „teils... . rein organisatorischer Natur, teils sind sie 
auch darın begründet, dat der Mensch als Träger der Organisation oft nur schwer 
zur Abgabe von altgewohnten Aufgaben und zur Übernahme neuer Verantwor- 
tungsbereiche zu bewegen ist.“ (113) 

Als weiteres wichtiges Moment sind in diesem Zusammenhang sicherlich die 
ökonomischen Erwägungen der Kapitalisten zu erwähnen (die aber Koch u.a. prinzi- 


112) RKW-Projekt, Bd. 6,8. 26 
113) a.a.O0., S. 42 
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piell verschlossen bleiben müssen, da sie nur den einfachen Arbeitsprozeß unter- 
suchen (114)). Diese allgemeine Tendenz läßt sich am Beispiel der neueren Entioh- 
nungsformen konkietisieren. Deren Einführung wird dabei nicht nur durch den 
jeweilig erreichten technisch-organisatorischen Entwicklungsstand begrenzt, 
sondern darüberhinaus unmittelbar durch „rechtliche Bindungen sowie die Rege- 
lungen innerhalb des Tarifverirages, ferner 2.B. die Tradition des Betriebes oder die 
in der Branche vorherrschende Lohnform.“ (115) So ist es zu erklären, daß „grund- 
legende Auswirkungen der technischen Änderungen auf die Methoden der Lohn- 
findung und damit möglicherweise auf die Lohnstruktur“ sich in den (untersuch- 
ten) Betrieben „relativ selten und zumeist nur über einen längeren Zeitraum 
(zeigten).“ (116) Ist die Durchsetzung der (neueren) Lohnformen also nicht 
unmittelbares Resultat technologischer Veränderungen und wird ihre Einführung 
(nicht zuletzt auch durch den Widerstand der Arbeiter und der Gewerkschaften) 
verzögert, so führten allerdings diese technischen Umstellungen in den Betrieben 
„häufiger zu einer Änderung in der Einstufung bzw. Bewertung von Arbeits- 
plätzen,“ (117) In diesen Fällen sind die technologischen Veränderungen schon 
unmittelbar mit Veränderungen im Reproduktionsniveau der Arbeiter verknüpft (in 
den untersuchten Betrieben kam eine solche Neueinstufung in der Mehrzahl der 
Fälle keiner (absoluten) Lohnsenkung gleich, was allerdings nichts über eine 
Tendenz aussagt, da der Zeitpunkt der Untersuchung nicht bekannt ist). Für einen 
längeren Zeitraum kann darüberhinaus an der oben behaupteten Tendenz festge- 
halten werden, daß die herkömmlichen Methoden der Leistungsentiohnung an 
Gültigkeit verlieren, während mit der technischen Entwicklung (auf Basis der 
ökonomischen!) die Anwendung der neueren Entiohnungsmethoden begünstigt 
wird, die „die Aufrechterhaltung eines im betrieblichen Sinne optimalen Leistungs- 
niveaus zum Ziele haben.“ (118) Dies güt umso mehr, als die hier benutzte 
RKW-Studie sich auf den Zeitraum 1963-1968 bezieht, die gerade über die Krise 
vermittelte technologische Umwälzung der Produktion (wie oben entwickelt, vgl. 
Fußnote 36!) nur noch bedingt in die Untersuchung einbeziehen konnte und schon 
gar nicht die auf dieser Basis verzögert einsetzenden Veränderungen in der Arbeits- 
organisation der Betriebe. (119) 


114) Vgl. die Kritik bei S. Herkommer, Vom Elend der Industriesoziologie, in: SOPO 16/1972 
(der sich insbes. auf die später zitierte Kern/Schumann-Studie bezieht) 

115) RKW-Projekt, Bd. 6, a.2.0.,8. 146 

116) a.2.0.,8.152 

117) a.2.0., S. 203 

118) 22.0., 8.209 

119) Dies soll am Beispiel der Einführung der Computertechnik verdeutlicht werden: Nach der 
RKW-Studie, Bd. 6, a.2.0., ergaben sich besonders einschneidende Änderungen in der 
Arbeitsorganisation dann, wenn der betreffende Betrieb die Blektronische Datenver- 
arbeitung einführte. Nach dem Sachverständigenratsgutachten (1969) ist es aber gerade 
für die Zeit nach der Krise 1966/1967 charakteristisch, dais „viele neue arbeitssparende 
Techniken und Verfahren entwickelt und zur Produktionsreife gebracht worden sind 
(wie zum Beispiel der Einsatz von Computern bei der Planung, Steuerung und Kontrolle 
des Froduktionsprozesses), die sich in der Aufschwungphase dieses Zyklus erstmals voll 
auf die Kapitalproduktivität ausgewirkt haben.” Vgl. RKW-Projekt, Bd. 6,5. 202 und 
SVG 1969, Ziff. 54. Allein dieser Sachverhalt läßt vermuten, daß die von uns aufgezeigte 
Tendenz erst im Aufschwung 1968/69 sich voll durchzusetzen beginnt, ein Zeitraum 
also, der von den RKW-Studien gar nicht mehr erfaßt werden konnte. 
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41 Zur Fließbandarbeit und ihrer Intensifikation 


Mit der Fließbandarbeit als Mittel der Kapitalverwertung ist die Unterordnung 
des Arbeiters unter die Maschine handgreifliche Wirklichkeit; das Diktat der 
Maschine entscheidet über die Intensität der Verausgabung von Hirn, Muskel und 
Nerv; in immer entwickelterer Arbeitsteilung der ohnehin schon reduzierten Detail- 
operationen wird der Arbeiter zu einer vergegenständlichten Funktion im kapitalis- 
tisch organisierten Maschinensystem. Der Arbeitsprozeß ist in kleinste Einheiten 
zerstückelt, die in ermüdender Monotonie und unter extremer Belastung oft 
tausendfach täglich wiederholt werden müssen (repetitive Teilarbeit). Je ausgepräg- 
ter die Arbeitsteilung, desto einfacher die Operation, desto schneller ihre Abfolge, 
desto eingeübter die Bewegungen — und desto mehr Können Stillstands-, „unpro- 
duktive Wartezeiten“, Störungsquellen ausgeschaltet werden: „Die Arbeit am Band 
ist bestimmt vom sogenannten Takt des Bandes. Alle 45 Sek. muß z.B. ein Arbeiter 
einen neuen Wagen an einem PKW-Montageband übernehmen und dort den Stoß- 
dämpfer an die Hinterachse festschrauben: Schraubenschlüssel auf die erste Mutter 
setzen — anziehen — auf die zweite Mutter setzen -- wieder anziehen ... auf die 
letzte Mutter setzen und wieder anziehen — abstoßen und zur Ausgangsstellung 
zurückfahren. Jetzt sind etwa 40 Sck. vergangen und der Arbeiter hat etwa 5 Sek. 
Zeit bis zur Übernahme des nächsten Wagens. Bei diesem wiederholt sich der Vor- 
gang: Schraubenschlüssel auf die erste Mutter setzen — anziehen usw. Das ist das 
typische der repetitiven Teilarbeit: in kurzen Zeitabständen — in unserem Beispiel 
alle 45 Sek., also 80 mal in der Stunde — immer wieder die gleiche Arbeit ausfüh- 
ren, nur diese und immer diese... .“ (120)Die wissenschaftliche Organisation dieser 
Teilarbeit, von Taylor entwickelt, findet sich heute in der Arbeitswissenschaft aus- 
gestaltet. Als kurze Anlerntätigkeit wird sie heute häufig von jungen Frauen und 
ausländischen Arbeitskräften jungen) ausgeübt. „Das Tempo ist entschei- 
dend. Wir haben schon versucht, ältere Kollegen an den Arbeitsplatz zu stellen, sie 
kamen mit dem Tempo eben nicht mit.“ (121) Man hat lediglich zu hoher 
Monotonieunempfindlichkeit und hoher Fingerfertigkeit „befähigt“ zu sein. Die 
Arbeit ist körperlich einseitig, verbunden mit durch Tempo und Monotonie ent- 
stehenden hohen nervlichen Belastungen. Es sind häufig Montagetätigkeiten, die 
in der Elektroindustrie z.B., im Fahrzeugbau, in der Verpackungsindustrie und in 
der Textilindustrie weitverbreitet sind. Durch technische Veränderungen erhalten 
diese Formen der Arbeitabpressung einen zum Teil noch höheren Belastungsgrad. In 
einer Reihe von relativ typischen Umstellungsfällen wird zwar ein Teil der bisheri- 
gen Bandarbeitertätigkeiten auf maschinelle Anlagen übertragen, die verbleibenden 
Tätigkeiten sind dann aber noch einseitiger und wiederholen sich in noch kürzerer 
Taktfolge. (122) Vereinzelt wurde beobachtet, daß die Verkürzung der Taktzeit die 
Muskelbelastung insgesamt ansteigen ließ und mitunter zu einseitigen Belastungen 
führte; die weitere Arbeitsteilung führte zu noch stärkerer Dequalifizierung, die zur 
Ausübung erforderlichen Kenntnisse werden durch kurze Zweckanlermung er- 


120) Bahrdt, H.P., Osterland, M., Schumann, M., Zwischen Drehbank und Computer, 
Hamburg 1970, S. 24 

121) zit. ebd., S. 33 

122) RKW-Projekt, Bd. 6, 2.2.0.,5.19 
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worben. Der verkleinerte Einfluß und Beachtungsbereich erfordert weniger Nach- 
denken, Aufmerksamkeit und Verantwortung. Durch die „wissenschaftliche Ana- 
Iyse“ der Ermittlung der Arbeitsnormen über die Verfahren vorbestimmter Zeiten 
wird die Fließbandarbeit kostenoptimal organisiert. Trotz der Zunahme der 
unbeeinflußbaren Zeiten in diesen Tätigkeiten werden sie weitgehend im Akkord 
gelassen, da dies als das beste finanzielle Anreizverfahren erscheint. Allerdings dient 
hier der Akkord lediglich als flankierende Intensifikationsmaßnahme, da die Inten- 
sifikation weitgehend ohnehin durch die Maschine diktiert wird (deren Geschwin- 
digkeit natürlich vom Kapitalisten bzw. seiner Agenten bestimmt wird!). 


42 Zu Kontrolltätigkeiten mit einfacher Qualifikation 


Die Automatenkontrolle stellt eine technisch fortgeschrittenere Form der 
totalen Unterordnung unter die Maschine als Kapital dar. Die Erweiterung des 
Arbeitsfeldes, nämlich die Kontrolle und Bedienung mehrerer Maschinen ist so 
scharf genormt, daß eine hohe Arbeitsgeschwindigkeit notwendig wird, um die 
jeweiligen Eingriffe bei Maschinenstörungen vornehmen bzw. ausüben zu können. 
Ähnlich wie bei dessen Geschwindigkeit, diktiert hier die jeweilige Störform der 
Maschine das Arbeitstempo; hohe nervliche Belastungen entstehen dadurch, daß 
solche Störungen nicht kalkulierbar sind und sogar oft gehäuft auftreten können. In 
einer teilautomatischen Weberei etwa hat ein Arbeiter zwischen 20 und 45 Web- 
stühle zu betreuen (Mehrstellenarbeit); die Aufgabe der überwachenden Arbeiter 
liegt in der Früherkennung möglicher Fehlerquellen und Qualifikationsmängel der 
Maschinen sowie in der Beseitigung von Maschinenstillständen. ‚Der Weber versucht 
diese Aufgabe durch optische und manuelle Kontrollen am Produkt gerecht zu 
werden. Er ist überdies bestrebt, vorbeugende Kontrollen durchzuführen, um break 
downs nach Möglichkeit gar nicht erst aufkommen zu lassen.“ (123) Aufgrund der 
großen Maschinenzahl sind meist einige Maschinen zugleich gestört, die die Arbeiter 
möglichst schnell wieder in Gang setzen müssen, um eine kontinuierliche Produk- 
tion zu gewährleisten; sonst geraten sie in einen Teufelskreis, nur noch die ausge- 
fallenen Maschinen zu behandeln und die vorbeugenden Kontrollen vernachlässigen 
zu müssen und potenzieren damit die Störungen. Solche Arbeitsformen finden sich 
auch in metall- und kunststoffverarbeitenden Betrieben und in Stickereien. Wie bei 
der Bandarbeit sind auch bei diesen Tätigkeiten geringe Qualifikationen, kurze An- 
lernzeiten, hohe Fingerfertigkeiten und vor allem nervliche Belastbarkeit (ange- 
sichts des unregelmäßigen Arbeitsrhythmus) nötig. 

Die RKW-Studie Bd. 6 erklärt dies als Folge technisch bedingter Veränderun- 
gen: „Nicht immer haben technisch modemere Anlagen die Arbeitsbedingungen 
verbessert. Die körperliche Schwerarbeit ist zwar in den meisten untersuchten 
Betrieben zurückgegangen, die psychischen Anforderungen sind jedoch erheb- 


123) Kern, H., Schumann, M., Industriearbeit und Arbeiterbewußtsein, RKW-Forschungs- 
projekt, Bd. 8, Ffm 1970, S. 119 (in der Folge: K/S-Studie) 
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lich gestiegen und haben vereinzelt die Grenzen der menschlichen Leistungs- 
fähigkeit erreicht.“ (124) Entgegen den Annahmen der Verfasser ist es aber 
nicht die neue Maschinerie, sondern ihre kapitalistische Anwendung, die die 
Arbeiter zur Verausgabung ihrer letzten Reserven zwingt, mehr Arbeit „in 
derselben Zeit zu erpressen. Es geschieht dies in doppelter Weise: durch erhöhte 
Geschwindigkeit und erweiterten Umfang der von Femselben Arbeiter zu über- 
wachenden Maschinerie oder seines Arbeitsfeldes.“ (125) 

Den technischen Veränderungen laufen Dequalifizierungsprozesse traditionel- 
ler Facharbeiter parallel, z.B. bei der Umstellung von Walzanlagen. Lassen sich diese 
Facharbeiter nicht umschulen, so wird ihre Arbeit „abgewertet“ (Was im Resultat 
der Senkung des Preises der Arbeitskraft entspricht). Mittel der „Abwertung des 
Arbeiters resp. seiner Arbeit ist die oben beschriebene analytische Arbeitsplatz- 
bewertung. Gehören die ehemaligen Facharbeiter zugleich zu denen über 45 Jahren 
so sind sie häufig für die an den neuen Anlagen erforderte außerordentliche Intensi- 
tät der Arbeit nicht mehr geeignet; sie müssen im Zeitlohn entgoltene Reinigungs-, 
Schreib- bzw. andere unter ihrem Qualifikationsniveau hegende Arbeiten durch- 
führen. (126) 

Diie über die Umwälzung der technologischen Basis der Produktion vermittel- 
ten Freisetzungen führten Zwar infolge noch prosperierender Kapitalakkumulation 
in anderen Bereichen bzw. Branchen nur zur „fließenden Form“ der Überbe- 
völkerung, das heißt, die freigesetzten Arbeiter konnten von anderen Kapitalen 
wieder absorbiert werden; ein Prozeß, der bei Marx wie folgt beschrieben ist: 
„Wachstum in der Anzahl der Fabrikarbeiter ist also bedingt durch proportional viel 
rascheres Wachstum des in den Fabriken angelegten Gesamikapitals. Dieser Prozeß 
vollzieht sich aber nur innerhalb der Ebbe- und Flutperioden des industriellen 
Zyklus, Er wird zudem stets unterbrochen durch den technischen Fortschritt, der 
Azbeiter als virtuell ersetzt, bald faktisch verdrängt. Dieser qualitative Wechsel im 
Maschinenbetrieb entfernt beständig Arbeiter aus der Fabrik oder verschließt ihr 
Tor dem neuen Rekrutenstrom, während die bloß quantitative Ausdehnung der 
Fabriken neben den Herausgeworfenen irische Kontingente verschlingt. Die 
Arbeiter werden so fortwährend repelliert und attrahiert, hin- und hergeschleudert, 
und dies bei beständigem Wechsel in Geschlecht, Alter und Geschick der Ange- 
worbnen.“ (127) Den Freisetzungsprozessen folgt so ein Umschichtungsprozeß 
innerhalb und zwischen den Betrieben; zumindest die kurzfristig stärker belastbaren 
jüngeren Arbeitskräfte treten an die neuen Anlagen; häufig werden an diese Arbeits- 
plätze mit extrem hohen Belastbarkeitsanforderungen auch ausländische Arbeits- 
kräfte gestellt. Folgen der Einführung der neuen Maschinerie und ihrer kapitalisti- 
schen Anwendung sind auch bei diesen Arbeitern Freisetzungen, Dequalifikations- 
prozesse, stärkere Belastung (insbesonders psychischer Art] und eine verschärfte 
Konkurrenz unter den Arbeitern. 


124) RKW-Projekt, Bd. 5, 2.2.0.8. 161 

125) MEW Bd. 23, 8.434 

126) Mehr als die Hälfte der Arbeiter sind nicht mehr in ihrem ursprünglichen Lehrberuf tätig, 
und besonders die ä n werden um 1,— bis 1,50 DM niedriger entlohnt, wenn sie im 
Zeitiohn arbeiten. Daraus erklärt sich auch das signifikante Ansteigen der Zeitlöhner mit 
dem Alter. 

127) MEW 23, 8.477 
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4.3 Zu traditionellen Facharbeiten und ihren Veränderungen 


Im Vergleich zu den bisher beschriebenen Arbeitsformen werden die Arbeiten 
an Einzelmaschinen (z.B. Fräsmaschinen) weniger durch die Maschine und ihr 
Tempo selbst diktiert. Hier bleibt vielmehr die traditionelle Akkordanreizfunktion 
wirksam (so in weiten Bereichen des Maschinenbaus, des Schiffbaus und insbes. in 
der Kleinstserienfertigung aller Branchen). Zwar werden auch für Dreher, Fräser, 
Schleifer etc. die Arbeitsabläufe im Zuge der technischen Entwicklung organisa- 
torisch gestrafft, teilweise sogar über technische Apparaturen gelenkt; den Mechani- 
sierungsmöglichkeiten sind jedoch engere Grenzen gesetzt. Dementsprechend 
werden gerade für diese Tätigkeiten die Systeme der Leistungsentlohnung nicht 
prinzipiell in Frage gestellt, sondern lediglich verfeinert. Die Einführung von 
Gruppenakkord führt beispielsweise zur gegenseitigen Intensitätskontrolle der 
Arbeiter untereinander — anders als beim Einzelakkord. Die Langsamkeit des einen 
zwingt den anderen zur Pause oder muß je nach technischem Arbeitsprozeß vom 
anderen gar kompensiert werden. (128) Da der Proportionalakkord (Proportion 
zwischen Leistung und Lohn) bei technischen Veränderungen für die Unternehmen 
immer konfliktreicher wird und schleichende Rationalisierungen sowie Formen der 
Arbeitszurückhaltung dem Arbeiter seine Arbeit leichter machen, soll diese traditio- 
nelle Form des Akkords zurückgedrängt werden. Denn: „die technische Entwick- 
lung begünstigt weiterhin die Anwendung von Entlohnungsmethoden, die nicht die 
mengenmäßige Mehrleistung schlechthin anreizen, sondern die Aufrechterhaltung 
eines im betrieblichen Sinne optimalen Leistungsniveaus zum Ziele haben. Dabei 
gewinnt die Prämienentlohnung in ihren vielfältigen Varianten zunehmend an 
Bedeutung.“ (129) Darüberhinaus kann es „an modernen Arbeitsplätzen nicht mehr 
genügen, den Lohn ausschließlich in seiner materiellen Ausprägung zu sehen. 
Während es früher möglich war, durch einen rein materiellen Anreiz eine Erhöhung 
der mechanisch zu erbringenden Mengenleistung zu bewirken, kann eine derartige 
Leistungssteigerung heute nur noch durch Verbesserung der menschlichen Gesamt- 
effizienz erzieit werden. Daraus leitet sich die Forderung ab, daß die moderne 
Leistungsgesellschaft nicht nur einen materiellen, sondern einen umfassenden, 
gleichermaßen materiell und ideell wirksamen Leistungsanreiz ausüben muß.“ (130) 
Die Intensität der Arbeit führt gerade unter diesen Formen des Akkords zu früh- 
zeitigen Verschleißerscheinungen, die wiederum eine Rückstufung und/oder 
„Abwertungen“ zur Folge haben. 


4.4 Zu den Instandhaltungstätigkeiten 


Die Entwicklung im Instandhaltungssektor ist durch relativ hohe Qualifika- 
tionsanforderungen, wachsende Bedeutung bei inzwischen gleichzeitiger Rationali- 
sierung und fortschreitender Arbeitsteilung gekennzeichnet, die zu Differenzie- 
rungen in höher qualifizierter Spezialarbeit und teilweise monotoner Routine- 


128) Darin hatt& der Streik der Vulkan-Werft-Arbeiter (Bremen) seinen Grund 
129) KRKW-Projekt, Bd. 6, S. 209 
130) Ebd.,S.131 
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arbeiten führen. Hierzu schreibt Bahrdt: „Der Instandhaltungsarbeiter hat dafür zu 
sorgen, daß die technische Apparatur einwandfrei funktioniert und bei Störung 
umgehend wieder instand gesetzt wird.“ (131) Allerdings hat der Instandhaltungs- 
arbeiter noch einen relativ großen Verhaltensspielraum, „der sich bisher aufgrund 
einer noch nicht durchrationalisierten Arbeitsorganisation zu halten vermochte.“ 
(132) Nimmt einerseits mit der fortschreitenden Umwälzung der technologischen 
Basis der Produktion der Prozentsatz der Instandhaltungsarbeiter zu, so setzen doch 
im verstärkten Maße Rationalisierungsmaßnahmen ein, bei denen u.a. auch 
MTM-Schnellverfahren eingesetzt werden. „Man systematisiert und schematisiert 
die Arbeitsgänge; man führt das schriftliche Auftragswesen und die Leistungsent- 
lohnung nach Vorgabezeiten ein; man geht stärker zum Prinzip der vorbeugenden 
Instandhaltung über und strafft allgemein den Instandhaltungsbetrieb.‘‘ (133) Die 
Arbeit des Instandhaltungsarbeiters ist geteilt in relativ einfache, sich wiederholende 
Tätigkeiten (z.B. das regelmäßige Auswechseln von Teilen, Kontrollgänge etc.), für 
die Zeitrichtwerte vorgegeben werden. Darauf basiert die Prämienentlohnung. 
„Beim Instandhaltungspersonal ist das Absinken der Muskelbelastung, der Belastung 
durch Umgebungseinflüsse und Unfallgefährdung weniger stark ausgeprägt. Eine 
Steigerung der psychischen Belastung entsteht vornehmlich durch Zunehmen der 
Arbeiten unter Zeitdruck (z.B. Störungsbehebung bei Produktionsunterbrechung). 
Die geistigen Anforderungen steigen infolge der Polarisierung (innerhalb des 
Instandhaltungspersonals, d. Verf.) nur bei einem Teil des Instandhaltungsperso- 
nals.‘“ (134) Man versucht teilweise sogar, „in solchen Bereichen, für die reine 
Zeitentlohnung typisch ist, Leistungslohngerechtigkeit zu realisieren.“ (135) (Dies 
geschieht hier z.T. in der Form von Gruppenprämien!) 


Zusammenfassend müssen wir also bei technischen Veränderungen von er- 
weiterten Möglichkeiten und Realisierungsschritten zur Steigerung der Belastung 
der Arbeiter ausgehen. Dabei verlagern sich die Formen der Belastungen von den 
körperlichen auf die psychisch-nervlichen. Die körperlich (muskulären) Belastungen 
sind teilweise zurückgegangen; insgesamt haben aber die technischen Umwälzungen 
der Produktion neue Mittel der Intensifikation der Arbeit aufgetan. Gleichzeitig hat 
das betriebliche Instrumentarium der Arbeitsablauforganisation einer starken 
kostenökonomischen Straffung der Arbeitsorganisation gedient. Ein stärker diffe- 
renziertes und verfeinertes Lohnanreizsystem stopft die „Lücken“ der vom Arbeits- 
ablauf noch nicht erzwungenen Intensifikation der Arbeit. Die Lohnformen werden 
flexibel und kombiniert eingesetzt. Zugleich zeigt unsere Beschreibung der Folgen 
der technologischen Umwälzung der Produktion, daß es nicht die neue Technik ist, 
die dem Arbeiter stets erhöhte Arbeitsanstrengung abpreßt, sondern die kapitalis- 
tisch angewandte Maschinerie: „Die von der kapitalistischen Anwendung der 
Maschinerie untrennbaren Widersprüche existieren nicht, weil sie nicht aus der 
Maschinerie selbst erwachsen, sondern aus ihrer kapitalistischen Anwendung. Da 
also die Maschinerie an sich betrachtet die Arbeitszeit verkürzt, während sie kapita- 


131) Bahrdi w.a., a.4.0., 8. 90 
132) Ebd., 8.95 

133) Ebd., S. 102 

134) RKW-Projekt, Bd 6, S. 108 
135) Ebd., S. 154 


listisch angewandt den Arbeitstag verlängert, an sich die Arbeit erleichtert, kapitalis- 
tisch angewandt ihre Intensität steigert, an sich ein Sieg des Menschen über die 
Naturkraft ist, kapitalistisch angewandt den Menschen durch die Naturkraft unter- 
jocht.. .“ (136) Dies soll im folgenden nochmals verdeutlicht werden. 

Mit dem Übergang zu veränderten Formen der Profitproduktion in den 60er 
Jahren und den dabei erfolgenden technischen und arbeitsorganisatorischen Verän- 
derungen wurden nur teilweise körperliche Belastungen abgebaut, umso stärker 
traten nervliche, psycho-physische und sensomotorische Belastungen in den Vorder- 
grund. Wachsende Kostenplanung angesichts sinkender Ertragszuwächse führte zur 
optimalen arbeitstechnischen Ausnutzung der neuen Technologie, so daß Technik 
und arbeitstechnische Rationalisierung — wenn auch mit zeitlicher Verzögerung — 
sich einander ergänzten. Die Krise wurde zur Personalreduzierung benutzt und 
ermöglichte erst recht die Durchsetzung der mit der neuen Technologie gegebenen 
Möglichkeiten der Ausschöpfung von Leistungsreserven. Dabei finden bedeutende 
Umschichtungen innerhalb der Lohnarbeiterklasse statt. 

Die überdurchschnittlich hohen Freisetzungsraten in Industriezweigen mit 
hohen Rationalisierungsinvestitionen führen zum Verlust von Arbeitsplätzen, auf 
die die Arbeiter spezialisiert waren, und deswegen zur Abwertung bzw. geringeren 
Entlohnung. Davon sind besonders ältere Arbeiter betroffen, während für die neue 
Anlage vornehmlich jüngere, oft nur einseitig für diese Anlage spezialisierte Arbeits- 
kräfte bevorzugt werden. Die typischen Fließbandarbeiten mit hoher Arbeitintensi- 
tät werden zunehmend von Frauen und ausländischen Arbeitskräften ausgeführt, 
dafür rückt ein Teil der qualifizierten (oft jüngeren) Facharbeiter mit Erfahrung in 
die besseren Postitionen in der Hierarchie der Arbeitsplätze herauf (z.B. Einrichter). 
Diese Umschichtungsprozesse werden durch die Anwendung eines differenzierten 
Leistungslohngefüges auf Basis der Grundlohnemittlung nach der analytischen 
Arbeitsplatzbewertung abgestützt. Gerade die A.A. setzt somit die auf dem Arbeits- 
markt erscheinende Vereinzelung der Arbeiter im Produktionsprozeß fort und führt 
so zu Formen der Verstärkung der Konkurrenz unter den Arbeitern um die jeweils 
besten Arbeitsplätze. Die traditionellen Akkordlohnformen werden zum Gruppen- 
akkord bzw. Programmprämienlohn verfeinert, um zu einer höheren Anreizwirkung 
unter den gegebenen technologischen Bedingungen zu gelangen. Dort, wo der 
Arbeitsrythmus weitgehend durch den Rythmus der Maschine bestimmt ist, werden 
ebenfalls Prämienlohnverfahren zur Steigerung der Gesamteffizienz verwandt, um 
vor allem einen möglichst kontinuierlichen Produktionsausstoß in bestimmter 
Qualität zu erreichen. (Gerade deswegen werden häufig die Arbeitsprogramme bis 
ins einzelne kontraktlich festgelegt.) 

EXKURS: Zu den Folgen der Intensifikation der Arbeit in der BRD 

Die Folgen der Intensifikation der Arbeit lassen sich anhand einiger empiti- 
scher Untersuchungen andeuten. Zwar sind die negativen Auswirkungen der erhöh- 
ten Belastungen auf die Erhaltung einer normalen Lebensfähigkeit des Arbeiters 
weitgehend unerforscht, doch müssen zumindest einige Anhaltspunkte für das 
Ausmaß der gesundheitlichen Zerrüttung der Lohnarbeiter genannt werden, um auf 
die Bedeutung des Kampfes gegen den unmäßigen Gebrauch der Ware Arbeitskraft 


136) MEW 23, 5. 465 
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im kapitalistischen Produktionsprozeß hinzuweisen. Die entsprechenden Wissen- 
schaften, wie etwa die Arbeitsmedizin, haben sich sogar bisher weitgehend auf die 
Messung von Belastbarkeit zwecks optimaler Ausnutzung der Arbeitskraft im 
Produktionsprozeß konzentriert. Für die Gewerkschaften war dieses Problem lange 
Zeit ebenfalls zweitrangig. 


2) 
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Zur Belastung durch physische Schwerarbeit 

Auch heute muß noch ein beträchtlicher Prozentsatz industrieller Arbeit als 
Schwerarbeit bezeichnet werden. Versucht man, „einen entsprechenden 
Prozentsatz industrieller Arbeit für die in der Gesamtindustrie Tätigen zu 
bilden, ist man im Hinblick auf die Arbeitsbelastung auf eine grobe Schätzung 
angewiesen. Nach den mir vorliegenden Unterlagen über die Beschäftigten- 
zahlen in den einzelnen Industriezweigen würde ich annehmen, daß von den 
in der Industrie Tätigen noch rund 18-20% eine ausgesprochene Schwer- 
arbeit ausführen müssen, d.h. mehr als 1,5 Mio. Werktätige in der Industrie.“ 
(137) Und: „Nach arbeitsmedizinischen Kriterien waren 44% der (in einer 
Studie über physiologische Belastung bei Gießereiarbeiten, d. Verf.) unter- 
suchten Arbeiten sowohl in energetischer Hinsicht als auch im Bezug auf den 
Kreislauf Belastungen ausgesetzt, welche die Dauerleistungsgrenze überschrit- 
ten, d.h. daß. beinahe jeder 2. Gießereiarbeiter physisch überbelastet war.“ 
(138) Hinzu kamen „starke Zusatzbelastungen durch negative Umgebungsein- 
flüsse in Form von Hitze und Lärm.“ (139) Mögen die Muskelbelastungen 
auch zum Teil zurückgegangen sein, auch in Stufen der Yochmechanisierung 
und Teilautomatisierung finden wir extreme Belastungen, so auch bei teil- 
automatisierten Anlagen in der Eisen- und Stahlindustrie. (140) Daher ist es 
nicht verwunderlich, daß „Arbeitsplätze mit maximalen Belastungen... 
Höchstbelastungen ... naturgemäß nicht bis ins höhere Alter aufrechterhal- 


Heitinger, T., Arbeitswissenschaftliche Aspekte des Arbeitsplatzes aus arbeitsmedizini- 
scher Sicht, in: Arbeit und Leistung 11/1968, S. 205 (zitiert nach Osterland, M. u.a., 
2.4.0.,) 

Osterland, M., 2.2.0., S. 55 

Ebd. 

Dazu R. Judith in: Der Gewerkschafter, Nr. 10/1972, S. 396: „Die durch weitere 
Rationalisierungsbemühungen eintretenden Belastungen für die Beschäftigten (der Eisen- 
und Stahlind., d. Veıf.) sind nicht mehr zumutbar. Durch die personellen Einschränkun- 
gen in den ersten Monaten dieses Jahres ist die Belastung für den einzelnen Arbeitnehmer 
bei der derzeitigen Produktion erheblich gestiegen. Die Zahl der Überstunden hat auf- 
grund der knappen Belegschaften zugenommen. Die Lohn- und Gehaltserwartungen der 
Arbeitnehmer der Eisen- und Stahlindustrie werden sich an den Beanspruchungen und 
Belastungen orientieren, denen sie im Betrieb ausgesetzt sind. Der Anteil der nur ein- 
schichtig Beschäftigten nimmt durch die zunehmende Rationalisierung in der Eisen- und 
Stahlindustrie ständig ab. Die Wechselschicht im Dreischichtrythmus oder die vierschich- 
tige Konti-Arbeit, die das Wochenende voll mit in den Produktionszeitraum einbezieht, 
nimmt für die Arbeiterbelegschaft, aber auch für die Angestellten, zu .... Die Beschäf- 
tigten der Eisen- und Stahlindustrie haben unter äußerst schwierigen Bedingungen ihre 
Arbeit auszuführen. Dieser Tatbestand muß auch in der Entlohnung seinen Niederschlag 
finden. Die Umgebungseinflüsse, die durch Hitze und Staub auch bei hochmechanisierten 
Anlagen heute noch auftreten, müssen in der Bezahlung ihren Niederschlag finden.“ 
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ten werden (können). Physische Schwerarbeit führt, wie Hettinger zeigen 
konnte, zu erhöhten Erkrankungszeiten, gehäuften Unfällen und u.U. auch zu 
einer vorzeitigen Invalidität.“ (141) 

Belastungen bei repetitiven Teilarbeiten 

Daß die nervliche Belastung bei repetitiven Teilarbeiten insbesonders bei 
sensorischen und motorischen Bandarbeiten sowie auch für Automatenkon- 
trolieure,. außerordentlich hoch sind, wird durch einige empirische Ünter- 
suchungen drastisch belegt: „Nach Graf bilden die Abnahme der Reagibilität, 
die Änderung der Handfertigkeit und Geschicklichkeit, die Verlangsamung 
der Denkvorgänge und Aufnahmefähigkeit insofern besondere Verhältnisse, 
als die Einflüsse des Alterns am frühesten und deutlichsten in Erscheinung 
treten... , Bei vielen Funktionen tritt schon relativ früh, im allgemeinen schon 
von etwa 30 Jahren an, ein „Knick“ auf. Die individuellen Unterschiede im 
Grade des Alterns weisen dabei jedoch erhebliche Schwankugen auf. Ganz 
besonders früh jedoch machen sich Altersvorgänge bei allen Geschicklichkeits- 
leistungen bemerkbar, die unter Zeitdruck vor sich gehen müssen. Die Haupt- 
ursachen dafür: verminderte Reaktionsgeschwindigkeit, geringere Leistungs- 
reserven, erschwerte Umstellfäkigkeit. Weil unter den heutigen industriellen 
Arbeitsformen die Arbeitsvorgänge unter Zeitdruck sichtlich zunehmen, ins- 
besondere arbeitstaktmäßiger Zeitbindung bei Fließarbeit, wird dieses Problem 
immer wichtiger. Die Tatsache, daß mit zunehmenden Jahren die Fähigkeit 
nachläßt, leichte Arbeit mit großer Geschwindigkeit bei arbeitstaktmäßiger 
Zeitfindung zu verrichten, spielt bei Fließarbeit eine große Rolle; sie hat dazu 
geführt, daß die taktgebundene Fließarbeit heute zu einer Domäne der Jugend 
geworden ist... Eine 21 Jahre alte Arbeiterin und eine 49 Jahre alte Arbei- 
terin hatten in einer 48 Stunden Schicht an einem Fließband bei einer 
Arbeitstaktzeit von 2,15 Min. den gleichen Lernvorgang auszuführen. Der 
jungen Arbeiterin war aufgrund ihrer besonderen Geschicklichkeit und 
Fingerfertigkeit möglich, insgesamt rund 30% der Schichtzeit für ‚„‚Wartezeit“ 
durch Unterschreiten der Taktzeit zu verwenden, während es die ältere 
Arbeiterin nur auf etwa 7% der Schichtzeit brachte.“ (142) 

Belastungen durch Nacht- und Schichtarbeit 

Die Belastungen werden durch Überstunden bzw. Nacht- und Schichtarbeit 
potenziert. Von 12 Mio. Arbeitern übten 1965 13,5% Nacht- und Schicht- 
arbeit aus (143); die Prozentzahlen steigen an. N/SArbeit konzentrieren sich 
zum großen Teil auf Industriebereiche mit ohnehin hoher Belastung, also auf 
Bergbau, Eisen- und Stahlindustrie (vgl. dazu FN 140), Chemie sowie auf 
Verkehrsberufe. „Da eine vollständige sehr stabile 24-stündige Rythmik vieler 
arbeitsphysiologischer und einiger psychischer Prozesse als gesichert gelten 
kann (144), führt Nacht- und Schichtarbeit zu potenzierter Leistungsan- 
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142) 
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Heitinger, T., Steinhausen, W., Bosse, D., Die physische Belastung an Arbeitsplätzen der 
E-S Industrie, in: Arbeit und Leistung, 11/1969, zit. nach Osterland, u.a. 
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spannung gegen das als normal empfundene Ruhe- und Erholungsbedürfnis. 
So kommt es zu Schlafstörungen mit erhöhter Nervosität und Appetitstörun- 
gen Verdauungsstörungen und Magenerkrankungen. Untersuchungen ergaben 
eine dreifach höhere Zahl von Magenbeschwerden bei Wechselschichtarbeitern 
gegenüber normal arbeitenden, nämlich bei einem Drittel aller Wechselschicht- 
arbeiter. (145) Langfristig führen die negativen gesundheitlichen Auswirkun- 
gen unweigerlich zu frühzeitigem Verschleiß. Arbeitsmediziner sind veranlaßt 
zu erklären, daß Schichtarbeit lediglich zum Zwecke der Gewinnsteigerung 
daher grundsätzlich abzulehnen sei — nur: die Bemühungen der Kapitalisten, 
das vorhandene (angewachsene) fixe Kapital möglichst schnell umschlagen zu 
lassen (unter Voraussetzung profitablen Warenabsatzes!) lassen die Prozent- 
sätze von N/SArbeit gerade in einer Phase, in der jeder Einzelkapitalist über 
die Einführung der neuesten Technik die Produktivkraft der Arbeit zu 
steigern versucht, enorm anschwellen. 

Zum Zusammenhang von Belastungen und Unfällen 

Neben Überstunden und Schichtarbeit, arbeitsplatzbedingten psychischen 
und nervlichen Belastungen treten Unfälle, Berufskrankheiten und Erwerbs- 
unfähigkeit in hohem Maße auf; sie bedingen sich gegenseitig und haben einen 
kumulativen Effekt. Sie werden hier eigens aufgeführt, um zumindest einen 
ungefähren Hinweis auf das ganze Ausmaß der Entwicklung der Intensifika- 
tion der Arbeit zu geben. Im Vergleich zu 1950 nimmt die in Versicherungs- 
statistiken ausgewiesene Unfallquote beträchtlich zu, sie liegt im Jahre 1970 
97,4 pro Tausend Versicherte; die reale Unfallentwicklung und Gefährdung 
liegt weit höher, da viele Unfälle verschwiegen werden können. Da die Quote 
der tödlichen Unfälle nicht verschwiegen werden kann, gibt ihre Steigerungs- 
rate in den letzten Jahren auch während der Krise eher einen realen Überblick 
über die Entwicklung der Arbeitsindtensitätals die gleichzeitig (nämlich in der 
Krise) fallende allgemeine Unfallquote in den Betrieben. Untersuchungen 
(146)konstatieren den Zusammenhang von hoher Belastung, Ermüdung und 
wachsender Unfallgefährdung (dies insbes. auch bei Überstunden- bzw. 
N/SArbeitern).. 

Arbeiter insbesonders mit manuellen Tätigkeiten sind extrem gefährdet, 
mittlere oder höhere Angestellte dagegen weniger betroffen. Als besonders 
unfallintensiv gelten deswegen neben dem Bergbau die Bereiche Steine, 
Erden, Eisen, Metall und Holz, in denen jeder 6.Beschäftigte pro Jahr einen 
Unfall erleidet. Wie bei Arbeitsunfällen sind auch bei Berufskrankheiten die 
Arbeiter besonders betroffen, die manuelle Tätigkeiten ausüben; ihre jeweilige 
Krankheitsdauer ist höher und nimmt mit dem Alter zu, was auf zunehmend 
schwerere Krankheiten schließen läßt. Zu berücksichtigen ist dabei, daß die 
Statistik einen großen Teil der psychischen Krankheit gar nicht enthält, 
sofern sie sich nicht psychosomatisch äußern oder zu manifester Arbeitsun- 
fähigkeit führen, Das ganze erschreckende Ausmaß unmenschlicher gesund- 
heitlicher Schädigungen und Verschleißerscheinungen der Arbeiter durch ihre 
Arbeitsbelastung wird deutlich, wenn man sieht, daß wegen Frühinvalidität 


145) Vgl. Osterland, u.a., S. 60ff. 
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mehr als die Hälfte aller Arbeiter aus dem Erwerbsleben vorzeitig ausscheiden 
müssen: Wegen Berufsunfähigkeit allein 13,6% aller Zugänge zur Renten- 
versicherung und wegen Erwerbsunfähigkeit 38,9% im Jahre 1970. Die Zahlen 
lägen noch bedeutend höher, gäbe es nicht derart große Schwierigkeiten, 
überhaupt zu einer Rente zu kommen. Manche Berechnungen sprechen von 
einer Frühinvalidität von bis zu zwei Dritteln aller Arbeiter. (147) Die 

„flexible Altersgrenze“ ist so längst von der Praxis der kapitalistischen 

Produktionsweise vorweggenommen worden. 

Die hier aufgezeigte Lage der einzelnen Arbeiter oder Arbeiterschichten in 
den Großbetrieben ist aber noch unvollständig für eine Analyse der Lage der 
Arbeiter als Klasse, wird nicht die Veränderung ihrer gesellschaftlichen Stellung im 
historischen Kontext als Klasse im Gegensatz zum Kapital mit einbezogen. Dazu ist 
aber eine kurzgefaßte Skizzierung von allgemeinen Resultaten des Akkumulations- 
prozesses des westdeutschen Kapitals notwendig. 


Schlußfolgerungen 


Wenn wir im ersten Teil des vorliegenden Aufsatzes (in PROKLA 4/72) aus 
der Analyse von Tendenzen im Akkumulationsprozeß des westdeutschen Kapitals 
und auf dem Weltmarkt die forcierte Steigerung der Produktivkraft der Arbeit über 
die Umwälzung der technologischen Basis der Produktion und die Intensifikation 
der Arbeit ableiten konnten, so soll dieser Zusammenhang an dieser Stelle wieder 
aufgenommen werden und a) allgemeinere Ergebnisse für die Lage der Arbeiter- 
klasse (insbesonders in den großen Betrieben) entwickelt, b) die Ausgangspunkte 
des Kampfes der Arbeiter gegen die Intensifiaktion der Arbeit genauer bestimmt 
und c) die Stellung der Gewerkschaften darin skizziert werden. Aus diesem Grund 
wollen wir zunächst allgemeine Resultate des Akkumulationsprozesses des Kapitals 
in der BRD und sich darin andeutende weitergehende Tendenzen festhalten. 

Für den Reproduktions- und Wachstumsprozeß des westdeutschen Kapitals in 
den 60er Jahren war — wie schon ausgeführt — entscheidend, daß Ende der 
50er/Anfang der 60er Jahre auf Basis prosperierender Kapitalakkumulation die 
Nachfrage nach brachliegender Arbeitskraft enorm ausgeweitet und die industrielle 
Reservearmee absorbiert wurde (ein Prozeß, der wesentlich über die Stellung des 
westdeutschen Kapitals auf dem Weltmarkt vermittelt wurde!). Die Beschränkung 
der Möglichkeit, die Mehrwertmasse mittels der Steigerung der im Produktions 
prozeß angewandten absoluten Masse von Arbeitskräften zu erhöhen (eine 
Schranke, die auch nicht allein über den Import von Arbeitskräften aus dem 
Ausland kompensiert werden konnte) führte dazu, daß die Einzelkapitale über die 


147) Die Sachverständigenkommission der Weltgesundheitsorganisation (WHO) errechnete, 
daß zwei Drittel aller Arbeitnehmer in der BRD wegen Frühinvalidität vorzeitig aus dem 
Berufsleben ausscheiden müssen. (Vgl. Frankf. Rundschau vom 29.11.1971) Und nicht 
nur das: Laut Zeitungsmeldungen von Anfang August 1972 hat die Bundesversicherung 
für Angestellte ermittelt, daß erwerbtätig gewesene Frauen eine um mehr als sieben Jahre 
geringere Lebenserwartung besitzen als nichterwerbstätige Frauen. Die Aufschlüsselung 
dieser bisher nicht zugänglichen Zahlen wird zeigen, welche Schichten der Lohnab- 
hängigen von der Verkürzung ihrer Lebenszeit, gleichsam dem Mord auf Raten in der 
kapitalistischen Produktion, besonders betroffen sind. 
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Steigerung der Produktivkraft der Arbeit die Erhöhung der Mehrwertrate und damit 
der Profitmasse forcierten. Insofern aber die Arbeiterklasse, sei es als Resultat von 
gewerkschaftlichen Kämpfen, sei es aufgrund der „überhöhten‘“ Nachfrage nach. 
bzw. mangelnder Zufuhr von Arbeitskräften auf dem Arbeitsmarkt, die Höhe des 
Reallohns zu steigern vermochte, konnte sie sich einen Anteil an der Steigerung der 
Produktivkrafi der Arbeit verschaffen und ihr Reproduktionsniveau insgesamt 
erhöhen (wenngleich hervorgehoben werden muß, daß derselbe Prozeß den Exploi- 
tationsgrad der Arbeit erhöhte!). Diese Beschränkung des akkumulierbaren Mehr- 
produkts über die Erhöhung der Lohnquote (vgl. dazu auch die von uns in der 
PROKLA 3/72 entwickelten Thesen zur Bewegung und Aussagekraft der Lohn- 
quote) geht aber in den 60er Jahren einher mit einer wachsenden organischen 
Zusammensetzung des Kapitals als Resultat der erfolgten und erfolgenden 
Umwälzung der technologischen Basis der Produktion (dies in den einzelnen 
Branchen durchaus unterschiedlich und über den Zyklus vermittelt). Mit dem 
Wachstum an Kapital und damit dem Wachstum der organischen Zusammensetzung 
vermindert sich aber (relativ zur Zunahme an Kapital) die Zunahme in der Nach- 
frage nach Arbeit durch das Kapital bei gleichzeitig vergrößerten Umfang der 
Freisetzung durch Umwälzung der technologischen Basis der Originalkapitale und 
Zentralisation der Einzelkapitale. Denn: Die „Prozeduren zur Erzeugung von rela- 
tiven Mehrwert (laufen) im ganzen und großen darauf... (hinaus): einerseits von 
einer gegebenen Masse Arbeit möglichst viel in Mehrwert zu verwandeln, anderer- 
seits im Verhältnis zum vorgeschossenen Kapital möglichst wenig Arbeit überhaupt 
anzuwenden; so daß dieselben Gründe, welche erlauben, den Exploitationsgrad der 
Arbeit zu erhöhen, es verbieten, mit demselben Kapital ebensoviel Arbeit zu 
exploitieren.“ (148) Wenn sich dieser Prozeß gerade in den Wachstumsindustrien 
(etwa der Chemie- und Elektrobranche) in den 60er Jahren (beschleunigt in der 
Krise 66/67) als „Frei- und Umsetzungsprozeß“ vollzog (149), so muß doch vor- 
läufig davon ausgegangen werden, daß diese Entwicklung der Widersprüche noch 
über die beschleunigte Größenzusdehnung des Kapiials (die eben in der BRD bes. 
durch die besondere Stellung auf dem Weltmarkt ermöglicht wurde) vermittelt 
werden konnte; die industrielle Reservearmee blicb insgesamt gering (auch in 
„Pließender Form‘‘. Ist aber die dazu notwendige beschleunigte Akkumulation des 
Kapitals und damit die Absorption einer Überflußarbeitsbevölkerung durch das 
Zusatzkapital aufgrund eines über die steigende organische Zusammensetzung 
vermittelten abnehmenden Verwertungsgrades nicht mehr gewährleistet ( (wie schon 
jetzt zeitweise in den USA und Großbritannien), dann ist mit von ständiger Unter- 
besckäftigung begleiteten Stagnationsphasen zu rechnen; dies umso mehr, wenn die 
freigesetzten Arbeiter nicht mehr durch unproduktive Bereiche absobiert werden 
können und die Staatseingriffe an Grenzen stoßen, wie es sich jetzt schon oberfläch- 
lich als Diemma von Vollbeschäftigungspolitik und Preisstabilität andeutet. (150) 
Dies ist aber der historische Zusammenhang, in dem sich die zukünftigen 
Probleme der Arbeiterklasse in der BRD und ihrer Organisationen (sei es Partei oder 
Gewerkschaft) entfalten werden. War die prosperierende Kapitalakkumulation in 
der BRD Voraussetzung der relativen Steigerung des Reproduktionsniveaus der 


148) MEW 25,5. 243 
149) vgl. dazu RKW- -Projekt, Bd. 2, Ffm 1971, 8. 69ff. und Bd. 3, 2.2.0., S. 373ff£. 
150) siehe nächste Seite 
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Arbeiterklasse (und der Erfolge des gewerkschaftlichen Kampfes), so wird mit den 
oben angedeuteten entwickelten Konflikten im Reproduktions- und Wachstums- 
prozeß des Kapitals der Spielraum herkömmlicher Tarifpolitik in wachsendem Maße 
eingeschränkt denn der Arbeitslohn kann nur in dem Maße steigen, wie sein Steigen 
noch genügend unbezahlte Arbeit für die Akkumulationsbedürfnisse des Kapitals 
beläßt. Die Folge der oben skizzierten Entwicklung wird aber nicht nur ein 
wachsender Druck auf die Lohnrate sein (wie er sich schon Ende der 60er Jahre in 
der Form der staatlichen Einkommenspolitik — „Konzertierte Aktion“ — andeutete 
und wie er, angesichts stagnativer Tendenzen bei gleichzeitiger Preisinstabilität, 
immer offener von den Ideologen des Kapitals gefordert wird); darüberhinaus 
wird — auch bei Unterbeschäftigung eines Teils der Lohnarbeiter — die Erhöhung 
der Mehrarbeit des beschäftigten Teils über die Steigerung der Produktivkraft der 
Arbeit (einschließlich ihrer Intensifikation) für das Kapital ein wichtiger Hebel sein, 
den Exploitationsgrad der Arbeit und damit die Mehrwertmasse insgesamt zu er- 
höhen. (150a) Werden so gesamtgesellschaftlich der Druck auf den Arbeitslohn und 
drohende Überschußarbeiterbevölkening (also Arbeitslosigkeit als Resultat der 
verminderten Zunahme in der Nachfrage nach Arbeit bei gleichzeitiger Freisetzung 
von Arbeitskraft aufgrund technologischer Umwälzungen) für die Lage der Arbeiter- 
klasse und ihre gesellschaftliche Stellung bestimmend, so geht diese Entwicklung 
infolge des oben skizierten Umschlags in den Methoden der Proditproduktion 
einher mit sich verschärfenden Arbeitsbedingungen in den Betrieben, wie es von uns 
ausschnitthaft dargestellt wurde. 

Dieser hier entwickelte historische Zusammenhang zeigt uns, daß sich Strate- 
gien gesellschaftlicher Veränderung, die nicht „die geselischaftlichen Bedingungen 
der Reproduktion, sondern die Erfahrungen am Arbeitsplatz, hier nun bereinigt um 
die geselischaftliche Stellung der Arbeiter“ (151), zum Ausgangspunkt haben, in 


150) Vgl. zum allgemeinen Zusammenhang; Seminler/Hoffmann, Kapitalakkumulation Staats- 
eingriffe und Lohnbewegung in PROKLA 2/72, zu den Tendenzen auf dem Weltmarkt 
Neusüß, Blanke, Altvater, Kapitalistischer Weltmarkt und Weltwährungskrise, in 
PROKLA 1/71 und Busch/Schöfller/Seelow, Weltmarkt und Weltwährungskrise, Bremen 
1971. Es muß an dieser Stelle hervorgehoben werden, daß die hier skizzierten sich 
andeutenden Tendenzen keinesfalls mit der Konstatierung einer Tendenz zum Zu- 
sammenbruch der kapitalistischen Wirtschaft gleichzusetzen sind. Wichtig für uns sind 
hier die veränderten Formen der Vermittlung der Gegensätze und Konflikte im Kapitalis- 
mus der siebziger Jahre, deren Bedeutung für die Lage der Arbeiterklasse, die Politik der 
Gewerkschaften und die Taktik der kommunistischen Parteien, 

150a) Es zeigt sich in den neueren Disskussionen der bürgerlichen Ökonomen, daß angesichts 
der veränderten Bedingungen des Wirtschaftswachstums und der Profitproduktion nicht 
nur eine staatliche Beschränkung der Lohnzunahme gefordert wird (vgl. die aktuellen 
Diskussionen in der „Wirtschaftswoche”), sondern darüberhinaus sollen die „klassischen“ 
Mittel der Exploitation wieder stärker reaktiviert werden: Durch die Beschränkung des 
(privaten) Verbrauchs sollen die Investitionquoten erhöht werden, die Arbeitszeit soll 
verlängert und die Intensität der Arbeit gesteigert werden: „Ein ganz ungewöhnlich 
erscheinender Weg, an den anscheinend heute schon keiner mehr denkt, wäre die Mög- 
lichkeit, einmal wieder etwas länger zu arbeiten ... Eine vermutlich recht erhebliche 
Steigerung des Sozialprodukts dürfte sich aber auch bei unveränderter Arbeitszeit durch 
eine Enihemmung der Arbeitsleisiung(!) erreichen lassen.“ (C. Föhl, Wieweit ist Wirt- 
schaftswachstum machbar? in: Föhl/Ospenländer, ders. Titel, Berlin-Müchen 1968) 
Selbstverständlich ist für Föhl eines der besten Mittel des Anreizes zur Profitproduktion 
die „massive Steuerbegünstigung“ der Kapitalisten (vgl. ebd. S. 13) 

151) Herkommer, a.a.0., S. 78 
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dem Maße sich historisch als falsch erweisen, wie sich der Gegensatz der Lohnar- 
beiter gegen das Kapital (zunächst als Kampf um die Lohnrate und bessere Arbeits- 
bedingungen) entfaltet. War die Tatsache, daß in den 50er und 60er Jahren — 
vermittelt über das stetige Ansteigen des Reproduktionsniveaus der Arbeiter- 
klasse — der Gegensatz zwischen Kapital und Arbeit sich nur in unterentwickelten 
Formen äußerte (und schon gar nicht als Kampf um bessere Arbeitsbedingungen) 
rückführbar auf die besonderen historischen Bedingungen der Akkumulation des 
westdeutschen Kapitals (in die natürlich die politischen Bedingungen wie Zerschla- 
gung der Organisationen der Arbeiterklasse, Antikommunismus etc. mit einzube- 
ziehen sind), so werden Theorien von der Integration der Arbeiterklasse (resp. der 
Gewerkschaften) in die bürgerliche Gesellschaft, vom Zerfall der Arbeiterklasse 
bzw. ihrer Polarisierung im Zuge des technischen Wandels in dem Maße obsolet, wie 
die entwickelten Konflikte im Reproduktions- und Wachstumsprozeß die gemein- 
same Aktion der Lohnarbeiter gegen das Kapital erzwingt! Genauer: In dem oben 
abgeleiteten Zusammenhang von gesellschaftlicher Stellung der Lohnarbeiter und 
ihrer betrieblichen Lage liegt mit der Entfaltung dieser Konflikte auch die Möglich- 
keit begründet, daß sukzessive die Schranken fallen, die (gerade in den 60er Jahren) 
gemeinsame Abwehraktionen der Arbeiter verhinderten. Wurde oben entwickelt, 
daß die Umschichtungs- und Dequalifikationsprozesse (entsprechend der zunehmen- 
den Differenzierung der — konkreten — Arbeit) eine Polarisierung innerhalb der 
Arbeiterklasse zur Folge haben, so macht sich — gerade im Gegensatz zu den etwa 
von Kern und Schumann im RKW-Forschungsprojekt gemachten Annahmen — im 
Zuge der hervortretenden Gegensätzlichkeit von Kapital und Arbeit die Einheit von 
gesellschaftlichen Bedingungen der Reproduktion und betrieblicher Arbeitssituation 
den Arbeitern gegenüber geltend. Dies findet zunächst seinen Ausdruck darin, daß 
der über die Intensifikation der Arbeit erhöhte Verschleiß der Arbeitskraft nicht 
mehr im „genügenden“ Maße über die Lohnhöhe kompensiert werden kann; den 
Arbeitern also der „gerechte Lohn“ für die erbrachte Leistung verweigert wird. Ist 
der Fehler etwa der Kern/Schumannschen Argumentation schon in dem Ansatz 
aufzusuchen, die typischen Erscheinungsformen industrieller Arbeit unter dem 
Einfluß des technischen Wandels zu untersuchen, „ohne im spezifisch gesellschaft- 
lichen Charakter der Arbeit in ihrer ökonomischen Form als Lohnarbeit deren... 
inneren Kern entdecken zu können,“ (152) so gelingt es ihnen auch nicht, die 
ökonomische Bestimmtheit der von ihnen beschriebenen Prozesse wie Dequalifika- 
tion, Belastungsprogression (bei inadäquater Belohnung) und wachsende Gleich- 
gültigkeit des Arbeiters gegenüber den Inhalten seiner Arbeit (153) aufzuzeigen. 
(Diese Borniertheit gegenüber dem Stoff, die Arbeit unter rein technologischen 
Bedingungen zu fassen, also lediglich den einfachen Arbeitsprozeß getrennt vom 
Verwertungsprozeß zu untersuchen, wirkt allerdings bei K/S umso paradoxer, als 
die ökonomische Form der Arbeit sich bei ihnen unter der Hand wieder ein- 
schleicht wenn sie zu dem Ergebnis kommen, daß ‚das Urteil über die Arbeit bei 
allen Lohnarbeiten stark von den betrieblichen Rahmenbedingungen der Tätigkeit, 
vor allem von der Höhe der Entlohnung und der Arbeitsplatzsicherheit, abhängt.“ 
(154)) Femer: K/S stützen die These von der Polarisierung innerhalb der Arbeiter- 


152) Ebd., S. 80 
153) Vgl. Ks -Studie, S. 197{f., bes. S. 203, 206f., 212, 214, 216 - 220 
154) Ebd. S. 219 (Wir gehen im folgenden exemplarisch auf Kern/Schumann ein) 
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klasse auf ihr Untersuchungsergebnis, daß die qualifizierten Automatenarbeiter 
(insbes. Meßwertenarbeiter) gegenüber den körperlich und/oder sinnlicn-nervlich 
stark belasteten repetitiven Teilarbeitern aufgrund ihrer Arbeitssituation und 
betrieblicher Position privilegiert seien (als Folge technischer Umstellungen). Dem- 
gegenüber kann jedoch davon ausgegangen werden, daß die von K/S als privilegiert 
bezeichnete Schicht der Automatenarbeiter, die nach den erfolgten technischen 
Umstellungen den restriktiven Bedingungen der Lohnarbeit weitgehend entziehen 
konnten, neuerdings — wie von uns im Teil 3 entwickelt —- in zunehmendern Maße 
über den Einsatz der neueren Entlohnungsmethoden in den allgemeinen Prozeß der 
Intensifikation mit einbezogen werden, was mit entsprechender Belastungsprogres- 
sion bei den Automatenarbeitern offenbar einhergeht. Auch wird das Ausmaß der De- 
qualifikationsprozesse von dem Arbeiter nur bedingt sinnlich erfahren, solange der 
gesunkene Wert der Arbeitskraft noch nicht im Preis (in der Lohnhöhe) seinen 
Niederschlag findet (sei es, daß die Arbeitsmarktsituation eine Senkung nicht 
zuläßt, sei es, daß der Arbeitsplatz noch nicht neu „bewertet“ ist, sei es, daß über 
Überstundenarbeit die absolute Lohnhöhe noch gehalten werden kann). 

Wenn daher die Beschränkung der Lohnrate, die Arbeitsplatzunsicherheit und 
die wachsende Arbeitsbelastung als allgemeine Probleme der Arbeiterklasse in der 
BRD in stärkerem Maße sich geltend machen, so ergibt sich daraus zunächst die 
Möglichkeit von Konflikten, die selbst wieder die mögliche Grundlage der Bildung 
von Klassenbewußtsein und damit der Vereinheitlichung der Arbeiter als Klasse 
gegenüber dem Kapital bilden. Damit sind die zukünftigen Probleme für die gewerk- 
schaftliche Interessenvertretung der Arbeiter gestellt, die zugleich die politische 
Artikulierung der Arbeiterklasse gegenüber dem Kapital und dem Staat befördern 
werden. 
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5. KAMPF DER ARBEITER GEGEN INTENSIVIERUNG UND 
GEWERKSCHAFTEN 


„Läßt eine fortschreitende Arbeitszeitverkürzung nicht die Produktivität 
unserer Wirtschaft sinken? Das Gegenteil ist der Fall! 

Während von 1955 bis 1964 die Zahl der Beschäftigten um etwa 23% 
zunahm, erhöhte sich die Industrieproduktion im gleichen Zeitraum um das 
‚Doppelte. Dieser Anstieg der Produktivität ging Hand in Hand mit erheblichen 
‚Arbeitszeitverkürzungen in allen Branchen ..... Im übrigen nehmen die Gewerk- 
schaften ja Rücksicht auf die angespannte Arbeitsmarktlage und stellen das Tempo 
der Arbeitszeitverkürzungen danach ein. Sie achten darauf, daß planvoll und in 
Stufen verkürzt wird und nicht ruckweise und überstürzt. So gewinnen die Unter- 
nehmer mehrere Jahre Zeit, sich durch Rationalisierung auf die neue Situation 
einzustellen. Arbeitszeitverkürzungen dieser Art fördern das Tempo, in dem sich die 
Betriebe rationalisieren und modernisieren. Sie bewirken einen vernünftigen und 
durchdachten Arbeitsablauf und steigende Produktionszahlen. Denn schließlich ist 
nicht entscheidend, wie lange sich jemand am Arbeitsplatz aufhält, sondern seine 
tatsächliche Arbeitsleistung. In diesem Punkt schneiden wir beim Vergleich mit 
anderen Industrieländern keineswegs schlecht ab: Im Rahmen der Europäischen 
Gemeinschaft liegt die Arbeitsintensität in der Bundesrepublik um 14% höher als in 
den Nachbarländern“ 

(aus: Kraftfelder, Herausgb, DGB, 0.0. 0.J., ca. 1970) 


5.1 Kampf gegen Intensivierung und Kampf gegen das Lohnsystem 


In seinem Aufsatz „Die Massen, die Gewerkschaften und die politi- 
schen Avantgarden“ (155) hat Peter Schneider die Frage formuliert, welche sich 
ihm im Zusammenhang der Darstellung der Klassenkämpfe bei Fiat für die Analyse 
der Arbeiterklasse in der BRD als entscheidende Frage darstellt: „Die Hauptstoß- 
kraft der technologischen Transformation richtet sich also auf die Neuorganisation 
des Arbeitsablaufs. Das bedeutet: Einführung neuer Arbeitsbewertungssysteme, 
Vereinfachung und Dequalifizierung der Arbeit, Erhöhung der Anzahl der zu be- 
dienenden Maschinen pro Arbeiter, Erhöhung des Arbeitstempos, Verlängerung der 
Arbeitszeit durch Überstunden und zusätzliche Schichten. Die zahlreichen Befra- 
gungen der italienischen Arbeiter, vor allem aber die Kämpfe von 1968-1971 
beweisen, daß diese Veränderungen nicht nur stattgefunden haben, sondern auch 
wahrgenommen werden. Selbstverständlich genügt es nicht, vor allem nicht in der 
BRD, die neuen Ausbeutungsmethoden zu analysieren. Ebenso wichtig ist es, zu 
untersuchen, was von ihnen wahrgenommen wird. Wenn die Arbeiter auf diesen 
Transformationsprozeß vorwiegend noch mit traditionellen Lohnforderungen ant- 
worten, so ist nichts damit getan, wenn die Analyse ihnen nachweist, daß mit ihren 
Lohnforderungen eigentlich politische Forderungen gemeint sind. Es kommt dann 
gerade darauf an, die Widerstände zu untersuchen, die das Arbeiterbewußtsein 
daran hindern, die neuen Bedingungen wahrzunehmen und zu bekämpfen.“ (156) 

Diese Frage trifft in der Tat ein entscheidendes Moment der Entstehung von 
Klassenbewußtsein als Bedingung des Kampfs gegen das System der Lohnarbeit. 
Was Marx in „Lohn, Preis und Profit‘ als abstraktes Postulat aufstellt, daß nämlich 
die täglichen Kämpfe der Arbeiter um höhere Löhne und bessere Lebens- und 
Arbeitsbedingungen umgewandelt werden müssen in einen Kampf gegen das Lohn- 
system, dies ist in Ansätzen in den großen Betrieben Norditaliens in der Tat gesche- 
hen, und zwar zunächst unmittelbar entspringend aus dem Widerspruch zwischen 
den praktischen Lebensbedürfnissen der Arbeiter und dem Verwertungstrieb des 
Kapitals. „Was das Proletariat zu tun hat, ist den gegenwärtigen kapitalistischen 
Charakter dieser organisierten Arbeit und dieser zentralisierten Arbeitsmittel umzu- 
wandeln, sie aus Werkzeugen der Klassenherrschaft und der Klassenausbeutung in 
Formen der freien assoziierten Arbeit und in gesellschaftliche Produktionsmittel zu 
verwandeln.“ (157) Den ersten Schritt zur Erkenntnis dieser Aufgabe hat das italie- 
nische Proletariat in seinem Widerstand gegen das kapitalistische System der Organi- 
sation der Arbeit getan. Die Forderungen nach Abschaffung des Akkords, Ab- 
schaffung der Nachtschichten, Kontrolle der Bandgeschwindigkeiten, Abschaffung 
der Lohnstufen und damit Milderung der durch das Kapital unter den Arbeitern 
gesetzten Konkurrenz, Abschaffung der betrieblichen Hierarchie, Kontrolle über die 
Produktionstechniken richten sich nicht einfach nur auf die Verbesserung der 
Lebens- und Arbeitsbedingungen, sondern in ihrem Zusammenhang frontal gegen 
das gesamte System kapitalistischer Form und Organisation des Produktions- 
prozesses, die Unterwerfung der Arbeit unter die Herrschaft des Kapitals. Denn sie 


155) Peter Schneider, in: Die Klassenkämpfe in Italien, Kursbuch 26/1971, S. 135-163 
139) Ebda,, S. 140 
157) Karl Marx, Erster Entwurf zum Bürgerkrieg in Frankreich, MEW 17, 8. 551 
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setzen diesem eine reale Vorstellung von der Organisation des Produktions- und 
Arbeitsprozesses entgegen, in welchem sich die Arbeit die Produktionsbedingungen 
unterordnet und nicht umgekehrt, das tote Kapital die lebendige Arbeit, eine Vor- 
stellung, weiche nicht bloß abstrakte Negation der bestehenden Verhältnisse, 
sondern aus der praktisch erfahrenen und praktisch bekämpften Unerträglichkeit 
der Arbeits- und Lebensbedingungen entstanden ist. 

Daß die Verwirklichung dieser Forderungen nicht innerhalb der kapitalisti- 
schen Produktionsweise erreicht werden kann, sondern die revolutionäre Umwand- 
lung der Gesellschaft erfordert, daß hier also nicht reformistische Illusionen über die 
Möglichkeiten der Verbesserung der Lebenssituation innerhalb des Kapitalismus 
entstehen, formulieren die Arbeiter in ihren Straßenkämpfen gegen die Polizei mit 
der Parole: „Was sagen wir: Schluß jetzt! Was wollen wir: Alles!“ Daß allerdings die 
Reyolutionierung der Gesellschaft noch nicht mit der Revolutionierung des Bewußt- 
seins von Arbeiteravantgarden geleistet ist, zeigt die gegenwärtige Situation in 
Ttalien. 

immerhin ist es jedoch gelungen, die zunächst von den Arbeitern in ihren 
spontanen Kämpfen z.T. gegen die Beschränkung der gewerkschaftlichen Kampf- 
ziele auf Lohnerhöhungen erhobenen Forderungen zu Kampfzielen der Gewerk- 
schaften selbst zu machen. So berichtet die „Wirtschaftswoche“ (vormals „Volks- 
wirt‘) in ihrer Ausgabe vom 18. August 1972 über die kommenden Tarifausein- 
andersetzungen: „Europas Gewerkschaften suchen neue Strategien für den 
Arbeitskampf. Würde das italienische Beispiel Schule machen, hätte das unüberseh- 


‚ bare negative Folgen. ‚Wir wollen‘, sagt Luciano Lama, Chef der größten Arbeit- 
; nehmerorganisation des Landes, der kommunistischen CGIL, ‚den ausbeuterischen 
: Unternehmen ein sozialistisches Fegefeuer anzünden.‘ Die ‚Brandstiftung‘ ist für den 


Herbst vorgesehen ... Die ersten Forderungen (in der Chemie, der Metallindustrie, 


; im Bauhauptgewerbe) zeigen bereits: Es geht den Sindicati diesmal weniger um 
; direkte Lohn- als um Nebenforderungen: 40-Stundenwoche, Gleichbehandlung von 


Arbeitern und Angestellten, Überwindung des Akkordsystems, Abbau der Lei- 
stungsgruppen mit gleichzeitiger Anhebung des Mindestlohnes, vier Wochen Urlaub 
für alle.“ 


Die Kämpfe in Italien machen deutlich, was wesentliche Entwicklungs- 
momente eines Klassenbewußtseins, welches nicht von außen in die Arbeiterklasse 
hineingetragen werden kann,sein können: Die Weigerung der Arbeiter, weiterhin 
einen Trennungsstrich zwischen der Reproduktion der Arbeitskraft und ihrer 
Anwendung durch den Kapitalisten, zwischen dem Verkauf und dem Gebrauch der 
Arbeit durch das Kapital zu ziehen. Die Frage, welche Peter Schneider stellt, ist 
diejenige nach den Widerständen, welche bisher die deutsche Arbeiterklasse daran 
hindern, diese Trennung im Bewußtsein und im Klassenkampf aufzuheben. Es käme 
in der BRD darauf an, nicht nur die verschärften Arbeitsbedingungen zu unter- 
suchen, sondern sich die Frage zu stellen, ob sie auch wahrgenommen und be- 
kämpft werden. Und wenn nicht, aus welchen Gründen. 

Wir glauben, daß in dieser Form die Frage selbst nicht ganz richtig gestellt ist. 
Als Beweis dafür, daß die italienischen Arbeiter die Unmenschlichkeit ihrer Arbeit 
im Betrieb wahrnahmen, führt er zum einen die Befragungen an, welche bei Fiat vor 
dem Ausbruch der Kämpfe stattfanden, zum andern die Kämpfe selbst. In der Tat 
sind in der BRD Widerstandsaktionen gegen die Arbeitsbedingungen, abgesehen 
vom täglichen Kleinkrieg zwischen Lohnarbeit und Kapital, noch kaum entwickelt. 
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Doch stellen wir einige Aussagen von deutschen und italienischen Arbeitern über 
das, was sie von ihrer Arbeit denken, gegenüber, so wird es schwer sein, die Behaup- 
tung, daß der Unterschied im Nichtwahrnehmen veränderter Arbeitsbedingungen 
besteht, aufrechtzuerhalten: „Vor ein paar Jahren brachte es hier noch Spaß zu 
arbeiten, aber die letzten paar Jahre ekelt es einen förmlich an. Das Akkordsystem, 
daß alles auf Minuten und Sekunden ausgearbeitet ist, das Gleichmäßige, man hat ja 
keine Zeit, sich mal mit den Kollegen zu unterhalten, denn dann kriegt man nichts 
mehr raus. Und dazu: immer dasselbe, immer dasselbe ... Wenn man was verdienen 
will, dann muß man jede Minute ausnutzen.“ (158) „Jetzt mit den 26 Stühlen bin 
ich nicht zufrieden“ (Die Frage lautete nach der Arbeitszufriedenheit). “ Das ist eine 
große Nervenbelastung, die Nerven gehen dabei in Stücken kaputt. Man ist, wenn 
man 2 bis 3 Stunden gearbeitet hat, einfach kaputt. Wir sind im Akkord tätig und 
die Akkordsätze sind so niedrig, daß man gezwungen ist, eine hohe Leistung zu 
erbringen. Man ist auch noch für die Ware verantwortlich, für die fehlerhafte Ware. 
Man hat 20 Stühle und schlechtes Material gibt es immer wieder, und dann fängt es 
da an, schiefzugehen und dann da, und man läuft hin und her und schwitzt und 
kocht über und vibriert am ganzen Körper... das ist heute eine kolossale Bela- 
stung, ein Gesundheitsverschleiß ist das allemal.“ (159) „Ich arbeite an den Fließ- 
bändern, es ist ekelhaft, weil die Arbeit ständig zunimmt und unsere Gesundheit 
aushöhlt, und was noch schlimmer ist, daß der Lohn immer gleich bleibt oder auch 
sinkt, wenn man an die geleistete Arbeit denkt.“ (160) „Arbeit würde ich das nicht 
nennen, eine ıhythmische Bewegung der Arme, die acht Stunden dauert.“ (161) 
„....das ist keine Arbeit mehr, das ist Abhetzerei, die wir da haben.“ (162) „Meine 
Arbeit macht einen Menschen zum Tier. Sie wird immer größer aber die Bezahlung 
bleibt immer die gleiche oder wird sogar schlechter.“ (163) „Eine übergroße An- 
strengung für schäbigen Lohn.“ (164) 

Vergleichen wir die Aussagen der deutschen und italienischen Arbeiter, so 
wird klar, daß die Verschärfung der Arbeitsbedingungen dort, wo sie stattfindet, 
gleichermaßen wahrgenommen wird. Der entscheidende Unterschied liegt darin, daß 
in den Aussagen der deutschen Arbeiter deutlich wird, daß die erschwerten Arbeits- 
bedingungen noch. objektiv kompensiert werden durch das Reproduktionsniveau 
während die italienischen Arbeiter die Erfahrung gemacht haben, daß die außer- 
ordentliche Arbeitsanspannung nicht einmäl durch einen Lohn abgegolten wird, der 
zum Leben einigermaßen. ‚hinreicht. So schreibt auch Schneider richtig: „Der guali- 
tative Sprung im Arbeiterbewußtsein besteht in der Erkenntnis, daß die relativ 
sinkenden Löhne nicht zu trennen sind von der Veränderung der Arbeitsbedingun- 
gen.“ (165) Und Kern/Schumann stellen fest: „Die repetetiven Teilarbeiter und 
Automatenkontrolleure konzentrieren ihre Kritik auf jene Bedingungen ihrer Tätig- 
keit, die die gesellschaftlichen Reproduktionsmöglichkeiten des Arbeiters grund- 


158) Horst Kern/Michael Schumann, Industriearbeit und Arbeiterbewußtsein, 2.2.0., $. 202 
159) Ebda., S. 207 

160) Fiat-Streiks, Schriften zum Klassenkampf, Nr. 16, München 1970, 8. 11 

161) Ebda,,S.9 

162) Kern/Schumann, a.a.O., S. 189 

163) Fiat-Streiks, a.a.O., S. 8 

164) Ebda, S. 10 

165) Peter Schneider, a.a.0., S. 141 
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sätzlich gefährden: die frühzeitige Zerstörung seiner Arbeitskraft durch große Bela- 
stungen. In das Urteil über die Arbeit gehen dabei die Betriebsbedingungen und hier 
insbesondre die finanzielle Entschädigung entweder in kompensatorischer Funktion 
ein, aussöhnend gleichsam mit der Tätigkeit selbst — negativ eingeschätzt verschär- 
fen sie die Ablehnung der Arbeit.“ (166) 

Es kann sich also beim Unterschied zwischen deutschen und italienischen 
Arbeitern nicht nur um einen Unterschied des Bewußtseins, der Traditionen der 
Arbeiterbewegung, der Wahrnehmung der gleichen objektiven Tatbestände, der 


; gleichen Bedingungen der Arbeit und der Reproduktionsmöglichkeiten der Arbeits- 
' kraft handeln. Die deutschen Arbeiter sagen: Man muß schuften wie ein Tier, um 


leben zu können; die italienischen sagen: wir schuften wie die Tiere und können 
nicht einmal leben. Die Unterschiede i in der Wahrnehmung sind hier Unterschiede in 
der wirklichen Lebenssitus Unterschiede in der Höhe’ der Löhne, der Höhe der 
Mieten, in der Art der Wohnverhältnisse aber auch noch in der Schärfe des Arbeits- 
'‘drücks im Produktionsprozeß. Kern/Schumann finden heraus, daß die Ablehnung 
der Arbeitsbedingungen, bzw. die Erfahrung von deren Unerträglichkeit sich in dem 
Maße verschärft, wie die Lohnhöhe nicht mehr als Kompensation des Arbeitsleids 
angesehen werden kann, wo also trotz der Schufterei im Betrieb die Löhne kaum 
zum Leben hinreichen. (167) 

So ist auch z.B. für den Ausbruch der großen Kämpfe bei Fiat im Herbst 1969 
kennzeichnend, daß es sich hier nicht um den isolierten Widerstand einzelner 
Arbeitergruppen gegen die Arbeitsbedingungen handelt, sondern um die Zusammen- 
fassung der Arbeiter unter gemeinsamen Forderungen, welche die Lohnhöhe, die 
Intensität der Arbeit und die von den Kapitalisten gesetzte Konkurrenz der Arbeiter 
untereinander zum Gegenstand haben: Die Forderungen lauten: „Höheren Lohn, 
weniger Arbeit, Lösung der Lohnhöhe von der Arbeitsproduktivität, Lösung der 
Löhne von der Arbeit überhaupt. Zusammen mit diesen Forderungen wurde immer 
die Forderung nach besseren Arbeitsbedingungen erhoben... Die Lösung der 
Lohnhöhe von der Produktivität (168) faßt die Forderungen, die gegen die gegen- 
wärtigen Arbeitsbedingungen gerichtet sind, zusammen und gibt die politischen 
Ziele an, um die sich die Organisationsarbeit zu zentrieren hat.“ (169) 

Was die Lohnerhöhungen in den vorangegangenen Jahren anging, so war es 
Fiat immer wieder gelungen, sie durch außerordentliche Verschärfungen des 
Arbeitstempos und des Arbeitsdrucks zu kompensieren. Die Höhe der Mieten und 
sonstige Preiserhöhungen hatten das ihrige dazu getan, die reale Lage der Arbeiter 

ı zu verschlechtern und die Lohnerhöhungen wegzufressen. Gerade der unzurei- 
‚ chende Lohn war selbst wiederum Hebel in der Hand des Kapitals, die Ausbeutung 
| voranzutreiben und den Arbeiter an seiner eignen Ausbeutung zu interessieren. So 
wird eine der fortgeschrittensten Forderungen in der Form einer Lohnforderung 
gestellt, nämlich Lösung der Lohnhöhe von der Produktivität. In dieser Forderung 


166) Kern/Schumann, a.a.O., S. 195 (Hervorhebung von uns). K/S stellen weiterhin fest, daß 
dort, wo die höhere Arbeitsbelastung deutlich wahrgenommen wird, gleichbleibender 
Lohn als nicht mehr adäquater Preis der Arbeit begriffen wird. (vgl. S. 199, 202, 207). 

167) Vgl. dazu den Aufsatz von M. Salvati in Nr. 4 der PROKLA 

168) Gemeint ist die Loslösung des Lohns von der individuellen Produktivität. 

169) Bericht über Potere Operario, in: Sozialistische Korrespondenz, 18.11.70, S. 4 


166 


ist folgendes einbegriffen: 1. Sie zielt auf die Durchbrechung des Ausbeutungs 
mechanismus’ hin, welcher den Arbeiter durch die Bindung seines individuellen 
Lohns an die Höhe seiner Produktivität, und dies liegt allen Formen des Stücklohn- 
systems und des Stundenlohns (Zwang zu Überstunden) zugrunde, zur äußersten 
Anspannung seiner Kräfte zwingt. 2.Durch die Ausrichtung der Löhne nach der 
Produktivität der einzelnen Arbeiter oder einzelner Arbeitergruppen wird die 
Konkurrenz unter den Arbeitern forciert, was für den Kapitalisten dann wieder die 
Grundlage zur Lohnsenkung durch Erhöhung der Akkordrichtsätze abgibt. Es wird 
also mit dieser Forderung, welche die Form einer Lohnforderung hat, begriffen, daß 
die Konkurrenz der Arbeiter untereinander, forciert durch die Bindung der Lohn- 
höhe an die Produktivität, ein wesentliches Mittel des Kapitalisten zur Ausbeutung 
darstellt. Aufhebung der Konkurrenz ist demnach als Ziel in dieser konkreten Lohn- 
forderung enthalten und damit Entschärfung eines Mittels der Ausbeutung. Wenn 
neben dieser Forderung noch andere wichtig werden, welche die Aufhebung oder 
zumindest Einschränkung der Lohngruppendifferenzierung zum Gegenstand haben 
und damit auf die Milderung der Konkurrenz unter den Arbeitern zielen, so zeigt 
sich darin, wieweit hier der ökonomische Kampf um die Reproduktionsbedingun- 
gen der Ware Arbeitskraft selbst den Erkenntnisprozeß über die Herrschaft des 
Kapitals und die Knechtungsbedingungen der Lohnarbeiter vorangetrieben hat. 

Die Klassenkämpfe bei Fiat zeigen demnach, daß die Intensität und Breite der 
Kämpfe sich nicht allein aus dem Kampf um Kontrolle der Arbeitsbedingungen, aus 
welchem dann auch die Institution der Fabrikräte entsteht, erklären läßt. Wichtig 
für die Möglichkeit der Verallgemeinerung der Kämpfe ist der unmittelbare Zusam- 
menhang von Lohnforderungen und Forderungen, wel&he sich gegen’ die Herrschaft 
des Kapitals über den Produktionsprözeß richten. (170) Denn da die Arbeits- 
bedingungen selbst die verschiedenen Arbeitergruppen und Schichten, je nach ihrer 
Situation im differenzierten Arbeitsprozeß, zunächst in unterschiedlicher Form 
treffen, wie in den vorangehenden Teilen des Aufsatzes gezeigt wurde, so trägt hier 
der Abwehrkampf zunächst die Gefahr der Beschränkung auf Einzel- oder Gruppen- 
widerstand in sich, solange nicht eine Abstraktion von der unmittelbaren Besonder- 
heit der Belastung aufgrund umfassender Kampfziele möglich wird. Dies gilt umso- 
mehr, je weniger der Arbeitsprozeß selbst für die Massen der Arbeiter vereinheitlicht 
ist, je stärker also die Unterschiede der konkreten Arbeiten als trennendes Moment 
noch wirksam sind. So läßt sich die These aufstellen, daß noch einigermaßen zum 
Leben hinreichende Löhne ein Grund für die bisher in der BRD noch nicht statige- 
fundene Aufnahme kollektiver Kämpfe gegen die Herrschaft des Kapitals über den 
Produktionsprozeß ist. 


170) Bemerkt sei hier noch, daß sich die Vehemenz und auch bestimmte Formen der Kämpfe 
bei Fiat gegen die Intensifikation der Arbeit natürlich auch aus der Tatsache erklärt, daß 
in den Turiner Betrieben ein der kapitalistischen Arbeitsdisziplin noch nicht unter- 
worfenes Proletariat konzentriert war. 
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5.2 Lohnfetisch und Ausgangsbedingungen des Lohnkampfes 


Doch diese Erklärung allein reicht nicht hin. Schen wir doch z.B. in Groß- 
britannien, daß der Kampf um Arbeiterkontrolie gerade während einer Prosperitäts- 
phase des Kapitals in dessen Wachstumsbranchen, wo vergleichsweise hohe Löhne 
gezahlt wurden, mit großer Militanz und zunächst auch mit Erfolg geführt wird. Für 
die Beantwortung der anfangs formulierten Frage von Peter Schneider sind dem- 
nach noch weitere Argumentationsschritte notwendig. Soweit sich diese Frage auf 
die Widerstände im Bewußtsein der Arbeiter, den Kampf um die Lohnhöhe zum 
Kampf um Kontrolle der Arbeitsbedingungen auszudehnen, bezieht, wäre an sich arı 
dieser Stelle eine Auseinandersetzung mit dem Problem des Lohnfetischs notwen- 
dig. Doch können hier nur einige Anmerkungen gemacht werden, welche vor allem 
die Schwierigkeiten aufzeigen sollen, in diesem Punkt gegenwärtig zu Ergebnissen 
zu kommen. Mit dem Begriff des Lohnfetischs bezeichnet Marx die Erscheinungs- 
form des- Lohns als Preis der Arbeit und damit die Verhüllung der Ausbeutung 
durch die Form des Arbeitslohns selbst. (171) Die Verfügungsgewalt des Kapitali- 
sten über die Anwendung der vom Arbeiter verkauften Arbeitskraft in der Produk- 
tion ist in der Form des Lohnarbeitsverhältnisses selbst enthalten. Der Arbeiter 
verkauft eine Ware, nämlich seine Arbeitskraft (im Bewußtsein der Tauschagenten 
als Verkauf der Arbeit erscheinend) und der Käufer dieser Ware kann, wie in jedem 
anderen Fall, die Ware gebrauchen wie er will. Der Tausch der Ware Arbeitskraft 
gegen Lohn schließt zunächst im Bewußtsein der Tauschagenten die Verfügungs- 
gewalt des Kapitalisten über die Arbeiter im Produktionsprozeß als Konsequenz des 
Austauschprozesses ein. Auf dem Markt treten Kapitalist und Arbeiter ‚in ein 


171) Hier noch einmal das einschlägige Zitat: „‚Man begreift daher die entscheidende Wichtig- 
keit der Verwandlung von Wert und Preis der Arbeitskraft in die Form des Arbeitsiohns 
oder in Wert und Preis der Arbeit selbst. Aus dieser Erscheinungsform, die das wirkliche 
Verhältnis unsichtbar macht und gerade das Gegenteil zeigt, beruhn alle Rechtsvor- 
stellungen des Arbeiters wie des Kapitalisten, alle Mystifikationen der kapitalistischen 
Produktionsweise, alle ihre Freiheitsillusionen, alle apologetischen Flausen der Bulgär- 
ökonomie.‘“ (MEW 23, 5. 562) Hier ınuß allerdings festgehalten werden, daß die Mystifi- 
kationen des Kapitalverhältnisses die Arbeiter niemals in der Weise beherrschen können, 
wie die Kapitalisten sowie Vulgärökonomen jeglicher Provenienz, da nämlich der 
Verkauf der Arbeit auf dem Markt gegen Lohn nur die eine Seite der Erfahrung der 
Arbeiter bildet, die Gerberei ihrer eigenen Haut im Produktionsprozeß jedoch die andere. 
„Die Konsumtion der Arbeitskraft, gleich der Konsumtion jeder anderen Ware, vollzieht 
sich außerhalb des Markts oder der Zirkulationssphäre... Hier wird sich zeigen, nicht 
ur wie das Kapital produziert, sondem auch, wie man es selbst produziert, das Kapital. 
Das Geheimnis der Pl cherei muß sich endlich enthüllen.“ (MEW 23, 8. 189) Nun 
enthüllt sich dem Arbeiter dieses Geheimnis zwar nicht unmittelbar, da ja Lohn als Preis 
der Arbeit erscheint, doch die Erfahrung der Ausbeutung, Unterdrückung, Herrschait des 
Kapitals im unmittelbaron Produktionsprozeß steht in Widerspruch zur Erfahrung des 
Warenbesitzers, de en Auquivalententausch vollzieht, und bilden neben der allige- 
meinen Unsicherheit der Arbeiterexistenz eine wesentliche Grundlage für die Entwick- 
lung von Kiassenbewußtsein, Beruhen zwar alle Illusionen und Rechtsvorstellungen auf 
der Form des Arheitslohns, so darf das Bewußtsein der Arbeiter doch auch nicht einfach 
identisch mit diesen Illusionen gesetzt werden. Zur Frage des Lohnfetischs vgl. noch T. 
Damm, .2.0., sowie Bierbaum/Bischoff/Krätke/Menard, Zur Aktualität der Leninschen 
Partei, in: SOPO Nr. 10/1971, insbesondere S. 64--71. Beide Aufsätze stellen allerdings 
unserer Ansicht nach keine befriedigende Entwicklung des Problems dar. 


Verhältnis zueinander, als ebenbürtige Warenbesitzer, nur dadurch unterschieden, 
daß der eine Käufer, der andre Verkäufer, beide also juristisch gleiche Personen 
sind.“ (172) Vom Standpunkt des Kapitalisten ist folgerichtig der Gebrauch der 
gekauften Ware seine Sache: „Der Arbeitsprozeß, wie er als Konsumtionsprozeß der 
Arbeitskraft durch den Kapitalisten vorgeht, zeigt nun zwei eigentümliche Phäno- 
mene. Der Arbeiter arbeitet unter der Kontrolle des Kapitalisten, dem seine Arbeit 
gehört. Er paßt auf, daß die Arbeit ordentlich vonstatten geht und die Produktions- 
mittel zweckmäßig verwandt werden... Zweitens aber: Das Produkt ist Eigentum 
des Kapitalisten, nicht des unmittelbaren Produzenten, des Arbeiters. Der Kapitalist 
zahlt z.B. den Tageswert der Arbeitskraft. Ihr Gebrauch, wie der jeder andren Ware, 
z.B. eines Pferdes, das er für einen Tag gemietet, gehört ihm also für den Tag. Dem 
Käufer der Ware gehört der Gebrauch der Ware... Von seinem Standpunkt ist der 
Arbeitsprozeß nur die Konsumtion der von ihm "gekauften Ware Arbeitskraft. 
Ber Ar rbeitsprozeß ist ein Prozeß zwischen Dingen, die der Kapitalist gekauft‘ hat, 
zwischen ihm gehörigen Dingen.“ (173) Die bürgerliche Rechtsauffassung sanktio- 
niert genau in dieser Form das Verhältnis zwischen Kapital und Arbeit. Frank 
Deppe kennzeichnet diese Auffassung kurz gefaßt folgendermaßen: „Wesentlicher 
Inhalt des bürgerlichen Arbeitsrechis ist ein individuelles Gläubiger-Schuldner Vers 
hältnis: Der Arbeiter ist Gläubiger der Lohnforderung und Schuldner der Arbeits- 
jeistung. Damit verzichtet der Arbeiter darauf, Einfluß auf den Inhalt der Nutzung 
seiner Arbeitskraft durch den Unternehmer zu nehmen, denn er stellt diesem seine 
Arbeitskraft zur Verfügung, ‚damit dieser von seiner Arbeitskraft in den gesetzlich, 
tariflich, betrieblich oder einzeivertraglich gesetzten Grenzen Gebrauch machen 
kann‘. (Nikisch) Aus dieser rechtlich begründeten Verfügung über den Gebrauchs- 
wert der Ware Arbeitskraft resultiert — nach den Vorstellungen des bürgerlichen 
Arbeitsrechts — notwendig die kapitalistische Leitungs- und Direktionsfunktion, 
‚weil sich das Direktionsrecht aus dem Wesen des abhängigen Arbeitsverhältnisses 
ergibt.‘ (Nikisch)“ (174) Doch Nikischs Hinweis auf die ‚gesetzlich, taritlich etc. 
gesetzten Grenzen“ des (sebrauchs der Ware Arbeitskraft durch den Kapitalisten 
gesteht selbst zu, daß in den Klassenkämpfen diese Herrschaftsfunktion des Kapitals 
acht widerspruchslos hingenommen, sondern im Ergebnis eingegrenzt wurde. (175) 
Läßt sich nun der historische Tatbestand, daß bisher in der BRD ein allge- 
meiner Kampf der Arbeiter gegen den unmäßigen Gebrauch der Ware Arbeitskraft 
im Produktionsprozeß noch kaum entwickelt ist, aus der allgemeinen Wirkung des 


172) MEW 23,8. 182 

173) Ebda., 8. 199/200 

72) Fıank Deppe, Das Bewußtsein der Arbeiter, Studien zur politischen Soziologie des 
Arbeiterbewußtseins, Köln 1971, S. 123/124. Deppe nennt diese Rechtsauffassung 
ideologisch und begründet dies damit, daß „hier ein Rechtsverhältnis von formal gleich- 
gestellten Vertragspartnern als die auf rationalem Konsens beruhende Ursache der Über- 
und Unterordnungsverhältnisse in der Produktion ausgegeben wird.“ (ebda,, S. 124) 
Boch kant hier von Ideologie nur im Sinne des notwendig falschen Bewußtsein auf- 
grund der verkehrten Form, in weicher die kapitalistischen Ausbeutungsverhältnisse 
ihren Agenten erscheinen müssen, gesprochen werden. 

175} Yn Peter Römer, Klassenkampf, Staat und allgemeines Gesetz, in: SOPO Nr. 19, $. 
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Lohnfetischs erklären? (176) Die Logik der Lohnform als Preis der Arbeit impli- 
ziert, daß, wenn der Kapitalist den Arbeiter zur Verausgabung von mehr Arbeit 
zwingt, dies zunächst nichts anderes bedeutet, als daß er ihm diese erhöhte Arbeits- 
leistung in der Form einer Lohnerhöhung bezahlen muß (Lohn-Leistungsäqui- 
valenz). Konflikte entstehen danach zunächst unter der Bedingung, daß der Kapita- 
list diese Bezahlung der Mehrleistung nicht vornimmt, also selbst dem Gesetz des 
Äquivalententauschs entgegenhandelt, oder daß eine Lohnerhöhung nicht als 
adäquat von den Arbeitern begriffen wird. Sie würden von Seiten der Arbeiter 
formuliert als Konflikte um den ‚gerechten Preis‘ der Arbeit. (177) Ausbeutung 
würde begriffen als Prellerei um diesen gerechten Arbeitspreis. Es handelte sich 
dabei um Konflikte zwischen Tauschagenten um den Warenpreis, was implizierte, 
daß in ihnen genausoviel und genausowenig weitertreibende Momente des Klassen- 
kampfes hin zu einer Infragestellung des gesamten Kapitalverhältnisses enthalten 
wären, wie im Lohnkampf. Auf der andren Seite geht Marx im Kapitel über den 
Arbeitstag davon aus, und stellt dies auch historisch dar, daß von Beginn des 
Kapitalverhältnisses an sich der Kampf auch gegen den unmäßigen Gebrauch der 
Arbeitskraft richtet. Marx läßt seinen in den Kategorien des Warentauschs argumen- 
tierenden Arbeiter gegenüber dem Kapitalisten sprechen: „Du und ich kennen auf 
dem Marktplatz nur ein Gesetz, das des Warentausches. Und der Konsum der Ware 
gehört nicht dem Verkäufer, der sie veräußert, sondern dem Käufer, der sie erwirbt. 
Dir gehört daher der Gebrauch meiner täglichen Arbeitskraft. Aber vermittelst ihres 
täglichen Verkaufspreises muß ich sie täglich reproduzieren und daher von neuem 
verkaufen können. Abgesehen von dem natürlichen Verschleiß durch Alter usw. 
muß ich fähig sein, morgen mit demselben Normalzustand von Kraft, Gesundheit 
und Frische zu arbeiten, wie heute. Du predigst mir ständig das Evangelium der 
‚Sparsamkeit‘ und der ‚Enthaltung‘. Nun gut! Ich will wie ein vernünftiger, spar- 
samer Wirt mein einziges Vermögen, die Arbeitskraft, haushalten und mich jeder 
tollen Verschwendung derselben enthalten. Ich will täglich nur soviel von ihr flüssig 
machen, in Bewegung, in Arbeit umsetzen, als sich mit ihrer Normaldauer und 
gesunden Entwicklung verträgt. Durch maßlose Verlängerung des Arbeitstags Kannst 
du in einem Tag ein größeres Quantum meiner Arbeitskraft flüssig machen, als ich 
in drei Tagen ersetzen kann. Was du so an Arbeit gewinnst, verliere ich an Arbeits- 
substanz. Die Benutzung meiner Arbeitskraft und die Beraubung derselben sind 
ganz verschiedene Dinge ... Du zahlst mir eintägige Arbeitskraft wo du dreitägige 
verbrauchst. Das ist wider unseren Vertrag und das Gesetz des Warenaustausches.... 
Ich verlange den Normalarbeitstag, weil ich den Wert meiner Ware verlange, wie 
‚jeder andere Verkäufer.‘ (178) Der Arbeiter besteht hier also gerade aufgrund der 
: Gesetze des Warentauschs auf seinem Recht, sich gegen den unmäßigen Gebrauch 
| seiner Arbeitskraft zur Wehr zu setzen. Dieser unmäßige Gebrauch ist vom Stand- 
: punkt des Arbeiters als Warenbesitzer und Warenverkäufer gegen den mit dem 
Kapitalisten geschlossenen Vertrag. Die an anderer Stelle von Marx dargestellte 
Wirkung des Lohnfetischs, welche die Anerkennung des Verhältnisses von Kapitalist 


176) (entfällt) 


177) Vgl. Anm. 166) 
178) MEW 23,8. 248/49 
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und Arbeiter als Träger eines Äquivalententauschverhältnisses impliziert (die 
Teilung des Arbeitstags in bezahlte und unbezahlte Arbeit ist in der Lohnform 
verhüllt und damit das Ausbeutungsverhältnis) bedeutet demnach nicht, daß für den 
Arbeiter im Tauschakt selbst das Recht des Käufers der Arbeit zur uneingeschränk- 
ten Vernutzung der Arbeitskraft gesetzt ist. (179) Lohnkampf und Kampf gegen die 
Beraubung der Arbeitskraft im Produktionsprozeß liegen zunächst gleichermaßen 
auf der Ebene der Auseinandersetzung zwischen Warenbesitzern, deren Rechte, wie 
Marx im Kapitel über den Arbeitstag expliziert, in antagonistischem Verhältnis 
zueinander stehen, so daß zwischen den gleichen Rechten nur die Gewalt, d.h. die je 
erreichten Machtverhältnisse zwischen den Klassen entscheiden. (180) Es ist dem- 
nach nicht möglich, prinzipiell den Kampf gegen Arbeitsbedingungen, welche zu 
den praktischen Lebensbedürfnissen der Arbeiter in unerträglichem Widerspruch 
stehen, als per se revolutionärer im Gegensatz zum Kampf um Lohnerhöhungen zu 
betrachten. 

Trotzdem bleibt die Frage, ob ein militanter von unten getragener Kampf der 
Arbeiter gegen den Anspruch des Kapitals, die Arbeitskraft nach seinem Belieben 
im Produktionsprozeß zu vernutzen, insbesondere wenn er sich zur Forderung nach 
Kontrolle der Produktionsbedingungen durch die Arbeiter verallgemeinert, die 
Dimension zur Einsicht in das Verhältnis von Lohnarbeit und Kapital als Herr- 
schafts- und Knechtungsverhältnis und zum Kampf gegen das so begriffene Verhält- 
nis nicht doch eher eröffnet, als ein Kampf, der sich auf die scheinbare Kompensa- 
tion der Beraubung der Lebenskraft der Arbeiter durch Lohnerhöhungen be- 
schränkt. Dabei ist es jedoch wichtig, zu sehen, daß das Kapital in seinem Akkumu- 
lationsprozeß die Lohnarbeiterklasse als in verschiedene Schichten differenzierte 
produziert, deren Lage und deren erfahrener Widerspruch zum Kapital seibst unter- 
schiedlich ist. Unterschiedlich in Bezug auf den konkreten Charakter des Arbeits- 
prozesses, das Maß des Arbeitsdrucks und der Intensität der Arbeit, die Bedrohung 
durch Arbeitslosigkeit und die Lohnhöhe. Dies bedeutet aber auch, daß für diese 
verschiedenen Schichten sowohl innerhalb der Betriebe als auch innerhalb der ver- 
schiedenen Branchen die Angriffspunkte des Kapitals auf die Lebensbedürfnisse in 
unterschiedlicher Intensität ausgeprägt sind. Mag sich den Arbeitern einiger Groß- 
betriebe die Forderung nach Kontrolle der Arbeitsbedingungen als Notwendigkeit 
aufzwingen, so wird in anderen Branchen die Forderung nach Erhaltung der 
Arbeitsplätze oder nach Erhöhung der Löhne Hauptgegenstand der Kämpfe sein. 
Eine Vereinheitlichung der Kämpfe der Arbeiter kann demnach niemals unter 
einem beschränkten Kampfinhalt stattfinden. (181) Erst im organisierten Zu- 


179} Nach Aussagen eines englischen Genossen impliziert bei aen englischen Arbeitern 
traditionell gerade das Verständnis des Arbeitsiohns als Preis der Arbeit, welcher vom 
Kapitalisten nach geleisteter Arbeit bezahlt wird, den Anspruch der Arbeiter auf 
Kontrolle der Arbeitsbedingungen. 

180) Vgl. dazu Müller/Neusüß, Die Sozialstaatsiliusion und der Widerspruch von Lohnarbeit 
und Kapital. in: SOPO 6/7, Juni 1970 und in PROKLA, Sonderheft i. Juni 1971 

181, Exemplarisch für solche Mißverständnisse ist aber der Standpunkt von solchen linken 
Gruppen in Italien und Frankreich, die — jetzt einmal grob vereinfacht — den ‚bloß 
quantitativen‘ Lohnforderungen der Gewerkschaften die ‚qualitativen‘ Forderungen der 
Arbeiter entgegenhalten, wobei sie davon ausgehen, daß quantitative Forderungen der 
Tendenz nach die Arbeiter ins kapitalistische System integrieren, während qualitative 
Forderungen, Forderungen also um die Arbeitsbedingungen, potentiell revolutionär 
seien. 
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sammenhang des Widerstands gegen die Angriffe des Kapitals und des bürgerlichen 
Staates an allen Punkten, bilden sich Kampfforderungen und Klassenbewußtsein 
heraus, welche der Tendenz nach auf die Revolutionierung der Gesamigesellschaft 
hinauslaufen. 


53 Zur gewerkschaftlichen Betriebspolitik in der BRD 


Doch gehen wir wieder auf die Situation in der BRD zurück, welche durch 
eine weitgehende Beschränkung der Kampfinhalte auf Lohnforderungen gekenn- 
zeichnet ist. Wir kommen damit zur Frage nach den Gründen, welche dazu führen, 
daß bis jetzt die Intensifikation der Arbeit nicht nur keine spontanen Aufstände der 
Arbeiter erzeugt hat, wie in Italien, sondern auch aus der gewerkschaftlichen 
Interessenvertretung berausfiel. Denn im Gegensatz zu Italien, wo es in der Restau- 
rationsphase gelungen war, die Gewerkschaften aus den Großbetrieben zu verdrän- 
gen oder gar nicht erst hineinzulassen, (182) waren sie in der Institution der Ver- 
trauensleute zumindest in den Metallbetrieben präsent. Gerade die Existenz einer 
funktionierenden Vertretung der Arbeiter auf Betriebsebene, nämlich der shop- 
stewards, war in Großbritannien eine entscheidende Grundlage für die Möglichkeit 
militanter Kämpfe um Kontrolle des Arbeitsprozesses, welche die Entwicklung der 
Klassenauseinandersetzungen in den 60er Jahren kennzeichnet. (183) Dabei ver- 
dankt sich allerdings die Stärke dieser betrieblichen Gewerkschaftsorgane besonde- 
sen Umständen, welche in der Zeisplitterung der Gewerkschaften in Berufsgewerk- 
schaften zu suchen sind. Aufgrund dieser Zersplitterung war die Herausbildung 
einheitlicher betrieblicher Vertretungsorgane selbst im Interesse des Kapitals, weil 
ihm nur so die Möglichkeit, einen einheitlichen Verhandlungspartner sich gegenüber 
zu haben, gegeben. (134) Die Stärke der betrieblichen Gewerkschaftsorgane ist so 
nicht einfach das Produkt eines per se entwickelteren Klassenbewußtseins der engli- 
schen Arbeiter, sondern sie bildet sich im Zusammenhang der in England nicht 
stattgefundenen Transformation der naturwüchsig zunächst entstehenden Berufsge- 
werkschaften in Industriegewerkschaften heraus. Sie entspringt also einer Schwäche 
zentraler Gewerkschaftsorganisationen, bildet sich selbst aufgrund des Widerspruchs 
zwischen der Konzentration der Arbeiter in den großen Betrieben und der Organisa- 
tion der Arbeiter in berufsständischen Vertretungsorganen. 

Dieser Widerspruch existierte demgegenüber in der BRD von Beginn an nicht. 
Mit der ae der Arbeiter in starken und einheitlichen Een 


ande Seite ihrer en Form nach auch ein möchte 
ment der Arbeiter. Dem deutschen Kapital mußte es demnach darauf ankommen, 


182) Vgl. dazu den Aufsatz von Salvati in Nr. 4 der PROKLA 


183) YeL:. Albers/Goldschmidt/Oehlke, Klassenkämpfe in Westeuropa, Hamburg 1971, S, 
f. 


184) Vgl.: Neue Zürcher Zeitung, 3.11.71; 5.11.71; 13.11.71; Die Machtstrukturen bei den 
britischen Sozialpartnern, Artikelserie. 


eine weitere organisatorische Stärkung der Gewerkschaften durch eine Verbindung 
zwischen betrieblicher und zentraler Organisation der Arbeiter zu verhindern, was 
ihm offensichtlich gelungen ist. 

Nach der Zerschlagung der gewerkschaftlichen Basisinitiativen, welche 
unmittelbar nach Kriegsende in eine betriebliche Vertretungsbewegung eingemündet 
waren, durch die Besatzungsmächte, (185) bildete das Betriebsverfassungsgesetz _ 
zunächst den endgültigen Sieg der Bourgeoisieklasse bei der Schwächung der zentra- 
len Gewerkschaftsorganisationen. Dieser Schwächung war allerdings von den 
reformistischen Gewerkschaftsführungen selbst vorgearbeitet worden: Indem diese 
aktiv den Versuch der Besatzungsmächte und später der BRD-Regierung, den Ein- 
fluß der Kommunisten zurückzudrängen, unterstützten, nahmen sie selbst an der 
Liquidation einer starken betrieblichen Interessenvertretung der Arbeiter innerhalb 
der Gewerkschaften teil. So wurde z.B. die Betriebsrätebewegung nach Kriegsende 
von den Gewerkschaftsführungen selbst geschwächt, indem zum Zwecke der Ein- 
schränkung kommunistischen Einflusses die Basisorganisationen auf, Stadtteil- 
anstelle von Betriebsgruppen umgestellt wurden, Der Höhepunkt dieser Politik war 
der Beschluß zur Unvereinbarkeit von KP- und Tewerkschaftszugehörigkeit 19535 
welcher aufgrund der fälschen KP-Politik zur Entfernung der Kommunisten au 
Gewerkschaften führte. (185a) i 

"Döch gehen wir auf das BVG zurück. Mit ihm wurde den Gewerkschaften eine 
rechtlich anerkannte Vertretung innerhalb der Betriebe aberkannt. Der Betriebsrat 
wurde andererseits als Interessenvermittlungsorgan zwischen Kapital ünd Arbeit im ' 
Betrieb, "fücht jedoch als Kampforgan der Arbeiter institutionalisiert. Dagmar 
Pfeiffer und Reinhard Krusche schreiben in ihrer Arbeit: „Das Verhältnis von 
betrieblichem und zentralen ökonomischen Kampf als Problem der Gewerkschafts- 
bewegung‘: „Die Verabschiedung des Betriebsverfassungsgesetzes 1952 bedeutete 
für die Gewerkschaften die Gefahr, ihren Einfluß auf die Belegschaften zu verlieren. 
Das Instrument des betrieblichen Kampfes war den Gewerkschaften aus der Hand 
geschlagen, und die betriebliche Auseinandersetzung zum Gegenstand der ‚ver- 
trauensvollen Zusammenarbeit‘ von Betriebsrat und Unternehmer gemacht. Dies 
bedeutete der Tendenz nach die Isolierung der Gewerkschaftsorganisationen von 
den Problemen der Mitglieder im Betrieb, und damit des Schwundes der Mitglieder- 
basis, der Schwächung des Organisationsgrades und der Schwierigkeit, die Beleg- 
schaften zum Zwecke des zentralen ökonomischen Kampfes zu mobilisieren und zu 
organisieren“. (186) „Ein entscheidender Bereich der gewerkschaftlichen Tätigkeit 
wurde illegalisiert. Der Kampf um die betriebsspezifische Durchsetzung und Modifi- 
zierung der gewerkschaftlichen politischen Zielsetzungen sowie die Aufnahme der 


185) Reinnara Krusche/Dagmar Pfeiffer, Das Verhältnis von betrieblichem und zentralem 
ökonomischen Kampf als Problem der Gewerkschaftsbewegung, Diplomarbeit am sozio- 
logischen Institut der FU-Berlin 1972, unveröffentlichtes Manuskript, S. 142, vgi. dazu 
auch Eberhard Schmidt, Die verhinderte Neuordnung, Frankfurt/Main 1971 

185a) Die KPD bestand ihrerseits auf der formellen Beibehaltung der KP-Mitgliedschaft. 

186) Krusche/Pfeiffer, a.a.O., S. 145; „Die Gewerkschaften wurden durch die Errichtung des 
Interessenvertretungsorgans BR praktisch aus dem Betrieb verdrängt.‘ (ebda., S. 118) 
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besonderen betrieblichen Probleme in die zentrale Politik wurde somit bedeutend 
erschwert, wenn nicht unmöglich gemacht.“ (187) | 

Der Versuch zur Stärkung und zum forcierten Aufbau der Vertrauenskörper 
als betrieblicher Vertretungen der Gewerkschaft war die Antwort derIG-Metall auf 
die Gesetzgebung. (188) Es stellt sich nun die Frage, ob die heute immer noch 
schwache Position der betrieblichen Vertrauenskörper, ihre Unfähigkeit, den Kampf 
auf betrieblicher Ebene zu organisieren, sich ausschließlich auf ein organisatorisches 
und politisches Versagen der Geweikschaftsapparate zurückführen läßt — dies ist 
sicherlich ein wesentliches Moment — oder ob dieses Versagen selbst in der Ent- 
wicklung der Lage der Arbeiterklasse noch eine Begründung findet. Nur wenn dies 
der Fall ist, Eeße sich die Möglichkeit einer Veränderung der gegenwärtigen Situa- 
tion, daß nämlich den Arbeitern auf Betriebsebene im großen und ganzen keine 
funktionsfähigen Kampfinstrumente zum Widerstand gegen die Intensifikation der 
Arbeit zur Verfügung stehen, ausmachen. Denn mit einer voluntaristisch initierten 
Selbstveränderung des Gewerkschaftsapparats ist nicht zu rechnen. 

Trifft die im ersten Abschnitt der Arbeit vorgenommene Analyse über das 
Verhältnis von Arbeitslohn, Arbeitszeit und Arbeitsintensität für die fünfziger Jahre 
zu, so läßt sich damit zunächst ein Erklärungsgrund dafür finden, wieso eine wirk- 
liche Verankerung der Gewerkschaften in den Betrieben durch die Vertrauens- 
körper nicht gelang. Geht man davon aus, daß die allgemeine Niedrigkeit des Lohns 
und die außerordentliche Länge des Arbeitstags in den 50er Jahren Hauptangriffs- 
punkte des Kapitals waren, welche der normalen Reproduktion der Ware Arbeits- 
kraft entgegenstanden und die Inhalte des Konflikts zwischen Lohnarbeit und 
Kapital konstituierten, so kann darin ein Grund dafür gesehen werden, daß die 
Strategie der Gewerkschaften, sich auf Betriebsebene durch Vertrauensleute zu ver- 
ankern und auf diese Weise eine Verbindung zwischen zentraler und betrieblicher 
Organisation der Arbeiter entgegen den Bestimmungen des Betriebsverfassungs- 
gesetzes herzustellen, unter den damals gegebenen Umständen scheitern mußte. 
Krusche und Pfeiffer stellen fest: „Ein wesentliches Moment für das Mißlingen der 
gewerkschaftlichen Initiatjven, den Einfluß auf der betrieblichen Ebene vermittels 
der umfassenden Aufstellung von Vertrauenskörpern auszubauen, muß in dem 
hauptsächlich formal- organisatorischen Charakter der gewerkschaftlichen Aktivi- 


187) Ebda., S. 142; Entscheidend ist hier noch die weitere Einschränkung der gewerkschaft- 
lichen Tätigkeit im Betrieb durch die Arbeitstechtsprechung,. Krusche und Pfeiffer ver- 
weisen darauf, daß T.) ein BAG-Urteil’vom 2.5.1955 „jede Werbung für Gewerkschaften 
und jegliche Diskussion gewerkschaftlicher Fragen in Betriebsversammlungen untersagt, 
denn die Betriebsversammlung habe dem betrieblichen Frieden zu dienen und dazu 
gehöre auch strikte gewerkschaftliche Neutralität.“ (ebda., S. 120/21); 2.) Es folgt ein 
BAG-Urteil von 1957, welches jede Möglichkeit der Gewerkschaften, betriebliche Streiks 
für übertarifliche Arbeitsbedingungen zu organisieren oder zu unterstützen, ausschaltet.‘“ 
Im dem Urteil heißt es: „Ein Streik verstößt auch dann gegen die tarifliche Friedens- 
pflicht, wenn er übertarifliche Arbeitsbedingungen, sei es durch Betriebsvereinbarun 
oder Einzelarbeitsverträge geregelt, erkämpfen soll.“ (vgl. ebda,, S. 121/122) 3.) 196 
wird vom BAG der „organisatorische Schutz für an spontanen Streiks beteiligte Gewerk- 
schaftsmitglieder durch Gemaßregelten-Unterstützung untersagt.“ Bei Zahlung ist die 
Gewerkschaft zu Schadensersatz für den gesamten Streikschaden verantwortlich. (ebda,, 


5. 123) 
188) Vgl. ebda., S. 157--70 
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täten gesucht werden. In einer Situation der relativen Loslösung der gewerkschaft- 
lichen Politik vom betrieblichen Bereich werden z.B. Zielsetzungen der ‚Aktion 
Vertrauenskörper‘ (189) im wesentlichen nur als organisatorische Maßnah ımen. 


formuliert: t: Schwerpunkt der Aktion sollte der Aufbau von Vertrauenskörpern sein, 
waltung, regelmäßige Betriebsbesprechungen der VK, örtliche Zusammenkünfte der 
Vertrauensleute usw. Im Verlauf der Aktion gelingt es der IG-Metall nicht, diese 
organisatorischen Initiativen inhaltlich zu füllen, d.h. eine Vermittlung der zentralen 
gewerkschaftlichen Politik mit den betrieblichen Bedingungen zu leisten.“ (190) 
Doch geben auch Krusche und Pfeiffer nicht an, wie eine solche inhaltliche Auffül- 
lung der organisatorischen Initiativen hätte aussehen müssen. Denn eine inhaltliche 
Alternative zur im BVG angelegten betriebsegoistisch orientierten Politik der 
Betriebsräte hätte nur dann erfolgreich sein können, nur unter der Bedingung den 
Vertrauenskörper zum „Kontrollorgan der Belegschaft gegenüber dem Betriebsrat“ 
funktionalisieren können, (191) wenn tatsächlich entscheidende Konflikte auf 
Betriebsebene aufgetreten wären, bei welchen die Arbeiter auf die zentrale Macht- 
organisation der Gewerkschaften zur Austragung ihrer Kämpfe verwiesen worden 
wären. Die Situation war aber dadurch gekennzeichnet, daß Lohnerhöhungen, 
Arbeitszeitverkürzung, und, wie im Fall des Streiks in Schleswig-Holstein von 1957, 
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall in der Tat Inhalte des Interessenwiderspruchs 
zwischen Lohnarbeit und Kapital waren, welche nicht als besondere Forderungen 
auf Betriebsebene als betriebsspezifische Forderungen formuliert werden konnten, 
sondern alle Arbeiter unabhängig von den Betriebsbedingungen betrafen. So 
konnten auch in dieser Situation keine inhaltlichen Perspektiven der Politik der 
Vertrauensleute entwickelt werden, aufgrund derer eine Alternative bzw. Kontrolle 
der Betriebsratspolitik hätte erfolgreich durchgeführt werden können. Denn Ergeb- 
nis der weiteren ökonomischen Entwicklung war gegen Ende der 50er und zu 
Beginn der 60er Jahre mit der Attraktion der industriellen Reservearmee und der 
Prosperität des Kapitals eine Bereitschaft der Einzelunternehmen, auf betrieblicher 
Ebene Zugeständnisse an die Arbeiter zu machen. Dieser Bereitschaft entsprach 
aber durchaus die Institution des Betriebsrats, welche darauf angelegt ist, auftre- 
tende Konflikte auf ‚friedlichem Verhandlungswege‘ zu bereinigen. Die Zugeständ- 
nisse selbst bezogen sich inhaltlich auf die Zahlung übertariflicher Löhne, z.T. aus- 
gezahlt in allen möglichen Formen sogenannter betrieblicher Sozialleistungen. Doch 
die entstehende Spanne zwischen Tarif- und Effektivlöhnen erklärt sich nur z.T. aus 
solchen aus der Konkurrenz um die knapp werdende Ware Arbeitskraft hervor- 
gehenden „freiwilligen“ Leistungen. Zum anderen Teil hat sie ihre Ursache in Über- 
stunden, Übererfüllung von Akkord und auch in den Veränderungen in den Lohn- 
strukturen und Lohnformen — hier zunächst immer nur auf der Ebene von Einzel- 


199% Dr ne 1955 vom Vorstand der IG-Metall eingeleitet (vgl. ebda., S. 158ff,) 
a 
191) Ebda., S. 161/62; vgl. auch Günter Friedrichs, Technischer Fortschritt und Beschäftigung 
in Deutschland, in: Automation und technischer Fortschritt in Deutschland und den 
USA, Ffm 1963, 5. 118/119 
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betrieben. (192) Die Spanne zwischen Tarif- und Effektiviohn hat in der Mehrarbeit 
demnach u.a. ihre Begründung. Das bei der Darstellung neuerer Methoden der Lohn- 
zahlung aufgezeigte Obsoletwerden der traditionellen Lohngruppeneinteilungen, die 
Umwälzung der betrieblichen Qualifikationsstruktur und — früher oder später — 
auch der Lohnstruktur durch die Einführung von Verfahren vorbestimmter Zeiten, 
die Ablösung des AkKordiohns durch den Prämienlöhn, die Einführung der analyti- 
schen Arbeitsplatzbewertung etc. führen dazu, daß die zentralen tarifvertraglichen 


‚ Instrumente und Formen zur Erkämpfung und Absicherung eines einheitlichen 
.; Löohnniveaus nicht mehr reichen. Die zentralen Lohnverhandlungen verlieren an 
" "Bedeutung für den tatsächlich ausgezahlten Lohn, was u.a. am Abbau übertariflich 


bezahlter Löhne vor oder nach den Tarifverhandlungen deutlich wird. Die Fest- 
setzung des Lohns verlagert sich im Zuge der oben beschriebenen Veränderungen in 
der stofflichen Gestalt des Produktionsprozesses und in der Verwertungssituation 
des Kapitals zunächst zunehmend auf die Betriebsebene. Zwar wird in den 60er 
Jahren die analytische Arbeitsplatzbewertung innerhalb der regionalen Manteltarif- 
verträge progressive als Grundlage der Lohneinstufung anerkannt, doch bedeutet 
dies bei der außerordentlichen Vielfalt der Arbeitsbewertungssysteme (insgesamt 
mindestens 601), die sich zudem noch dauernd verändern, was die Gewichtung von 
Einzelmerkmalen angeht, faktisch die Anerkennung eines betrieblichen Freiraums 
der Lohnfestsetzung durch die Kapitalisten und damit zunächst den Verzicht auf 
das gewerkschaftliche Monopol der Aushandlung des Preises der Arbeit. Das gleiche 
gilt für die neuen Prämienlohnformen. Zwar wird ihre tarifliche Absicherung 
programmatisch angestrebt, doch kommen weitgehend — und dies ist durchaus der 
Form des Prämienlohns adäquat — vor allem Betriebsvereinbarungen zustande, die 
sich von zentralen Tarifverhandlungen dadurch entscheidend abheben, daß sie kurz- 
fristig kündbar und=rechtlich-nicht mittels Streik erzwungen werden können. Die 
Streichung der Prämien kann gegebenenfalls nur durch Kampfaktionen der Beleg- 
schaft, die dann als wilde Streiks gelten, verhindert werden. 

Zu dieser Verlagerung der Lohnfestsetzung auf die Betriebsebene im Prozeß 
der Veränderung traditioneller Formen der Lohnzahlung kommt hinzu, daß die 
zentrale Tarifpolitik der Gewerkschaften sich in der Aushandiung der Lohnhöhe 
und der Arbeitsbedingungen nicht an den prosperierendsten Betrieben der jeweili- 
gen Bränchen orientierte, sondern nur die Untergrenze der Lohnerhöhung in den. 
jeweiligen Tarifgebieten festsetzt. (193) Doch die damit angestrebte Vereinheit- 
lichung des Lohnniveaus wird aufgrund der o.a. entgegenwirkenden Tendenze 
nicht erreicht. So war auch die Gewerkschaft — mit Ausnahme des Streiks in 
Baden-Württemberg im Jahre 1963 — nicht zur Austragung größerer Streikewegun- 


r 


192) An Eckart Teschners Aufsatz, Zentrahisierte Lohnpolitik und betriebliche Lohnfindung, 
in: Kritisches Jahrbuch 72, a.a.0., S. 123, ist zu kritisieren, daß ex sich bei der Aufzäh- 
lung der Gründe für die Spanne zwischen Tarif- und Effektiivlöhnen unreflektiert auf die 
bürgerliche Literatur bezieht und dadurch die Mehrarbeit als eine wesentliche Grundlage 
dieser Spanne übersieht. . 

193) Vgl. Pfeiffer/Krusche, 8. 125/126; vgl. auch zum Gesamtproblem: Insitiut für Sozial- 
forschung, Zwischenbericht über den Stand der Arbeiten zum Forschungsprojekt: Die 
Funktion der Gewerkschaften im Prozeß der gesellschaftlichen Entwicklung in West- 
deutschland, Ffm 1969 
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gen und damit der dazu erforderlichen Mobilisierung ihrer Mitglieder gezwungen. 
Wenn aber ein wichtiger Teil des Lohns vom Einzelunternehmer festgelegt wird, 
wenn seine Absicherung allenfalls aufgrund einer Abmachung zwischen Betriebsrat 
und Unternehmensleitung vorübergehend möglich wird, wird auch das Interesse der 
Arbeiter an gewerkschaftlicher Organisierung zunächst geringer. Der gewerkschaft- 
liche Schutz der Arbeitsbedingungen und der Lohnhöhe erscheint unter diesen 
Bedingungen als nicht notwendig, insofern dieser Schutz in der Tat nur pariiell 
besteht, (194) und der Betriebsrat wird im Bewußtsein der Arbeiter zu der ent- 
scheidenden — wenn auch nur betrieblichen — Interessenvertretung. (Hier soll noch 
einmal darauf hingewiesen werden, daß es sich hier nur um die Darstellung von 
Entwicklungstendenzen in den beginnenden 60er Jahren handelt. Es wird noch zu 
zeigen sein, unter welchen Bedingungen der NEE Kampf um die Lohn- 


"ine Antwort t auf diese Verhältnisse. „Die Strategie der betriebsnahen en 
knüpft an die beiden geschilderten Momente an: an der Spanne zwischen Tarif- und 
Effektivverdiensten, sowie an der mangelnden Mitwirkungsmöglichkeit der Basis an 
den Entscheidungen der Tarifverhandlungen.“ (195) Dabei wird nicht reflektiert, 
daß eine solche Strategie nur dann überhaupt Aussicht auf Erfolg haben könnte, 
wenn sie auf Widerspruchserfahrungen bei den Arbeitern antworten würde. Nur 
unter der Bedingung, daß die Arbeiter und Angestellten ihre mangelnde Mitwirkung 
als Grund für die von ihnen als zu gering eingeschätzten Lohnerhöhungen begreifen 
(wie dies dann später in den Septemberstreiks der Fall war), und nur, wenn sie die 
Erfahrung machen, daß die Spanne zwischen Tarif- und Effektivlöhnen tatsächlich 
vom Unternehmer als Mittel der Lohnsenkung eingesetzt wird (wie in der Krise 
1966/67 geschehen), können solche Konzepte überhaupt Gegenstand der Ausein- 
andersetzung bei Gewerkschaftsmitgliedern und unteren Gewerkschaftskadern 
werden. Da jedoch weder grundsätzliche Widersprüche zwischen der Politik der 
Betriebsräte und der der Gewerkschaften vorhanden waren, (196) auf der anderen 
Seite von den Arbeitern selbst kein Widerstand gegen die offizielle Poltik vorgetra- 
formal-organisatorischeh Charakters 6) erfol; eiben, wenn nn zudem % wie Preiffei 7” 
Krusch® därstellen, die'TG-Metall zu Beginn der 60er Jahre selbst eine Wendung 
ihrer Politik in Richtung auf eine stärkere Unterstützung der Betriebsräte vollzog. 
(197) Sie paßte sich den vom BVG gesetzten Grenzen an, was darauf hinauslief, die 
Vertrauensleute als verlängerten Arm von Betriebsrat und Ortsverwaltung zur 
Effektivierung der Politik von Betriebsrat und Gewerkschaftsapparat zu betrachten. 
(198) Denn an den Punkten, an denen nun tatsächlich im Gefolge u.a. der Arbeits- 


194) Krusche/Pfeiffer, vgl. S. 129. Das Absinken des gewerkschaftlichen Organisationsgrads 
findet in den 60er Jahren hierin eine wichtige Begründung. 

195) Autorenkollektiv: express international, Gewerkschaftliche Vertrauensleute für eine anüi- 
kapitalistische Betriebsstrategie, Offenbach 0.J. (1972), S. 23 

196) Vgl. dazu Zwischenbericht, Die Funktion..., 2.2.0., S. 177 und 185, vor allem aber 
Anhang H 

197) Krusche/Pfeiffer, vgl. S. 175f. 

198) Vgl. ebda., S. 183ff. 
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12 Probleme des Klassenkampfs Nr. 5 


zeitverkürzungen der Angriff des Kapitals auf die Lebensbedingungen der Arbeiter 
einsetzte, gab es keine prinzipiellen Unterschiede zwischen der Politik der Gewerk- 
schaften und der der Betriebsräte. (199) 

Zwar wird Anfang der 60er Jahre von gewerkschaftlicher Seite sehr wohl 
gesehen, daß mit dem ‚technischen Wandel‘ sich zunehmend die Arbeitsplatzan- 
forderungen verändern, psychische Belastungen sich verstärken, monotone Arbeits- 
formen zunehmen und daß eine beträchtliche ‚Lohnunsicherheit‘ existiert. (200) 
Doch läuft die reale Politik in den Betrieben vor allem den Vorstellungen solcher 
Gewerkschaftsvertreter parallel, welche primär in einer dem technischen Wandel 
entsprechenden Differenzierung und Neubegründung der Löhne eine Möglichkeit 
sehen, die negativen Folgen, die vor allem in der entstehenden Lohnunsicherheit 
gesehen werden, zu mildern. Die Wiederherstellung der Lohn-Leistungsäquivalenz 
und ihre tarifvertragliche Absicherung, also die Wiederherstellung einer so verstan- 
denen Lohnsicherheit, wird zu einem Hauptpunkt der Diskussion und Auseinander- 
setzung zwischen Gewerkschaften und Betriebsräten auf der einen, Kapitalisten auf“ 
der anderen Seite. Deutlich vertritt Hans K. Weng, Refa-Experte der IG-Metall in 
seinem Beitrag zum ersten Automationskongreß der Gewerkschaften 1963 diese 
Position: „Wie also der technische Fortschritt die Betriebe gezwungen hat, die 
Fertigungsvorgänge den neuen Erkenntnissen anzupassen, so sind auch die Gewerk- 
schaften gezwungen, den Tarifvertragstext im Bereich der Lohnfindung oder Lohn- 
begründung anzupassen.“ (201) Die Anpassung wird in einer möglichst differenzier- 
ten Betrachtung der Anforderungen des Arbeitsplatzes nach der analytischen 
Arbeitsplatzbewertung gesehen, die sick, ohnehin durchsetze; die Entlohnung nach 
dem Ausbildungsprinzip sei historisch überholt, denn „ je mehr die technische 
Entwicklung ... zur Hochmechanisierung drängt, desto lauter wird der Ruf nach 
einer genaueren Betrachtungsmöglichkeit der Arbeitsschwierigkeit.‘“ (202) Die Vor- 
stellung von der individuellen Lohn-Leistungsäquivalenz wird von Weng unge- 
brochen propagiert. „Die Auffassung von dem Wert, den ein Arbeitsplatz im Ver- 
hältnis zu einem anderen hat, wird durch .... Komponenten bestimmt, die sich mit 
der analytischen Arbeitsplatzbewertung erfassen lassen.“ (203) Das Problem der 


199) Dies unsere These. Es fehlt hier allerdings noch an eingehenderen empirischen Unter- 
suchungen. ' 

200) Vgl. dazu vor allem: 3.-5.7.1963, Erste internationale Arbeitstagung der IG-Metall zu 
Fragen der Automation und des technischen Fortschritts in Frankfurt/Main, wo u.a. die 
Notwendigkeit sozialer Kämpfe festgestellt wird, damit auch die Werktätigen in den 
Vorteil der großen Möglichkeiten der Automatisierung gelangen. Am 16.-19.3.1965 
findet die zweite Internationale Arbeitstagung der IG-Metall „Automation-Risiko und 
Chance‘ in Oberhausen statt. Im Mittelpunkt steht die Auswirkung der Automation auf 
die Arbeiter, Weitere Daten zur Diskussion dieser Zusammenhänge innerhalb des DGB 
und der Einzelgewerkschaften vgl.: Autorenkolicktiv, Die westdeutschen Gewerk- 
schaften und das staatsmonopolistische Herrschaftssystem 1945-1966, Ostberlin 1968, 
Chronologie (S. 544ff.), Gewerkschaften und wissenschaftlich-technische Revolution (S. 
190-209), Dokument Nr. 23, S. 664 ff. 

201) Hans K. Weng, Lohnfindung an modernen Arbeitsplätzen in Deutschland, in: Automa- 
tion und technischer Fortschritt in Deutschland und den USA, Ftim 1963, S. 1991. 

202) Ebda., vgl. auch Anhang II, vor allem aber auch die WWI-Studie von Gerhard Leminsky 
und Mario Helfert, Der Wandel der Arbeitsanforderungen bei technologischen und 
organisatorischen Änderungen, WWI-Studien Nr. 19, Köln 1970. 

203) Ebda. 
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Lohnunsicherheit steilt sich für den Refa- Experten der IG-Meitall vor allem als ein 
Problem der Verunsicherung des Gefühls der Arbeiter für individuelle Lohngerech- 
tigkeit dar, das durch den Widerspruch zwischen der neuen Gestalt des Arbeits- 
prozesses und den alten Formen der Lohnfestsetzung zustande kommt. Daß die 
Arbeitsbewertung, wie ausgeführt, über ihre Differenzierung zur Steigerung der 
Arbeitsintensität beiträgt, die Konkurrenz unter den Arbeitern im Betrieb verstärkt, 
und über die Neubewertung von Arbeitsplätzen zur Herabstufung (Dequalifizierung) 
von Arbeitern führt, wird dabei von Weng überhaupt nicht reflektiert. (204) 
Allerdings ist hier die Position der Lohnexperten der Gewerkschaften nicht 
einheitlich. So wird z.B. von Pornschlegel durchaus das Problem gesehen, daß bei 
Anwendung der analytischen Arbeitsplatzbewertung und ihrer tarifvertraglichen 
Anerkennung als System der Bestimmung von Lohngruppen „eine weitgehende 
Unsicherheit der Arbeitenden hinsichtlich ihres Einkommens oder ihrer Verdienst 
chancen“ entstehe, „wobei lediglich die Arbeitsmarktlage augenblicklich noch einen 


204) Zwar muß betont werden, daß die Probleme gerade der Arbeitsbelastung durchaus immer 
wieder gesehen werden: So schreibt Otto Brenner, Die Tarifpolitik der IG-Metali, in: 
werden, Jahrbuch für die deutschen Gewerkschaften, S. 37-42: „In einzelnen Betrieben 
mit überwiegend klassischer Fertigungsweise sind etwa 50-60% aller Arbeitsplätze Fach- 
arbeits- oder qualifizierte Facharbeitsplätze.... Durch die Vereinfachung der Arbeitsan- 
forderungen als Ergebnis der Rationalisierung und Automatisierung sinkt der Anteil des 
Facharbeit oder qualifizierten F’acharbeitsplätze in vielen Betrieben auf 10-15% aller 
Arbeitsplätze ab. Eine bedeutende Erhöhung des Facharbeiteriohns bleibt in diesen 
Betrieben für die Mehrheit der Arbeitnehmer uninteressant. Hinzu kommen die 
Methoden moderner Betriebscıganisation, die — wie es beispielsweise in der Elektro- 
industrie typisch ist — die Arbeit in kleinste Teiloperationen zerlegt... Die dadurch 
erzielte Erhöhung der Produktivität pro Kopf der Arbeitnehmer wird erkauft auf Kosten 
der Würde des Arbeitnehmers... Dieser Arbeitsteilung steht auf der Lohnseite ein 
Akkordsystem gegenüber, das den Arbeitnehmer zusätzlich einem Zeitdruck ausliefert. 
Die bei längerer Übung der vereinfachten Arbeiten erzielten Leistungssteigerungen 
werden durch Kürzung der Akkordzeiten entwertet. Der Arbeitnehmer erhält iro 
gestiegener Leistung keinen proportional gestiegenen Verdienst, sondern nur einen 
kürzten.‘ (ebda., S. 38) Doch bleiben solche Feststellungen weitgehend konseguenzenlos 
für die reale Taktik der Gewerkschaften. Zwar spricht hier Brenner wieder von der 
Notwendigkeit betriebsnaher Tarifpolitik, doch bejaht der gleiche Brenner zwei Jahre 
später die Verfestigung der schon herausgebildeten Zentralisierung der Tarifpolitik in der 
konzertierien Aktion. 
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gewissen Schutz bietet‘. (205) Es gäbe deshalb Versuche in den Gewerkschaften, 
Einstufungen wenigstens für die Laufzeit der jeweiligen Tarifverträge zu sichern. 
„Damit werden natürlich die sogenannten ‚arbeitswissenschaftlichen‘ Prinzipien 
dieser Methode zugunsten sozialökonomischer Überlegungen zurückgedrängt.“ 
(206) Pormschlegel geht sogar soweit, einen hohen Zeitlohn in der Form von 
Monats- oder Jahreslöhnen als Ziel gewerkschaftlicher Lohnpolitik anzugeben. 
(207) Doch die von Pornschlegel unter dem Gesichtspunkt, daß es Aufgabe der 
Gewerkschaften sei, den ‚sozialen Besitzstand‘ der Arbeiter zu sichern, angestellten 
Überlegungen zu den Zielsetzungen einer gewerkschaftlichen Lohnpolitik haben in 
der tatsächlich eingeschlagenen lohnpolitischen Linie der Gewerkschaften — Orien- 
tierung am Prinzip der individuellen Lohn-Leistungsäquivalenz — kaum einen 
Niederschlag gefunden. (208) In der tarifvertraglichen Praxis wird die Anpassung an 
die analytische Arbeitsplatzbewertung ebenso wie an die Verfahren vorbestimmter 
Zeiten vollzogen. (209) Die Versuche, eine Höherbewertung von nervlicher Bela- 
stung und Monotonie bei sogenannten ‚einfachen‘ Arbeiten zu erreichen, blieben 
bisher weitgehend erfolglos. (210) So stehen sich heute, wie Eckart Teschner 
schreibt, die Ratifikation der lohntechnischen Entwicklungen durch die Gewerk- 
schaften und das Mißtrauen der Belegschaften bei der Einführung neuer Entloh- 
nungsmethoden innerhalb der Betriebe gegenüber. (211) 


205) Hans Pornschlegel, Sicherung des sozialen Besitzstands bei technischem Fortschritt in 
Deutschland, in: Automation und technischer Fortschritt, a.a.O., $. 248. 

Die von den technologischen Veränderungen her zu angelernten dequalifizierten 
traditionellen Facharbeiter erlitten durch Rückstufung in niedrigere Lohngruppen mittels 
der analytischen Arbeitsplatzbewertung beträchtliche Lohneinbußen. So sank z.B. nach 
Einführung der Arbeitsplatzbewertung der Facharbeiteranteil in einem untersuchten 
Apparatebaubetrieb von ursprünglich 41.8% auf 15%; damit war gleichzeitig Herab- 
stufung in den Lohngruppen und d.h. langfristig Lohnsenkung verbunden. (Vgl. Ge- 
schäftsbericht der IG-Metall 1962-1964, S. 62£., Ffm 1965) 

Die Arbeiter an Steuer- und Überwachungsapparaturen werden je nach Arbeits- 
schwierigkeit per AA entlohnt und kommen so 2.T. auf relativ hohe Löhne bei qualifi- 
zierten Tätigkeiten wie Einrichter, sind aber permanent der Gefahr von Lohnminderun- 
gen bei oft nur geringfügigen Arbeitserleichterungen durch Rationalisierungsmaßnahmen 
ausgesetzt. 

Im Instandhaltungssektor treten aufgrund der beschriebenen Rationalisierungs- 
bemühungen gerade in letzter Zeit beträchtliche Konflikte um die Verschärfung des 
Arbeitstempos und um die Lohnhöhe auf. (z.B. Streik der Handwerker bei Continental 
im letzten Jahr gegen das dort 1963 eingeführte UMS-Akkordsystem.) 

206) Pornschlegel, a.2.0., S. 248 

207) Ebda., S. 258 

208) Vgl. Teschner, a.a.O., S. 143: Zu Pornschlegel sei allerdings noch bemerkt, daß es ihm 
keinesfalls um die Aufhebung der innerbetrieblichen Lohndifferenzierung geht. Ihm 
schweben einfachere Methoden der Lohngruppierung vor, „die auf summarische sozio- 
ökonomische Wertung der Tätigkeiten zurückgreifen‘, wie z.B. Lage am Arbeitsmarkt, 
Verhandlungsstärke der Tarifvertragsparteien, betriebswirtschaftliche Bedeutung der 
Arbeitsplätze, notwendige soziale Hierarchie. (vgl. ebda. $. 258) 

209) Vgl. dazu Anhang II; Die Etablierung der AA findet etwa u.a. in den Lohnrahmentarif- 
verträgen 1966 für Nordrhein-Westfalen oder 1968 für Baden-Württemberg statt; 

210) siehe nächste Seite 

211) siehe nächste Seite 
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Erzeugte das Obsoletwerden alter Lohnformen und damit auch der tarifver- 
traglichen Absicherung der betrieblich gezahlten Löhne zusammen mit der allge- 
meinen Arbeitskräfteknappheit in den beginnenden 60er Jahren zunächst einen 
Verhandlungsspielraum für die Betriebsräte, so macht Teschner heute die wichtige 
Feststellung, daß die Ratifikation der vom Kapital initiierten neueren Entlohnungs- 
methoden durch die Gewerkschaften auch zunehmend den Handlungsspielraum der 
Betriebsräte in Bezug auf den bisher noch bestehenden Einfluß auf die betriebliche 
Lohnfindung einengt. Nach Teschner sind AA, VvZ und die Spielarten der Fest- 
lohnformen (bei uns unter Prämienlöhnen angeführt) Instrumente der Unter- 
nehmen, „den jenseits des Tarifvertrags vorhandenen lohnpölitischen S u : 
Belegschaften und Betriebsräte einzudämmen und die Prozesse betriebli 3 
politik unter die Kontrolle des Managements zu bringen! (212) Hinzuzusetzen wäre, 
daß dieser Verhandlungsspielraum des Betriebsrats zusätzlich durch eine — mit 
stagnativen Tendenzen der Akkumulation einsetzende — ‚Entspannung‘ des Arbeits- 
markts eingeengt wird. Von da aus würde aber auch — und dies wäre zu untersuchen 
— einem passiven Verhalten der Arbeiter, gekennzeichnet durch die Delegation ihrer 
Interessen an den Betriebsrat und die mangelnde unmittelbare Einsicht in die Not- 
wendigkeit gewerkschaftlicher Organisation als Form der Organisation der eigenen 
Kämpfe gegen das Kapital, die Basis entzogen. In diesem Zusammenhang müssen 


210) Nach wie vor haben Fließbandarbeiterinnen bzw. -arbeiter zwar einerseits die stärksten 
Belastungen, werden aber gleichzeitig auch angesichts ihrer geringen Ausbildung über die 
AA in den untersten Lohngruppen gehalten. Trotz formalen Gleichheitsgrundsatzes 
zwischen Männern und Frauen im Arbeitsprozeß werden den Lohngruppen sogenannte 
Leichtlohngruppen ‚vorgeschuht‘, was eine Minderentiohnung um über 1/3 erlaubt. 

Einen groben Überblick, an welchen Punkten vor allem die Betriebsräte das 
Interesse der Arbeiter bei der Einführung neuer Lohnsysteme wahren sollen, gibt u.a. der 
Arbeitsmittelkatalog der IG-Metall für die BRD, Nr. 5, 1967, wo die zur Verfügung 
stehenden Tonbildschauen, Filme und Arbeitsmittel für die Schulung der Betriebsräte 
und Vertrauensleute jeweils mit kurzen Erläuterungen versehen sind. Dort heißt es u.a.: 
„immer mehr breitet sich die Prämienarbeit aus. Auch hier müssen Erholungszeiten als 
bezahlte Pausen gewährt werden. Häufig genug versuchen die Arbeitgeber, beim Prämien- 
lohn an den Erholungszeiten vorbeizukommen. Das sollte kein BR zulassen. Immer mehr 
Arbeiter arbeiten unter Zeitdruck .. .“ (S. 101) 

„Betrachtet man die Geschichte des Arbeitsstudiums, so stellt man mit Erstaunen 
fest, die einfachsten Erkenntnisse der Arbeitsphysiologie und der Arbeitspsychologie 
sind bei der Entwicklung in gröblicher Weise vernachlässigt worden. Hier liegt ein großer 
Nachholbedarf zum Wohle der arbeitenden Menschen.“ (S. 99) 

Einer der wichtigsten Autoren der IG-Metall in Fragen Arbeitsorganisation, Hans 
Pornschlegel, hat mehrere Arbeitshefte, u.a. zusammen mit anderen verfaßt. Bei der 
Einführung von Verfahren vorbestimmter Zeiten sollen nach ihm Betriebsräte und VK 
auf folgendes achten: „1. Die Handlungs- und Verhandlungsfreiheit über die Regelung 
des Verhältnisses Geld- Leistung-örtliche Arbeitsbedingungen muß gewahrt bleiben. 
2. Eine der jeweiligen Situation angemessene Höhe der Mindestverdienste ist sicherzu- 
stellen. 3. Das Verfahren zur Festlegung der Zeitvorgaben, der Prämiennormen.... etc. 
ist genau zu regeln. Die Mitbestimmung des BR muß garantiert sein. 4. Die für die 
Situation am Arbeitsplatz maßgeblichen Sonderbedingungen müssen in jedem Einzelfall 
besonders geregelt werden können. 5. Die Ermittlung der gezahlten Verdienste und der 
erbrachten oder abgeforderten Leistung muß für die betroffenen Arbeitnehmer verständ- 
lich sein. (S. 180) 

211) Vgl. Teschner, a.a.O., S. 143 

212) Fbda. 
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sowohl die Betriebsrätewahlen 1972 als auch die Entwicklung einer Vertrauens- 
leuteopposition etwa in der IG-Metall und der IG-Chemie untersucht werden. 

Kennzeichnend für die Automationskongresse der IG-Metall war, daß von 
Gewerkschaftsseite Technik als Sachzwang, dem man sich anpassen müsse, begriffen 
wurde. Zwar werden gründlich die Gefahren, die in der ‚technischen Entwicklung‘ 
liegen, reflektiert, vor allem das Problem möglicher allgemeiner Verunsicherung der 
Arbeiterexistenz in der Form von Dequalifikation und Arbeitslosigkeit, doch wird 
davon ausgegangen, daß es Aufgabe und Möglichkeit gewerkschaftlicher Politik sei, 
die technischen Errungenschaften zum Vorteil für die ‚arbeitenden Menschen‘ zu 
wenden. Die mit der Entwicklung des gesellschaftlichen Reichtums als Tendenz 
gesetzte Verschlechterung und Verunsicherung der Lage der Arbeiter wird nicht als 
notwendige Folge der kapitalistischen Form der Entwicklung dieses Reichtums be- 
griffen. Doch die Entwicklung der wirklichen Verhältnisse läßt solche naiven Re- 
form- und Fortschrittsvorstellungen zunehmend obsolet werden. Sie werden zur 

ioßen, den Erfahrungen der Arbeiter widersprechenden /deologie und dienen dann 
nur roch der Legitimation der Anpassung gewerkschaftlicher Politik an die Bedürf- 
nisse der Kapitalakkumulation, wenn die Gewerkschaften nicht dazu bereit und in 
der Lage sind, alle Möglichkeiten zur Initiierung von Kämpfen der Arbeiter gegen 
Intensifikation der Arbeit, Lohnherabstufung, Betriebsstillegungen etc. wahrzu- 
nehmen ohne Rücksicht auf die Bedürfnisse des Kapitals. 

Zwar kann man zumindest für die beginnenden 60er Jahre feststellen, daß 
sich die Politik von Gewerkschaftsapparat und Betriebsräten im Zusammenhang mit 
dem Verhalten der Arbeiter selbst erklären läßt, doch diese Erklärung zeigt, daß die 
Gewerkschaft als Organisation sich nicht die Aufgabe stellt, die Widerstandskraft 
der Arbeiter gegen die Angriffe des Kapitals zu entwickeln. Die mangelnde Mobili- 
sierung der Arbeiter zu Streiks, die Zentralisierung der Lohnverhandlungen und die 
damit verbundene mangelnde Beteiligung der Gewerkschaftsbasis an den Ausein- 
andersetzungen mußte selbst wieder das Bewußtsein der Arbeiter verstärken, daß sie 
dem Kapital als einzelne gegenüberstehen, wenn sie um den Preis ihrer Arbeit 
markten und untereinander sich im Zustand der Konkurrenz befinden, so daß sich 
die Ansprüche gegen das Kapital auf den Anspruch des gerechten Preises für die 
geleistete Arbeit reduzieren. Finden keine kollektiven Kämpfe statt, bestehen 
andererseits auf betrieblicher Ebene keine Institutionen, die auch von sich aus in 
einer Phase der relativen Prosperität der Arbeiterklasse zu kämpfen in der Lage sind, 
so kann sich auch kein Klassenbewußtsein entwickeln. Die Konflikte werden als 
individielle, allenfalls Gruppenkonflikte formuliert und an den Betriebsrat herange- 
tragen, welcher sich wiederum durch Einführung von — den Schein des individuell 
gerechten Lohns bestärkenden — wissenschaftlichen Entlohnungsmethoden eine 
Konfliktlösung erwarten muß. Indem nun aber die Gewerkschaft selbst keine alter- 
native Strategie zur individuellen Konfliktlösung des Betriebsrats im Falle von 
‚Lohnungerechtigkeiten‘ entwickelte, konnten die Vertrauenskörper als Gewerk- 
schaftsorgane auch richt von sich aus einen allgemeineren Kampf um Kontrolle der 
Arbeitsbedingungen entwickeln. 

Hier scheint jedoch noch ein anderes Moment eine wesentliche Kolle zu 
spielen: Die großen Umschichtungen in der Arbeiterklasse und ihre Auswirkungen 
auf die gewerkschaftliche Organisation. Die Neuzusammensetzung der Arbeiter- 
klasse in der BRD, die sich in den 50er Jahren andeutet und in den 60er Jahren voll 
sichtbar wird, läuft, wie im 2. Abschnitt des vorliegenden Aufsatzes gezeigt, zu- 
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nächst darauf hinaus, daß Teile der westdeutschen Arbeiter in Facharbeiter- und 
bestimmte Angestelltenschichten aufsteigen, während die Schichten der ungelernten 
und angelernten Arbeiter (z.B. mit Montagetätigkeiten), die zunächst am stärksten 
von der Intensifikation der Arbeit betroffen sind, inzwischen vor allem aus Frauen 
und Arbeitsemigranten _ bestehen. Dabei ist kennzeichnend, daß die Vertrauens- 
"körper primär von Facharbeitern gestellt werden, während die Frauen und die 
ausländischen Arbeiter vergleichsweise gering in den betrieblichen Vertretungs- 
organen (also im Betriebsrat und in den Vertrauenskörpern) repräsentiert sind. Dies 
scheint ein wesentlicher Grund dafür zu sein, daß die Vertrauenskörper selbst bisher 
noch kaum ein Organ des Kampfes gegen die unmäßige Vernutzung der Arbeitskraft 
geworden sind. Zwar ist in den besonderen Lebensverhältnissen dieser Lohnarbeiter 
selbst ein Grund zu suchen, warum bisher nicht von ihnen aus ein kollektiver 
Widerstand entwickelt wurde. Das Dasein als Lohnabhängiger wird hier z.T. als 
vorübergehendes begriffen. Weil das proletarische Lebensschicksal nicht als Lebens- 
perspektive erfahren wird, erscheint auch die unmäßige Vernutzung der Arbeits- 
kraft durch das Kapital als ein vorübergehender Zustand. Besonders den Arbeits- 
emigranten, die nur einige Jahre in der BRD arbeiten wollen und sich dann den 
Aufbau einer kleinbürgerlichen Existenz in ihrem Heimatland erhoffen, kommt es 
darauf an, möglichst viel Geld in möglichst geringer Zeit zu verdienen, was sie selbst 
an einer außerordentlichen Verausgabung ihrer Arbeitskraft interessiert, wenn diese 
mit Lohnerhöhungen verknüpft ist. Hinzu kommen die quasi rechtlose Position 
dieser Arbeiterschichten und die Sprachschwierigkeiten. Alle Momente zusammen- 
genommen, die Ohnmachtsituation, das Fehlen einer proletarischen Lebensperspek- 
tive und die mangelnde Repräsentation dieser Arbeiterschichten in den VK undBR 
bilden die Grundlage dafür, daß von diesen Schichten der Arbeiter bisher kein 
wesentlicher Widerstand gegen die Ausraubung der Arbeitskraft entwickelt wurde. 
Wenn jedoch die Illusionen, die das proletarische Schicksal als ein vorüber- 
gehendes erscheinen lassen, ihre Wirksamkeit verlieren, wenn der Druck des Kapitals 
den Widerstand dieser Arbeiterschichten erzwingt, so kann die Tatsache, daß die 
Gewerkschaften selbst institutionell als Vertrauenskörper nicht in diesen Schichten 
verankert sind, dazu führen, daß der Widerstand außerhalb und z.T. — dies hängt 
von den örtlichen Verhältnissen ab — gegen die offizielle Gewerkschaftspolitik ent- 
wickelt werden muß. Eine Reaktualisierung der Gewerkschaften zum Kampf- 
instrument gegen die unmäßige Vernutzung der Arbeitskraft verläuft nicht als 
widerspruchsloser Prozeß, in dem sich die Gewerkschaften kontinuierlich und 
bruchlos transformieren. Dabei vernachlässigen u.E. sowohl die DKP als auch anti- 
gewerkschaftliche Gruppen wie die BMW-Gruppe in München (Arbeitersache) und 
die Gruppe Revolutionärer Kampf bei Opel-Rüsselsheim, bestimmte Punkte der 
Entwicklung von Kapital, Lage der Arbeiterklasse und gewerkschaftlichem Kampf. 
Während die DKP nur bedingt anzuerkennen scheint, daß die historische Ent- 
wicklung der Gewerkschaften als zentrale Institution und in den Betrieben dazu 
geführt hat, daß bestimmte Gegensätze der Arbeiter gegen das Kapital von ihnen 
nicht formuliert und zum Kampfinhalt gemacht werden (vgl. z.B. das weitgehende 
Versagen der IG-Metall, was den Kampf für die Interessen der ausländischen 
Arbeiter angeht, weshalb der Gegensatz der unteren Arbeiterschichten gegen das 
Kapital sich z.T. auch gegen die offizielle Gewerkschaftspolitik formulieren muß), 
sind auf der anderen Seite Gruppen wie die BMW-Gruppe undRevolutionärer 
Kampf nicht in der Lage, zu begreifen, daß es besondere historische, also veränder- 
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bare Bedingungen sind, die die Gewerkschaften unfähig machen, ein bestimmtes 
Moment des ökonomischen Gegensatzes der Arbeiter gegen das Kapital zu formu- 
lieren und in ihre Auseinandersetzung mit dem Kapital einzubeziehen. Die anti- 
gewerkschaftliche Politik dieser Gruppen, die auf die Propagierung qualitativ neuer 
Formen der Organisierung hinausläuft, ist blind für die Tatsache, daß der Kampf 
gegen die unmäßige Vernutzung der Arbeitskraft durch das Kapital durchaus in den 
Bereich gewerkschäftlichen Kampfes gehört, also nur eine Seite des Interessenwider- 
spruchs zwischen Kapital und Arbeit darstellt und demgemäß jede Politik es sich 
zum Ziel setzen muß, die Gewerkschaften zu.befähigen, diesen Kampf wieder auf- 
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in den Thesen zur Gewerkschaftsanalyse sind wir davon ausgegangen, daß die 
Entwicklung und die konkrete Gestalt der gewerkschaftlichen Organisationen der 
Arbeiter nicht unabhängig von dem historischen Entwicklungsstand der Kapital- 
akkumulation und der daraus resultierenden Lage der Arbeiter untersucht werden 
kann. Dies gilt insbesondere dann, wenn es um die Herausarbeitung von Strategien 
zur Organisation des Kampfes der Arbeiter gegen das Kapital geht. Es zeigt sich 
aber, daß auch interne Auseinandersetzungen in der Gewerkschaft, vorgetragen von 
der Gewerkschäftslinken, immer wieder von der ünbefragten Voraussetzung aus- 
gehen, als sei die Reorganisation der Gewerkschaften zu Kampfinstrumenten der 
Arbeiterklasse vor allem Resultat der Willensanstrengung und der Schaffung ver- 
besserter organisatorischer Formen. Wir führen dies an, weil in Bezug auf unsere 
Frage nach dem Zusammenhang von Kapitalakkumulation, Intensifikation der 
Arbeit, Lage der Arbeiter und Organisationsformen des Klassenkampfes die jüngst 
von ‚express-international‘ herausgegebene Broschüre „Gewerkschaftliche Ver- 
trauensleute — für einc antikapitalistische Betriebsstrategie‘“ (213) relevant ist. Dort 
heißt es: „Der traditionelle Lohnkampf hat zwar nicht an Aktualität verloren, es 
zeigt sich aber, daß er längst nicht mehr hinreicht, die Auswirkungen der kapita- 
listischen Produktionsweise auf den Einzelnen im Betrieb zu mildern. Gewerk- 
schaftlicher Kampf muß also entschiedener als bisher auch Kampf um die Arbeits- 
bedingungen werden.“ (214) Die Forderung nach Stärkung des Vertrauenskörpers 
und seiner organisatorischen Stellung „gegenüber den Betriebsräten und überge- 
ordneten Gewerkschaftsgremien“ (215) basiert wesentlich auf der Erfahrung, daß 
unter den gegenwärtigen Bedingungen die Gewerkschaften nicht in der Lage sind, 
selbst den Abwehrkampf gegen die täglichen Angriffe des Kapitals auf die Lage der 
Arbeiter im Betrieb zu organisieren. Zur Durchsetzung der Forderung wird an die 
Vertrauensleute der Appell gerichtet, sich „neue Aktions- und Organisations- 
möglichkeiten“ zu „erkämpfen, und dies teilweise gegen dic lokalen Gewerkschafts- 
organisationen und feilweise gegen die Betriebsräte.“ (216) Dabei wird zwar ge- 


213) Autorenkollektiv „express-international“, a.a.O. 
214) Ebda,,S. il 

315) Ebda., S. 17, vgl. auch 8. 19 

216) Ebda., 8.43 
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sehen, daß eine solche Veränderung der Kräfteverhältnisse und eine Stärkung der 
gewerkschaftlichen Basis nur unter dem Druck der Arbeiter selbst erfolgen kann, 
doch wird dieser wieder davon abhängig gemacht, wieweit es den Vertrauensleuten 
gelingt, die „Mitglieder für ihre Politik zu gewinnen.“ (217) Ansatz der politischen 
Strategie bleibt also die Vorstellung von einer Selbsttransformation der Vertrauens- 
körper in ein gewerkschaftliches Kampforgan, welches die auf Betriebsebene auf- 
tretenden Widersprüche der Arbeiter gegen das Kapital formuliert und organisiert, 
was in dieser Form auf einen mehr oder weniger voluntaristischen Appell an das 
Klassenbewußtsein dieser Gewerkschaftsorgane hinausläuft: Voluntaristisch des- 
halb, weil nicht gezeigt wird, wie es zur gegenwärtigen Situation der Verkümmerung 
der betrieblichen Gewerkschaftsorgane kommen konnte und welche Momente in 
der Lage der Arbeiterklasse ihre Aktualisierung als Organisatoren des betrieblichen 
Kampfes überhaupt ermöglichen, welche ihr entgegenstehen. 

Dabei wird die mangelnde Reflexion auf die Genese der gegenwärtigen 
Situation, nämlich die Unfähigkeit der Gewerkschaften, den Kampf gegen die maß- 
lose Vernutzung der Arbeitskraft im Produktionsprozeß zu tragen und vorwärtszu- 
treiben, unter anderem auch daran deutlich, daß ein wichtiger konkreter Organi- 
sationsvorschlag von einer Einschätzung der Lage der Arbeiter im Produktions- 
prozeß ausgeht, die nicht als realistisch angesehen werden kann. Es handelt sich um 
das Konzept der Mitbestimmung am Arbeitsplatz „Die Mitbestimmungstechte der 
Arbeitsgruppe hätten sich auf alle den Arbeitsplatz betreffenden Fragen zu er- 
strecken.“ (218) Dieses Konzept wird deshalb für „realitätsnah‘“ gehalten, weil das 
„Produktionsinteresse der Geschäftsleitung .... vorerst nicht berührt‘ werde. „Im 
Gegenteil: die relative Unabhängigkeit der Gruppe wird oft steigende Arbeitsleistun- 
gen zur Folge haben.“ (219) Die Realitätsnähe des Konzepts geht demnach davon 
aus, daß die formale Despotie des Kapitals zunächst wesentlicher von den Arbeitern 
erfahrener Inhalt des Widerspruchs zwischen Arbeit und Kapital im Betrieb sei, und 
nicht etwa der Trieb des Kapitals, ohne Rücksicht auf die praktischen Lebensbe- 
dürfnisse der Arbeiter Mehrarbeit aus ihnen herauszupressen. Denn wie sollten sonst 
“ Arbeiter und die Kapitalisten für ein solches Konzept interessiert werden 
können. 

Nach dem im ersten und zweiten Abschnitt des Aufsatzes Entwickelten, kann 
eine solche Vorstellung jedoch sich entweder nur auf eine Phase der Kapitalent- 
wicklung in der BRD beziehen, wo das Kapital aufgrund der Kürzung der Arbeits- 
zeit auf der einen, Einführung technischer Neuerungen und gleichzeitiger Prosperi- 
tät des Kapitals auf der anderen Seite (Ende der 50er bis Mitte der 60er Jahre) noch 
keine strenge ‚Kostenplanung‘ und Rationalisierung des gesamten Produktions- 
prozesses durchgeführt hatte, sodaß seine Despotie z.T. wirklich formalen Charakter 
haben mochte, weil nicht voll identisch mit ihrem Inhalt, der Steigerung der 
Produktivkraft der Arbeit ohne Rücksicht auf den Arbeiter. Denn eine Steigerung 
der Arbeitsleistung bei Kontrollrechten der Arbeitsgruppen am Arbeitsplatz kann 
nur dann vorausgesetzt werden, wenn den Gruppen vorher ‚Freiräume‘ zur Zurück- 


217) Ebda. 
218) Ebda., S. 32 
219) Ebda., S. 33 
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haltung von Arbeitsleistung gegeben waren und insgesamt der Produktionsprozeß 
noch nicht unter dem Druck sinkender Profite vollends durchorganisiert war. Oder 
das Arbeitsgruppenkonzept bezieht sich von vornherein nur auf solche Fach- 
arbeiterschichten, welche vom besonderen Charakter ihres Arbeitsprozesses her 
noch nicht der totalen Kontrolle der Arbeitsleistung unterzogen werden können. 
Wahrscheinlich spielen beide Momente eine Rolle beim Zustandekommen des 
Konzepts. Wichtig ist jedoch, daß die Propagierung dieses Konzepts als ‚realitäts- 
nah‘, weil nicht unmittelbar dem Interesse des Kapitals widersprechend, not- 
wendigerweise die Bedingungen unter den Tisch fallen lassen muß, unter welchen 
allein ein Druck der Basis zur Aktualisierung der Vertrauenskörper als betrieblichen 
Kampforganen erfolgen könnte: Nämlich Widerstand gegen die Unerträglichkeit des 
Arbeitsleids, und nicht ein demokratisches Bedürfnis der Arbeiter zur Selbst- 
bestimmung an sich. Entspringt aber die Bewegung der Arbeiter dem Widerstand 
gegen den maßlosen Gebrauch der Arbeitskraft, so ist völlig illusorisch, daß das 
Kapital hier selbst ein Interesse hätte, Arbeiterkontrolle einzuführen. Es gesteht sie 
allenfalls zeitweise im Gefolge und der immer erneuten Androhung harter Kämpfe 
zu, wie dies gegenwärtig in Italien der Fall ist. Wobei solche Zugeständnisse selbst 
wieder Momente der Krise des Kapitals werden können, d.h. aber auch der Verun- 
sicherung der Lage der Arbeiterklasse. 

In der vorgetragenen Form weist die in der o.a. Broschüre enthaltene Konzep- 
tion einer Vertrauensleutestrategie voluntaristische Momente auf. Doch läßt sich 
andererseits aus den entwickelten Tendenzen zunehmender Intensifikation der 
Arbeit, wachsender Belastung der Arbeiter, Dequalifikationsprozessen bis in die 
Schichten chemals privilegierter Facharbeiter hinein, aus der allgemeinen Verun- 
sicherung der Arbeiterexistenz aufgrund von Betriebsstillegungen und Freisetzungen 
und den daraus den Arbeitern aufgezwungenen Konflikten eine reale Grundlage 
dafür ableiten, weshalb eine antikapitalistische Vertrauensleutestrategie an Bedeu- 
tung gewinnen kann. Wir waren davon ausgegangen, daß die realen Tendenzen des 
Akkumulationsprozesses des Kapitals in der BRD der 70er Jahre überhaupt erst die 
Grundlage bilden, auf der sich vereinheitlichende Kämpfe der Arbeiter entfalten 
können. Dabei bleibt bis jetzt die Frage ungelöst, in welcher Weise die organisa- 
torische und politische Vermittlung dieser Widersprüche unter den gegebenen 
Bedingungen in der BRD erfolgen kann. Unter gegebenen Bedingungen sind hier die 
organisatorischen Formen der Arbeiterklasse gemeint. Sie lassen sich — grob 
umrissen — folgendermaßen kennzeichnen. Im Gegensatz etwa zu England aber 
auch bis jetzt noch zu Italien und Frankreich bestehen in der BRD der Form nach 
stark zentralisierte und funktionsfähige Industriegewerkschaften, die eben dieser 
Form nach ein mächtiges Kampfinstrument der Arbeiterklasse gegen das Kapital 
sein könnten. Doch diese Zentralisierung ist ihrem jetzigen Inhalt nach nicht 
Produkt der Klassenkämpfe des Proletariats, sondern historisches Ergebnis des 
Klassenkampfs von oben. Drei Momente sind historisch hier wirksam geworden: 
1.Die Politik der Alliierten, welche auf eine Stabilisierung der reformistischen 
Gewerkschaftsführungen gegenüber der unter dem Einfluß der Kommunisten 
stehenden Organisation der Arbeiter in den Betrieben hinauslief. 2. Die Organisa- 
tion des Kapitals in den Tarifverhandlungen übte in der Entwicklung der BRD einen 
starken Druck in Richtung der Zentralisierung vor allcm der Tarifverhandlungen 
aus. 3.Dic Aktionen des Staates zur Begrenzung der Lohnrate erzwangen eine 
weitere Stärkung der Macht der zentralen Gewerkschaftsapparate im Zuge der 
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konzertierten Aktion. Zusammengefaßt ergibt sich also: Zwar existieren zentral 
geführte und einheitliche Gewerkschaftsapparate, aber der Inhalt dieser Einheit ist 
nicht die Kampfkraft der Arbeiterklasse gegen das Kapital, sondern die versuchte 
Festlegung der Arbeiterklasse auf eine systemerhaltende, allenfalls reformistische 
Politik innerhalb der kapitalistischen Gesellschaft. Politischer Transmissionsriemen 
dieser Politik ist die Bindung der Gewerkschaften an die SPD, die bisher in ihrer 
Reformpolitik eine Seite der dem Kapitalinteresse selbst immanenten Widersprüche 
darstellt, aber keinesfalls die politische Organisation des Gegensatzes der Arbeiter- 
klasse zum Kapital ist. Die DKP als eine Form der politischen Organisierung der 
Arbeiterklasse ist vergleichsweise schwach. In diesen Zusammenhang muß nun die 
Konzeption einer antikapitalistischen Vertrauensleutestrategie, deren politische 
Parole Demokratisierung der Gewerkschaften lautet, eingeordnet werden. Denn 
diese Parole impliziert in der Tat unter den gekennzeichneten Bedingungen eine 
Konfliktstrafegie, welche auf dem sich entwickeinden Widerspruch zwischen dem 
historisch entstandenen reformistischen und systemimmanenten Charakter der 
Gewerkschaften und den tatsächlich erfahrenen und erfahrbaren Widersprüchen 
zwischen den Lebensbedürfnissen der Arbeiterklasse und dem Kapitalverhältnis 
beruht. (Daher sei hier, um Mißverständnisse von vornherein auszuschließen, darauf 
verwiesen, daß es sich formell nicht einfach nur um einen Widerspruch zwischen 
Basis und Apparat, zwischen Mitgliedern und Bürokratie handelt, sondern daß zum 
einen der Charakter der gegenwärtigen Politik des Gewerkschaftsapparats mit 
Sicherheit durchaus dem Bewußtsein eines Teils der Arbeiterklasse entspricht, deren 
Lage ja nicht einfach von vornherein einheitlich ist, deren Bewußtsein aufgrund 
mangelnder Klassenkampferfahrung noch viel weniger, und daß zum anderen Wider- 
stand sich durchaus bis hinein in Teile des Apparats formulieren kann.} Doch 
kommen wir auf die oben genannte Konfliktstrategie zurück. Ist ihr übergeordneter 
inhalt auch die Formuliening der dem Kapitalinteresse entgegenstehenden Lebens- 
bedürfnisse der Arbeiter, so sind ihr Ziel- und Angriffspunkt doch zunächst die 
systemstabilisierenden Momente in der Politik der Gewerkschaften, organisatorisch 
durchgesetzt durch die Machtbefugnisse der Gewerkschaftsführungsgremien gegen- 
über der Gewerkschaftsbasis und ihren wichtigsten Organisationsformen, den 
Vertrauensleuten, z.T. aber auch den Betriebsräten. (220) Betrachten wir die 
wirkliche Entwicklung der Forderung nach Demokratisierung der Gewerkschaften, 
so zeigt sich, daß sich ihr Inhalt gar nicht so sehr auf die Ergänzung der zentral 
geführten Lobnkämpfe durch betrieblich zu führende Kämpfe um die Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen beschränkt, sondern vielmehr durch den politischen Wider- 
spruch bestimmt ist zwischen einer Gewerkschaftsführung, welche den Versuch 
macht, die Interessen der Arbeiter nur soweit zu formulieren, wie sie nicht in 
unvereinbaren Widerspruch mit der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, sprich den 
Notwendigkeiten der Kapitalakkumulation, geraten, und einer im Ansatz unmittel- 
bar an den Bedürfnissen der Arbeiter orientierten Politik. (Daß eine so umschrie- 
bene Politik der Gewerkschaftsführungen selbst wieder u.a. eine reale Basis in der 
Tatsache hat, daß die Ware Arbeitskraft nur solange vom Kapital gekauft wird, als 
ihre Anwendung eine für die Akkumulation genügende Profitrate abwirft, braucht 


220) Vgl. dazu die Position der Betriebsräte in Baden-Württemberg, wie sie in dem Film, der 
Kampf um 11% deutlich wird. 
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hier nicht noch einmal ausgeführt werden.) So wird in der Chemietarifrunde 1971 
die Forderung nach Demokratisierung unmittelbar in gewerkschaftlichen Massen- 
versammlungen gegen das Einschwenken der zentralen Verhandlungskommission 
auf die einkommenspolitischen Orientierungsdaten der konzertierten Aktion 
vehement formuliert und auf der Grundlage dieser Erfahrungen wird auf dem 
Gewerkschaftstag 1972 der IG-Chemie eine institutionelle Stärkung der Stellung der 
Vertrauenskörper innerhalb der IG-Chemie durchgesetzt. In der IG-Metall formiert 
sich der Widerstand an der Frage der konzertierten Aktion, die größte Stimmenzahl 
gegen den Vorstand kommt auf dem IG-Metalltag 1971 gegen die Manipulations- 
versuche des Vorstands zustande. (221) 

Die Frage, wie sich die als Resultat der Kapitalbewegung für die Arbeiter- 
klasse gesetzten Widersprüche als Konflikte in den Gewerkschaften entwickeln, 
müßte die Untersuchung der bisher stattgefundenen Konflikte unter den datgeleg- 
ten Gesichtspunkten zum Gegenstand haben: 1. Die Konflikte zwischen den 
Gewerkschaftszentralen, soweit ihre Lohnforderungen sich an einkommenspoliti- 
schen Gesichtspunkten orientieren und Vertrauensleutekörpern bis hin zu Betriebs- 
räten, soweit Höhe und Form (lineare Lohnerhöhung) ihrer Forderungen von den 
Reproduktionsbedürfnissen der Arbeiter ausgehen. (Hier wäre auch die Bedeutung 
der Tatsache, daß 1972 die IG-Metall auf der einen Seite erstmals lineare Forderun- 
gen stellt, auf der anderen Seite aber die Höhe der Forderung letztlich auf die 
Akzeptierung einer Reallohnsenkung hinausläuft, zu untersuchen.) 2. Konflikte, 
welche sich auf der Grundlage entwickeln (wo und in welcher Form? ), daß weithin 
die Politik von Gewerkschaften und Betriebsräten hinsichtlich der Einführung neuer 
Lohnformen noch am Schein der Lohn-Leistungsäquivalenz orientiert ist, diese 
‚neuen Formen aber von den Arbeitern andererseits als Mittel der Intensivierung der 
Arbeit und damit der Steigerung der Arbeitsbelastung z.T. bis zur Unerträglichkeit 
erfahren werden. Wie entfaltet sich also der Widerspruch zwischen der Ideologie der 
Lohn-Leistungsäquivalenz und der Ausraubung der Arbeitskraft als Konflikt in den 
Gewerkschaften? 3. Konflikte zwischen Inhalt und Stoßrichtung von Kämpfen 
gegen Betriebsstillegungen und der Politik örtlicher und zentraler Gewerkschafts- 
stellen. Diese Konflikte müssen unter dem Gesichtspunkt untersucht werden, 
wieweit sie den von den Arbeitern erfahrenen Widerspruch ihrer Interessen zum 
Kapital und zu einer historisch herausgebildeten und eingefahrenen systemimma- 
nenten Politik der Gewerkschaftszentralen organisatorisch als Konflikt in den 
Gewerkschaften selbst entwickeln. 

Insgesamt kann davon ausgegangen werden, daß es gegenwärtig die primäre 
Aufgabe ist, diesen Widerspruch in den Gewerkschaften zu entwickeln. (222) Dabei 


221) Vgl. auch die Metalltarıtrunde 1971, in der es zu scharfer Kritik an der IGM-Führung 
kam und die ‚Order“T'unktion der Gewerkschaftsbasis in Streikversammlungen und 
Basisgremien gegenüber der Gewerkschaftsspitze gefordert wurde. 

Sehr deutlich zeigt sich diese Tendenz im Film „Der Kampf um 11%“ von Busse, 
A., Mitscherlich, Th. und Peters, Jü., — z.B. dann, wenn dic in Mannheim versammelten 
Streikhelfer den Einigungsvorschlag von 7,5% diskutieren: „Wir, die versammelten 
Streikhelfer, lehnen den Vorschlag der Arbeitgeber ab und beordern unsere Mitglieder 
aus Mannheim, in der großen Tarifkommission dagegen Stellung zu nehmen und eben- 
falls eine ablehnende Haltung zu beziehen.“ 

222) Vgl. dazu z.B. auch die Diskussionen um ‚innergewerkschaftliche Demokratie‘, ‘proleta- 
rische Demokratie in den Gewerkschaften‘ sowie die Konzeptionen innergewerkschaft- 
licher Opposition. Vgl. die Ausgaben des Gewerkschaftsspiegels von 1972. 
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stehen sich nicht einfach Mitglieder und Apparat konfligierend gegenüber, sondern 
der Konflikt entwickelt sich an einzelnen Punkten, formuliert von Arbeiteravantgar- 
den in einzelnen Betrieben; Vereinheitlichung kann unter diesen Bedingungen 
zunächst nur heißen: Bildung einer Machtposition von solchen Arbeiteravantgarden 
innerhalb der Gewerkschaften, die es gewerkschaftlichen Machtträgern, die unter 
dem politischen Einfluß der SPD stehen,verbietet, sei es auf zentraler, sei es auf 
lokaler Ebene, diesen Widerstand unter dem Schlagwort der Kommunistenbe- 
kämpfung zu zerschlagen. Ein solcher Widerstand hat seine materielle Grundlage in 
den als Resultat der Kapitalbewegung sich entwickelnden Widersprüchen in der 
Lage der Arbeiterklasse: Denn die materielle Bewegung entzieht selber progressive 
den reformistischen und systemintegrationistischen Vorstellungen und Ideologien 
ihre Basis. Heute kann nicht mehr die wirkliche Erfahrung der Arbeiter bestätigt 
werden, wenn die Gewerkschaft, wie dies auf den Automationskongressen in den 
beginnenden 60er Jahren der IG-Metall geschah, propagiert, es käme nur noch 
darauf an, den technischen Fortschritt zugunsten der Verbesserung der Arbeiter 
auszunutzen. Arbeitszeitverkürzung und Lohnerhöhung seien mögliche Früchte der 
Entwicklung des gesellschaftlichen Reichtums (in der Form des Kapitals), die es 
nun im Interesse des Kapitals selbst (Vergrößerung des Absatzmarktes) durchzu- 
setzen gälte. 

Damit soll nun keineswegs der Vorstellung einer automatischen Entwicklung 
von Klassenbewußtsein mit der Herausbildung von Tendenzen zur Verschlechterung 
in der Lage der Arbeiterklasse das Wort geredet werden. Es kommt vielmehr darauf 
an, zu zeigen, wo überhaupt die möglichen Ausgangspunkte zur Entwicklung von 
Klassenbewußtsein liegen, indem die Ausgangspunkte von Kämpfen in ihrem 
Zusammenhang mit der historischen Entwicklung des Kapitals in der BRD betrach- 
tet werden. Schließlich entwickeln sich ja auch Konflikte in den Gewerkschaften 
keineswegs einfach als unmittelbares Resultat der Klassenlage der Arbeiter etwa in 
dem Sinne, daß die zunächst am schwersten betroffenen Arbeiterschichten oder 
auch Betriebe gleichzeitig Avantgarden der Arbeiterklasse wären. Besondere 
Momente, z.B. das Vorhandensein von bewußten Arbeiterkadern in einzelnen 
Betrieben, die besondere Kampftradition eines Betriebs, oder die besondere Ent- 
wicklung und die besonderen Erscheinungsformen der allgemeinen Widersprüche in 
einzelnen Betrieben oder Branchen sind u.a. der Ausgangspunkt zur Bildung von 
Arbeiteravantgarden. Je nach der örtlichen Verfassung des Gewerkschaftsapparats, 
so z.B. dem Grad seiner Verflechtung mit der SPD, entwickelt sich der Widerstand 
zunächst entweder gegen die offizielle örtliche und betriebliche Gewerkschafts- 
politik, oder in Übereinstimmung mit ihr. Es ist ein großer Fehler der DKP, wenn 
sie die Notwendigkeit dieser widersprüchlichen Bewegung nicht erkennt, wenn sie 
die Einheit der Arbeiterklasse im Kampf gegen das Kapital in der Einheit des 
Gewerkschaftsapparats repräsentiert sieht, wie dies beispiclhaft in der Diffamierung 
der ‚Plakat‘-Gruppe Stuttgart durch die DKP geschehen ist. Auch wenn eine solche 
Politik aufgrund der Traumata der falschen RGO-Politik der KP in der Weimarer 
Republik und den Fehlem von 1953 crklärlich ist, so ist sie nichtsdestoweniger 
unter den gegebenen organisatorischen Verhältnissen falsch. Die Entwicklung einer 
Machtposition von Arbeiterkadern in den Gewerkschaften auf der Grundlage der 
Existenz von Arbeiteravantgarden in den Betrieben kann nur durch eine immer 
wieder gemeinsame Politik dieser Kader erreicht werden, dic basieren muß auf der 
Formukerung des von den Arbeitern erfahrenen Gegensatzes zum Kapital. Wesent- 
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lich ist dabei die Möglichkeit der Entwicklung eines Klassenbewußiseins bei den 
Arbeitern. Liegt die Möglichkeit der Entwicklung eines Klassenbewußtseins in der 
oben entwickelten Erfahrungsbasis der Arbeiter, so muß gerade aus diesem 
Zusammenhang heraus festgehalten werden, daß in der gegenwärtigen Situation 
noch nicht die Einsicht der Notwendigkeit einer politischen Massenorganisation den 
Arbeitern massenhaft vermittelt werden kann, sondern es vielmehr vor allem darauf 
ankommt, die vorhandenen Konfliktpunkte aufzugreifen und über die Austragung 
dieser Konflikte in den Gewerkschaften und gegen das Kapital das Bewußtsein von 
der Notwendigkeit der Klassenorganisation überhaupt erst zu entwickeln. Auch die 
gegenwärtige Situation der DKP ist hierfür ein sprechender Beweis, insofern die 
Kader der DKP in den Betrieben erfolgreich sind, wenn sie als Gewerkschafter die 
Interessen der Arbeiter gegenüber dem Kapital formulieren, andererseits die DKP 
ihre unmittelbaren politischen Zielsetzungen nur schwer vermitteln kann, insofern 
sie nicht die Klassenkampferfahrungen selbst interpretieren. Die Entwicklungs- 
momente eines solchen Klassenbewußtseins haben wir ansatzweise an der Entwick- 
lung und dem Inhalt der Kämpfe in Italien zu zeigen versucht. Der Inhalt muß nicht 
der gleiche sein. Die allgemeine Verunsicherung, Betriebsstillegungen etc. können 
ebenso Ausgangspunkt für die Einsicht der Arbeiter in ihre wirkliche Lage sein, wie 
Kämpfe für Lohnerhöhung und gegen die Ausraubung der Arbeitskraft im 
Produktionsprozeß. Der exemplarische Charakter solcher Kampfaktionen ist unter 
den gegebenen Bedingungen entscheidend. Diese Entwicklung von Klassenbewußt- 
sein selbst ist aber kein einheitlicher, die Arbeiterklasse insgesamt und von vorn- 
herein umfassender Prozeß. Doch wesentliches Moment der Entwicklung eines 
solchen Bewußtseins ist die Einsicht der Arbeiter, daß nur der gemeinsame und 
organisierte Kampf gegen das Kapital die Grundlage einer wirklichen Machtposition 
der Arbeiterklasse bildet. Von da aus lassen sich auch die Fehler einer antigewerk- 
schaftlichen Politik bestimmen, da diese einen schon entwickelten Bewußtsein der 
Arbeiter, nur gemeinsam und organisiert eine Macht gegenüber dem Kapital 
darzustellen, entgegenwirkt. 
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Anhang I 


I. Die Verfahren vorbestimmter Zeiten (VvZ) 

Die Vorläufer der VvZ — heute bei der Akkordberechnung immer noch sehr verbreitet — 
sind Zeit-Norm-Verfahren, die auf der Grundlage z.B. von Stoppuhrmessungen einzelner 
Arbeitsgänge mit Hilfe von Methoden des Leistungsgradschätzens Vorgabezeiten als Sollzeiten 
ermitteln. Diese bilden dann die Grundlage der verschiedenen Lohnformen wie des Stück-bzw. 
des Geldakkords sowie der Ermittlungen von Daten zur Kosten- und Personaleinsatzkalkulation. 
Mit dem Leistungsgradschätzen wird ein vom Zeitstudienmann subjektiv beurteiltes Verhältnis 
zu einer wiederum vage bleibenden, nach tarifvertraglichen Definitionen bestimmten Durch- 
schnitts- bzw. Normalleistung hergestellt. Die Schätzung variiert von einem Zeitstudienmann 
zum anderen und wird auch häufig als völlig subjektiv erkannt. An eben solchen Widersprüch- 
lichkeiten setzen Auseinandersetzungen zwischen Unternehmern und Arbeitern an. 

Während also die herkömmlichen Verfahren zur Vorgabezeitermittlung mit der Stoppuhr 
oder einfachen Arbeitsbeobachtungen ganze Arbeitsgänge messen, benutzen die VvZ kleinste 
Bewegungseinheiten, die nicht mehr durch einfache Zeitinstrumente erfaßt werden Können. 
Nach bestimmten Zugehörigkeitskriterien werden diese dann zu Grundbewegungen zusammen- 
gefaßt; ihre ‚Synthese‘ ist die Zusammenfassung der gewonnenen Kleinstzeitnormen für jeden 
einzeinen erfaßten Bewegungsteil zu einer Vorgabezeit. Die Systeme sind in den 20er Jahren in 
den USA entwickelt worden. Wegen der strukturellen Ähnlichkeit von WF- und MTM-System 
soll im folgenden nur das MTM-System samt Untersystemen kuız dargestellt werden. (Die 
Darstellung stützi sich auf: Wallner, Das MTM-System als Rationalisierungs- und Kalkulations- 
grundlage 1968; Systeme vorbestimmter Zeiten. Bericht über eine Tagung der IG-Chemie, 
Hannover 1967; Kieinzeit- und Bewegungselemente-Verfahren, Bericht der Internationalen 
Gewerkschaftskonferenz, Schriftenreihe der IG-Metall, 1969) 

MTM ist eine Methode, bei der manuelle Arbeit in ihre Grundbewegungen zerlegt wird, 
wobei für jede Grundbewegung eine bestimmte Zeit vorher ermittelt ist. Dabei geht die 
Methode von dem Prinzip aus, daß „innerhalb praktischer Grenzen ... die Zeit, die ein geübter 
Arbeiter braucht, um eine Grundbewegung auszuführen, konstant“ ist. (vgl. Waliner, S 10) 
Dieses Prinzip der Vorgabezeitermittlung ist von der Art der Arbeit, der Arbeitsstelle und dem 
Geschlecht des Arbeiters unabhängig. Die Technik zur Ermittlung der ‚internationalen MTM 
Normaelzeitwerte‘ ist 
— die Zerlegung des Arbeitsablaufs in Bewegungselemente, 
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— die filmtechnische Ermittlung der Elementarzeiten 
— und die Normierung der Zeitwerte auf eine Leistung von 
100% durch ein Leistungsschätzverfahren. 

Die Bewertung der MTM-Grundbewegungen ergab sich aus der „Zeitlupenbeobachtung 
von Hunderttausenden von Arbeitsabläufen“. Zuvor wurden die Grundbewegungen durch die 
Filmbilderzahl aus den Arbeitsverrichtungen heraus isoliert und voningenieuren und Arbeits- 
wissenschaftlern, die in der Beurteilung von Leistungsgraden ‚Erfahrung‘ besaßen (auch hier 
zeigt sich wieder die Subjektivität des Leistungsgradschätzens), entsprechend bewertet. Die 
MTM-Zeiteinheit, nämlich TMU (Time Measurement Unit) ist eine willkürliche Setzung. Sie 
bedeutet eine hunderttausendstel Stunde und repräsentiert nur den ‚Wert‘ für die eigentliche 
Bewegung, ohne Zuschläge für irgendwelche Verzögerungen oder Verteilzeiten. Wallner geht 
davon aus, daß entsprechende Zeitzuschläge für Verteilzeiten (also z.B. Zeit für Toilettengang, 
Zigarettenpause) auf die Normzeit erfahrungsgemäß kaum unter 8% und selten über 20% lägen. 

Um auch bei Einzel- und Kleinserienfertigung und bei überschlägigen Planungsaufgaben 
sowie bei Instandhaltung und Reparaturarbeiten eine Intensivierung der Arbeit zu ermöglichen, 
wird von der deutschen MTM-Vereinigung aus dem MTM-Grundverfahren ein vereinfachtes 
Verfahren abgeleitet. Durch eine Zusammenfassung von Grundbewegungen zu größeren Ein- 
heiten entstehen MTM Standarddaten (Richtwerte), die sich aus Zeitbausteinen verschiedener 
Größe zusammensetzen. Dies führt zur Bildung von 


1; Basiswerten, die sich aus einigen wenigen Grundbewegungen zusammensetzen und 

2: Mehrzweckwerten, die sich aus der Zusammenfassung mehrerer Basiswerte ergeben, 

3: Spezialzweckwerten, die für spezielle Arbeiten entwickelt werden und Komplexgebilde 
sind. 


Es können hier nicht die verschiedenen existierenden vereinfachenden MTM-Verfahren dar- 
gestellt werden. Zu ihrer Charakterisierung sei nur noch gesagt, daß sie es erlauben, längerzykli- 
sche und komplizierte Arbeitsgänge auf ‚Fehlzeiten‘ zu untersuchen und somit die Grundlage 
arbeitsorganisatorischer Rationalisierungen darstellen. Durch sie werden zunehmend Bereiche 
von Kleinserienproduktion, Instandhaltung, Reparatur, Wartung, Büroarbeiten sowie auch 
Schlüsselstellungen in der Produktion Rationalisierungs- und Beschleunigungsverfahren zugäng- 
lich gemacht. 


Anhang II 


Verhalten der Gewerkschaften zur Frage der Einführung neuer Lohnformen und Lohnfindungs- 
systeme am Beispiel der Geschäftsberichte der IG Metall Nürnberg 1957-1965 


Geschäftsbericht 1957/58 

„In den letzten Jahren konnte die aktive Lohn- und Tarifpolitik erfolgreich fortgesetzt 
werden.“ (Arbeitszeitverkürzung plus Lohnerhöhung) ... „Allen Warnungen und Irreführungen 
der Gegner einer Arbeitszeitverkürzung zum Trotz ist die Produktion und die Produktivität 
durch die Einführung der 45-Stundenwoche nicht abgesunken, sondern sowohl 1957 als auch 
1958 noch weiter angestiegen.“ (S. 28) 


Betriebliches Lohnwesen: 

„In der abgelaufenen Geschäftsperiode wuchsen die betrieblichen Schwierigkeiten in der 
Lohnfindung, aber auch in der Auslegung und Durchführung tarifvertraglicher Vereinbarungen. 
Durch technische Veränderungen im Arbeitsablauf sind zwar die tariflichen Möglichkeiten zur 
Überprüfung und Neufestsetzung der Akkordvorgabezeiten gegeben, allein die Methoden einer 
einwandfreien, der Leistung und dem Tarifvertrag entsprechenden Lohnfestsetzung sind viel- 
fach recht zweifelhafter Art. Die Lohngruppenzuteilung, die Einführung zusätzlicher Lohn- 
gruppen, die Ermittlung der Normalleistung, des Leistungsgrades, der Zuschläge, der Einarbeits- 
zeiten, die Wartezeiten sind die meistumstrittensten Probleme... Erfreulicherweise sind viele 
Betriebsräte nicht gewillt, ohne Rücksprache mit der Organisation diese Änderungen hinzu- 
nehmen ... Durchführung von Akkordschulungen und Arbeitskreisen für Arbeitsstudien.“ 
(S. 29) 

„Wie alles im Leben irgendwann veraltet und von neuem abgelöst wird, so geht auch die 
Zeit der ‚klassischen Entlohnungsformen‘ langsam zu Ende. Dabei sind es drei Gesichtspunkte, 
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die uns als Organisation veranlassen, der Entwicklung Rechnung zu tragen 

Die Unzulänglichkeit in der Definition der einzelnen Gruppen 

Die unterschiedliche Entlohnung nach dem Geschlecht 

Die Lohnabschläge durch Altersstufen. 
Als IG Metall sind wir in der Lage, einerseits durch den Weitblick des Vorstandes und anderer- 
seits durch die Fähigkeiten der Kollegen Weng und Hagner auf dem Gebiet der Analyse des 
Arbeitsplatzes Bahnbrechendes für die Kollegen und Kolleginnen geschaffen zu haben‘ (S. 69) 


Geschäftsbericht 1959/60 

„Die Jahre 1959/60 zeichnen sich durch eine wirtschaftliche Hochkonjunktur aus, wie 
wir sie noch selten erlebt haben.“ (S. 5) 

„Es hat keinen Zweck, über die Reform des BVG zu diskutieren oder gar zu schimpfen, 
wenn wir in der Praxis immer wieder feststellen, daß ein Teil der Betriebsräte nicht einmal die 
positiven Bestimmungen des Gesetzes voll ausnützt....“ (Stärkere Zusammenarbeit mit Ortsver- 
waltung notwendig) (S. 23)... „Wieviele glauben, daß man im Zeichen der wirtschaftlichen 
Hochblüte nur Forderungen zu stellen braucht, die automatisch erfüllt werden... Politische 
Gleichgültigkeit und träge Sattheit sind die größte Gefahr für die Arbeitnehmer... Aktion VK, 
zahlenmäßige Verstärkung.“ (S. 24)... „Der Erfolg unserer Betriebsfunktionäre hängt wesent- 
lich von ihrer Persönlichkeit... ab...“ ($. 25) „Größter tarifpolitischer Erfolg“ ... „Stufen- 
plan zur Erreichung der 40-Stundenwoche... neben der Verkürzung der Arbeitszeit konnte die 
aktive Lohn- und Gehaltspolitik erfolgreich fortgesetzt werden.“ (S. 27) 


Betriebliches Lohnwesen: 

„Durch die überaus günstige Wirtschaftslage und die manchmal recht zweifelhaften 
Methoden der Abwerbung werden in den Betrieben z.T. recht beachtliche Zulagen gewährt... .“ 
„Im abgelaufenen Berichtszeitraum war ein verstärktes Bemühen der Betriebe, zu anderen Ent- 
lohnungsformen zu gelangen, festzustellen. Von allen Funktionären muß erwartet werden, daß 
sie bei geplanten Änderungen die OV rechtzeitig in Kenntnis setzen und vor der Unterzeichnung 
betrieblicher Vereinbarungen eine Abstimmung mit uns herbeiführen.“ Auf wiederholte 
Mahnungen fand die „Bildung von Lohn- und Akkordkommissionen in fast allen Betrieben“ 
statt. (S. 35) 


Arbeitsstudien: 

„Die Arbeitsstudien dienen dem Zweck, den Lohn sowohl vom Arbeitswert her als auch 
von der Leistung her festzulegen. Für beide Ausgangspunkte eibt es verschiedene ‚Systeme‘. Der 
Gedanke, den Grundlohn nicht mehr nach der klassischen Form, z.B. ungelernter bis bestauali- 
fizierter Facharbeiter, sondern nach dem Wert der Arbeit festzusetzen, wurde erstmals im MTV 
für gewerbliche Arbeitnehmer zwischen IG Metall und VWM am 1.9.59 festgelegt. Diese neue 
Lohnfindung hat ihren realen Hintergrund in der Tatsache, daß die Technik den Arbeitsplatz im 
Laufe der Zeit wesentlich verändert. Dadurch treten Merkmale auf, die in den ‚alten Ent- 
lohnungsformen‘ keine Berücksichtigung finden.‘ (S. 36) (Schulung als Konsequenz) 

„ ‚Refa‘ ist ein eingetragener Verein, der in den 20er Jahren gegründet wurde mit dem 
Zweck, den ‚gerechten Lohr zu finden‘. Erst seit 1945 sind die Gewerkschaften im DGB 
paritätisch irn Refa vertreten.“ (Weng und Hagner von der IG Metall) 

Eischreckendes Ansteigen der Unfallziffern (Berichte der Gewerbeaufsichtsämter und 
Berufsgenossenschaften) (5. 37) 


Geschäftsbericht 1961/62 
Wirtschaftliche Konjunktur (Konsum muß erhöht werden zur Stützung der Konjunktur). ($. 5) 
Leistungsgerechte Entlohnung für Frauen, Anhebung der untersten Lohngruppen, Beseitigung 
der Frauenlohngruppen. ($. 13) 

BR, VK ,...w e Bemühen der OV.... die Betriebsräte und die betrieblichen VK zu 
einem einheitlichen Funktionärskreis zusammenzuführen.“ (S. 27) 

„In unserer schneliebigen und materialistischen Zeit fehlt bedauerlicherweise die Bereit- 
= haft zur Übernahme von Funktionen und Aufgaben.“ (10% weniger Vertrauensleute gemeldet) 

$. 29) 

(Im Verzeichnis der Bildungsveranstaltungen für VK (S. 30) findet sich keine einzige zu 
Fragen der innerbetüieblichen Konflikte.) 

22. Juni 1952, Abschluß: Grundlage der Entlohnung in der bayrischen Metallindustrie: 
1. die sog. klassische Entichnung mit neun Lohngruppen, 2. die analytische Arbeitsbewertung 
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gemäß Anhang 4 des MTV für gewerbliche Arbeitnehmer in der badischen Metallindustrie. 
(S. 13) 


Geschäftsbericht 1963-65 

„Wohl der größte, ja ein epochaler Erfolg konnte durch die tarifliche Vereinbarung auf 
Verlängerung des Urlaubs und die erstmalige Gewährung eines Urlaubsgeldes errungen werden.“ 
(S.17) 

„Zahlreiche Betriebsrätekörperschaften erkannten die Bedeutung einer richtigen Ein- 
gruppierung und schufen in harten monatelangen Verhandlungen mit ihren Geschäftsleitungen 
eine Basis, die im wesentlichen unseren Vorstellungen entspricht. Wir wollen aber auch nicht 
verschweigen, daß allzu viele Betriebsräte und vor allem Arbeitnehmer selbst, angesichts der 
guten Verdienstmöglichkeiten, bedingt durch Arbeitskräftemangel, überquellende Auftrags- 
bestände, Abwerbemaßnahmen der Unternehmer und hohe Locklöhne wenig Wert auf eine 
leistungsgerechte Eingruppierung legten.‘ (Deshalb Einführung von Lehrgängen) 

„Für die analytische Arbeitsplatzbewertung gemäß Anhang 4 des MTV interessierten sich 
5 Betriebe. Nur ein Großbetrieb hat bisher nach 1 1/2 jähriger Tätigkeit einer varitätischen, 
eigens für die Lohnfindung freigestellten Kommission, diese Entlohnungsform eingeführt. 

Im Berichtszeitraum schob sich die Leistungsbewertungsmethode in den Vordererund. 
Sie ist gekennzeichnet durch den Beeriff ‚Vorbestimmte Zeiten‘. Diese Methode richtet ihr 
Augenmerk zuerst auf die Arbeitsgestaltung. Diese soll so perfekt wie nur möglich gestaltet 
werden. Das führt in vielen Fällen dazu, daß der betreffende Arbeitnehmer zugleich zwei 
Arbeitsvorgänge anstelle von bisher nur einem ausführt. Durch diese Umstellung, d.h. die stete 
Betätigung der zwei Hände, womöglich noch beider Füße, wird eine erhöhte Konzentration 
verlangt. Nach der Gestaltung des Arbeitsplatzes wird mit Hilfe von Standardwerten die Vor- 
gabezeit vorbestimmt. (S.18)... Anerkennenderweise hat der Vorstand bereits wertvolle 
Vorarbeit für das frei im Tarifraum schwebende MTM geleistet. Für das WF hat Refa die Lizenz 
erworben. Dadurch ist für die Arbeitnehmerschaft bzw. den Betrieb eine große Sicherheit nach 
beiden Seiten gegeben.‘ (S. 19) 

„Auch die Mitglieder der Akkordkommission nahmen zu den tarifpolitischen Bestim- 
mungen des Leistungslohnes Stellung. Größtes Interesse wird dabei der Entwicklung des 
Prämienlohns entgegengebracht.“ (S. 19) 
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Gerhard Armanski 


THESEN ZUR „REVISIONISMUS-KRITIK“ 


L. 

Die folgenden Bemerkungen versuchen, einen Beitrag zur kritischen Auflösung einer 
zentralen Legitimationsideologie der ML-Bewegung — der Revisionismuskritik — zu 
leisten. Dies nicht mit dem Ziel, die ML-Organisationen zu „ultralinken Abfall- 
produkten der Geschichte“ zu erklären, sondern den Abbau dogmatischer Vorur- 
teile zu beschleunigen. Erst die Orientierung auf die vor unseren Augen vor sich 
gehende Klassenkampfbewegung und ihre Entwicklungstendenzen kann die ML- 
Organisationen bzw. Teile von ihnen zu Bildungsmomenten im Prozeß der Klassen- 
und Parteibildung des Proletariats transformieren. Das erfordert nicht nur eine 
historisch-materialistische Reflektion auf Entstehung und Verlaufsform der eigenen 
politischen Bewegung, sondern im Zusammenhang damit auch eine radikale Abrech- 
nung mit der spezifischen Ideologie dieser Bewegung, die Auflösung falscher 
Bewußtseinsformen. 

Entstehung und Verlaufsform der ML-Bewegung (1) sind geprägt durch die 
historische Ungleichzeitigkeit von Arbeiterbewegung und Studentenbewegung. Der 
Diffusität der materiell ökonomischen Situation an der Universität, dem verdeckten 
Fortleben (klein) bourgeoiser Denkformen und -inhalte ist es zuzuschreiben, daß 
die Hinwendung eines Teils der sozialistischen und kommunistischen Studenten zur 
Arbeiterklasse sehr bald die Form der versuchten Instrumentalisierung der Arbeiter- 
klasse für die Zwecke kommunistischer Intellektuellenzirkel annahm. Die Prinzi- 
pien, nach denen dies vor sich ging, waren die eines abstrakten und zusammen- 


1) vgl. hierzu auch: Auflösung und Lernprozesse eines ML-Zirkels — Politische Erklärung 
von Genossen des ehemaligen KB/ML, Erlangen 1973 
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geschusterten „Marxismus-Leninismus“, der aus den Köpfen der Intellektuellen ent- 
sprang und mit der historischen und gegenwärtigen Arbeiterbewegung sehr wenig 
gemein hatte. Die Logik der ML-Zirkel wurde über Stand und Anforderungen der 
Arbeiterkämpfe gestülpt, ist jedoch im Verlauf der praktischen Arbeit teilweise der 
Logik der Arbeiterbewegung gewichen. 

Das ideologische Gebäude der ML-Zirkel ruhte und ruht z.T. noch auf einer 
unhistorischen und verkürzten Leninrezeption mit der dogmatischen Setzung des 
bolschewistischen Kaderzirkels. Er repräsentiert die leuchtende kommunistische Be- 
wußtheit gegenüber den spontanen Kämpfen der Arbeiter, verkörpert den wissen- 
schaftlichen Sozialismus, dessen intellektuelle Träger infolge dieses eingebildeten 
Sachverhalts und befestigt durch eine organizistische Verkürzung des demokra- 
tischen Zentralismus seine Führerstellen. In der Praxis mußten diese Prinzipien zum 
Dogma des äußerlichen Eingreifens in die Arbeiterbewegung, zur schematischen 
Trennung von ökonomischen und politischem Kampf und zu wilikürlich gesetzten 
Kampagnen führen. Im Rahmen dieses theoretisch-praktischen Begründungszu- 
sammenhangs einer Politik über die Köpfe der Arbeiter hinweg ist auch die Revisi- 
onismuskritik der ML-Zirkel zu schen. Sie hatte vor allem die eigene Existenz zu 
rechtfertigen, stak voller verstecktem Antikommunismus und kam aufgrund weit- 
gehend fehlender historisch-materialistischer Analyse und praktischer Erfahrungen 
im wesentlichen über eine negative Abgrenzung und moralische Verurteilung der 
DKP/SEW nicht hinaus. Aber selbst in dieser verqueren Form reflektiert die Revisi- 
onismuskritik freilich nicht nur die unentwickelten Klassenkämpfe und die spezi- 
fische Rolle der ML-Zirkel, sondern auch Fehler und Unzulänglichkeiten der 
DKP/SEW, die hier freilich nicht untersucht werden sollen und können. (2) 

Wenn also der Revisionismusvorwurf der ML-Zirkel dergestalt vorwiegend 
den Charakter eines selbstlegitimierenden Bannspruchs gegenüber der DKP/SEW 
trägt, so belegten diese die ML-Zirkel umgekehrt mit dem pauschalen Verdikt des 
linksradikalen Spalter- und Abenteurertums. Das beruhte ebenso stillschweigend auf 
der Annahme, die einzige relevante kommunistische Organisation zu sein, wie die 
Revisionismus-Kritik der ML-Zirkel auf der Negation dieses Anspruchs fußte. Intel- 
lektuelle im Gefolge der DKP/SEW haben eilfertig in den blauen Bänden gewählt 
und daraufhin den aligemeinen Begriff der Sekte zutage gefördert, ohne sich um 
den methodischen und historischen Stellenwert der diesbezüglichen Marxschen Aus- 
sagen weiter zu bekümmern. Der Sektenbegriff hat abwehrenden Charakter, er er- 
leichtert seinen Benutzern die Auseinandersetzung mit unliebsamen politischen 
Opponenten, indem er sie sich schlicht schenkt. Anstelle der Auseinandersetzung 
mit den politökonomischen Wurzeln vorfindlicher Ideologien am Rande der 
Arbeiterbewegung (ML-Prinzipien) neigen manche Theoretiker der DKP/SEW ihrer- 
seits zur ebenso hilflosen wie moralischen Verurteilung der ML-Zirkel. (3) Weder 
die DKP/SEW noch die SED haben es bis dato für notwendig befunden, auch 
ernstzunehmende wissenschaftliche Analysen und politische Positionen außerhalb 
ihrer eigenen Reihen anders als schimpfend, warnend oder begütigend zur Kenntnis 
zu nehmen. 


2) vgl. Revolutionäre Taktik Prokla 1/71 

3) vgl. Robert Steigerwald, Marxistische Klassenanalyse oder spätbürgerliche Mythen, 
Frankfurt/M., 1972, 8. 27ff. Die gleiche idealistische Hilflosigkeit zeigen DKP/SEW 
übrigens auch gegenüber dem Reformismus. 
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In Wirklichkeit aber sind das falsch drapierte Fronten. In der Tat, ML-Orga- 
nisationen und DKP/SEW sind aus völlig unterschiedlichen historischen, sozialen 
und theoretischen Bedingungen heraus entstanden. Es ist aber sehr fraglich, ob diese 
Bedingungen und ihre Ausdrücke mit den Begriffen „Revisionismus“ und „Sekte“ 
hinlänglich erfaßt sind. Wenn Revisionismus im allgemeinsten Sinne nicht mehr und 
nicht weniger als die Revision der Marxschen Theorie und Methode bedeutet, dann 
sind gewiß nicht wenige ML-Organisationen als revisionistisch zu bezeichnen. Und 
wenn Sckte eine besondere politische Bewegung neben der Arbeiterbewegung 
meint, dann dürfte die DKP infolge ihrer theoretischen und taktischen Verhaftung 
in einer verflossenen Epoche der Klassenkämpfe zumindest mit starken sekten- 
haften Zügen versehen sein. Mit den geläufigen Klischees dürfte also das Problem, 
um das es geht — die Erfassung des der Arbeiterbewegung in der gegenwärtigen 
Phase adäquaten (sie zumindest nicht hemmenden) politischen Ausdrucks — kaum 
zu lösen sein. 


A. 

Wenn nun an die Kritik der Revisionismuskritik der ML-Zirkel gegangen werden 
soll, so ist allerdings zu betonen, daß diese nicht über einen Kamm geschoren 
werden dürfen. Abgesehen davon, daß etwa die KPD/MLs von ihrer Herkunft aus 
nicht ohne weiteres mit der Masse der ML-Organisationen gleichzusetzen sind, daß 
die angeführte SFAA sich gar nicht als ML-Organisation versteht, muß innerhalb der 
Zirkel differenziert werden. Während sie allgemein noch vom Fehler behaftet sind, 
„die reelle Basis (ihrer) Agitation nicht aus den wirklichen Elementen der Klassen- 
bewegung zu suchen, sondern letzterer nach einem gewissen doktrinären Rezept 
ihren Verlauf vorschreiben zu wollen“ (4), so scheinen sich einige durchaus als 
lernfähig zu erweisen und zu beginnen, ihre sektiererischen Eierschalen abzustrei- 
fen, während andere in degmatischer Phraseologie steckenbleiben. Nur den erstge- 
nannten Zirkeln wird es gelingen, zu wirklichen Bildungselementen im proletari- 
schen Klassenkampf und im Prozeß der politischen Zentralisierung der Arbeiterbe- 
wegung zu werden, und sei es auch über ihre Auflösung. (5) 

Diese Differenziening erweist sich natürlich auch in Form und Inhalt der 
Revisionismus-Ksitik. 

Der Anti-Revisionismus vieler dieser Gruppen ist in keiner Weise histo- 
risch und analytisch abgestützt, sondern eher aus Versatzstücken bürgerlicher 
Revisionismus-Kritik und residualen Theorietragmenten der Dritten Internationale 
zusammengestoppelt. Bei manchen Gruppen (so bei der KPD/AO (6)) ist rigide 
moralische Revisionismus-Kritik gepaart mit der unbekümmerten Übernahme zahl- 
reicher Versaizstücke der Theorie der kritisierten Parteien. Ein näherer Überblick 
über die Revisionismus-Kritik der ML-Zirkel erweist sich deswegen als schwierig, 
weil die Positionen auf ganz verschiedenen methodischen und (teilweise) politischen 
Ebenen legen, je verschiedene Aspekte der Problematik angehen, in unterschied- 
licher Weise auf die Praxis der DKP/SEW eingehen und sie mit ihrer grundsätzlichen 
Kritik vermitteln. 


4) Marx an Schweitzer, Marx/Engels Ausgewählte Briefe, S. 247 
5) vgl. Die Auflösung der Proletarischen Linken (Parteinitiative), Berlin (W) 1971 
6) vgl. Kommunist 4, 5/71; Sopo 12/71, 8. 110 und 112 


Im allgemeinen wird die Kritik am Revisionismus im Brustton der revolutio- 
nären Selbstsicherheit vorgetragen (7), ganz und gar ungetrübt von der geringsten 
Reflektion auf die eigene Herkunft und Bedeutung. Aber die Selbstsicherheit 
schlägt rasch in Beschimpfungen (8) um, und zwar umso stärker, je notwendiger die 
historisch-materialistische Analyse wäre. Die Entstehung des „Revisionismus‘“ in der 
Sowjetunion weiß man nur noch beschreibend und moralisierend (9) zu erfassen. 
Wie Proudhon gehen sie vom idealen Kommunismus ihres Kopfes aus und beklagen 
die korrumpierende Wirkung der Geschichte. Und der Inhalt des „Revisionismus“ 
stellt sich als Sammelsurium des Verrats an der Arbeiterklasse, der lakaienhaften 
Unterwerfung unter die Monopolbourgeoisie (10), des Bündnisses mit dem Imperia- 
lismus (11), usw. dar. Das alles ist nicht etwa gemessen an der Spanne zwischen 


N „Als einzige marxistisch-leninistische Organisation hat die KPD/ML konsequent den 
Kampf gegen den modernen Revisionismus und die Sozialimperialisten der SU geführt“. 
1970 


8) Die „schmutzige, sozialfaschistische Clique“ in der SU ist der Häuptling des kapitalisti- 
schen Comecon, verschachert die DDR und kollaboriert mit Westdeutschland. Neue 
Einheit 3/70; vgl. Rote Fahne KPD/ML April 72 

9) „Der Revisionismus war objektiv entstanden als eine rückläufige Strömung unter der 
Diktatur des Proletariats und als eine bürgerliche Entartung im stillen. Er war das 
Ergebnis der bourgeoisen Ideologie im Inneren und des imperialistischen Drucks von 
außen“. Die gestürzten Ausbeuterklassen haben ihre Wühlarbeit nach der siegreichen 
Oktoberrevolution in Rußland fortgesetzt, und die kleinbürgerlichen Kräfte drängten 
sich nach vorn. Wohl hat Stalin die korrekte Linie aliseitig verfochten, aber auch er 
konnte Fehler in der Erziehungsarbeit der Partei, Vernachlässigung der Parteinormen und 
der Verbindung von Partei und Volk nicht verhindern. „Bürokratismus, Intellektualismus 
und Technikratismus untergruben den revolutionären Geist der bolschewistischen 
Partei“. Die neuen und alten bürgerlichen Elemente setzten sich durch. Mit dem Staats- 
streich der Chruschtschow-Clique begann die Restauration des Kapitalismus in der 
Sowjetunion. Der Revisionismus hatte gesiegt, es heirschte eine „privilegierte bürokra- 
tisch-bürgerliche Schicht neuen Typs“. Opportunismus, Sozialimperialismus und Sozial- 
faschismus kennzeichnen diese Diktatur der „sowjetrevisionistischen bürokratischen 
Monopolbourgeoisie“. Bolschewik 5/70 

10)  ,Die Machthaber in der Sowjetunion, in der DDR und die DKP -— sie haben die Arbeiter- 
klasse und Lenins Lehre vom Kampf der Arbeiterklasse verraten. Die DKP.... führt nicht 
den Kampf der Arbeiterklasse gegen die Diktatur des Kapitals. Sie folgt der SPD und 
geht den Weg der ‚Verbesserung‘ des Kapitalismus‘. Der Kampf der Arbeiterjugend 1/70. 
„Diese Partei hat nichts mehr mit einer demokratischen, antifaschistischen, geschweige 
denn revolutionären Partei gemein. Ihre Führung ist herabgesunken zu einer Bande von 
feigen Helfershelfern der Reaktion“. Neue Einheit 3/71. „DKP und SEW dienen ein- 
deutig den Interessen der Monopolbourgeoisie in der BRD und Westberlin, indem sie die 
einheitliche Klassenfront des Proletariats spalten“. Rote Fahne, KPD/AO 21/71; vgl. 
Rote Fahne 41/72, Die stellt dann wohl die Studentenpartei her? Zu ihrer famosen 
Taktik im Betrieb vgl. Kongreß gegen politische Unterdrückung, W-Berlin 1972, 8. 166ff. 

11) „Die Hauptgefahr für dieses internationale Kampfbündnis (der unterdrückten Völker und 
des Proletariats in den Metropolen, d. Verf.) ist der moderne Revisionismus mit der 
Führung der KPdSU als seinem Zentrum. Er setzt das verräterische Werk der II. (sozial- 
demokratischen) Internationale fort. Unter der Fahne der friedlichen Koexistenz und des 
friedlichen Wettbewerbs der Systeme macht der moderne Revisionismus mit dem 
Imperialismus gemeinsame Sache, verrät die sozialen Interessen der Arbeiterklasse und 
der unterdrückten Völker aller Länder und geht zu ihrer offenen Unterdrückung über, die 
bereits heute imperialistische Züge trägt“. „Der moderne Revisionismus ist die Haupt- 
stütze des USA-Imperialismus bei seinen Verbrechen und die Hauptgefahr für die 
kommunistische Weltbewegung“. Rote Fahne - KPD/AO 21/71 


geschichtlich Möglichem und Erfülltem, sondern allein an der Elle der eigenen Idee 
von Geschichte und Kommunismus. Marx und Engels haben seinerzeit ähnliche 
Erscheinungen in Gestalt der Jung-Hegelianer und „wahren Sozialisten“ hohnvoll 
kritisiert: Die „wirkliche Frage“ wird durch die ‚Phrase der wirklichen Frage“ (12) 
ersetzt, die „Unabhängigkeit von der rohen Materie“ (13) enthebt diese Ideologen 
davon, nach dem „Zusammenhange ihrer Kritik mit ihrer eigenen materiellen Um- 
gebung zu fragen“ (14). „Diese Manier ist allerdings sehr begreiflich bei den Deut- 
schen, die die miserable Rolle, die sie in der wirklichen Geschichte gespielt haben 
und fortwährend spielen, dadurch verdecken, daß sie die Illusionen, an denen sie so 
besonders reich waren, auf gleiche Stufe mit der Wirklichkeit stellen“ (15). Zum 
Glück aber wenden sich diese Ideologen, schreiben Marx und Engels „nicht an die 
Proletarier, sondern an die beiden zahlreichsten Menschenklassen Deutschlands, an 
die Kleinbürger und ihre philantropischen Illusionen und an die Ideologen eben 
dieser Kleinbürger, die Philosophen und Philosophen-Schüler‘“ (16). Hierin freilich 
liegt ein Unterschied: Die diversen KPD’s richten ihre idealen Aktionen ans Prole- 
tariat, womit allerdings über deren Aufnahme nichts gesagt ist. 

Eine Reihe von Gruppen versucht, die allgemeine Programmkritik an der 
DKP/SEW mit Ansätzen historisch-materialistischer Analyse zu verbinden: Die 
geschichtliche Tradition der DKP/SEW und die objektive Kapital- und Klassenent- 
wicklung, die Stamokap-Theorie und die gegenwärtige Praxis der DKP/SEW - all 
das wird mit unterschiedlichen Gewichtungen berücksichtigt. In Methode und Grad 
der Differenzierung hat die Kritik bei diesen Gruppen einen wesentlich fortgeschrit- 
teneren Stand erreicht. 

Der KPD nach 1945 wird vorgeworfen, weder eine materialistische Analyse 
der eigenen Geschichte vorgenommen noch je die objektiven Verhältnisse in der 
BRD gründlich analysiert zu haben. Die DKP sei ‚„‚nicht aus den bundesdeutschen 
Klassenkämpfen entstanden, sondern Auftragsarbeit“ (17) der alten KP-Kader und 
der DDR. Es wird der Versuch unternommen, die historische Verbindung der DKP 
zur KPD nachzuzeichnen. (18) Der siegreiche Faschismus in Deutschland habe zum 
Kurswechsel auf dem VII. KI-Kongreß geführt, der die Strategie der Volksfront und 
des antifaschistisch-demokratischen Kampfes festlegte. Das Sicherheitsbedürfnis 
einer Sowjetunion, die den Aufbau sozialistischer Produktionsverhältnisse als voll- 
endet proklamierte, vom veränderten Kräfteverhältnis in der Welt und von der 
Notwendigkeit ausging, daß Kampf um den Sozialismus in der Welt zuvörderst 
heißen müsse, Unterstützung der Sowjetunion, habe bei der Festlegung dieser 
Strategie eine entscheidende Rolle gespielt. In den 30er Jahren wurden die ideologi- 
schen Grundlagen für die spätere „demokratische Erneuerung von Staat und Gesell- 
schaft“ der DKP gelegt. Die Entwicklung der KPD von 1945 bis 1956 habe den mit 
der Volksfrontstrategie gesteckten Rahmen nie verlassen, und auch die mit dem 20. 
Parteitag der KPdSU beschleunigte revisionistische Entwicklung der Sowjetunion sei 


17,10) ei Deutsche Ideologie, MEW 3, S. 82, 447, 20, 455, 443 (Marx/Engels Werke) 

17 SFdA. Revisionismuskritik aus praktischen Erfahrungen i in Betriebs- und Gewerkschafts- 
arbeit, Hamburg 1971 

18) KB, Revisionismuskritik 3, Hamburg, 1971; D. Hildebrandt, Einheitsfront und Aktions- 
einheit. Zur Politik der DKP, NRF 3/70. , ‚Die Strategie der DKP heute ist das totge- 
borene Kind dieser mißratenen Mutter“ (der Volksfrontstrategie). A.a.0. 
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kaum dazu angetan gewesen, der 1968 gegründeten DKP einen neuen Rahmen zu 
weisen. Dieser Versuch der historischen Einordnung der DKP ist im ganzen gesehen 
sehr brüchig und verläßt kaum die Ebene der phänomenologischen Darstellung, die 
Kritik an den Programmen der KPD/DKP wird nur punktuell aus der Erfassung des 
realen geschichtlichen Prozesses entwickelt. Ganz abgesehen davon, daß der Begriff 
des Revisionismus, den zu kritisieren ja diese Analysen unternehmen, nirgendwo 
erläutert wird. So bleiben nur mehr oder weniger richtige detaillistische Momente 
aus der Geschichte der Arbeiterbewegung. Zu Recht wird auf die „formelhafte 
Revisionismus-Kritik der ML, deren oppurtunistische Tendenzen manchmal offen 
zutage liegen“ (19), hingewiesen. Sie bewegt sich im Widerspruch zwischen der 
Übernahme und formalisierten Weiterentwicklung der chinesischen Positionen, der 
bloß oberflächlichen historischen Darstellung der Entwicklung in der Sowjetunion 
einerseits und vereinzelten historisch-materialistischen Zugängen andererseits. So 
wird davon gesprochen (20), daß Arbeiter-Aristokratie und „Versumpfung des 
Klassenkampfes“ generell zur ‚Isolation der fortgeschrittenen Elemente der Arbei- 
terklasse führen und damit zur ständigen Quelle des Oppurtunismus und Dogmatis- 
mus in der Partei des Proletariats“ werden können. Und erst eine solche Entwick- 
lung ermöglichte etwa das Verbot der KPD. „Es ist falsch, die Ursachen dieser 
Isolation vor allem in der Politik der KPD zu suchen oder in ihrer Bindung an die 
Sowjetunion, statt in der Entwicklung des Kapitalismus in der BRD und in der mit 
dieser Entwicklung zusammenhängenden vorübergehenden Versumpfung des 
Klassenkampfes. Gerade diese Entwicklung des Kapitalismus, die die Arbeiterklasse 
an die Bourgeoisie band und sie vorübergehend sogar für den Lohnkampf entwaff- 
nete, erklärt überhaupt erst, warum die KPD so völlig ins Fahrwasser der KPdSU 
geriet und immer mehr zum Instrument von deren Außenpolitik und immer weniger 
zur Führung des Klassenkampfes oder auch bloß einer klassenkämpferischen Propa- 
ganda in der Lage war. Die Isolation der KPD von der Arbeiterklasse führte zur 
Verschärfung des bestehenden Rechtsopportunismus in der Partei, zu einer Verfäl- 
schung des Marxismus-Leninismus in den Revisionismus und zur organisatorischen 
Fixierung dieser revisionistischen Strömung in der DKP“. Doch bleiben solche und 
ähnliche Ansätze meist weiterhin befangen im Rahmen idealistisch-dogmatischer 
Setzungen, 

Weiterhin wird versucht, die Kritik an der DKP anhand ihrer praktischen 
Politik in der Metall-Tarifrunde 1971 zu führen. (21) Es wird kritisiert, daß die DKP 
die „Einheit der gewerkschaftlichen Streikfront‘“ mit der „Einheit der Gewerk- 
schafter mit der IGM-Führung“ gleichsetzt und Illusionen ‚über die Politik der SPD 
und die klassenversöhnlerische Politik der Gewerkschaftsführung‘‘ schüre. Die DKP 
habe die Lohnkämpfe nicht in den aligemeinen ökonomischen und politischen 
Zusammenhang gestellt, „sondern propagierte den isolierten Kampf um die Tages- 
interessen der Arbeiterklasse“ und habe ihn mit dem Hinweis auf die wachsende 


19) A.a.O.; vgl. KB/ML: Die revısionistischen Parteien seien „auf das schärfste zu bekämp- 
fen, da sie den Klassenkämpfen eine falsche Perspektive weisen“. Gleichwohl sind „sinn- 
lose, phrasenhafte Verleumdungskampagnen‘“ gegen die DKP/SEW abzulehnen und 
Aktionsbündnisse mit ihr zu schließen. Resolutionsentwurf 1971 

20) vgl. Programmatische Erklärung der KG NRF in NRF 3/71 

21) vgl. NRF 6/71 
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Macht des sozialistischen Lagers verbunden. Ihr Hauptstoß habe sich gegen die 
Monopole gerichtet, denen alle Werteschaffenden gegenübergestellt werden. Argu- 
mentativ habe sie sich an die links-keynesianische Lohntheorie der Gewerkschafts- 
führung angehängt. Mit ihrer Unterstützung der Gewerkschaftsführung habe sie „zur 
ökonomischen Niederlage der Metallarbeiter beigetragen“. Und obwohl die DKP 
sich durchaus zu verbalen Linksschwenkern bereit und fähig gezeigt habe, wird 
kurzerhand konstatiert: „Die DKP ist keine kommunistische Partei, auch wenn sie 
sich so nennt“. 

Es wird gesehen, daß die meisten ML-Organisationen durch den niedrigen 
Stand ihrer Theoriebildung und ihren dogmatischen Anti-Revisionismus nicht in der 
Lage sind, eine fundierte Revisionismus-Kritik zu leisten. „Ein unbewußtes Produkt 
des mangelnden Verständnisses der Marx’schen Theorie dieser Organisationen ist die 
unbewußte Übernahme von Theoriefragmenten und programmatischen Positionen 
von den Revisionisten und die Unfähigkeit einer konkreten Absetzung vom Revisio- 
nismus“. (22) Aber auch dann bleibt die Frage, was denn „Revisionismus‘ sei, 
unbeantwortet. In verschiedenen Arbeiten zur Kapital- und Klassenanalyse der BRD 
wird versucht, die Fehler der DKP/SEW genauer abzuleiten. In der Analyse des 
Akkumulationsprozesses der BRD wird darauf hingewiesen, daß DKP/SEW unter 
anderem deswegen zu falschen Fragestellungen und Schlußfolgerungen kommen 
müssen, weil sie „den oberflächlichen Standpunkt des Einzelkapitals einnehmen ... 
Der subjektive Wille des einzelnen Kapitalisten (insbesondere des Monopolisten) 
erscheint dann als die wirkliche Bewegung und die Lage der Arbeiterklasse bestim- 
mend. Politische Konsequenzen bleiben dann nur noch moralische oder voluntaristi- 
sche (...), letzlich wird hier der Standpunkt der zerfallenen bürgerlichen Ökono- 
mie (vom monopolistischen Marktverhalten, vermachteten Märkten, usw.) 
eingenommen, die praktische Politik muß trotz revolutionären Willens bürgerliche 
Formen annehmen“. (23) Dies gelte allerdings auch für die KPD/AO und verschie- 
dene KPD-MLs. An der Klassentheorie der DKP/SEW wird gezeigt, daß sie an der 
Marx’schen Kritik der politischen Ökonomie vorbeigeht, vom statischen Struktur- 
zusammenhang der Klassen ausgeht, mechanistische Zuordnungsverfahren ver- 
wendet, die Kategorie des Klassenbewußtseins überhaupt nicht zu erfassen vermag 
und den Doppelcharakter des kapitalistischen Produktionsprozesses zerreißt. Auch 
differenziertere Positionen seien noch „Ausdruck der Revision der Marx’schen 
Theorie durch die DKP/SEW. Einerseits wird zwar die Partei durch die Entwicklung 
der Realität selber genötigt, Teile ihrer Theorie als falsch zu erkennen, andererseits 
bleiben aber die entscheidenden Aussagen in der Politik (z.B. das Etappenmodell 
von demokratischem und sozialistischem Kampf sowie die Bündniskonzeption im 
Bereich der ‚Intelligenz‘) unverändert“. (24) Und in der Kritik der Theorie des 
staatsmonopolistischen Kapitalismus wird aufgezeigt, daß sie den Klassencharakter 
des Staates verwischt, mit dem Monopolbegriff den des Kapitals ersetzt, Ausbeu- 
tung der Arbeiterklasse und Umverteilung des produzierten Mehrwerts gleichsetzt 
und als Grundwiderspruch der Epoche den zwischen Imperialismus und Sozialismus 
bezeichnet. „Staatliche Regulierung ... als abhängiger Funktionsmechanismus der 


22) Kommunist 4, 5/71,5.5 
23-24) A.a.O., S. 73, 99 
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Gesetze der Mehrwertproduktion“ (25), die Möglichkeiten und Grenzen staatlicher 
Politik könnten damit überhaupt nicht mehr begriffen werden. Dieser revisionisti- 
schen Theorie der DKP entspreche denn auch eine opportunistische Politik, die sich 
nicht an dem Klasseninteresse des Proletariats orientiert, der Aufhebung des Lohn- 
arbeitsverhältnisses und der Entwicklung einer an die Interessen der Arbeiterklasse 
gebundenen Form der Produktion und Verteilung. Ohne noch die Perspektive des 
sozialistischen Kampfes und die Mittel der sozialistischen Umwälzung in der realen 
Dialektik von Ökonomie und Politik zu analysieren, werde der Kampf um die 
Aufhebung des Klassenantagonismus bei der DKP/SEW zu einem Kampf um „wirk- 
liche Mitbestimmung, um wirkliche parlamentarische Opposition, um Frieden und 
Koexistenz‘. „Von hier aus gesehen ist das von der Theorie des staatsmonopolisti- 
schen Kapitalismus behauptete — qualitativ neue — eigentlich das alte, das die 
Kommunisten von den Revisionisten trennt“. (26) 


In. 

Dieser Überblick über die Revisionismus-Kritik verschiedener, sich als kommu- 
nistisch begreifende Organisationen zeigt, daß zwar eine Fülle verschiedener metho- 
discher, politischer und theoretischer Ansätze vorliegt, von einer umfassenden 
historischen, realanalytischen, theoretischen und praktischen Erfassung des 
„Revisionismus“-Problems jedoch nicht die Rede sein kann. Gleichwohl läßt sich 
unterscheiden zwischen Positionen, die dem „Revisionismus‘“ nur mit abstrakt- 
dogmatischen Setzungen begegnen und damit hoffnungslos an ihm vorbeizielen und 
solchen Positionen, die punktuell richtige Ansätze der Kritik bestimmt und zum 
Teil entwickelt haben. Aber selbst diese gelegentlich richtigen Ansätze materialisti- 
scher Kritik der DKP/SEW kranken daran, daß sie um den Begriff des Revisionismus 
einen Bogen machen. Wenn akzeptiert wird, daß jede Revisionismus-Kritik das Ziel 
verfolgt, „die unbegründete oder falsch begründete Revision der Marx’schen 
Analyse der Anatomie der bürgerlichen Gesellschaft nachzuweisen und zu zeigen, 
daß und wie solche Theorien Grundlage für die falsche Bestimmung von Form und 
Inhalt revolutionärer Taktik sind“ (27), dann muß erstens die Tragfähigkeit des 
Revisionismus-Begriffs, wie er gegenwärtig verwendet wird, und zweitens sein Ver- 
hältnis zur DKP/SEW untersucht werden. 

Es ist zu klären, was der Revisionismus-Begriff umfaßt und — das ist davon 
nicht ablösbar — welche historischen Phasen der internationalen Arbeiterbewegung 
eingehender zu untersuchen sind, ehe er (und ob er) zu einem Instrument 
historisch-materialistischer Analyse und praktischer Politik werden kaniı. 

Die Verwendung des Begriffs Revisionismus ist derart bunt und vielfältig, 
daß ein gemeinsamer Gegenstand, den er treffen soll, kaum auszumachen ist. In der 
DDR- und DKP-Diskussion zielt er eher auf sozialdemokratische Tendenzen. (28) in 
der sowjetischen Literatur der letzten zwanzig Jahre wurden ais Kennzeichen der 
modernen Revisionisten — womit man sich offensichtlich nicht se!bst meinte — 
angeführt: „Sie leugneten die marxistische Theorie der Verelendung des Prole- 


25; A.a.0.,S. 108 

26) A.a.0.,$. 109 

27) Probleme des Klassenkampfs, Nr. 1, Nov. 1971, 8. 123f. 

28) vgl. Sozialistische Politik, Argument, DWI-Hefte, Veröffentlichungen des IMSF usw. 
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tariats. 2.Sie dachten, daß der gegenwärtige Kapitalismus ohne stets heftiger 
werdende Krisen sich entwickeln könne. 3.Sie maßen der bürgerlichen (— for- 
malen -—-) Demokratie ungebührliche Bedeutung bei. 4. Sie betrachteten den Stali- 
nismus eher als spezifisches polit-Skonomisches System denn als geringe vorüber- 
gehende Abirrung. 5.Sie Kritisierten das Prinzip der Parteilichkeit in der 
marxistisch- leninistischen Theorie und der lenistischen Philosophie im allgemeinen. 
6. Sie glaubten, daß ein allmählicher Übergang zum Sozialismus durch Mittel eher 
der Reform als der Revolution möglich sei. 7. Die meisten von ihnen waren zu 
Konzessionen bezüglich des Prinzips der Diktatur des Proletariats bereit. 8. Sie ver- 
leugneten oder verkleinerten die ökonomische Rolle des sozialistischen Staates. 
9. Sie lehnten das sowjetische Konzept des proletarischen Internationalismus ab 
und befürworteten an seiner Stelle die Forderung nach einem nationaleKommunis- 
mus oder jedenfalls eines größeren Unabhängigkeitsgrades für kommunistische 
Staaten und Parteien“. (29) Die ML-Organisationen wiederum meinen die 
DKP/SEW und die westeuropäischen KPs mit dem Revisionismus-Begriff. Leopold 
Labedz (30) versteht unter Revisionismus (den er positiv faßt) das gesamte breite 
Spektrum theoretischer Entwicklungen von Bernstein, Plechanoff, Rosa Luxem- 
burg, Trotzki bis zu Lukacs, Kolakowski, Tito, New Left. Das ist nur dann zu 
halten, wenn man diese Theoretiker bzw. Theorien allesamt als Lichtzeichen in der 
Schwärze der Marx-Orthodoxie bezeichnet. Ein solcher Ansatz verbietet sich nicht 
nur wegen der wissenschaftlichen Fragwürdigkeit des Vorgehens, sondern auch 
wegen der politischen bürgerlichen Stoßrichtung, die hinter ihm steckt. (31) Bo 
Gustafson weist wiederum nach (32), daß Bemmsteins Revision des Marxismus nur 
Teil eines allgemeinen westeuropäischen Trends war. 

Aus dieser Beliebigkeit in der Verwendung des Revisionismus-Begriffs (zumal 
als Bannspruch) geht klar hervor, daß er ohne genauere Arbeiten zu bestimmten 
Strängen der Geschichte der Arbeiterbewegung nicht brauchbar ist. In diesen 
Arbeiten löst er sich vorderhand auf. Sie wären unter die Frage zu stellen, wann und 
wie in der Geschichte der Arbeiterbewegung Abweichungen von Theorie und 
Methode der Kritik der politischen Ökonomie und mehr oder minder offene Ein- 
richtung im Kapitalismus im nationalen und internationalen Rahmen anzutreffen 
sind, und zweitens wird zu prüfen sein, inwieweit sie eine historisch notwendige 
Erscheinung waren (bzw. sind) oder inwieweit sie unter geänderten historischen 
Umständen zum tradierten (macht-Jpolitischen Instrument werden, zu Formeln ver- 
knöchern und zum Verlust des Bewußtseins realer gesellschaftlicher Widersprüche 
führen. (33) Keineswegs schon jede historische Abweichung von der „reinen Lehre“ 
ist als Revisionismus zu denunzieren, sofern nicht nachgewiesen wird, inwieweit sie 
notwendiger Ausdruck eines bestimmten Kräfteverhältnisses zwischen den Klassen, 
des objekiiven Entwicklungsgrades der gesellschaftlichen Antagonismen, des 


zn Labedz, Revisionism — Essay on the History of Marxist Ideas, London 1962, S. 21 

30% A.2.0. 

31) Wofür schon die Mitwirkung des Renegaten Löwenthal im „advisory board“ zeugt. 

32) Marxismus und Revisionismus, Frankfurt/M. 1972; vgl. Georg Fülberth, Zur Genese des 
Revisionismus in der deutschen Sozialdemokratie vor 1914, Argument 63/71 

33) vgl. als Beispiel für dieses Vorgehen: Altvater/Neusüß; Bürokratische Herrschaft und 
gesellschaftliche Emanzipation, Neue Kritik 51, 52/69 


207 


Entwicklungsstandes der Arbeiterbewegung usw. ist. Eine derartige Untersuchung 

hätte einzuschließen: 

1. Analyse der historischen Wurzeln des Revisionismus in der mit der allge- 
meinen Kapital- und Klassenbewegung vermittelten Entwicklung der SPD vor 
1914, sowie der Bedingungen, Inhalte und Formen des Aufbaus des Sozialis- 
mus in der Sowjetunion. 

2 Nachvollzug der Entwicklung der Stamokap-Theorie im Zusammenhang mit 
der historischen Bewegung der kapitalistischen Hauptländer (neue Erschei- 
nungsformen des Kapitalismus; politische Herrschaftsformen) und der Über- 
gangsgesellschaften sowie ihrer wechselseitigen Beziehung zueinander. 

3. Analyse der KPD in der Weimarer Republik und im Faschismus. 

4, Rekonstruktion des Kapitalismus in Westdeutschland und die Rolle der KPD. 

5 Entwicklung der Sowjetunion und der Voiksdemokratien sowie der kommu- 
nistischen Parteien Italiens und Frankreichs. 

6. Polit-Skonomische Entwicklung Westdeutschlands seit Anfang der 60er Jahre 
und die Theorie und Praxis der DKP. 

Diese Punkte sind nicht neu und auch nur sehr allgemein und grob genannt. (34) Sie 

beanspruchen nicht, den Umkreis der notwendigen Untersuchung genau bezeichnet 

zu haben. Jedoch wird mit ihnen das methodische Prinzip des Vorgehens klar: Ohne 

Klärung der mit ihnen angesprochenen Problerne muß der Revisionismus-Begriff 

weiterhin eine beliebig verwendbare Worthülse bleiben. Umgekehrt: Erst mit dieser 

Klärung wird er als theoretischer und politischer Kampfbegriff brauchbar. 


IV. 

Noch einige kurze Bemerkungen zur besonderen Form der Auseinandersetzung mit. 
der DKP/SEW, wie sie das Projekt Klassenanalyse (35) entwickelt hat. Die Genossen 
gehen von der „allgemeinen Bewegung der proletarischen Klasse“ (36) aus, womit 
der Entwicklungsprozeß von Klassenbewußtsein im Proletariat und seinen Abteilun- 
gen gemeint ist. Und diese allgemeine Bewegung könne „nur dadurch unterstützt 
werden, daß deren faktischer Ausgangspunkt als solcher akzeptiert wird und die 
inneren Widersprüche der Bewegung schrittweise durch theoretische Kritik auige- 
deckt werden, um sie so nach und nach zum Verständnis ihrer eigenen tatsächlichen 
Lage zu bringen ... Für die Situation in der BRD bedeutet eine solche nicht- 
sektiererische Politik konkret: Unterstützung der Deutschen Kommunistischen 
Partei“. „Die DKP ist die einzige im nationalen Rahmen verbreitete distinkte 
Klassenpartei, die am Ziel der sozialen Emanzipation der Arbeiterklasse festhält und 
eine nicht-sektiererische Taktik in ihrer Politik verfolgt“. (37) Diese Arbeit im 
Vorfeld der DKP/SEW muß nach Meinung der Genossen die Freiheit der Kritik 
ebenso einschließen wie die Aktionseinheit der Sozialisten. 


34)  Einzelanalysen zu diesen Punkten existieren bereits, u.a. auch in dieser Zeitschrift 

35} am Soziologischen Institut der FU Berlin 

36) Zur Taktik der proletarischen Partei — Marxsche Klassenanalyse Frankreichs von 3848 
bis 1871, Westberlin 1972, S. 9fE. vgl. Leninismus — Neue Stufe des wissenschaftiichen 
Sozialismus? Berlin (W) 1972, 5. 22f£. 

37-38) Zur Taktik der proletarischen Partei — Marxsche Klassenanalyse Frankreichs von 1848 
bis 1871, Westberlin 1972, 8. 9fE. 
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In der Sozialistischen Politik 14/15 wird versucht, „Programm und Taktik 
(der DKP, d. Verf.) selbst der Kritik zu unterwerfen“. (38) Es soll geprüft werden, 
„ob der Kampf um eine antimonopolistische Demokratie wirklich konkrete sozialis- 
tische Politik unter den heutigen gesellschaftlichen Bedingungen der Bundes- 
republik bedeutet... ., oder inwiefern dieser These eine problematische Anwendung 
der Theorie von Marx, Engels und Lenin auf die konkreten gesellschaftlichen 
Bedingungen und die neuen Erscheinungen des sozialen und politischen Lebens in 
der Bundesrepublik zugrundeliegt“. (39) Instrument dieser Prüfung ist die Formu- 
lierung zweier allgemeiner Taktiken für Länder mit unentwickeltem und für solche 
mit entwickeltem Kapitalverhältnis. Abgesehen von der methodischen Fragwürdig- 
keit dieser allgemeinen Taktiken zeigt sich ihre Untauglichkeit für die Prüfung der 
Ausgangsfrage in den Schlußthesen hierzu. Da wird zwar der DKP angerechnet, daß 
sie vom hochentwickelten Kapitalverhältnis in der BRD ausgeht, doch zugleich wird 
dem zentralen Begründungszusammenhang in der Konzeption revolutionärer Taktik 
der DKP, der Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus, elegant ausge- 
wichen. Die Frage etwa der Bündniskonzeption ist aus dem Widerspruch Finanz- 
oligarchie — ausgebeutete und ausgeplünderte Klassen und Schichten zu erklären 
und nicht aus einer vagen allgemeinen Taktik. An dem tiefen Bruch in der takti- 
schen Konzeption der DKP, der Darstellung des hohen Standes der kapitalistischen 
Produktionsweise in der BRD und der dessen ungeachtet behaupteten Notwendig- 
keit eines vorsozialistischen Staates, wird überhaupt nicht angeknüpft. Die anti- 
monopolistische Demokratie wird dann plötzlich als primär durch das Hinterher- 
hinken des subjektiven Faktors, des Klassenbewußtseins, bedingt gesehen — und die 
DKP nimmt den gleichen Ausweg, nur um sich dadurch freilich in Fragen des 
Verhältnisses von Volksfront und Aktionseinheit der Arbeiterklasse, antimono- 
polistischer Demokratie und Aufbau des Sozialismus nur noch tiefer in ihre Wider- 
sprüche zu verstricken. (40) Mit Recht wird in der Sopo 14/15 gefragt, „ob durch 
die Ausrichtung der Taktik auf die demokratische Erneuerung der Bewußßtwerdungs- 
prozeß der proletarischen Massen wirklich beschleunigt wird. (41) 

Wo liegen die zentralen Fehler dieses Vorgehens? Die Genossen gehen vom 
Begriff des Kapitals im allgemeinen aus und gelangen von da zur Bestimmung, daß 
die Vereinheitlichung der Abteilungen der Arbeiterklasse der entscheidende Inhalt 
des revolutionären Prozesses sei. Ohne auch nur begrifflich über die allgemeine Rede 
von den Mystifikationsstufen des Kapitals und den Möglichkeiten ihrer Durch- 
brechung hinaus die in der zyklischen Bewegung der Kapitale eingeschiossenen 
Bewegungsformen der Arbeiterklasse und ihres Bewußtseins entwickelt, geschweige 
denn die „Analyse eines konkreten Stücks Zeitgeschichte“ überhaupt begonnen zu 
haben, setzen die Genossen die allgemeine Bestimmung, daß die Kommunisten die 
Aufgabe haben, „die Gesamtarbeiterklasse samt ihren verschiedenen Bewegungen 


39) Sopo 14/15,S. 104 

40) vgl. Diskussion des Klassenanalyseprojekts mit Gems am 7.2.1972 und die Antwort 
von Gerns und Steigerwald auf die Kritik von Bischoff in Sopo 16/72, 5. BIff. 

41) Sopo 14/15,$. 142 
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und Bestrebungen zu einem Bund zu vereinigen“ (42) gleich mit der Arbeit der 
DKP. (43) Die DKP wird als „faktischer Ausgangspunkt“ der „allgemeinen Be- 
wegung der proletarischen Klasse“ begriffen. Und die theoretische Kritik des 
„sozialistischen Zirkeis“ (44) soll die „‚distinkte Arbeiterpartei‘ zur Einsicht in die 
wirkliche Bewegung und die entsprechenden Konsequenzen bewegen. Mit dem 
Taschenspielertrick, das gegenwärtige ökonomische und politische Bewußtsein der 
Arbeiterklasse für deckungsgleich mit der DKP zu erklären, schlägt die methodische 
Blindheit, allgemein begriffliche Bestimmungen nahtlos auf die wirkliche Bewegung 
übertragen zu wollen, in die politische Blindheit um, die DKP unbefragt zum 
Orientierungspunkt der Rekonstruktion der revolutionären Arbeiterbewegung in 
der BRD zu machen. 

Dabei müssen natürlich die entscheidenden Fragen (u.a. der internationalen 
Arbeiterbewegung), was denn Theorie und Praxis der DKP bestimmt, aus dem 
Blickfeld rücken. Kein Wunder, daß Gerns und Steigerwald in ihrer Antwort in 
Sopo 16 gegen eine solche zahnlose Kritik nicht mehr viel einzuwenden haben und 
ihre Noten verteilen: „Die Kritik Joachim Bischoffs am Thesen-Entwurf der DKP 
C...) stellt, im Unterschied zu den verschiedensten Kritiken ultralinker Gruppie- 
rungen, einen Versuch sachlicher und ernsthafter Auseinandersetzung dar... Die 
Arbeit zeugt von Sachkenntnis .. . Joachim Bischoff grenzt sich eindeutig von ultra- 
linken Sektierern ab. Dennoch kann man nicht daran vorbeigehen, daß er in der 
Sache letztlich selbst gewisse ultralinke Positionen nicht überwunden hat“. (45) 
Und diese ultralinken Positionen sind die zurückhaltenden bzw. kritischen Be- 
merkungen Bischoffs zur Stamokaptheorie, zur Bündnisfrage, zum Verhältnis von 


42) Zur Taktik der proletarischen Partei, S. 9 

43) Wozu das führt, zeigt die Kritik von Jupp Schmitz an der betrieblichen Taktik der 
Gruppe Arbeiterpolitik in der Klöckner-Hütte Bremen (vgl. Sopo 16/72), auf die die 
EUnEE entgegnet (vgl. Arbeiterpolitik 4/72): „Der Aufsatz von Schmitz ist ein Beispiel 
für de immer stärker um sich greifende Verfahrensweise einiger studentischer Linker, 
die, nachdem der Desillusionierungsprozeß über die eigenen Versuche kommunistischer 
Organisationen mehr der weniger vonstatten gegangen ist, die Existenz einer nationalen 
kommunistischen Partei in Form der DKP entdecken und sich damit von eigenen Über- 
legungen entlastet fühlen. Sobald Schmitz an den Punkt kommt, an dem er sich fragen 
müßte, wie sich die Ansätze klassenbewußten Handelns in der BRD entwickeln, welche 
Rolle die Gewerkschaften dabei spielen, wie die Aufgabe kommunistischer Kader in der 
momentanen Phase zu bestimmen ist, gerinnt ihm seine Analyse zur Rechtfertigungs- 
ideologie für die DKP-Taktik. Der theoretische Anspruch, die Referierung ausgewählter 
konkreter Fakten aus der Geschichte und Entwicklung der BRD nützen letztlich nichts — 
das Resultat solcher Analysen, die Schlußfolgerungen für die Taktik stehen von Anfang 
an fest. Die Taktik der DKP wird nicht ausgegeben als spezifische Einschätzung der DKP, 
wie sie sich in der gegenwärtigen Phase (abgeleitet aus den spezifischen Verhältnissen der 
BRD) die Organisierung des Proletariats vorstellt. Im Gegenteil, dieser Taktik wird der 
Anschein zeit- und raumloser Gültigkeit verliehen, die allein revolutionäre Veränderun- 
gen, klassenbewußtes Handeln verspricht, wonach sich die Bewegung zu richten habe. 
Kurz, es wird uns ein Kodex allgemeiner Wahrheiten (abgestützt durch ein paar Lenin- 
zitate) präsentiert, dessen Nichtbeachten die Arbeiterklasse in der Vergangenheit teuer 
bezahlen mußte. Zukünftiger Schaden aber könne durch die Einsicht der DKP, bzw. ihrer 
Verteidiger abgewehrt werden.“ 
vgl. auch Arbeiterpolitik 5/72, pass. 

44) A.a0.,S.11 (Taktik...) 

45) Sopo 16,$.89 
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Strategie und Taktik usw. Man wird gespannt sein müssen, wie sich die Konfronta- 
tion der ‚„distinkten Arbeiterpartei“ mit ihren wohlmeinenden Kritikern weiter 
entwickelt. 


V. 

Wie oben gesagt wurde, besteht das der ganzen vorgetragenen Auseinandersetzung 
zugrunde liegende Problem in der Erfassung des der (west-Jdeutschen Arbeiter- 
bewegung in der gegenwärtigen Phase adäquaten politischen Ausdrucks, an den die 
Kommunisten anzuknüpfen haben. Es ist theoretisch zu prüfen, inwieweit DKP/- 
SEW, ML-Organisationen und andere politischer Ausdruck (im repräsentierenden 
und vorantreibenden Sinn) des augenblicklichen Standes der Arbeiterbewegung 
sind. Ihre praktische Kritik kann darüber hinaus nur im Klassenkampf selbst ge- 
leistet werden. Er wird langfristig alle diejenigen Elemente ausscheiden, die nicht 
die Einsicht in und die Anknüpfung an die wirkliche Bewegung des Kapitals und der 
Klassen zum Ausgangspunkt ihrer Politik machen. Erst die Erfassung dieser wirk- 
lichen Bewegung kann den Ausgangspunkt kommunistischer Politik in der gegen- 
wärtigen Phase festmachen. Und was die Theoretiker anbetrifft, so haben sie es — 
sobald und insoweit das Proletariat den Kampf aufnimmt — nicht mehr nötig, ‚‚die 
Wissenschaft in ihrem Kopf zu suchen; sie haben sich nur Rechenschaft abzulegen 
von dem, was sich vor ihren Augen abspielt und sich zum Organ desselben zu 
machen“. (46) Eine solche „Rechenschaft“ soll abschließend kurz skizziert werden. 
(46a) 

Die Widersprüche des Kapitalismus in der BRD bezeichnen die materiell- 
ökonomische Basis, in die die Arbeiterklasse gestellt ist und die den faktischen 
Ausgangspunkt ihrer Herausbildung zur Klasse im Gegensatz zum Kapital und zur 
bewußten politischen Bewegung der Klasse darstellen. Dementsprechend müssen die 
reale Bewegung der kapitalistischen Produktion, der Höhegrad der entwickelten 
Konflikte im gesellschaftlichen Reproduktionsprozeß und der tatsächliche Stand 
der Arbeiterbewegung untersucht werden. 

Der Akkumulationsprozeß in der BRD hat eine Reihe allgemeiner Resultate 
hervorgebracht, die Basis und Rahmen für die Entwicklung der Arbeiterbewegung 
sind. Nicht nur kann als Folge des Entwicklungsprozesses des Kapitalismus in der 
BRD (47) in den letzten zwanzig Jahren festgehalten werden, daß eine enorme 
Vergeselischaftung der Arbeit entwickelt und die Produktivkrafi der gesellschaft- 
lichen Arbeit entfaltet wurde, und ebenso die Produktionsbedingungen infolge der 
Konzentration und Zentralisation von Kapital als Potenz einer gesellschaftlichen 
Produktion sich darstellen, sondern gleichzeitig erfolgte mit der Akkumulation von 
Kapital eine Akkumulation der Arbeiterklasse und die Differenzierung ihrer ver- 
schiedenen Fraktionen. Ebenso nahm — wenngleich auch der Reallohn stieg — der 
Ausbeutungsgrad der Lohnarbeit durch das Kapital zu, erfolgte über die Anwen- 
dung neuer Entlohnungsformen (seit Mitte der 60er Jahre) eine starke Intensivic- 


45) Marx, Elend der Philosophie, MEW 4, S. 143 

46a) Zu den Überlegungen in diesem Abschnitt vgl. Zur Klassenanalyse der Studenten, Berlin 
(W} 1972; Auflösung und Lernprozesse eines ML-Zirkels — Politische Erklärung von 
Genossen des ehemaligen KB/ML, Frlangen 1973 

47) vgl. Kommunist 4/5 71, S. 63ff. und Probleme des Klassenkampfs 2/72 


rung der Arbeit, fand eine enorme Akkumulation und Konzentration gesellschaft- 
lichen Reichtums statt. Es bildete sich eine latente industrielle Reservearmee_und 
die zyklische Krise des Kapitalismus heraus, wie auch ein verstärkter Druck — mit 
Hilfe des Staatsapparats — auf die Lohnbewegung einsetzte bei gleichzeitig an- 
haltenden Inflationsraten (und wachsender Steuerlast auf den Arbeitslohn), die 
ihrerseits in allen möglichen gesellschaftlichen Bereichen die Reproduktion der 
Arbeitskraft verteuern bzw. die reale Reproduktion vermindern. Sind dies die realen 
materiellen und sozialen Bedingungen, in die die Arbeiterklasse durch den Ent- 
wicklungsprozeß der kapitalistischen Produktion in der BRD gesetzt ist, so hat sich 
der unmittelbare Widerstand der Lohnarbeiter gegen das Kapital wesentlich bisher 
nur in drei Bereichen, in denen die Konflikte am schärfsten hervortraten, konzen- 
triert, nämlich 

1. als spontane Abwehrkämpfe gegen die Intensivierung und Entwertung der 

Arbeitskraft durch die Einführung neuerer Entlohnungsformen usw. - 

2: als zentrale Lohnkämpfe, ausgehend von gewerkschaftlichen Tarifver- 
handlungen (Chemiestreiks und Metalltarifstreiks) 
3. als spontane Kämpfe gegen Freisetzung, Rationalisierungen und Betriebs- 

stillegungen und der Herausbildung der industriellen Reservearmee. (48) 
Tritt in diesen Bereichen der BRD der immanente Gegensatz der Lohnarbeit gegen 
das Kapital als offener Konflikt mit dem Kapital und der Kapitalistenklasse hervor, 
so sind es weitgehend immer noch die Gewerkschaften, die diesen Gegensatz, wie er 
ökonomisch hervortritt, organisieren. Wenngleich die spontanen Kämpfe z.T. zu- 
nächst unabhängig von den Gewerkschaften begannen, so stellt sich doch auf dem 
gegenwärtigen Stand der Arbeiterbewegung bisher und zukünftig in verstärktem 
Maße allein die Gewerkschaftsbewegung der Arbeiterklasse als allgemeine Bewegung 
der Klasse dar, wie auch die eigentlichen Probleme der Arbeiterklasse weitgehend 
sich noch als Probleme innerhalb der Gewerkschaften darstellen werden. Die jetzige 
Stufe der Arbeiterbewegung, der Grad des Klassengegensatzes der Lohnarbeit gegen 
das Kapital, drückt sich allgemein bisher nur als Gewerkschaftsbewegung aus, wenn- 
gleich auch nicht in einheitlicher Form; vielmehr ist die Arbeiterbewegung selbst 
noch in Fraktionen zersplittert. 

Manche ultralinken Organisationen legen (wie chedem die utopischen Sozia- 
listen) eine „transzendentale Geringschätzung“ der „Strikes, Koalitionen und... 
anderen Formen, unter welchen die Proletarier vor unseren Augen ihre Organisation 
als Klasse vollziehen“ (49) an den Tag. Sie wollen nicht sehen, daß sich im Kampf 
der Arbeiterkoalitionen gegen die koalierte Kapitalistenklasse „alle Elemente für 
eine kommende Schlacht (entwickeln). Einmal auf diesem Punkt angelangt, nimmt 
die Koalition einen politischen Charakter an“. (50) Wenn dergestalt also die ultra- 
linke rigide Trennung von ökonomischen und politischem Kampf zu kritisieren ist, 
so kann von einem automatischenUmschlag des einen in den anderen nicht die Rede 
sein. Vielmehr bedarf es dazu nicht nur einer konkreten Entwicklungshöhe der 
ökonemischen Kämpfe, sondern auch einer „previous organization“, die nur 
kommunistisch sein kann. „Das political movement der Arbeiterklasse hat natürlich 


48) vgl. Kommunist 4/5, Teil 1V, Klassenkämpfe in der BRD seıt 1960 
49) Elend der Philosophie, MEW 4, 5. 181 
50)  A.a.0., S. 180 


212 


zum Endzweck die Eroberung der political power für sie, und dazu ist natürlich eine 
bis zu einem gewissen Punkt entwickelte previous organization der working class 
nötig, die aus ihren ökonomischen Kämpfen selbst erwächst. Andererseits ist aber 
jede Bewegung, worin die Arbeiterklasse als Klasse den herrschenden Klassen gegen- 
übertritt und sie durch pressure from without zu zwingen sucht, ein political 
movement. Zum Beispiel der Versuch, in einer einzelnen Fabrik oder auch in einem 
einzelnen Gewerk durch strikes etc. von den einzelnen Kapitalisten eine Beschrän- 
kung der Arbeitszeit zu erzwingen, ist eine rein Ökonomische Bewegung; dagegen ist 
die Bewegung, ein 8 Stunden-etc.-Gesetz zu erzwingen, eine politische Bewegung. 
Und in dieser Weise wächst überall aus den vereinzelten ökonomischen Bewegungen 
der Arbeiter eine politische Bewegung hervor, d.h. eine Bewegung der Klasse, um 
ihre Interessen durchzusetzen in allgemeiner Form, in einer Form, die allgemeine 
gesellschaftlich zwingende Kraft besitzt. Wenn diese Bewegungen eine gewisse 
previous Organisation unterstellen, sind sie ihrerseits ebenso sehr Mittel der Ent- 
wicklung dieser Organisation. Wo die Arbeiterklasse noch nicht weit genug in ihrer 
Organisation forgeschritten ist, um gegen die Kollektivgewalt, i.e. die politische 
Gewalt der herrschenden Klassen einen entscheidenden Feldzug zu unternehmen, 
muß sie jedenfalls dazu geschult werden, durch fortwährende Agitation gegen die 
(und feindselige Haltung zur) Politik der herrschenden Klassen“. (51) Es ist auch 
nicht zu übersehen, daß die historische Entwicklung der Gewerkschaften und ihre 
gegenwärtige weitgehende Befangenheit in den Fetischen des kapitalistischen 
Wachstums, der Sozialpartnerschaft und des Sozialstaates erst noch die Aufgabe 
stellt, sie zur Klassenorganisation der Arbeiter gegen das Kapital zu machen. (52) 

Kann also soweit gesagt werden, daß sich die gegenwärtige Arbeiterbewegung 
als Gewerkschaftsbewegung darstellt, so muß sogleich gesehen werden, daß sich 
analog der widersprüchlichen Identität von ökonomischer und politischer Bewegung 
der Kapitalistenklasse auch ökonomische, politische und ideologische Kämpfe der 
Arbeiterklasse nicht von einander trennen lassen. „Die ökonomische Lage ist die 
Basis, aber die verschiedenen Momente des Überbaues — politische Formen des 
Klassenkampfes und seine Resultate — Verfassungen, nach gewonnener Schlacht 
durch die siegende Klasse festgestellt usw. — Rechtsformen und nun gar die Reflexe 
aller dieser wirklichen Kämpfe im Gehim der Beteiligten, politische, juristische, 
philosophische Theorien, religiöse Anschaungen und deren Weiterentwicklung zu 
Dogmensystemen üben auch ihre Einwirkung auf den Verlauf der geschichtlichen 
Kämpfe aus und bestimmen in vielen Fällen vorwiegend deren Form‘. (53) Ge- 
schieht das nicht, so wird das Konstrukt „spontane Arbeiterbewegung‘ nur durch 
das andere Konstrukt „Arbeiterbewegung als Gewerkschaftsbewegung‘“ ersetzt. 
Kapital und Staat in der BRD sind seit 1968 unablässig bestrebt, den Machtapparat 
zur Unterdrückung der Arbeiterklasse auszubauen, wovon die jüngste Kommu- 
nistenhetze und die Verabschiedung der Notstandsergänzungsgesetze (54) erneut 
zeugen. 


51) Marx an Bolte, MEAW II, S. 437 (Marx/Engels, Ausgewählte Werke) 

52) vgl. zur Gewerkschaftsfrage Probleme des Klassenkampfs 2/72 

53) Engels an Bloch, MEAW 1, S. 456if. : j 

54) vgl. Arbeiterpolitik 4/72; Rote Robe 3/72; Arbeiterkampf 20/72; Schmidt, Max, Zum 
polit. Herrschaftssystem des Imperialismus, IPW-Berichte 1/72 
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Die Arbeiterklasse in der BRD hat über ihre ökonomischen Kämpfe hinaus 
bisher noch keinen selbständigen politischen Ausdruck gefunden. In ihr wirken so 
differierende politische Strömungen wie die CDU, gewerkschaftlicher und (links)- 
sozialdemokratischer Reformismus, DKP/SEW und ML-Organisationen. Die poli- 
. tischen Streiks aus Anlaß des Mißtrauensantrags gegen die SPD/FDP-Regierung 
haben zwar ein deutlich gewachsenes politisches Bewußtsein der Arbeiterklasse 
gezeigt, blieben aber zugleich in der Identifikation mit der SPD befangen. (55) Jene 
kapitalfreundlichen und reformistischen Einflüsse innerhalb der Arbeiterklasse sind 
es noch, die verhindern, daß sich die aus der Entwicklung des gesellschaftlichen 
Reproduktionsprozesses hervorwachsenden Konflikte und Antagonismen unmittel- 
bar als ökonomische und politische Aktionen der Arbeiterklasse umsetzen, vielmehr 
begrenzen sie gerade die Entwicklung der Lohnarbeiter zur Klasse und die Klassen- 
kämpfe. Sie werden erst mit einer Verschärfung der sozialen und politischen Kon- 
flikte zurückgedrängt werden können. Was DKP/SEW und die ML-Organisationen 
angeht, so führen sie — relativ zu den kapitalfreundlichen und reformistischen Ein- 
flüssen gesehen — ein Mauerblümchen-Dasein, das sie erst mit zunehmenden Klas- 
senkämpfen und ihrer Orientierung auf die wirkliche Bewegung werden überwinden 
können. 

Erst dann können sie sich — durch Spaltungs-, Auflösungsprozesse und 
politisch-ideologische Auseinandersetzungen hindurch — zusammen mit gewerk- 
schaftsoppositionellen (Vertrauensleute(56)) und autonomen (z.B. „Plakat-Gruppe“ 
ın Stuttgart, Gruppe „Arbeiterpolitik“ in Bremen und diverse Gruppen in West- 
berlin) Arbeitergruppen zu Elementen der revolutionären Partei des Proletariais 
entwickeln. In diesem Prozeß haben auch kommunistische Intellektuelle vermittels 
der allgemeinen marxistischen Untersuchung der Kapital- und Klassenbewegung der 
BRD und durch begrenzte Unterstützung jener Bildungsmomente der Arbeiterpartei 
eine wichtige Aufgabe. Für sie muß aber ebenso wie für besondere politische Be- 
wegungen neben der Arbeiterklasse gelten, „daß die Emanzipation der Arbeiter- 
klasse durch die Arbeiterklasse selbst erobert werden muß“. (57) 


55) vgl. Umbruch 5/72 und Arbeiterkampf Juni 72 

56) vgl. Reihe Betrieb und Gewerkschaften, Gewerkschaftliche Vertrauensleute für eine anti- 
kapitalistische Betriebsstrategie, Offenbach 1972 

57) Marx, Statut der iniernationalen Arbeiterassoziation, MEAW I, S. 358 
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ZUR EINSCHÄTZUNG DER GEGENWÄRTIGEN POLITISCHEN LA- 
GE IN DER BRD 


Sowohl die starke Politisierung während des Wahlkampfes als auch die unge- 
wöhnlich hohe Wahlbeteiligung deuten darauf hin, daß größte Teile der Bevölke- 
rung die Bundestagswahlen als ein entscheidendes politisches Votum verstanden 
haben. Daß dieses Votum so klar zugunsten der Sozialdemokratie ausging, also 
größte Teile der Bevölkerung ihre Interessen eher von der SPD vertreten sehen, 
dürfte darauf zurückzuführen sein, daß es die SPD verstanden hatte, eine Koppe- 
lung von Sicherheits- und Reformbedürfnissen und -bestrebungen vorzustellen: Si- 
cherheit durch die Ostpolitik, in deren Verlauf sich Willy Brandt zum “Friedens- 
kanzler”” erhob, innenpolitische Reformen durch Maßnahmen, die eher Verspre- 
chungen blieben, und durch die großausgelegte Formel von der “Verbesserung der 
Qualität des Lebens”. Diese Koppelung vermochte Massenunterstützung bei der 
Wahl zu mobilisieren, zumal die CDU/CSU dem nichts entgegenzusetzen hatte, 
vielmehr mit der Flut von teuren Hetzanzeigen dokumentierte, daß sie die Partei 
des Großkapitals ist. 

In diesem Zusammenhang ist es wichtig, die Einschätzungen der Linken wäh- 
rend des Wahlkampfes zu rekapitulieren. Die DKP stellte sich nur halbherzig zur 
Wahl aufgrund der richtigen Einschätzung der Lage, daß es ihr auch 1972 nicht ge- 
lingen werde, die Hürde der fünf Prozent zu nehmen. So forderten Mitglieder der 
DKP mehr oder weniger verschleiert dazu auf, doch lieber SPD zu wählen, um die 
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marschierende Reaktion von CDU/CSU gemeinsam und wirksam abzuwehren, Da- 
bei kam dann auch die inhaltliche Klärung zu kurz, was unter der Parole “Kommu- 
nisten in den Bundestag” heute zu verstehen sei — da sowieso keine Kommunisten 
in den Bundestag einziehen würden. Eine Partei, die sich im Wahlkampf selbst als 
nur mit politischen Einschränkungen wählbar darstellte, bekam dann auch von 
Sympathisierenden nur wenige Stimmen. Dies drückt sich auch in dem weitver- 
breiteten Splitting zwischen den Erst- und Zweitstimmen von DKP und SPD aus. 
Es ist natürlich zu fragen, ob sich die Partei mit einem solchen Verhalten nicht 
politisch desavouiert. 

Auf dem einen Pol forderten die verschiedenen “KPDen’” den Boykott wie 
1969, nur mit veränderter Begründung. Beide großen Parteien seien lediglich Agen- 
ten das Kapitals, “Volksfeinde”, und eine Stimmenabgabe diene, da es innerhalb 
des Parlamentarismus keine Alternative gebe, nur dem Interesse der Bourgeoisie. 
Außerdem sei die parlamentarische Auseinandersetzung kein Mittel, den Aufbau 
der proletarischen Partei voranzutreiben. Eine solche Position jedoch ist nicht in 
der Lage, die sozialen Prozesse und politischen Ausdrucksformen, die sie gerade 
auch in Wahlen und Wahlkämpfen finden, adäquat in einer politischen Taktik zu 
berücksichtigen. Zudem liegt einer solchen politischen Position eine maßlose Über- 
schätzung der eigenen Stärke und Bedeutung zugrunde. Parolen wie “Nur Volks- 
feinde stehen zur Wahl” oder gar “Nur Volksfeinde gehen zur Wahl” dokumentie- 
ren sehr deutlich die politische Blindheit. Die konkreten Unterschiede zwischen 
CDU/CSU und SPD werden in einer solchen Haltung verwischt, Unterschiede, die 
es gerade für eine politische Einschätzung genau zu analysieren gilt. Auf dem ande- 
ren Pol unterstützten Teile der Linken mehr oder weniger offen die SPD und zwar 
teilweise nicht nur aus taktischen Erwägungen, sondern brachten sogar ein Maß an 
identifikation mit dieser Partei auf, das nach der wenige Wochen vor der Wahl abge- 
spulten Baader-Meinhof-Jagd und Verfolgung der arabischen Genossen zumindest 
verwunderte. Dahinter standen Überlegungen, nach denen eine SPD-Regierung der 
Linken einen größeren Spielraum lassen würde, als es unter einer CDU/CSU-Regie- 
rung der Fall sein würde. Darüber hinaus meinten manche Gruppen, daß mit schritt- 
weisen Reformen, die ja von der SPD versprochen waren, das “System zu überwin- 
den” sei (linke Jusos z. B.). Wenn die SPD aber trotz ihrer Versprechungen nicht 
zu Reformen fähig oder bereit sei, dann habe das schließlich auch seine politisch 
positive Seite. Damit entlarve sich der Sozialdemokratismus und Reformismus als 
systemstabilisierende Kraft und bewirke einen Abbau der grassierenden sozialdemo- 
kratischen Illusionen innerhalb der Arbeiterschaft. 


H 


Angesichts der Tatsache, daß nun die SPD zusammen mit der FDP in den kom- 
menden vier Jahren die Regierungsgeschäfte führen wird, müssen zum Zweck der 
politischen Einschätzung und der Bestimmung unserer nächsten Aufgaben die 
Machtverhältnisse analysiert werden. Wir werden einige grobe Einschätzungen zu ge- 
ben versuchen, aus denen sich Aufgabenstellungen für die weitere Redaktionsarbeit 
der Prokla bestimmen, die wir im Editorial zu Heft 6 erläutern werden. Zwar konn- 
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te das westdeutsche Kapital nach seiner Krise von 1966/67 einen ausgesprochen 
kraftvollen Aufschwung der Akkumulation für sich buchen, doch bedeutete dieser 
Aufschwung, der seit 1970 in eine Phase der Stagnation mündete, die Akkumulation 
neuer Widersprüche, die auch die kommenden Jahre bestimmen werden. In diesem 
Zusammenhang muß insbesondere auf die in den Währungskrisen zutagegetretenen 
internationalen Verwicklungen, die Verschärfung der Konkurrenz auf dem Weit- 
markt verwiesen werden. Die Währungskrisen, von denen mittlerweise selbst die 
berufsmäßig optimistischen Apologeten unter den Ökonomen nicht mehr glauben, 
daß sie langfristig mit nur technischem Firlefanz gelöst werden können, sind die 
Gewitterwolken am Horizont der kapitalistischen Weltkonjunktur. Westdeutschland 
ist in diesem Zusammenhang zur Zeit noch weit besser dran als die meisten anderen 
kapitalistischen Länder, aber es ist auch nur so lange besser dran, wie die anderen 
Länder nicht einen scharfen Schnitt machen: etwa durch Export- und Importkon- 
trollen, Devisenbewirtschaftung etc., die den für die westdeutsche Konjunktur le- 
benswichtigen Warenexport be- oder abschneiden. Natürlich wird dies nicht so ein- 
fach von heute auf morgen passieren, aber die Maßnahmen der USA vom Sommer 
1971 (vgl. dazu PROKLA 1) haben einen Vorgeschmack davon geliefert, welche 
Auswirkungen staatliche Restriktionen in einem Land für den kapitalistischen Welt- 
markt haben. Dazu wird es immer deutlicher, daß die Vorzugsstellung, die West- 
deutschland auf dem Weltmarkt einnimmt, nur eine sehr relative ist, die tendenziell 
unterhöhlt wird, vor allem von der japanischen Konkurrenz. Der Preis, der in West- 
deutschland für diese Vorzugsstellung gezahlt worden ist, war noch sehr niedrig. 
Die, wie sich herausstellte, doch geringen Aufwertungen der DM haben dem west- 
deutschen Exportkapital nicht schaden können. Aber es besteht die Möglichkeit, 
daß die kapitalistischen Konkurrenten, die so viel schlechter dran sind als West- 
deutschland (Großbritannien und Italien) über kurz oder lang einen höheren Preis 
werden fordern müssen, um nicht die politische Herrschaft ihres nationalen Kapi- 
tals angesichts der vehementen Klassenkämpfe zu gefährden. Das heißt, daß die 
heute noch sehr günstige Position des westdeutschen Kapitals gerade innerhalb 
der EWG nicht überstrapaziert werden darf und materielle Zugeständnisse gemacht 
werden müssen. So strahlen die Klassenkämpfe in anderen westeuropäischen Län- 
dern,über die sich jeder westdeutsche Einzelkapitalist freuen mag,weil sie seine Kon- 
kurrenten schwächen, auch auf das westdeutsche Gesamtkapital aus. Doch auch heu- 
te schon zeigt es sich, daß die Exportüberschüsse der vergangenen Jahre, die absolut 
notwendig sind für den beschleunigten Aufschwung und daher auch für das “politi- 
sche Gleichgewicht” in der BRD, ihre Probleme aufwerfen, vor allem in Form der 
Inflation oder gar wie 1971 und 1972 in Form der Stagflation. Die Inflation ist 
nicht nur deshalb politisch brisant, weil sie jedesmal Erinnerungen an die beiden 
totalen Geldentwertungen 1923/24 und 1948 wach ruft, sondern weil sie mit Not- 
wendigkeit strukturelle Probleme des Akkumulationsprozesses aufwirft: 

Da die Preisbewegung immer ungleichmäßig ist, werden die Branchen in ihren 
Akkumulationsmöglichkeiten ungleichmäßig getroffen. Auch die verschiedenen Ein- 
kommen und deren Verwendungsarten unterliegen dieser ungleichmäßigen Wirkung 
der Inflation, so daß daraus auch politische Widersprüche resultieren, die sozusagen 
inflationsbedingt sind. Darauf wird aber noch zurückzukommen sein. 
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Die Währungskrisen und deren Folgen sind nur ein Ausdruck, eine Erschei- 
nungsform der Widersprüchlichkeit des kapitalistischen Reproduktionsprozesses im 
Weltmaßstab. In der BRD sind die Widersprüche des Reproduktionsprozesses heute 
durch die besonderen historischen Bedingungen der Krise 66/67, des Aufschwungs 
nach 1967 bestimmt. Da kein Akkumulationszyklus die bloße Wiederholung des 
vorhergehenden ist, sind gerade die historischen Besonderheiten für eine Analyse 
der politischen Verhältnisse relevant. Bezeichnend für den Aufschwung nach 1967 
ist der Umfang der Rationalisierung von Produktion und Zirkulation im Zusammen- 
hang mit Steigerung sowohl der Produktivität als auch der Intensität der Arbeit und 
den ersten Anzeichen für beschleunigten “moralischen Verschleiß” von Qualifika- 
tionen der Arbeitskraft (Vgl. hierzu genauer “Zur Intensifikation der Arbeit in der 
BRD” in PROKLA 4 und in dieser Nummer). Diese sich herausbildenden neuen 
Formen des Verhältnisses von Lohnarbeit und Kapital haben natürlich Konsequen- 
zen für das politische Bewußtsein, die Kämpfe und die Organisationsformen inner- 
halb der Arbeiterklasse. Dies zeigte sich während des Aufschwungs nach 1967 
deutlich. 

Mit der Ablösung der Regierung Erhard im Jahre 1966 und der Beteiligung der 
Sozialdemokratie an der großen Koalition wurden neue Formen des Staatsinterven- 
tionismus (Globalsteuerung, Mittelfristige Finanzplanung), neue Formen der Steu- 
erung des Konflikts von Lohnarbeit und Kapital (Konzertierte Aktion), eine Zen- 
tralisierung der Regierungsgewalt (Einschränkung des Föderalismus), eine Erweite- 
rung der Machtbefugnisse (Notstandsgesetze) eingeführt. Wie effizient diese neuen 
Formen auf der politischen Ebene waren, zeigte sich nicht zuletzt daran, daß nach 
der. Krise von 1967 ein neuer Wirtschaftsaufschwung erfolgte, der in seiner Dyna- 
mik sogar den Zyklus von 1963 bis 1966 übertraf. Man kann zwar nicht behaupten, 
daß die politischen Formen den Wirtschaftsaufschwung unmittelbar bewirkt hätten, 
aber sie haben Hinderungsgründe für einen neuen Akkumulationsstoß schneller be- 
seitigt,als es sonst der Fall gewesen wäre. So ist es verständlich, daß 1966 und auch 
noch 1969 große Teile des Kapitals die SPD unterstützten. Die Profite stiegen explo- 
sionsartig, während sich die Lohnsteigerungen bis 1969 um die staatlich vorgegebe- 
nen Lohnleitlinien herum bewegten. Darin waren die für die BRD neuen Konflikte 
angelegt, die zum ersten Mal 1969 in den spontanen Streiks der Arbeiter zum Aus- 
druck kamen. Die spontanen Streiks können nicht nur als Folge der divergenten 
Entwicklung von Löhnen und Profiten nach der Krise interpretiert werden, son- 
dern auch als Antwort der Arbeiterklasse auf den politischen Versuch, die Lohnbe- 
wegung vorı den Bedürfnissen der Kapitalakkumulation abhängig zu machen. Dies 
kommt darin zum Ausdruck, daß innerhalb der Gewerkschaften die Forderung 
“Raus aus der Konzertierten Aktion” eine immer weitere Verbreitung gefunden 
hat, so daß sich selbst die Gewerkschaftsspitze in den vergangenen zwei Jahren 
zur Konzertierten Aktion hat kritisch äußern müssen. Dadurch, daß die Gewerk- 
schaften nach 1967 weitgehend, d.h. nicht nur an der Spitze, die politisch gesetz- 
ten Bedingungen in zum Teil falsch verstandener Loyalität zur SPD akzeptierten, 
“desintegrierten” sie die Lohnkämpfe teilweise aus ihrer Kontrolle. Vielleicht ist 
dieses Moment in den Gewerkschaften und von der herrschenden Klasse besser be- 
griffen worden, als von manchen Kreisen der Linken, die darauf warteten, daß die 
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ökonomische Bewegung in eine politische umschlage, nicht zuletzt aufgrund ihrer 
politischen Aktivitäten. Jedenfalls zeigen die nach 1969 unternommenen Anstren- 
gungen der Gewerkschaftsführung, die spontanen Bewegungen wieder zu integrie- 
ren, daß sie bereits in der spontanen Form der Kämpfe und nicht erst in den nur 
teilweise explizit politischen Inhalten der Forderungen den politischen Charakter 
der Bewegung erkannt hatten. Es muß festgehalten werden, daß es den Gewerk- 
schaften in der Folge zwar gelang, die spontane Bewegung wieder unter Kontrolle 
zu bringen — die Streiks waren viel zu kurz, als daß sich der Charakter der Gewerk- 
schaftsbewegung so schnell hätte ändern können — aber dennoch sind innerhalb 
der Gewerkschaften und teilweise außerhalb operierende selbstbewußte Gruppen 
und Zirkel entstanden oder haben sich konsolidiert, die für die Spitze nicht mehr 
nur eine quantit© nögligeable darstellen können. Ein Beispiel dafür bieten die Be- 
triebsratswahlen vom Frühjahr 1972. Die spektakulären Erfolge von “Protestlisten” 
bei Daimler-Benz, Opel-Bochum und anderswo zeigen, daß die auf eine wirksame 
Vertretung der Arbeiterinteressen drängenden Potenzen innerhalb der Arbeiterklasse 
und der Gewerkschaftsbewegung groß genug sind, um sich zu artikulieren. Der Zu- 
sammenhang von ökonomischer Forderung und politischer Artikulation, der immer 
in Lohnbewegungen angelegt ist, hat sich allerdings deshalb noch nicht eindeutig 
manifestieren können, weil es der Gewerkschaftsspitze gelungen ist, die politische 
Dimension weitgehend zu isolieren bzw. die Rücksichtnahme auf die SPD-Regie- 
rung in den Vordergrund zu schieben, wie es während des Metallarbeiterstreiks in 
Baden-Württemberg Ende 1971 geschehen ist. Hieran zeigt sich denn auch die poli- 
tische Bedeutung der Bindung der Gewerkschaften an die Partei für die gesamte Lin- 
ke als eine Grenze ihrer Möglichkeiten. 

Die politischen Folgen und Probleme für die Sozialdemokratie als Regierungs- 
partei liegen auf der Hand. Zunächst die Inflation: Sie führt dazu, daß die Staats- 
einnahmen mit der Inflationsrate nicht Schritt halten können, wenn man die gesetz- 
ten Aufgaben des Staates berücksichtigt. Denn die Steuern werden für eine vergan- 
gene Periode gezaklt, in der die Preise noch niedriger waren, während die Ausgaben 
heute und morgen getätigt werden, wo die Preise schon einige Punkte höher getrie- 
ben worden sind. Dies ist ein Mechanismus, der noch dadurch verschärft wird, daß 
der Preisindex des Staatsverbrauchs im Vergleich zu den Preissteigerungen anderer 
Größen der “volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung” überproportional gestiegen ist. 
Die Staatseinnahmen reichen unter den Bedingungen der Inflation nicht mehr aus, 
die zum Teil schon aus den 50er Jahren überhängigen strukturellen Probleme zu 1ö- 
sen (Infrastruktur, Bildungswesen, Sozialgesetzgebung usw.). Daß die Inflation selbst 
eine Erscheinungsform der grundlegenden Krisen des kapitalistischen Reproduktions- 
prozesses ist, soll hier nicht‘ weiter analysiert werden (vgl. dazu die Ansätze in 
PROKLA 2 und 3). Der Hinweis-ist aber insofern wichtig, als damit Illusionen ent- 
gegengetreten werden kann, nach denen mit der Eindämmung der Inflation auf ka- 
pitalistischer Grundlage die vorhandenen Probleme gelöst werden könnten. Die 
von der SPD/FDP-Regierung so großspurig angekündigten “inneren Reformen” muß- 
ten unter den Bedingungen der Inflation und nicht erst unter den Bedingungen des 
parlamentarischen Grabenkampfes wortreiche Prahlerei bleiben. Wenn dann noch 
hinzukommt, daß ein Teil der Regierung mit weiterer Staatsverschuldung die “inne- 
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ren Reformen” zu finanzieren gedenkt, ein anderer Teil aber mit dem Fetisch der 
Stabilität, womit lediglich eine mehr oder weniger lax definierte Preisstabilität ge- 
meint ist, die Ausgaben für innere Reformen kürzen will, ein dritter Teil stattdes- 
sen die Steuern erhöhen möchte, wobei dieser Teil bereits darüber in sich uneinig 
ist, welche Steuern erhöht, d.h. welche Schichten besondeis zu belasten sind, dann 
ist dies ein politischer Konflikt mit einer nicht manipulierbaren Basis. Wegen die- 
ser materiellen Grundlage im Akkumulationsprozeß ist der politische Konflikt auch 
nicht mit dem grandiosen Wahlergebnis für die sozialliberale Koalition aus der Welt 
geschafft oder auch nur leichter zu managen. Die FDP, die keine Steuererhöhungen 
hinnehmen will, die SPD, die für Steuererhöhungen plädiert; die SPD, die in der 
Mitbestimmungsfrage den Gewerkschaften Zugeständnisse machen will, die FDP, 
die eine “Parität”” von Kapital und Arbeit in den Leitungsorganen der Unterneh- 
men strikt ablehnt — all dies sind Beispiele für Widersprüche, die die Politik der 
kommenden Jahre bestimmen werden. An diesen politischen Konflikten ist auch 
der ehemalige “Superminister’” Schiller gescheitert, genau wie der ehemalige Bil- 
dungs- und Wissenschaftsminister Leussink vor ihm. Viel Geld kostende Refor- 
men und Stabilität, wie sie der kapitalistische Staat anzustreben versucht, nämlich 
stabile Verwertungsbedingungen für das Kapital, passen eben nicht zusammen. Daß 
daraus sich auch personelle Konsequenzen ergeben, ist nur ein oberflächlicher Re- 
flex des Ganzen. Die Reformvorhaben der sozialliberalen Koalition mußten schei- 
term, da die zu ihrer Verwirklichung notwendigen Mittel fehlten. Zwar wurde je- 
weils die ungünstige Konjunkturlage als Begründung vorgeschoben — aber wann 
ist die Konjunkturlage für Reformen, die nicht nur dem Kapital zugutekommen, 
schon günstig? 

In dieser Widersprüchlichkeit befangen, hat die SPD als Regierungspartei die 
Erwartungen des Kapitals, das meß- und sichtbare Resultate haben wollte, kurzfri- 
stig, nämlich seit 1969, nicht erfüllen können. Die mangelnde Disziplinierung der 
Gewerkschaften in den Lohnkämpfen und die Furcht vor Steuererhöhungen be- 
wirkten, daß sich das Kapital wieder zur CDU/CSU wandte, die aufgrund ihrer ge- 
sellschaftlichen Basis und ihrer erklärten Funktion als “Ordnungspartei” die Inter- 
essen des Kapitals besser und effizienter durchzusetzen versprach — gerade auch 
gegenüber den Gewerkschaften. Zwar kann man davon ausgehen, daß die SPD einen 
besseren Draht zur Gewerkschaftsspitze hat und folglich besser Disziplinierungsfunk- 
tonen wahrnehmen kann als die CDU/CSU, aber diese Disziplinierung seitens der 
SPD ist nur möglich, wenn auch gewisse Zugeständnisse gegenüber den Gewerk- 
schaften gemacht werden. Gerade zu diesen Zugeständnissen waren weder das Ka- 
pital, vertreten durch seine Verbände, noch die CDU/CSU bereit. So stimmt es 
zwar, daß die SPD eine integrationistische Partei ist, aber da Integration der Ar- 
beiterbewegung in das System etwas “kostet”, ist eine solche integrationistische 
Partei für die Kapitalistenklasse nicht in jeder Situation akzeptabel. So machen die 
Erwartungen des Kapitals an die SPD ziemlich deutlich, welche zwiespältige Rolle 
die SPD in Wirklichkeit zu spielen gezwungen ist. Obwohl sie ihre Mitglieder und 
Wählerschaft zum großen Teil aus der Arbeiterklasse rekrutiert, ist sie doch objek- 
tiv eine bürgerliche Partei. Sie kann das wegen der bezeichneten Widersprüche 
nicht eindeutig genug sein, aber sie kann auch nicht klar die Arbeiterinteressen 
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vertreten. Die Kritik aus der Arbeiterklasse an der SPD wächst zwar in zunehmen- 
dem Maße, was auch in linken Oppositionsströmungen innerhalb der SPD selbst 
zum Ausdruck kommt; die Mehrzahl der Arbeiter und Angestellten sieht aber 
dennoch die SPD mangels realistischer Alternative als “ihre” Partei an. Selbst soziali- 
stische und kommunistische Arbeitergruppen haben aus diesem Grunde bei der Bun- 
destagswahl zum Votum für die SPD aufgerufen, um sich nicht sektiererisch zu iso- 
lieren. 

Daß mangels Alternative die SPD in großen Teilen der Arbeiterklasse als “die” 
Arbeiterpartei angesehen wird, zeigte sich deutlich, als die Regierung Brandt/Scheel 
durch das Mißtrauensvotum der CDU/CSU im Zusammenhang mit den Ostverträgen 
im April 1972 gestürzt werden sollte: Es fanden spontane Arbeitsniederlegungen 
statt. Hier zeigte es sich, daß die Parteinahme für die SPD durchaus ambivalent ist. 
Denn die Ebene der politischen Artikulation kann unter entsprechenden ökonomi- 
schen und politischen Verhältnissen von den Wahllokalen auf die Straße verlegt wer- 
den. Die spontanen Arbeitsniederlegungen als Votum für die Regierung Brandt, die 
sich an manchen Orten zu großen Demonstrationen ausweiteten, sind ein solches 
Beispiel. Diese Willenskundgebung nur als unreifes politisches und sozialdemokrati- 
sches Bewußtsein der Arbeiterklasse zu deuten und sich daher aus dieser Ebene der 
Auseinandersetzung heraushalten zu wollen, da sie im eigentlichen Sinne nicht poli- 
tisch sei, zeugt selbst von einem Nicht-Begreifen der Situation. Die Arbeiter, die 
hier streikten und demonstrierten, nahmen objektiv, teilweise auch subjektiv, Ein- 
fluß auf die politischen Auseinandersetzungen, ohne sich an die parlamentarischen 
Regeln zu halten. Kanzler Brandt, der als Drohung gegenüber der CDU/CSU mit der 
“Mobilisierung der Betriebe” operierte, mußte sehr schnell eröffnen, daß das ja “so 
nicht gemeint gewesen sei”, als die Arbeiter spontan, d.h. durch SPD und Gewerk- 
schaften unkontrolliert, der CDU/CSU tatsächlich drohten. Die Gefahr, die der SPD 
aus einer politischen Bewegung in der Arbeiterklasse erwachsen kann — auch wenn 
sie anfänglich zu ihrer Unterstützung angetreten ist — wurde sehr schnell erkannt. 
(Das Resultat können nämlich Organisationsformen sein, die dem sozialdemokrati- 
schen Einfluß in der Arbeiterschaft Grenzen setzen.) Die SPD besann sich also da- 
rauf, daß sie keine Arbeiterpartei mehr, sondern Volkspartei geworden ist. Die Ar- 
beiter hatten in dieser Affäre gezeigt, daß sie selbstbewußt aufzutreien vermögen 
und nicht einfach als Mittel der politischen Auseinandersetzung von der Sozialde- 
mokratie instrumentalisiert werden können. Eine ähnliche Situation zeigte sich noch 
einmal während des Wahlkampfes, als Wiliy Brandt versuchte, in den Betrieben für 
die SPD zu agitieren und dabei auf den schärfsten Widerstand seitens der CDU/CSU 
und der Kapitalverbände stieß. Die SPD hat so in verschiedenen Formen und Situa- 
tionen nach dem parlamentarischen Patt versucht, an die Betriebe zu appellieren 
— die Mauserung des Helmut Schmidt zum großen Gewerkschaftsfreund gehört eben- 
falls in diesen Zusammenhang —, sie hat auch mit dieser Politik große Erfolge errin- 
gen können, wie sich im Wahlergebnis gezeigt hat. Damit ist aber die Widersprüch- 
lichkeit, in der sich die Partei befindei, nicht aus der Welt geschafft. Sie bleibt eben 
eine Partei, die in der bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaft die Regierungsgewalt 
ausübt und daher zwischen Funktionalität in dieser Gesellschaft und Legitimation 
durch die Arbeiterklasse schwankt. Vor der Wahl ging es vorrangig um Legitimation, 
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nach der Wahl wird es um Funktionalität gehen. Aber die zeitweise gestärkte Linke 
in der Partei stellt für die Funktionalität der Regierungspartei eine, wenn auch vor- 
übergehende, Belastung dar. Das zeigt sich schon in den Verhandlungen nach der 
Wahl, in der antizipatorischen Abwehr linker Fraktionsbildung durch Brandt und 
in der Haltung der Partei zur Tarifbewegung Ende 1972. Der Widerspruch innerhalb 
der SPD, einerseits sals Regierungspartei nicht gegen Kapitalinteressen handeln zu 
können, andererseits in Gegensatz zur eigenen gesellschaftlichen Basis zu geraten 
oder diese nicht mehr kontrollieren zu können, erzeugt einen Spannungszustand 
in der SPD, der die Gewerkschaftsopposition und die Parteilinke insgesamt auf den 
Plan ruft. Innerhalb der Gewerkschaften regen sich zunehmend Widerstände gegen 
die Dämpfung sozialer Konflikte in Form von Konzertierter Aktion, Lohnleitlinien, 
Spitzengesprächen, Stabilitätspakten usw. Auch die Jungsozialisten treten mit ihren 
Forderungen in Gegensatz zur Parteiführung, allerdings ohne daß das bisher zu orga- 
nisatorischen Konsequenzen geführt hätie oder in absehbarer Zeit führen würde. 
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Wir haben gesehen,daß in den vergangenen Jahren die sozialen und politischen 
Konflikte deutlich zugenommen haben. Um sich den Rücken freizumachen und von 
den Problemen, denen sich die Regierung gegenübersah und -sieht, abzulenken, bzw. 
um sich auf künftige Auseinandersetzungen vorzubereiten,wurde — publizistisch und 
propagandistisch ausgeschlachtet — gegen die Linke in der BRD vorgegangen. Die 
diesbezüglichen Tendenzen sind eindeutig: Die Gesetze, die den Bundesgrenzschutz 
als Regierungsarmee zur Niederschlagung innerer Unruhen einsetzen :die reaktionären 
Ausländergesetze, die jede politische Aktivität der mittlerweile über zwei Millionen 
Arbeitsimmigranten rigide beschneiden, in diesem Zusammenhang das Verbot von 
GUPS und GUPA; die Maßnahmen, Sozialisten als Verfassungsfeinde aus dem öffent- 
lichen Dienst zu entfernen oder davon fernzuhalten (Hamburger Erlasse der Mini- 
sterpräsidenten); die Vereinheitlichung im Sinne der Effizienzsteigerung der Pol- 
zei, die Versuche, sich das Monopol über die Massenkommunikationsmittel zu 
verschaffen (Bayerisches Rundfunkgesetz); die Besetzung des Präsidentenstuhis des 
Bundesverfassungsgerichts mit dem Reaktionär Benda; die geplante und ab 1973 
verwirklichte Einrichtung von Bundeswehrhochschulen; die Kriminalisierungsver- 
suche der gesamten Linken im Zusammenhang mit der Hysterie der Baader-Mein- 
hof-Jagd; die Versuche, die Verbreitung Enker Literatur zu unterbinden und de- 
ren Verleger unter Druck zu setzen usw. Diese massierten Repressionen sind kein 
Zufall, und sind auch nicht nur quantitative Fortsetzung von Tendenzen, die schon 
so alt sind wie die BRD. Die Repressionen sind unseres Erachtens Ausdruck der 
Krisenerscheinungen der westdeutschen Gesellschaft. Die herrschende Klasse hat 
sich sozusagen antizipativ für in der Zukunft zu erwartende Konilikte das repressive 
Instrumentarium schon jetzt bereitgestellt. 

Unter diesem Aspekt sind auch die Östverträge als ein Versuch zu interpretic- 
ren, sich den Rücken freizumachen für kommende Konflikte im Innern und auf dem 
kapitalistischen Weltmarkt. Die parlamentarische Auseinandersctzung vom April 
1972 um die Verabschiedung der Ostverträge war nur cin Theaterspiel, bei dem je- 
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dem Beteiligten und Zuschauer der Ausgang schon vorher bekannt war. Der im 
letzten Akt beinahe erfolgte Abbruch der Vorstellung — wenn das Mißtrauensvo- 
tum Erfolg gehabt hätte — wäre lediglich auf einen wiedergutzumachenden Thea- 
terunfall zurückzuführen gewesen. Die CDU/CSU hatte daher auch gar keine ande- 
re Möglichkeit, aus der selbstproduzierten Sackgasse herauszukommen, als sich der 
Stimme zu enthalten. Die Bourgeoisie in Westdeutschland hat derzeit keine andere 
Wahl, als mit den sozialistischen Ländern, auch mit der DDR — wie sich beim Ab- 
schluß des Grundvertrags kurz vor den Bundestagswahlen gezeigt hat — zum Ein- 
vernehmen zu kommen. Die materiellen Möglichkeiten, cin solches Einvernehmen 
jahrelang nicht nur zu negieren, sondern auch zu torpedieren (Entwicklungshilfe 
und Hallsteindoktrin gehörten ja zusammen), sind aufgrund der gewachsenen rela- 
tiven Stärke der “anderen Seite’ geringer und damit wirkungslos geworden. Jede 
Stagnationsphase und erst recht jede Krise wird die herrschende Klasse und selbst 
ihre reaktionärsten Mitglieder dazu zwingen, diese neuen Verhältnisse in der Po- 
Ktik zu berücksichtigen. Auf der staatlichen Ebene betrachtet, helfen die Ostver- 
träge sicherlich, den “Frieden” in Europa zu sichern, ebenso wie die erst dadurch 
möglich gewordene gesamteuropäische Sicherheitskonferenz. Sie können daher auch 
nicht einfach als Ausdruck der Kollaboration zwischen westdeutschem Imperialis- 
mus und sowjetischem “Sozialimperialismus” interpretiert werden. Aber die Be- 
trachtung auf der bloß staatlichen Ebene reicht nicht aus. Denn auf der anderen 
Seite besteht die Funktion der Östverträge für die herrschende Klasse darin, freie 
Hand zu bekommen, um die repressive Gewalt konzentrierter zur Bewältigung 
der im Innern sichtbar aufbrechenden Widersprüche einsetzen zu können. Der sich 
nach außen orientierende und hauptsächlich an der DDR sich festmachende Anti- 
kommunismus kann sich nun auf die “Kommunisten” in der BRD selbst konzen- 
trieren. Die DKP hat cs als ersie verspürt; dadurch nämlich, daß ihre Mitglieder als 
organisatorisch eindeutig identifizierbare (im Gegensatz zu den übrigen sozialisti- 
schen und kommunistischen Linken) zuerst und am häufigsten vom von der Ham- 
burger Ministerpräsidentenkonferenz ausgesprochenen Berufsverbot betroffen wor- 
den sind. Es kann auf der anderen Seite jedoch nicht geleugnet werden, daß länger- 
iristig mit der Korrektur des äußeren Feindbildes dem Antikommunismus vor allem 
in der Arbeiterschaft Boden entzogen wird. 

Wir haben gezeigt, daß in den Arbeiterkämpfen Potenzen angelegt sind, die 
für die herrschende Klasse dann nicht mehr zu verkraften sind, wenn sie größeren 
Umfang annehmen und sich vereinheitlichen. Dies hängt aber nicht nur von der 
weiteren Entwicklung der Widersprüche des Kapitalverhältnisses ab, sondern auch 
— wie oben betont — von der subjektiven Entwicklung der sozialistischen Kräfte 
innerhalb der Arbeiterbewegung. Daraus ergeben sich Konsequenzen auch für eine 
wissenschaftlich sozialistische Zeitschrift. Die Redaktionskonferenz der Prokla wird 
in der nächsten Nummer versuchen, die Konsequenzen für ihre weitere Arbeit darzu- 
stellen. 


EA. :G.A. 
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